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Borwort. 


Die Arbeiten, welche ich Hier veröffentliche, haben mich jeit 
Herausgabe des zweiten Theiles meiner Schrift über die Propa- 
ganda (1853) bejchäftigt, find aber, da mir vieles Andere ob- 
gelegen hat, oft unterbrochen worden, und nur Yangjam fort- 
gefehritten; vielleicht daß mein Buch Spuven hiervon trägt. 

Es beginnt mit der Erinnerung an eine vor hundert Jahren 
in Deutſchland entwidelte katholiſche Oppofition gegen Nom, und 
hat wiederholt Anlaß, auf Diefe am den Namen des Febronius- 
Hontheim fich knüpfende Bewegung zurüczufommen. Auch heute 
find, wie damals, wiljenjchaftliche und geiftlihe Männer der 
deutſchen katholiſchen Kirche mit der römiſchen Curie in Streit: 
man wird verfucht, zwiſchen ſonſt und jett zu vergleichen, und 
einige Worte darüber feien an diefer Stelle erlaubt. 

Wir ftehen in Deutjchland heute am Ende der mit dem 
Sebronianismus begonnenen Entwickelung, und befinden und auf 
einem Standpunkte, der dem von damals in mehr ald einer 
Beziehung entgegengefetst ift. Um jene Zeit die allgemeine Mtei- 
nung beherricht von den Vorausſetzungen ber Staatsomnipotenz, 
die fich auch auf Kirchliches erjtreden müfje, von der Gewalt 
des gallicaniſchen Vorbildes; die Fatholifch-veutihe Wiſſenſchaft, 
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unter dem Einfluffe jener Zeitjtrömung, Hand in Hand mit den 
Staatsgewalten oder im ihrem Dienjte gegen Nom; von dem 
Allen der Epifcopat nicht weniger, als die niedere Geiftlichkeit 
und die Paten ergriffen; die römische Curie in anfcheinend aus— 
fichtslofem Kampfe dawider, und auch auf dieſem Eirchlichen Ge— 
biete zulegt der napoleoniſchen Herrſchaft beinahe erliegend. 
Zwar fehlte dem Staate das Bewußtſein nicht völlig, daß er 
nicht im Stande ſei, auch die Religion feiner Angehörigen zu 
verjorgen; allein ev hatte e8 nur in Bezug auf deren Inneres: 
alle oder fo gut wie alle äußere, daher die firchliche Religions— 
entwidelung unterzog er feiner Beherrſchung. — Heute iſt das 
anders. Aus ver Erkenntniß, daß, weil aus ver Religion 
die Kirche naturgemäß hervorgeht, Freiheit der Gewiſſen auch 
Kirchenfreiheit fordere, bat ji im Yaufe der Zeit eine Um— 
gejtaltung des Verhältniſſes zwiichen Kirche und Staat ergeben, 
und der Weg, deſſen Anfänge darzuftellen die Aufgabe dieſes 
Buches iſt, Hat dahin geführt, daß faum Jemandem mehr in 
‚ven Sinn fommt, der Staat fünne noch unternehmen wollen, 
die kirchlichen Verhältniſſe feiner Fatholifchen Unterthanen zu 
regieren; daß wir fajt vergeffen haben, wie vertraut mit jolchen 
Gedanfen man vor noch nicht jehr langer Zeit war. Dem 
gegenüber hat die katholiſche Kirche von der ihr gelaſſenen, Frei— 
heit nach Kräften Gebrauch gemacht, hat fich mit adminiftrativer 
Soncentrivung jelbjtändig eingerichtet, und einjeitig dogmatiſch, 
wie fie auch in Diefen Auferen Dingen geartet ift, Hat fie e8 
mit dem Gonfequenzziehen aus gewiljen Lehrauffafjungen jo weit 
getrieben, daß jeßt von der Curie und dem römiſchen Koneilium 
der Papſt in der That auf den Stuhl Gottes geſetzt wird. 
Dabei hat fich die Kirche über das untergeoronete Verhältniß, 
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welches in Allem, was fie für kirchlich erklärt, demgemäß der 
weltlichen Gewalt zulommen müſſe, für Jeden, der hören kann 
und verſtehen will, deutlich ausgeſprochen: es iſt Unwahrhaftig- 
keit, wenn man das augenblicklich wieder zu bemänteln ſucht. 
Das Ziel dieſer theokratiſch-hierarchiſchen Intention iſt außer 
Zweifel. Was aber die Mittel ihrer Machtentwickelung angeht, 
ſo ſtützt ſich dieſe zum Theil auf die kirchliche Herrſchaft über die 
gläubigen Gemüther; und ſoweit das der Fall und es der Kirche 
gelungen iſt, ihrer zahlreichen Gemeinde als eine Sache des 
Glaubens einzuprägen, daß der Papft an Gottes Statt fei, und 
dag der Staat ihm zu gehorchen habe, jo weit vermögen die 
Staatsgewalten dawider Nichts, und müſſen es gejchehen laſſen, 
wenn fie von fatholifhen Meajoritäten der Staatsangehörigen 
gezwungen werden, ver Kirche zu Willen zu fein. Aber big jest 
ſtützt fich die Kirche in ihren Herrſchaftsbeſtrebungen nicht auf ihre 
geiftige Macht allein, fondern noch immer zugleich auf den ihr 
gehorchenden weltlichen Arm des Staates, der ihr ihre Leute in 
Dronung Hält, und ihr immer noch zu Dienjt belafjen wird, 
man kann faum mehr jagen, in der Illuſion, der Staat fünne 
dabei auch wiederum fie beherrichen, jondern man ſcheint mehr 
und mehr jagen zu müſſen, in der gleichfalls trügerifchen Hoff- 
nung, er werde mit diefem Dienite wenigſtens noch Rückſichtnahme 
"don der Kirche erfaufen. Daß das aber für den Staat feine 
würdige Stellung, und daR e8, wenn er jeine Selbſtändigkeit 
gegen die kirchliche Anmaßung wahren will, auf die Dauer feine 
mögliche Stellung für ihn ift, bedarf nicht erſt des Beweiſes. 
Die Kirche ift eine fich von felbft feiner Herrichaft entziehende 
Macht; fie jagt ihn offen, daß nur wenn er fich ihr unter 
werfe jie mit ihm Frieden zu halten bereit fer: will er fich alſo 
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nicht unterwerfen, ſo bleibt ihm Nichts, als daß er ſich gleich— 
falls entziehe, Nichts als — Vereinspolizei vorbehältlich — die 
Trennung zwiſchen Kirche und Staat. Auf erſte Schritte in 
ſolcher Richtung, welche neuerdings Baden gethan hat, iſt ſoeben 
mit Recht als auf ein Beiſpiel hingewieſen worden. Möge end— 
lich auch Preußen, auf deſſen Haltung in dieſer Frage es in 
Deutſchland zumeiſt ankommt, die Grundſätze ſeiner Conſtitution 
nicht mehr bloß, wie es ſeit 1848 gethan hat, zu Gunſten der 
katholiſchen Kirchenfreiheit, ſondern nun ebenſowohl auch nach 
Seite der Freiheit des Staates von der Kirche durchzuführen 
anfangen. Jeder Aufſchub läßt der Kirche bloß länger die Ver— 
fügung über Staatsmittel gegen den Staat. — Das Deutſche 
Reich aber wird hoffentlich ebenjowenig zur fatholifchen, wie zur 
evangelifchen Kirche ein unmittelbares Verhältniß eingehen. 

Sp iſt die Sachlage geworden, num jene anticuriale Bewe- 
gung in der deutſchen fatholiichen Kirche begonnen hat, die 
unjere Blicke feſſelt. Wieder ijt die Oppofition, wie die Hont— 
heims und feiner Nachfolger war, eine unzweifelhaft Fatholiiche, 
eine von kirchlichen Männern, Geiftlichen wie Yaien, vertretene, 
eine mit wiljenjchaftlicher Gelehriamfeit motivirte: aber font, 
welcher Unterſchied! Denn fie ift nicht mehr von der allgemeinen 
katholiſchen Stimmung getragen, — der ganze romaniſche Katho— 
licismus iſt entweder feindlich oder doch gleichgültig gegen ſie; 
ſie kämpft nicht mehr unter Anführung der Biſchöfe, — die 
deutſchen Biſchöfe der Concilsoppoſition ſtehen, wo allerdings 
auch ihre Vorgänger ſtanden, auf Seite der Macht; ſie arbeitet 
nicht mehr mit Unterſtützung des Staates, — der Staat hält ſich, 
in richtiger Schätzung ſeines Verhältniſſes zur Kirche, zurück. 
Und doch hat, wenn nicht der Schein täuſcht, dieſe Oppoſition 
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auf ſchließlichen Erfolg mehr, als die von ehemals Ausſicht: 
denn ſie iſt Sache nicht bloß der Ueberzeugung, ſondern des 
Gewiſſens. Ueberzeugt von der Richtigkeit ihrer Sätze waren 
auch die Febronianer, überzeugt von der wiſſenſchaftlichen Wahr— 
heit ihrer Concilsbehauptungen waren wohl nicht bloß, ſondern 
ſind wahrjcheinlih noch heute die deutſchen Biſchöfe: dennoch 
haben jene mit ihrer Ueberzeugung zuletzt Nichts ausgerichtet, 
und dieſe haben ihre Ueberzeugung der Parteidisciplin unter— 
geordnet. Die katholiſche Oppoſition Döllingers und ſeiner 
Freunde hingegen, ſo weit vom Proteſtantismus entfernt ihre 
Träger ſind, zeigt etwas der reformatoriſchen Oppoſition Aehn— 
liches darin, daß ſie — ſo ſcheint es — nicht bloß aus wiſſen— 
ſchaftlicher Gewiſſenhaftigkeit, die ſich ſträubt, eine Unwahrheit 
anzuerkennen, ſondern aus einem gottesfürchtigen Gewiſſen her— 
vorgeht, welches mit Unwillen die von der Concilsmajorität be— 
ſchloſſene Blasphemie zurückweiſ'ſt. Iſt das, dann wird Die 
Sache im Kampfe nicht erliegen, ſondern erſtarken, und Gott 
wird den muthigen Kämpfern das Wort in den Mund geben, 
welches ihr eine wachſende Gemeinde ſchafft; denn Kirche iſt 
Gemeinde. | 
Roſtock, 28. Junius 1871. 


Mejer. 
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1. Aufgabe. 


Seit den Vorlagen und Verhandlungen beim römtichen Ge— 
neralconalium von 1869 ijt das Verhältniß, welches zwifchen 
dent heutigen Staate und der römifchkatholiichen Kirche befteht 
oder vernünftigerweile beſtehen kann, wieder Gegenſtand allge 
meinerer öffentlicher Beſprechung. 

Dei diefer Beiprehung find auch die Coneordate und con— 
ceorbatsartigen Conventionen zwiichen Kirche und Staat von 
Neuem berührt worden. 

Die päpſtliche Curie — in Hoffnung, wie es fcheint, in 
nicht wenigen europäiſchen Staaten demnächit, bei einer für der— 
gleichen Zwede noch geihidter, als ſie ſchon iſt, ausgeftalteten 
Kirchenverfaflung, politiiche Majoritäten zu organifiren, und mit- 
tel8 Dderjelben die Regierungen auch im Falle einer Trennung 
zwiſchen Staat und Kirche zu beherrichen, — hat eine durch 
längere Zeit geübte Rückſicht bet Seite geſetzt, und die in der 


That niemals aufgegebene, aber nicht immer ausgeiprochene For— | 


derung ihrer Kirche, daß in allen von ihr für geiftlich erklärten 
Punkten der Staat fich ihr abſolut unterordnen müffe, zu er— 


neutem jcharfem Ausdrude zu bringen für zeitgemäß erachtet. 


Indeß erklärte des Papftes erjter Minifter dazu: man ſei nicht 
gemeint, dieſe Anſprüche ohne Weiteres auch practifch geltend zu 
machen; wo zwiſchen Staat und Kirche Concordate bejtehen, da 
halte man an ihnen feit. 

Es fragt fich, was dieſe Zuficherung bedeutet. 

Die römische Gurte hat ſeit lange Concordate angewandt, 
um jolcher Staatsgewalten, denen die Firchlichen Gründe für jene 
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Abhängigkeit des Staates nicht mehr für entſcheidend galten, fich 
wenigjteng vertragsmäßig zu verfichern, und indem man fie durch 
ausnahmsweiie Zugeſtändniſſe zufrievenftellte, Die von ihnen nicht 
anerfannten Gefichtspunfte Doch ſoweit als noch möglich feſtzu— 
halten. Der Staat hat dergleichen Verträge als vergleihsmäßige 
Grledigungen won Grenzitreitigfeiten mit der Kirche angewendet. 
Auf Eirchlicher Seite aber hängt mit den Abfichten, im denen 
man bier die Concordate gebraucht hat, eine Verſchiedenheit der 
Meinungen über ihre Natur zujfammen Denn während von 
einer nicht unbeveutenden Partei die Auffafjung vertreten wird, 
fie ſeien vechtsverbindliche Verträge, ijt eine andere Partei in der 
Kirhe der Meinung, daß jedes Concordat aus zwei einander 
nicht bedingenden, daher trennbaren Glementen bejtehe: einer 
jtaatsjeitigen Anerkennung ohnehin vorhandener Pflichten, und 
einem firchlichen, für bejtimmte Zwecke gegebenen, wivderruflichen 
Indulte.) Auf Seite des Staates hat diefe Theorie erſt ſpäter 
Nachahmung gefunden. — Cardinal Antonelli's Troſt alſo reicht 
biernach nicht weit. Theils fragt fich, inwiefern er ein Feſthalten 
der Curie an beiden Coneordatselementen überhaupt im Sinne 
gehabt hat, theils kann er für feines Nachfolgers Meinung nicht 
einſtehen. 

Dennoch iſt ſeine Verſicherung mehr, als ein leeres Wort. 
Die Kirche ſelbſt hat zeitweilig Intereſſe an Erhaltung der Con— 
cordate. 

Die Kirchengeſchichte, ſoweit ſie hier in Betracht kommt, 
kennt drei Gruppen ſolcher Verträge. Zuerjt?) eine vorreforma— 
toriſche, die ſich an die großen Concilien des funfzehnten Jahr— 
hunderts anſchließt, und mittels deren Rom ſich noch faſt ebenſoviel 
die opponirenden Kirchengewalten, wie den damals in zweiter 
Linie kämpfenden Staat zu verbinden ſuchte. Man kann das 
franzöſiſche Concordat von 1516 als das letzte in dieſer Reihe 
anſehen. Eine zweite Concordatsgruppe liegt gegen Mitte des 





1) Näheres: Mejer Lehrbuch des Kirchenrechtes (1869) ©. 132. 377. 
Hübler in Dove's Zeitjchrift für Kirchenrecht 3, 404 flg. u. A. 
2) Ueber das fog. Concordat von Worms ſ. Mejer a. a. O. ©. 133. 
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vorigen Jahrhunderts: ſämmtlich mit vomaniichen Staatsgewal- 
ten geichlojjene Verträge, die wichtigiten von P. Benedict XIV. 
jtammend, eingegangen um Stveitigfeiten zu befeitigen, Die aus 
der Idee der ommipotenten Staatsjouverainetät ſtammten, wie 
jie damals namentlich an den bourbonifchen Höfen herrſchend 
war. Die dritte, noch in die Gegenwart fortlaufende Neihe von 
Concordaten beginnt mit dem franzöfiichen von 1801, und hängt 
in ihrem Inhalte mit der franzöfischen Revolution zuſammen. 

Die zweite dieſer drei Gruppen berührt Deutjchland nicht. 
Die deutjchen Concordate der erjten find durch die biftorifche 
Entwidelung auf ein Minimum praktifcher Bedeutung zurüd- 
gedrängt worden. Für die heutigen kirchlichen Verhältniſſe in 
Deutichland Haben vorzugsweije die Verträge der dritten Gruppe 
Intereſſe. — Die deutichen unter ihnen jind Das bayrijche Con— 
cordat von 1817, das oberrheiniiche von 1821, ergänzt 1827, 
das preußiiche von 1821 und das hannoverſche von 1824, denen 
verſchiedene kleinere deutſche Staaten ſpäter beigetreten find. 

Die badiſch-württembergiſchen Concordatsverſuche der funf— 
ziger Jahre und das öſterreichiſche Concordat von 1855 gehören 
nicht dazu. Erſtere nicht, weil ſie zuletzt bloße Verſuche geblie— 
ben ſind; letzteres nicht, weil das heutige Oeſterreich, wenn ſein 
Vertrag mit der Curie auch in gewiſſem Sinne mit jenen deut— 
ſchen Verträgen zuſammenhing, doch wie in andern, ſo in kirch— 
lichen Dingen ſeinen eigenen, von dem deutſchen ſich unterſchei— 
denden Charakter hat, und demgemäß auch ſeitens der katholiſchen 
Kirche, ſpeciell des römiſchen Hofes, ſchon ſeit älterer Zeit nicht 
zu Deutſchland gezählt, ſondern als ein beſonderes, von dem 
deutſchen Kirchengebiete unterſchiedenes Gebiet behandelt wird. 
Oeſterreichs Verhältniſſe zur Kirche ſind überwiegend außerdeutſch. 
Nur ſoweit es mittelbar beſtimmenden Einfluß auf die deutſche 
Entwickelung gehabt hat, ſteht es für eine ſich auf Deutſchland 
beziehende Unterſuchung mit zu berückſichtigen. 

Die vier deutſchen Conventionen — Preußens, Hannovers, 
Bayerns und der Staaten der oberrheiniſchen Kirchenprovinz — 
hatten insgeſammt den Zweck, an ihrem Theile Das in ver— 
änderter Gejtalt wiederbauen zu helfen, was an der deutfchen 
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fatholiichen Kirchenverfaſſung durch die Wirkungen der franzö— 
ſiſchen Revolution, namentlich durch die päpitliche Ausführung 
des Concordates mit Trankreih und durch den Reichsdeputations— 
bauptichluß, in den Jahren 1802 und 1803 zerjtört worden war, 
Sie find aus Berhandlungen mit der Curie hervorgegangen, 
welche von den betreffenden Mächten zu Rom geführt wurden, 
und jtehen untereinander in mancherlet Zujammenhange. Ihre 
Gejchichte ift nicht bloß ein Beitrag zur Kenntniß der Reſtauration 
der fatholifchen Kirche in Deutjchland, jondern fie. iſt auch vor 
principieller Bedeutung; indem Kirche und Staat bei jenen Ver— 
handlungen ihre Grundſätze mit einander maßen, und die Mög— 
lichkeit oder Unmöglichkeit einer DVerjtändigung darüber unter 
Zeitumftänden und unter Stimmungen erörterten, bei denen Die 
Verſtändigung leichter ſchien, als in jpäterer Zeit. Heute, wo wir 
von der Periode, um die es ſich handelt, weit genug entfernt find, 
um jie mit Objectivität zu betrachten, kann eine jolche Gejchichte 
gejchrieben werden, und wenn jie ihrer Aufgabe entipricht, für 
die Beurtheilung und für die Praris auch des heutigen Kirchen- 
ſtaates nicht unerhebliches Material zu liefern geeignet jein. 

Der Wunſch, in diefem Sinne die Negoeiationen der deut— 
chen Regierungen, aus denen die erwähnten vier Verträge her- 
vorgegangen find, alfo die Entjtehungsgejchichte dieſer Conven— 
tionen darzuftellen, ijt der Ausgangspunkt der gegenwärtigen 
Schrift. Nachdem der Verfafjer früher einzelne Vorarbeiten dazu 
veröffentlicht Hatte, unternimmt er den Verſuch, jene Entwidelung 
in ihrer Gefammtheit und in ihrem Zujammenhange vorzu- 
führen. 

Die Anfnüpfung diefes Zufammenhanges erfordert aber, daß 
die Betrachtung der darzuftellenden Vorgänge weiter zurück einſetze: 
fie muß beginnen mit einer Grinnerung an den Zujtand der 
(etsten Reichszeit. Denn wenn die römiſchen Verhandlungen aus 
deutſchen Vorbereitungen hervorgingen, deren Anfang bis zum 
Keichspeputationsichluffe von 1803 zurückreicht, und wenn jie 
bejtimmt waren, einen Erjaß für Das zu finden, was durch das 

Reichsgeſetz und durch die ihm vorhergegangenen Stürme zeritört 
war, jo nehmen fie ausprüclich oder ftillfchweigend auf jene 
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älteren Verhältniſſe, in denen die Bearbeiter der neuen Ver— 
faffungspläne, ftantsmännifche wie theologijche, fich noch eingelebt 
hatten, fortwährenden Bezug. Ste fünnen daher nur verjtanden 
werden, wenn man diefe Zufammenhänge berücdjichtigt. In ähn-⸗ 
Yicher, wiewohl entfernterer Weiſe ftehen je in Relation zu Dem, 
was damals Kirchliches in Frankreich geichah und gejchehen war. 
Nicht bloß wegen des großen politiihen Einfluſſes, den Frank 
veich um jene Zeit auf alle deutjchen Negierungen übte, jondern 
auch weil die in Deutjchland in Betreff der fatholiichen Kirchen: 
verfafiung herrſchende Firchenvechtliche Theorie aus Frankreich 
ftammte, und aus den gleichen Grundanſchauungen verwandte 
Conſequenzen ji) ergeben mußten. Jene Staatsmänner und 
Theologen, die in den Concordatsgeſchäften arbeiteten, waren 
fümmtlich aus der wiljenichaftlihen Schule der letten Reichszeit: 
der Eirchenrechtliche Gedanfenzufammenhang, in welchen fie fich 
bewegen, ftammt daher, — Was aljo aus Diejen verjchiedenen 
Gründen über die Zeit, welche den römischen VBerhandlungen 
vorausging, verhältnißmäßig Ausführliches zu jagen tft, hat hier- 
nach nicht den Character bloßer Vorgejchichte. Es gehört viel- 
mehr zur inneren Gefchichte der darzujtellenden Negociationen 
ſelbſt. Sie wurzeln in diefem Boden: fie find in vieler Be 
ziehung nur das Ergebniß Diefer der Zeit nach ihmen worher- 
gegangenen Entwicelung. 

Für die Darftellung der Verhältniſſe bis 1815 hat ver 
Derfafjer nur wenige andere, als die allgemein zugänglichen 
Quellen benuten können. Ebenſo für die Gejchichte der bayri— 
ſchen Berhandlungen mit Nom. Für die der preußiſchen und 
der hannoverfchen Negoetation find Hingegen die in Berlin und 
in Hannover aufbewahrten Acten benußt worden, für Die Ge- 
fchichte der oberrheinijchen Verhandlung Acten, welche in Schwerin 
gefammelt worden find, und durch die Publicationen von v. Long— 
ner und Brück zur Genüge ergänzt werden. Daher treten die 
Negociationen protejtantiicher deutſcher Yandesherren und die 
norddeutſchen Geſichtspunkte in der nachfolgenden Darftellung in 
Etivas in den Vordergrund. Da fie aber ohnehin für das 
Deutſchland der Gegenwart umd der abjehbaren Zukunft die ent— 
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ſcheidenden find, fo iſt der anderfeitige Mangel minder empfind- 
lich, als er ſonſt wäre. 

Ein anderer ist fühlbarer. Jede politiiche und fo jede firchen- 
pohtiiche Verhandlung hat außer der Gefchichte ihres gejchäft- 
fihen äußeren und inneren Berlaufes noch eine nicht zu unter- 
ſchätzende Gejchichte, die man eine perjönliche nennen dürfte: Die 
Geſchichte der individuellen Gefinnungen, Einflüſſe, Stimmun- 
gen, zuweilen Eindrüde, unter denen und durch welche bedingt die 
Berhandlung verlaufen it. Für dieſe Seite der Aufgabe haben 
der vorliegenden Arbeit nur jpärliche Quellen zu Gebot geſtan— 
den; doc find fie gewiljenhaft benutt. Ebenſo die dem Verfaſſer 
erreichbare Broichürenlitteratur, welche die Vorbereitung und den 
Berlauf der Negociationen begleitete. 

Eine glüclichere Hand wird zur ergänzen finden. Der Ber- 
faſſer aber läßt feine Arbeit hinausgehen, wie fie ift, weil der 
unvermeidlihe Wiederbeginn des Streites zwiſchen katholiſcher 
Kirche und deutſchem Staate, der diesmal wahrſcheinlich zu ihrer 
Trennung führen wird, ihn in dem Augenblicke dazu auffordert. 
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Als die franzöfische Revolution ausbrach, ſtand mit dem alten 
deutſchen Reiche auch die römiſchkatholiſche Reichskirche noch To 
erhalten, daß ihr taufendjähriges Gebäude feine mittelalterliche 
Geftalt erfennbar aufwies. 

Zwar nicht mehr jo vollftändig, wie vor der Reformation, 

Damals hatte die ältefte und größte der deutjchen erzbiſchöf— 
lichen Provinzen, das bonifaciſche Mainz, fich von den Schweizer 
und Graubündtner Alpen herab bis an die Unterelbe Hamburg 
gegenüber in breiter Yage durch ganz Deutjchland erſtreckt; um— 
geben von fünf kleineren deutſchen Erzbiichofsiprengeln. Weſtlich 
hatte e8 Trier und Coln, öſtlich Salzburg und Magdeburg, an 
die weiterhin die ſlaviſchen Erzdiöceſen Prag und Gneſen fih an- 
ſchloſſen. Nördlich dehnte fih Bremen-Hamburg von Friesland bis 
zur Dftfee, vor Cöln, Mainz und Magdeburg hin. 

Seit der Reformation und dann dem Weftphälifchen Frieden 
beitand das Erzbisthum Bremen-Hamburg, welches die Suffra- 
ganbiichöfe von Lübeck, Ratzeburg und Schwerin und das Erzbis- 
thum Magdeburg, welches die Suffraganente Havelberg, Bran— 
denburg, Meißen, Merjeburg, Naumburg und Zeit unter fich ge— 
habt Hatte, ſammt allen genannten Bisthümern, thatfächlich nicht 
mehr. Ebenſo waren durch die Neformation dem Erzbisthum 
Gneſen die Bisthümer Lebus und Cammin, letzteres ſchon feit 
länger exemt, verloren gegangen; dem Erzbisthume Mainz die 
Bisthümer Verden und Halberjtadt, dem Erzbisthume Cöln das 
Bisthum Minden. Die drei trier’fchen Suffraganbisthümer 
Mes, Toul und Verdun aber gehörten wenigftens nicht mehr zum 
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deutjchen Reiche; ſodaß für Die Reichskirche Trier nur noch mit 
jeiner eigenen Diöceſe in Betracht kam. 

Noch aber ftanden unter dem Erzbisthum Mainz, welches 
fait das ganze mittlere Deutjchland mit feinem eigenen großen Bis— 
thumsiprengel umfaßte, die Bilchöfe von Chur, von Conitanz, 
von Straßburg, Speyer, Worms, Würzburg, Eichjtädt, Augsburg, 
von Fulda, das ſeit 1753 ein Bisthum war, von Paderborn, - 
Hildesheim und Corvey, der jüngjten und Fleinjten der deutjchen 
Diöcefen. Denn erjt jeit 1783 war e8 Bisthum, jeit 1797 Mainz 
untergeben. Bamberg war jet exemt. Bajel, an Straßburg und 
Conſtanz grenzend, jtand unter dem Erzbiichofe von Bejancon. 
Das Erzbisthum Cöln hatte noch die Suffraganente Yüttich, 
Münfter und Osnabrüd; das Erzbisthum Salzburg die von Freis 
fingen, Briren, Gurf, Yavant, Sedau, Chiemjee. Die Bisthü- 
mer Regensburg und Paſſau waren von feiner erzbiichöflichen 
Gewalt exemt geworden; Wien aber jeit 1722 ein eigenes Erz- 
bisthum, und das Bisthum Wieneriſch-Neuſtadt dejjen Suffragas 
neat, Von den jlavifchen Erzdiöcejen genügt zu erwähnen, daß 
Breslau, ehedem unter Gneſen, jet unmittelbar unter dem Papſte 
ſtand. 

Sp waren doch eine ſtattliche Menge katholiſcher Bisthümer 
noch bei Bejtande, Allerdings empfanden unter ihnen nicht wenige 
die Folgen der Reformation. Theile von ihnen waren protejtan- 
tiſch geworden, und das geiftliche Regiment der Biſchöfe war für 
dieſe Didcefantheile reichsgeſetzlich juspendirt: was dann wieder 
vom Papjte, da es nach canoniſchem Nechte nur durch ihn Hätte 
geſchehen fünnen, für ungültig erklärt war. Denn daß die 
Chriſten jolcher Gebiete Proteftanten waren, entzog jie nach ka— 
tholiſchen Grundfägen nicht der Sorge ihrer katholiſchen Biſchöfe, 
ſondern machte fie derjelben nur um jo bevürftiger, Die Biſchöfe 
hatten alfo in Bezug auf fie ihre Negierung joviel thunlich fort- 
zufegen, um für ihre Seelen wenigjtens mit den Mitteln zu 
forgen, welche für diefen Zwed noch offen waren, mit den Be— 
fehrungsmitteln der Miſſion. Die deutjchen Biſchöfe wurden 
daher Miffionsobere, erhielten die bejondern Vollmachten, Facul— 
täten, welche für jolchen Zwed ertheilt zu werden pflegen, und 
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bedienten ſich theils der Schüler der verſchiedenen Mifftonscol- 
Vegien, theils geiftlicher Orvensleute, zu Arbeiten auf diefem Felde 
ihrer Thätigfeit. Beſonders find, folange fie exiftirten, die Je— 
fuiten für dergleichen Zwecke verwandt worden, 

Im Vebrigen war im den noch vorhandenen Bisthümern 
und Erzbisthümern der Organismus der kirchlichen Behörden wie 
er von Alters her in ihnen beftanden hatte. Jedem Erzbiichofe 
oder Bilchofe war ſein mit großen Nechten und größeren Ein- 
fünften ausgeftattetes altes Domcapitel zugefellt, deſſen Gepräge 
in der ſpätern Reichszeit gewöhnlich mehr adelich war, als geift- 
lich. Daneben pflegten in der Didcefe eine Mehrzahl Collegiat— 
capitel zur bejtehen. Der bifchöfliche Sprengel zerfiel in Archi— 
presbhterate oder Ruraldechaneien, deren Vorſtand oft als Mit- 
glied, nicht jelten als Propſt oder Dechant einem jolchen Kapitel 
angehörte, und jtetS eine Mehrzahl Parochieen unter feiner Auf- 
ficht hatte. Ueber den Ruraldechanten jtand die bifchöfliche Regie— 
rung oder das Generalvicariat, zuſammengeſetzt aus dent General- 
dicar und einer ungejchloffenen Zahl geiftlicher Käthe, ſowie das 
biſchöfliche geiſtliche Gericht, Officialat, Conſiſtorium, unter einem 
Official, dem gleichfalls Räthe zur Seite waren. Hier und da 
hatten ſich Reſte der mittelalterlichen Archidiaconate erhalten, 
oder es waren für größere Abtheilungen des biſchöflichen Spren— 
gels beſondere Regierungsbehörden, Commiſſariate, vorhanden, mit 
größerer oder geringerer Selbſtändigkeit: ſo die Mainziſche geiſt— 
liche Regierung in Erfurt für Thüringen, die Trieriſche in Coblenz 
für das ſogenannte Unterſtift. Alles Geſtaltungen, die nicht nach 
Gründen der Zweckmäßigkeit gleichmäßig eingerichtet, ſondern von 
lange her hiſtoriſch geworden, durch die concreteſten Verhältniſſe 
bedingt, jo bunt waren, wie möglich.) 





Sartori Geiſtl. und weltl. Staatsrecht der deutſchen kathol. geiftl. 
Erz-, Hoch- und Ritterſtiſter. Nürnberg 1788 flg. 4 Theile. F. Rud. 
v. Groffing Statiſtik aller kathol. geiſtl. Reichsſtifter in Deutſchland. Halle 
1786. Von den acht Theilen, auf welche das Werk berechnet war, iſt nur 
der erſte erſchienen. G. v. Seyfried Statiſtiſche Nachrichten über die ehe— 
maligen geiſtl. Stifte Augsburg, Bamberg, Conſtanz u. ſ. w., herausg. von 
3. C. v. Aretin. Landshut 1804. Weber die Erzdidcefe Mainz ſ. Kopp 
Kathol. Kirche im 19. Jahrhundert ©. 451 fig. u. |. w. 
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Sie gewannen noch dadurch einen eigenthümlichen Character, 
daß ſämmtliche nichtöfterreichtiche deutjche Erzbiichöfe und Bifchöfe 
zugleich Yandesherren und deutſche Neichsitände waren. Im Kurs 
fürjtencollegtum am Reichstage ſaßen die drei Erzbifchöfe von 
Mainz, Trier und Cöln, im Fürftenrathe nicht weniger als neun— 
unddreißig geiftliche Fürften, zu deren Einzelftimmen noch zwei 
Curiatvota von zweiundzwanzig jchwäbifchen umd achtzehn rhei— 
niſchen Prälaten kamen. Denn nicht bloß den Erz und Biſchö— 
fen, jondern auch jo vielen Kloſterinſtituten war der große geift- 
liche Güterbeſitz des Weittelalters veichsfrei erhalten. Er wurde 
beim Untergange des Neiches, ficher nicht zu hoch, auf 1719 
Quadratmeilen veichsunmittelbaren Yandes mit 3161776 Ein- 
wohnern,') alfo auf einen Umfang beinahe jo groß wie dag 
heutige Bayern geſchätzt: wozu noch mittelbare Befitungen von 
achtundjtebenzig Stiftern und zweihundertneun Abteien hinzufamen; 
andere nicht zu zählen. Wenn man die Gefammteinfünfte im 
Jahre 1816 auf jährlich 21,026,000 Gulden jchätte, wie viel 
höher würde nach gehöriger Schätzung heute ihr Betrag fein. 

Die guts- und landesherrliche Verwaltung vieles geiftlichen 
Grundbeſitzes war zur Reichszeit von der biſchöflichen Diöceſan— 
vegierung im Allgemeinen nicht getrennt, ähnlich wie im römiſchen 
Kirchenitaate geiftliche und weltliche Verwaltung noch bis auf Die 
neuejten Tage miteinander verquickt gewejen find. Wie die Bi- 
ichöfe Yandesherren waren, jo die bijchöflichen Discefanbehörden 
zugleich Iandesherrliche, die Domcapitel nicht bloß Mitregenten 
der Didces, jondern auch Mitregenten des Yandes, der biichöf- 
liche Haushalt zugleich die Hofhaltung eines fürjtlichen Herrn. 
Es dürfte nicht zu leugnen fein, daß Dadurch gegen Ende des 
Reiches mehr das geiftliche Element verweltlicht, als das weltliche 
vergeiftigt wurde. Den Bijchöfen und Erzbifchöfen aber gab ihr 
fürftlihes Amt und der Einfluß, den es ihnen nicht bloß im 
Lande, jondern auch in Reichsangelegenheiten gewährte, eine be— 
jondere Würde, ihrer Stellung einen vor der Stellung aufßer- 
deuticher Biſchöfe fie auszeichnenden Glanz. 

') Klüber Ueberficht der diplomatifchen Berhandlungen des Wiener 
Congreſſes ©. 404. 


Geiftlihe Fürften. Miffton. 13 


Ebenjowenig, wie die proteftantifch gewordenen Theile der 
bejtehen gebliebenen Tatholifchen Diöcefen, waren die Durch Die 
Reformation ganz aufgehobenen Bisthümer offictell von der 
katholischen Kirche aufgegeben worden. 

Zwar war für vefiviwende Biſchöfe dort fein Platz mehr: jie 
wären von der weltlichen Gewalt nicht geduldet. Aber wie in 
jenen Didcefantheilen die Suspenfion der Epifeopal-Gewalt nur 
von einer nach canoniſchem echte incompetenten Seite gejchehen 
war, ebenjo in dieſen Bisthümern die Aufhebung der bijchöflichen 
Site; weshalb man die Aufhebung Firchlicherjeits als vechtlich 
ungejchehen und die Site bloß als „impedirte“, d. i. als jolche 
anjah, ar Denen der Biſchof zu reſidiren verhindert wurde. Die 
biſchöfliche Regierung fällt canonifchrechtlih, wenn Dergleichen 
eintritt, dem nächjthöhern geiftlichen Vorgeſetzten, wo aljo ein 
Erzbiihof war, dem Erzbifchofe, wo auch der nicht war, dem 
Papſte zu. Wenn demgemäß für Osnabrüd der Wejtphäliiche 
Friede beſtimmte,) daß, jo oft bet dem daſelbſt jtipulirten Ab— 
wechjeln der Regierung der Biſchof nicht katholiſch ſei, das geift- 
liche Regiment dem Erzbifchofe von Cöoln zuftehen jolle, jo ift 
das nichts als eine Anwendung jenes fatholifchen Principes. Es 
auch für Minden anzuwenden, wo die Aegierung in laufenven 
geiſtlichen Sachen an das Capitel kam, wurde wenigjtens verjucht.°) 
Und wie zır Osnabrüd und Minden der Erzbiſchof von Köln, 
jo jtand der von Mainz zu Halberjtadt und Verden. Für die 
Bisthümer der Provinzen Hamburg- Bremen und Magdeburg 
aber fiel die geijtliche Regierung nach gleihem Grundſatze an den 
Papſt; der fie anfangs durch die fir Miſſionszwecke gejtiftete 
Cölner Nuntiatur?) verwalten ließ. Die Numtten hatten weit- 
gehende Miffionsfacultäten und bejorgten Sendung und Leitung 


1) Instrum. pacis Osnabr. a. 18. 8. 8. 

2) Lafpeyres Geihichte und heutige Verfaſſung der fathol. Kirche 
Preußens ©. 218. Not. 12. 

3) Ueber die Bedeutung diefer ftändigen Nuntiaturen zu Wien ſ. 1581, 
Cöln f. 1582 umd Luzern |. 1583, ſ. Mejer Die Propaganda, ihre Pro- 
vinzen und ihr Recht 2, 180 fig. Stigloher Die Errichtung der p. 
Nuntiatur zu Münden. Negensb. 1967. ©. 7 fig. 
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der in Norddeutſchland arbeitenden Miſſionäre, bis — ſeit 1667 — 
noch eine andere Art Verwaltung hinzutrat. 

Wo die Congregation der Propaganda in Rom ein Miſſions— 
unternehmen in ihre Hand befommt, da pflegt fie dazu eine An— 
zahl weltgeiftlicher oder regularer Miffionäre, Denen fie es überträgt, 
zunächit unter einen Präfectus Apojtolicus auszufenden. Der 
zu miſſionirende Bezirk heißt alsdann Präfeetur. Die Abgeord— 
neten juchen Mifjtonsitationen, d. h. feite Standorte für je Einen 
oder Ginige aus ihrer Mitte zu gründen, denen als Sprengel 
eine Unterabtheilung des Präfecturbezirfes zugewiejen wird. Ge— 
lingt e8, Gemeinden zu jtiften, jo werden Miffionäre und Sta- 
tionen vermehrt, und iſt man jo weit fortgejchritten, daß eine 
biichöfliche Regierung an Ort und Stelle nöthig wird, jo ernennt 
der Papit, dem als allgemeinem Bijchofe diefe Regierung an und 
für ſich obliegt, einen mit der Bifchofsweihe in partibus ver- 
jehenen Stellvertreter dajelbjt, Apoftoliichen Vicar; wodurch die 
bisherige Präfectur fich zum Apoſtoliſchen Vicariate entwidelt. 
Bisthümer und Erzbisthümer ftiftet man auf dieſem Miffions- 
gebiete erjt, wenn mit Sicherheit erwartet wird, daß ſie Beſtand 
haben werden: die Apojtoliichen Vicariate aber werden, ähnlich 
wie die urjprünglichen Miſſionsbezirke, im Laufe der Zeit womög— 
lich weiter zertheilt; weil der Eleinere Bezirk energijchere Bekeh— 
rungsarbeit gejtattet. — Diefe Mafregeln wurden auc auf den 
durch den Kölner Nuntius vegierten norddeutſchen Miſſionsboden, 
wo die entweder fatholifch gebliebenen, oder wieder katholiſch ge— 
wordenen Punkte Anknüpfung für Stationsbildungen abgaben,') 
mit durch die Umſtände gebotenen Modificationen angewendet; 
und als in Hannover der fatholifch gewordene Herzog Johann 
Sriedrih von Braunſchweig-Lüneburg zur Regierung fam, und 
zum Beichtvater einen Bilchof in partibus verlangte, gejtaltete 
(1667) die Propaganda den öftlich von der Weſer gelegenen Theil 
des Bezirkes, der bisher von Cöln aus geleitet war, zu einem 
„Apoſtoliſchen Vicariate des Nordens,” zu dem, wegen der Schwie— 
rigfeit, die e8 für den Erzbiichof von Mainz hatte, dorthin ein— 





) Mejer Propaganda 2, 167, vgl. 275, 288 
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zuwirken, Halberjtadt und Verden mit gelegt wurde. Daß dieſer 
Bicariat fih auch nach Scandinavien erſtreckte, intereffirt bier 
nicht. Er blieb jeitvent bet Beſtande, war eine Zeitlang getheilt, 
jeit 1780 wieder vereinigt, und wurde im Jahre 1789 dem Fürft- | 
bifchofe Franz Egon von Hildesheim und Paderborn anvertraut, 
der ihn von da an fiebenunddreißig Jahre lang verwaltet hat. 
AS er ihn übernahm, begriff er, außer fünf Manns- und fünf 
Srauenklöftern im Halberjtädtiichen, einem Mannskloſter und vier 
Frauenklöſtern in der ehemaligen Diöcefe Magdeburg und zwei 
Mannsklöjtern zu Minden und Helmjtädt, vierundzwanzig Sta- 
tionen.‘) Die Klöjter waren durch den katholiſchen Befisftand von 
1624 erhalten, die Stationsgemeinden meiftens erſt auf dent Wege 
der Million neu gejtiftet; die in Braunschweig, Hannover, Ham— 
burg und Schwerin unter befonderem Schute des öſterreichiſchen 
Hofes, welcher in einem Schreiben von 1681 feinem Hamburger 
Reſidenten in Erinnerung bringt, feine diplomatiiche Stelle fei 
„bejonders dahin abgeſehen“, daß in Hamburg fatholiicher Gottes— 
dienjt gehalten „und dieſe Religion weiters fortgepflanzt werde‘. ?) 
— Auch die Miffion im damaligen Kurfachlen ftand im Zus 
jammenhange mit Wien. Seit im Jahre 1635 die Oberlaufis 
von Dejterreih an Sachen abgetreten, und dabei für den Fort- 
beitand dortiger Fatholifcher Klöfter und Gemeinden Fürforge ges 
troffen worden war, wurde von hier aus, mit böhmifchen Kräf- 
ten, die Miſſion im übrigen Kurfachien, oder, wie man es aus- 
drückte: im „impedirten Bisthum Meißen“ getrieben, und jtand 
unter dem Nuntius zu Wien: weshalb diefer Sprengel 


') Nämlich Göttingen, Hameln, Hannover, Wolfenbüttel, Braunfchweig, 
Celle, Lüneburg, Halle, Aſchersleben, Deſſau, Zerbft, Magdeburg, Berlin, 
Potsdam, Spandau, Stettin, Lübeck, Hamburg, Altona, Glückſtadt, Bre- 
men, Jever und Neuſtadt-Gödens. Diefe Ueberficht als aus dem Jahre 
1779 giebt, wohl aus Hildesheimer Acten, Klinkhardt Hifter. Nach- 
richten von dem zwei Apoftol. Bicariaten im Norden und in Ober- und 
in Niederfachfen: Vaterl. Archiv des hiſtor. Vereines für Niederfachlen 
dv. Spilfer v. Brönnenberg 1836. ©. 20. Eine Gefchichte des Norddeut— 
[hen Ap. PVicariates ſ. Mejer Propaganda 2, 248—326. 

2) Mejer Propaganda 2, 275. 
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weder zur Cölner Numtiatur, noch zum Apoſtoliſchen Vica— 
riate Des Nordens gehört hat. Seit das Kurhaus Fatholifch 
wurde (1697) exijtirte bier ein bejonderer Apoſtoliſcher Vi— 
cariat.') 

Der Kaiſer war als jolcher Schutsherr der römijchen Kirche: 
er verjprach in feiner Wahlcapitulation, „ven Stuhl zu Rom, 
päpitliche Heiligkeit und chriftliche Kirche‘ bei jeiner Regierung 
„als derjelben Advocat in gutent, treulihem Schus und Schirm 
halten zu wollen.“ Aber die proteftantiichen Neichsitände ſtipu— 
lirten dabei, daß dieſer Punkt fie nicht verbinde, und die Wahl- 
capitulation jelbit fügte Hinzu: „geitalten dann auch gedachte 
Advocatie dem Neligions- und Prophan-, auch dem Münjter- 
und DOsnabrüdichen Friedensiähluffe zum Nachtheil nicht ange 
zogen noch gebraudet ..... werden ſoll.“ Demgemäß 3. B. 
Kaiſer Leopold IL, als er mittels Zuſatzes zur Wahlcapitulation 
von 1790 zujagte, die deutſchen Erz und Biſchöfe in ihren 
Metropolitan- und Didcefangerechtiamen zu beichügen, ausdrück— 
ich Hinzufügte, es ſolle dies nur da geichehen, „wo ihr jus 
dioecesanum umd ihre geiftliche Gerichtsbarkeit durch den Weit 
phälifchen Frieden nicht ſuspendirt“ jer.?)  Dergleichen Be- 
ihränfungen einjt wieder zu bejeitigen, und die Advocatie im 
ihrer vollen mittelalterlichen Bedeutung wieder herzuftellen, hatte 
man zu Nom zwar, wie es dort nicht anders fein fonnte, 
nicht aufgegeben. Aber man verfchloß fich auch in Nom der That- 
jahe nicht, dar Kaiſer und Weich feit nun dritthalb Jahr— 
hunderten ihren weltlichen Arm gegen die Brotejtanten verjagten, 
und jo verjuchte man jehon lange nicht mehr eine poſitive Re— 
action dawider. 

In Deutjchland ſelbſt machte ſich die den Proteſtanten zu— 
gewandte Seite des katholiſchen Kirchenweſens, von Einzelfällen, 
die keine allgemeine Bedeutung erlangten, abgeſehen, noch minder 
fühlbar. Proteſtanten und Katholiken wohnten ungleich weniger ge— 


ı) Mejer Propaganda 2, 327 fla. 
2) Kaiferl. Wahleapitulation Art. 1, $. 1 und 10. Zuſatz von 1790 
31:8. 2. 
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N | (Ügemeinen lebte jeder Neligionstheil für fich, nad) den Be— 
dingungen jeines kirchlichen Sonderlebens, und in den eigenen 


zhut hatte. 


i igenften hiſtoriſchrechtlichen Verhältniſſen, in die er fich ein, | 


3. Febronius. 


Welche Stimmung in der deutjchen Fatholifchen Kirche der 
letzten Neichszeit herrſchte, zeigt ich in dem außerordentlichen 
Erfolge eines im Jahre des Hubertsburger Friedens heramsge- 
fommenen Buches, deſſen Verfaſſer jih Juſtinus Febrontus nannte: 
„Bon der Kirchenverfafjung und der dem Papite zufommenden 
Gewalt. Zur Wiederherbeibringung der Protejtanten gejchrieben.” 
Es erjchten im September 1763 in Frankfurt, mit dem faljchen 
Drudorte Bouillon.') 

Mäßig umfünglich, in lesbarem Latein, behandelt es in neun 
Capiteln die Kirchenverfafjung, wie fie von Chriſtus gejtiftet jei, 
den uriprünglichen päpftlichen Primat, deſſen jpätere, hier für 
ungerechtfertigt erklärte Entwidelung, die Generaleoneilien und Die 
gottgegebenen Befugniſſe der Biſchöfe, endlich die Kirchenfreiheit, 
das Necht fie wieder zu erlangen, und die Mittel dazu. Kurze, 

1) De statu Ecclesiae et legitima potestate Romani Pontifieis. Liber 
singularis ad reuniendos dissidentes in religione Christiana compositus. 
Bullioni 1763. 4%. Die fpäteren vermehrten Ausgaben (Bullioni et Fran- 
cofurti 1765 - 1770) bezeichnen e8 als liber singularis et primus, weil fie 
durch weitere, des Vfs. Streitfchriften und die Angriffe, welche erſtere Schrift 
hervorgerufen hatte, enthaltende Theile vermehrt find. Tom. 2. ulteriores 
operis vindieias continens 1770. Tom, 2. pars altera, vel Tom. 3. 
ulteriores operis vindicias continens 1772. Tom. 4. pars 1. ulteriores 
vindicias continens 1773. Tom. 4. p. 2. et ult. ulteriores etc. 1774. 
Die zwei erften Theile find 1764 u. 1770 ins Deutſche, der erſte ift 1766 
(Sedan) u. 1767 (Venedig) ins Franzöfifche u. in demfelben Jahre ins Italie- 
nische überſetzt. Auch find vom erften Theile verſchiedene Nachdrücke erſchie— 
nen. Ein Verzeihniß won 22 fiir und wider Febronius erfchienenen Schriften 
giebt Weidlih Biogr. Nachr. von jetstlebenden Nechtsgelehrten TH. 1. 
(Halle 1781) ©. 363 flg. ! 
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deutlich formulirte Sätze über dieſe Punfte werden mit einem 
Reichthum von Beweiſen verjehen, in denen mit Belejenheit und 
Fleiß ein Arjenal für antipäpftliche Schriftftellerei und Praxis 
dargeboten wird. Vorzüglich auf die Praxis ift es abgefehen. 
Der Verfafjer beginnt zu dem Ende mit vier ausführlichen Apo— 
ſtrophen, in denen er feine Hauptjäte zufammenfaßt, und zuerjt den 
Papſt, dann die chriſtlichen Fürſten, hierauf die Bifchöfe und zurletst die 
Theologen und Canoniften aufruft, fie mitaller Kraftdurchzuführen. 

Den Aufruf, welchen er an die Theologen und Ganoniften 
richtet, beginnt er mit hiſtoriſchen Auseinanderſetzungen. In den 
im Corpus Juris Canonici enthaltenen Decretalen, Extravagan— 
ten und Clementinen, jagt er, fer die Verfaſſung der Kirche als 
monarchiſche jtabilirt: feines jener Nechtsbücher aber ſei als Ge— 
je publicirt worden, vielmehr habe der Papſt fie num, damit fie 
als Grundlage des Unterrichts dienen, an Doctores und Scho- 
laren nach Bologna gefendet, wo im dreizehnten und vierzehnten 
Sahrhundert Schüler aus aller Welt verſammelt geweſen feien. 
Dieſe Studenten hätten dann die in Bologna eingefogenen Grunde | 
ſätze des Decretalenrechtes mit nach Haus genommen, und ihnen 
ſo in der Welt, mit Ausnahme allein von Frankreich, die Herr- 
ichaft verichafft bis auf diefen Tag. Er Febronius nehme jett 
dawider den Kampf auf. Er habe, erklärt er an einer andern 
Stelle, aus echten und vor der Zeit des finjtern Mittelalters 
(ante tempus tenebricosum), vor Einwirkung der faljchen De- 
eretalen gelegenen Quellen die reine Tradition des  chriftlichen 
Alterthums wieder fejtgeftellt. Mögen nun Theologen und Ju— 
rijten der Gegenwart gut machen, was die von Bologna ver- 
fehlt haben. Denn man kann nicht etwa jagen, älteres Necht 
jei hier durch ſpätere Nechtsbildungen aufgehoben worden. Das 
durch den römiſchen Mißbrauch Befeitigte war nicht bloßes 
Recht, jondern war durch Tradition erwiefene Offenbarung Gottes; 
da eine bijchöflich -ariftocratifche Kirchenverfaflung mit dem Pri— 
mate als geichäftlichem, nicht als monarchiſchem Mittelpunfte in 
der heiligen Schrift göttlich verordnet iſt.) Der römiſch-katho— 





!) Episcoporum potestas immediate a Christo proveniens in se et 
institutione divina spectata summa est et intuitu cujusque dioeceseos 
2 * 


20 3. Febronius. 


liche Sat, daß die Tradition über der Schrift ftehe, und daß 
demgemäß ein epilcopales Kirchenregiment als in der heiligen 
Schrift vorgejchrieben anzunehmen jet, wird von Febronius un— 
verändert feitgehalten; und wenn er protejtantiich Elingende Wen— 
dungen gebraucht, 3. B. Gott habe der ganzen Kirche die Sch lüffel 
gegeben,') jo meint er das nicht proteftantiich. 

„Ihr“ — ruft Febronius ſodann den Biichöfen zu — „seid 
unbejtrittene Nachfolger der Apoftel. Aber habt ihr auch noch 
ihre Rechte? Und wenn nicht, wer ift es, der fie euch genommen 
hat? Gott? Die Kirche? Weder Gott, noch Die Kirche, 
müßt ihr antworten. Gut, Dann aber tjt eure Firchliche Pflicht, 
daß ihr eure Rechte behauptet, den Papſt auf das ihm wirklich 
Zuftehende beſchränkt.“?) 

An diejen, und zwar perjfünlich an Den regierenden Papft 
Clemens XI. Rezzonico, wendet er fich mit der Aufforderung, 
Dem, was er am göttlich umberechtigter Gewalt befite, zu ent- 
jagen. Er möge nicht feinen römiſchen Curialiften trauen, deren 
ganzes Weſen — was Febronius den Fürften gegenüber aller- 
dings auch vom Papſte mit behauptet — eitel Eigenfucht und 


Ulmalata nn 2. Appellamus autem libertates jura ex Christi et 
Apostolorum instituto et ordinatione sacrorum canonum spiritu dei 
conditorum omnibus Ecclesiis competentia. Gravamina vocamus 
illas eorundem jurium diminutiones, quas vel confecetae ab Isidoro 
Mercatore Decretales vel alia mala fata induxerunt .... praecipue in 
praejudicium Ordinis Episcopalis. — Ecclesia usque ad Constantinum 
M. gemebat sub gravi servitute ethnicorum principum. Eadem post 
aliquot saeculorum decursum novam servitutem subiit ab iis, a quibus 
omne praesidium exspectare debuisset, nempe a Romanis Pontificibus. 
— Noya haec servitus ex quo circa saeculum X. obstetricante ignoran- 
tia parta fuit, tantum non in dies incrementa cepit usque ad Constan- 
tiensem et Basileensem Synodum etc. So in der von Hontheim ſelbſt ge= 
arbeiteten Abkürzung feiner Schrift Justinus Febronius abbreviatus etc. 
Colon. et Francofurt. 1777. pag. 252. 251. 

)a.0. ©. 13 fig. 

2) So in der Borrede ad Episcopos. Den Papſt nennt Febronius regel- 
mäßig nur primus Vicarius Christi, weil jeder qui Christi partes 
suseipit, vicaria bonaque fide mandata ejus ..... exsequens gleich- 
falls Vicarius Christi fei. Der Papſt heißt ihm summus episcoporum, 
caput pontificum. 
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Lüge ſei. Vor Gott vielmehr möge er prüfen, wer von ihnen 
beiden, Febronius oder der Papft, Necht Habe; aber er möge das 
prüfen nicht nach vömifchen, jondern nach venetianifchen Prin- 
eipien. Der Papſt war ein VBenetianer, und es ift nicht ohne 
einen Zug von Hohn, wenn hier auf die Streitigfeiten der Re— 
publit mit der römischen Curie zu Anfang des fiebenzehnten 
Sahrhunderts und auf die Grundfäge hingewieſen ift, welche der 
litterarifche Bertheidiger von Venedig, Paul Sarpi, aufgeftellt, 
Rom aber aufs Schärfite verworfen Hatte. Zuletzt folgt eine 
Drohung: der Papft möge freiwillig nachgeben, denn „immerhin 
würde es noch härter für ihn und auch minder ehrenvoll fein, 
wenn die weltlichen Mächte erit ihre ihnen zum Schuß ihrer Unter- 
thanen wider Gewalt umd Unrecht von Gott verfiehene Autorität 
würden gebrauchen müfjen, um, die gerügten Vebergriffe des 
Papſtthums abzutreiben.“ 

Hierzu aber ruft Febronius die Fürſten auf. Und ſo vor— 
zugsweiſe ſetzt er auf ſie ſeine Hoffnung, daß in dem fentintental- 
Ihwungvollen Schluſſe des Buchs er die Kirche als „in die Um— 
armung der fatholifchen Yandesherren fich ſtürzende“ (ruentem 
in amplexus catholicorum regum et prineipum) darftellt. 
Die Fürften follen bedenken, was veligiöfer Fanatismus, durch 
den vor Kurzem noc ein Attentat auf das fojtbare Yeben König 
Ludwigs XV. hervorgerufen worden, bedeute. Anfang und Ur- 
jache folcher und ähnlicher Uebel fer Nichts, als der Mißbrauch 
des Primats. Die Fürften mögen ſich alfo durch Biſchöfe und 
andere dazu geeignete von Rom unabhängige Männer über dejjen 
wahre Grenzen belehren laflen; dann aber in Beſchützung dev 
Freiheit ihrer Landeskirchen ihre Schuldigfeit thun.!) Nach jeti- 
ger Sachlage werde die „aus bekannten Gründen‘ unentſchieden 
gebliebene Frage über den Univerfalepifeopat, Den der Papft be— 
anfpruche, und darüber, ob den anderen Bifchöfen ihre Amtsge— 


ı) Non permittant, Ecclesias suorum territoriorum et provinciarum 
(h. e. Clericos et Laicos sibi subjectos) ab exteris Eeclesiis divexari 
aut deprimi, illarumque legitima jura ab his usurpari etc. Vorrede 
Ad principes. 
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walt unmittelbar von Gott, oder ob fie ihnen nur als Bevoll— 
mächtigten des Papftes zufomme (mediata oder immediata juris- 
dietio), mit römijcher Einwilligung doch niemals Kar und fürm- 
lich entſchieden werden.) Alſo müſſen die Fürjten helfen. 
Denn das über die Kirche ihrer Yande ihnen zuftehende „Protec— 
ttonsrecht” beveute zugleich eine heilige Pflicht. Den Inhalt 
dDiejes echtes bejtimmt Febronius mit Bezugnahme auf Na- 
talis Alexander und Peter de Marca dahin: der Fürft habe zu 
jorgen, dag die „alten Kirchengeſetze mit Strenge gehalten, daß 
verletzte und verkümmerte Canones wiederhergeftellt werden, even— 
tuell durch landesherrliche Geſetzgebung, daß die „Kirchenfreiheit“, 
d. i. die biſchöflichen Rechte, daß ferner die Rechte der Cleriker 
und Laien aufrecht erhalten bleiben. Von fürſtlichen Amtes 
wegen habe der Landesherr Friede und Ordnung in der Kirche 
zu erhalten, und ſobald irgend das öffentliche Wohl in Frage 
komme, ſei er mit der kirchlichen Regierungsgewalt zu concurriren 
befugt.) Die Landesobrigkeiten haben alſo am Kirchenregimente 
weientlihen Antheil, 





!) Prout nunc res sunt, consentiente Curia Romana et adstipu- 
lantibus is, qui ex ejus systemate commodum percipiunt, formaliter et 
aperte (non) definientur. 

2) Saeculari potestati competit jus concurrendi cum ecclesiastica 
in quibusvis causis et negotiis quae in populi salutem quoquo modo 
possunt influere aut eius civilem actare libertatem, aut denique civile 
Imperium diminuere. Justin. Febron. Abbrev. p. 254. — Ex his.... 
intelligitur, eam, quam Prineipes Saeculi Ecclesiae eorum potest@ti 
a Deo creditae (Landeskirche), debent protectionem, consistere in se- 
quentibus: Ut antiguorum S. S. Patrum decreta sincere exequi et illi- 
bate observari faciant: Ut tanquam tutores et defensores Canonum 
(sine quorum executione pax et tranquillitas Reipubl. non potest pro- 
curari) ea quae bene statuta sunt defendant, quae turbata restaurent: 
Ut violatos Canones sua auctoritate, etiam legibus latis, in integrum 
faciant restitui: Ut ecclesiasticam libertatem (vergl. vorhin ©. 19. Not. 1.) 
conservent, omnem ei adversam servitutem depellendo: Ut civium, 
maxime vero Clericorum, jura tueantur, Deo rationem reddituri, si eo- 
rum negligentia pax et disciplina Ecclesiae solvatur, quippe quam 
etiam non interpellati et rogati ex officio procurare, conservare, et 
deperditam restaurare teneantur. — Si haec sunt jura, atque insimuj 
gravissimae saecularium Potestatum obligationes..... sequitur, eas- 
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Daß fein Buch gefchrieben fer, um die Proteftanten mit | 
der Fatholifchen Kirche wieder zu vereinigen, bemerkt Febro- 
nius zwar auf dem Titel, und berührt es auch dem Papfte und 
befonders den Bifchöfen gegenüber; im Buche felbft aber läßt er 
dieſen Zwed in den Hintergrund treten. „Luther“, jagt er in 
der Vorrede an die Biſchöfe, „Hat, um feine Meinungen zu ver- 
theidigen, zwar wider Uebungen umd Gebräuche des römischen 
Hofes viel Thörichtes gejagt (debaechatus est), und feine Glau— 
bensmeinungen können durch die fchlechten Sitten der Römer 
und die von Rom aus über die Völker ergangenen Verationen 
niemals entjchuldigt werben. Aber er bat mit feinem Geſchrei 
die Fürſten aufmerffam gemacht; und durch die Sehnfucht der 
Bölfer nach Freiheit von dem mehr und mehr als ungerecht 
empfundenen Joche find fie alsdann veranlaßt worden, das ganze 
Syſtem des jogenannten Neformators, richtiger Neuerers, anzu- 
nehmen, und die Autorität, von welcher fie Heilung der Uebel 
nicht mehr erwarteten, Yeider ganz abzuwerfen. Was damals 
Grund des Abfalls war, dadurch wird jett die Wiedervereinigung 
verhindert“ u. |. w. f. Glaubensgründe der Trennung fennt Fer | 
bronius nicht; genauere Wiſſenſchaft won der Neformation und 
dem Proteftantismus hat er feine. Wie er aber gern in feinen eigenen 
Depductionen das Tridentinum ignorirt, und fich darjtellt, als 
jtände er mit jeinen Forderungen unmittelbar den vorrefornatori- 
ſchen SKirchenzujtänden gegenüber, fo meint er, auch die Prote- 
ftanten hätten im Grunde nicht mehr als er verlangt, und ver- 
langten nicht mehr. Aus der Art, wie er fie gegen den Papft 
ing Feld führt, könnte fogar die Vermuthung abgeleitet werden, 
er habe durch die Bezugnahme nur eine drohende Hinweifung 
auf eventuellen Webertritt zum Proteftantismus, für den Tal, 
daß der Papſt nicht nachgebe, andeuten wollen. 

Was er in den neun Capitelm feines Buches vorträgt, das 
faßt ein neuerer Fatholifcher Schriftfteller dahin richtig zufammen: 


dem Potestates teneri ad interponendum efficaciter sua officia ad opus 
tam salutare, tam necessarium, a quo nihil minus quam salus mundi, 
nec non civilis, ac libertas Ecclesiastica dependet. JIbid. p. 287. 
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Jeder Biſchof hat ſeine Amtsgewalt unmittelbar von Gott, und 
beſitzt als Nachfolger der Apoſtel das unbeſchränkte Recht zu dis— 
penſiren, tiber Häreſie zur urtheilen, andere Biſchöfe zu weihen. 
Allerdings hat Chriſtus an Petrum den Primat übertragen, ihm 
und ſeinen Nachfolgern aber damit nicht höhere Macht über an— 
dere Biſchöfe gegeben, als ein Erzbiſchof über ſeine Suffragane 
hat. Dem Papſte ſteht in Betreff aller Kirchen Sorge, Aufficht, 
Leitung zu, aber feine Jurisdiction in diefen Kirchen; demgemäß 
über jeden Ginzelbiichof die Majoritas, aber über die Geſammt— 
heit der Biichöfe feine Macht. Vielmehr iſt er dieſer Geſammt— 
heit feinerjeitS unterworfen; denn Chriftus hat die Schlüffelge- 
walt principaliter den Gläubigen, ufmaliter und ufufructualiter den ° 
Biihöfen gegeben. Ein Generalconeilium iſt Daher, auch went 
der Papft nicht gegenwärtig wäre, nicht ohne Haupt; denn des 
Papſtes Primat ift nicht über, jondern in der Kirche, Er fteht 
unter den Ganones, und Hat fie lediglich durchzuführen. Er 
iſt nicht Monarch, nicht infallibel, nicht höchſte Inſtanz; 
sondern jeberzeit kann von feiner Entſcheidung an das Concilium 
appelirt werden. Daher kann er auch allgemein verbindliche 
Geſetze anders als unter Beitritt der Kirche nicht erlaffen; 
auch vermag er diefelben nicht wirfjamer zu machen, went 
er etwa die Drohung der Excommunication hinzufügt. Aller 
dings hat der Papft im Laufe der Zeit theils durch Einräumung 
der Biichöfe, theils und mehr durch Extorſion mancherlet 
große Befugniffe erworben. Aber ebendeswegen muß die Kirchen- 
verfaffung auf den Zuftand zurückgeführt werden, der in ihr durch 
die erjten vier Concilien begründet war. Die Biſchöfe fönnen 
zu Erreichung dieſes Zweckes dadurch wirken, daß fie päpftliche 
Bullen, die jener alten Kirchenfreiheit entgegen find, nicht publici- 
ven. Die Landesherren als Protectoren der Kirche aber müſſen 
dazu beitragen durch Berufung von Concilien, Gebrauch ihres 
Placet, der Appellation ab abusu und eventuell durch Aufkün— 
digung des Gehorjams gegen den Papit. 

Das Alles war 1763 nicht mehr neu. : 

Bieles davon hatte ſchon im funfzehnten Jahrhundert Die 
Gemüther beichäftigt, und damals feinen Ausorud in den Con— 
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cilsſchlüſſen und Concordaten gefunden, auf welche Febronius ſich zu 


beziehen liebt. Schon damals hatte dies „epiſcopale Syſtem“, 


im Gegenſatz gegen die Auffaſſung der drei letztvorhergegangenen 
Jahrhunderte, nach welcher der Papſt Stellvertreter Chriſti auf 


-Erden und auf Grund dieſes Gedankens die Kirchenverfaſſung 


ſtreng monarchiſch conſtruirt worden war, angenommen, daß nach 
göttlicher Stiftung die Kirche ariſtocratiſch verfaßt ſei. Es war 
aber in feinen Principien vom Papfte niemals, im feinen Conſe— 
quenzen nie ohne Nüchalt anerkannt, ſpäter formell von ihm 
befeitigt (1512), und ebenfo von den Bilchöfen auf dem Triden— 
tiniſchen Concilium infofern aufgegeben worden, als Dafjelbe feine 
Beichlüffe dem Papſte zum Bejtätigung unterbreitete. Nur in 
Einzelpuntten hielten ſie es feit. 

Am meisten davon war im Frankreich practifch, wo — bei 
einem althergebrachter großen Einfluffe der landesherrlichen Ge— 
walt auf kirchliche Dinge — eine Anzahl Bafeler Neformations- 


decrete durch die Pragmatifche Sanction von Bourges Landes» 


geſetz, dem Könige aber eine überwiegende Mitwirkung bei Be- 


jeßung der Bilchofsjtühle durch Das. Concordat won 1516 ge— 


fichert war. Seit dem Aufkommen protejtantifcher Gefinnungen 


im Lande hatte fich dort zwischen den Hugenotten und der Je— 
juitenpartei in der Mitte jtehend eine Fraction ſonſt guter Ka— 
tholifen, denen aber amt Siege des Papſtthums weniger, als an 
der Ruhe des Yandes gelegen war, gebilpet. Sie fette durch), 
daß von den Triventiner Schlüſſen nur die dogmatiſchen, nicht 
die disciplinaren publicirt werden durften; und als bei Ausgang 
des Hauſes Valois die Bourbons durch das Bündniß mit ihr 
auf den franzöſiſchen Thron famen, brachte fie dem neufatholifchen, 
mit dent Papjte in Streit liegenden Könige Heinrich IV. (1594) 
als eine Art kirchlichpolitiichen Programms eine wiljenfchaftliche 
Zufammenftellung der Punkte entgegen, in welchen fie das fran— 
zöftiche Fatholische Kirchenrecht von dem curialiftiichen abweichend 
erachtete. Sie bezeichnete diefe Punkte als „Freiheiten“ der galli- 
canifchen Kirche, weil fie davon ausging, die Älteren firchlichen 
Berfaffungszuftände, wie fie vor Entwidelung des Primates all 
gemein geweſen, durch dieſe Entwicelung aber untergegangen 
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feten, hätten jih in Franfreih mittels relativen Ausſchluſſes 
diefer Degeneration mehr als anderwärts erhalten.) ES ſei hier 
die urjprüngliche Freiheit der Bilchöfe weniger al8 in der übri- 
gen fatholifchen Welt vom Papſte unterdrüdt. Die neue Regie 


rung ging auf dieſe Gefichtspunfte ein. Der Epifcopalismus- 


wurde Familientradition der Bourbonen; und wie Ludwig XIV. 
ihm die Formel der befannten vier gallicanijchen Artifel gab, jo 
entwicelte fich unter königlichem Schute im jiebenzehnten und 
achtzehnten Jahrhundert eine reiche und gelehrte Yitteratur des— 
jelben, die neben P. Pithou Namen wie Peter de Marca, Tho- 
maſſin, Bofjuet u. a. aufwies. 2) 

Wiſſenſchaftlich unterſchied ich diefer galficanifche Epiſcopa— 
lismus von dem des funfzehnten Jahrhunderts beionders in zwei 
Punkten. Einmal in der wejentlich rechtshijtoriichen Methode, 
mit der er an die Juriſtenſchule des Cujacius ſich anſchließend Die 
älteren, nach jeiner Anficht normalen Zuftände der Kirche quellen- 
mäßig zu erforjchen bejtrebt war. Sodann darin, Daß er im 
Zuſammenhange jowohl mit dieſer Gefchichtsforihung, wie mit 
der franzöfiichen Praris, dem Könige von Franfreih eine der 
ehemaligen Meachtjtellung der oftrömijchen Kaifer in der Kirche 
vergleichbare Gewalt im Firchlichen Dingen zujchrieb, die weiter 
ging, als der ältere Epiſcopalismus dergleichen eingeräumt hatte. 
War nah göttliher Ordnung jedes Bisthum ein Fleines geiſt— 
liches Reich für fich, die Geſammtkirche eine Art völferrechtlichen 





1) Als Beifpiel ihres Verfahrens dabei führe ih die Stelle aus des 
DOratorianers (f 1752) Hericourt Lois ecelösiastig. de France chap. 
17 p. 295 (Phillips Kirchenreht 3. 343, an, wo er die oben vorgelegte 
galfieanifche Doetrin kurz zufammenfaffend fortfährt: nos Libertes ne con- 
sistent que dans l’observation de plusieurs anciens Canons, qui ont 
ete suivis pendant plusieurs siecles par toute l’Eglise etc. — Les 
Libertes de l’Eglise Gallicane ne sont que .... ’ancienne liberte de I’Eglise 
universelle, c’est-A-dire l’ancien droit commun, conserv& en France sur 
un plus grand nombre d’Articles et avec plus de soin que chez toutes 
les autres nations de l’Eglise Latine. ..... Toutes les Eglises auraient 
pu conserver la Liberté primitive de l’Eglise universelle u. ſ. w. 

2) Eine Ueberficht diefer Litteratur: Mejer Lehrbuch des Kirchenrehtes 
(1869) ©. 136, 381. 
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Bundes ſolcher Neiche, jo lag allerdings nahe, daß Diöcefen 
gleicher Nationalität fich unter einander enger, als mit andern 
Bisthümern, verbunden fühlten, Die Gliederung der Gefammt- 
fire in Nationalkirchen ift daher alt. Schon im fünfzehnten 
Jahrhundert aber nahnten der König von Frankreich, der deutjche 
Kaiſer und andere Souvernine zu ihren Nationalfirchen eine ein- 
flußreiche ftaatlihe Stellung ein, die Entwidelung des neuen 
Epifcopalismus traf dort mit den Anfängen des modernen Staa- 
te8 zuſammen; durch welchen an Stelle des kirchlich-nationalen 
Berbandes der Staatsverband gefett, und dem Staatsoberhaupte 
eine nicht umerhebliche Polizeigewalt über die Kirche zugebracht 
wurde. Als Theil des franzöfiichen Staatsſyſtems gewann diefe 
Entwieelung in Frankreich und als Theil des franzöfiichen Staats- 
vorbildes außerhalb Frankreichs einen weitreichenden Einfluß. 

Für Die deutjche Jurisprudenz wurde nähere Bekanntſchaft 
mit dem Gallicanismus vielfach durch die Univerfitit Löwen 
vermittelt: Damals noch eine Defterreich gehörige Univerfität des 
deutſchen Neiches, und von Deutſchen viel bejucht. Hier lehrte 
jeit 1673 lange Jahre der Canonift Zeger Bernhard van Espen 
(geb. 1646), der ſich das gallicaniſche Syſtem vollfommen ange— 


eignet hatte, und es in Vorlefungen und Schriften mit Klarheit 


vortrug. Sein umfajjendes Handbuch des katholiſchen Kirchen- 
rechtes — Jus ecelesiastieum universum, 1702 — in welchen 
er eine umfängliche gallicanifche Pitteratur gut benutst, und ihre 
Refultate gelehrt, überfichtlih und practiich brauchbar verarbeitet 
hatte, wurde für deutſche Katholiten und Proteftanten eine Haupt- 
quelle Eirchenvechtlicher Belehrung. Van Espen erfannte nicht 
an, daß bloß in Frankreich Die alten SKirchenfreiheiten erhalten 
geblieben jeien. Nechtlich jet das vielmehr allgemeiner der Fall. 
Denn die urjprüngliche göttliche Ordnung jener Freiheit habe 
durch spätere, bloß menjchlich-hiftoriiche Entwickelungen nicht 
alterirt werden können, und behalte ihnen gegenüber den Anfpruch 
auf Wiederherftellung. Auch der landesherrlichen Stellung zur 
Kirche gab er ein am die Fatferliche Advocatie anjchliegendes, von 
den franzöfiichen igenthümlichteiten abjtrahivendes allgemein- 
gültiges wiljenfchaftliches Fundament. Er hatte Gelegenheit, den 
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Sonfequenzen feiner Grundanficht zu practifcher Geftalt zu ver— 
helfen, als feit 1706 fich in jeiner Nähe die vom Papſte unab- 
hängige fatholiiche Janſeniſtenkirche won Utrecht bildete: was unter ; 
ſeinem fortwährenden DBeirathe geichah. Eines feiner damaligen 
Gutachten war dann publictrt worden. Als er in Proceß Darüber 
verwickelt wurde, wartete ev dejjen Verlauf nicht ab, fondern ent 
floh zweiundachtzigjährig von Löwen nach Holland, wo er bei 
jeinen Freunden im Jahre 1728 geitorben it. 

Und nicht allein auf wiſſenſchaftlichem Wege kamen galli— 
canijche Anſchauungen nach Deutfchland; fondern der geſammte 
franzöfiiche Yitteratuveinfluß, der ſeit Mitte des fiebenzehnten 
Sahrhunderts im Deutichen Kreifen immer, mächtiger geworden 
war, brachte Direct und indirect dergleichen Gedanken herüber. 
Sie waren feit der Mitte des vorigen Jahrhunderts fait allen 
GSebildeten vertraut. 

Alfo neu war Das nicht, was Juſtinus Febronius vortrug. 
Er erklärt ſelbſt, daß er nur gallicanifche Sätze wiederhole, 1) 
Aber er forderte auf, fie als allgemeingültige num auch durchzu— 
führen; und in einem Augenblide, der — dem päpftlichen Hofe 
wenig günſtig — für dergleichen Aufforderung immerhin Ausficht 
gewährte. Das Gewitter, welhes in jenen Jahren unmittelbar 
über die Jeſuiten, mittelbar über die päpftlihe Macht heraing, 
war in Portugal Schon herumtergefommen (1759), in Frankreich 


1) Sn der Vorrede ad Doctores Theologiae et juris canonici jagt 
der Berfafler: ex erwarte das Urtheil über fein Bud) eo majore fiducia, .... 
quod nullam a me propositionem in medium prolatam meminerim, quae 
non proxime dimanet ex sanis doctrinis non incidenter sparsis, sed ex 
professo traditis in probatissimis operibus Johannis Gersonii, Benigni 
Bossueti, Natalis Alexandri et Claudii Fleury, die doc unverdächtige 
Zeugen feiern. Andere, die er benutzt hat, und in feinen Anmerkungen auch 
durchweg anführt, hat ex in dieſer Vorrede, wohl wegen ihres Mangels an 
Unverdächtigfeit übergangen. Nah I. B. Schwab Franz Berg (1369) ©. 
204 hat ex vorzugsweile folgende, von ihm überhaupt unerwähnt gelaffene 
gallicaniſche Schrift benutzt: M. L. de B (. i. Bourigny, Parlaments— 
vath und Mitglied der Afademie) Trait& de lautorit€ du Pape, dans 
lequel ses droits sont &tablis et reduits à leurs justes bornes et les 
principes des libertes de l’Eglise Gallicane justifiez. A la Haye 1720. 
(4 Bde. 8.) 


F* 
Zeitſtimmung. 29 


im Heruntergehen (im Auguſt 1762 war der Orden durch Das | 
Parlament, im November 1764 wurde ev durch den König auf- 
gehoben), in den übrigen bourbonifchen Ländern lag es ſchwer in 
der Luft. 1) Und nicht bloß an den Höfen der Bourbons war 
man im gereizter Stimmung gegen päpjtliche Mebergriffe. Die 
öfterreichifche Regierung ſtand umter Graf Kaunig, der mit Pom— 
bal, Choiſeul, Aranda in antipäpftlicher Gefinnung wetteiferte, 
war auf Mailand und Toscana von beftimmendem Einfluß, und 
im katholiſchen Theile des deutſchen Neiches damals noch tonan— 
gebend,. In Bahern und der Pfalz aber, wo der römiſche Hof 
auf die Gunſt der Regierung noch hätte zählen fünnen, wurden 
doch ſchon in den Kreiſen der gebildeten Gefellichaft die Gefin- 
nungen mächtig, welche bald nachher zur Stiftung des Illumi— 
natenordens führten, und in dem Satze gipfelten, daß alles Un— 
glück der Menſchheit von der Herrichaft der Mächtigen und ver 
Kirche, oder ſelbſt des Chriftentgums, das man aus Wahn 
und Prieftertrug entfprungen erachtete, ausgegangen jet.) Sätze, 
denen damals nicht bloß in Bayern und in dev Pfalz, jondern 
nach dem Borgange der franzöfiichen Enchelopädiften auch font 
die höheren Claſſen, ſoweit fie in ihren Meinungen durch Das- 
jenige bedingt wınden, was nach dem Sprachgebrauche jener Zeit 
Aufklärung hieß, zuſtimmten. Man griff den Papſt an, weil 
man die Kirche, die Kirche, weil man das Chriſtenthum für einen 
überwundenen Standpunkt hielt, den ein Verſtändiger mit Ueber— 
zeugung nicht verteidigen fünne; und den deshalb auch Niemand 
wirklich aus Ueberzeugung vertheidige, wenn er fonjt ein verftän- 
Diger Mann fei. Im Einzelnen nahmen an jolchen Stimmuns- 
gen und Beftrebungen auch Solche Theil, bei denen fie feines- 
wegs antipäpftliche Färbung hatten. Wie verbreitet fie waren, 
ift befannt; es ift daher nicht nöthig, bei ihnen zu verweilen. 
Wenn nun der Erfolg litterarifcher Erſcheinungen oft nicht 


1) Spanien hob die Geſellſchaft Jeſu im Jahre 1767, Neapel im Jahre 
1768 auf. 

2) Nachtrag zu den aufgefundenen Schriften der Illuminatenſecte (Mün— 
hen 1787) Abth. 2. ©. 80. 
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ſowohl durch Wahrheit oder Neuheit ihrer Gedanfen, alg das 
durch bedingt zu jein pflegt, daß es dem DVerfafjer gelingt, klar 
und brauchbar den Strömungen der Zeit das Wort zu leihen, 
jo hatte Die Schrift des Febronius im nicht geringem Grade 
diejen Vortheil. Dennoch würden von einem beutjchen Gelehrten 
vorgetragen jeine Säte jchwerlich größeren Eindruck gemacht 
haben, als die Schriften Anderer vor ihm, in denen Aehnliches 
gejagt worden war. 

Was feinem Buche das epochemachende Aufjehen verichaffte, 
war vor Allem, daß der jo gegen den Papit redete einer 
der erſten geijtlihen Würdeträger eines ver erjten geiſtlichen 
KReihsfürjten war. Denn, wie jehr bald befannt wurde, fchrieb 
unter dem Namen Juſtinus Febronius der kurfürſtlich trier’iche 
Weihbiihof, Geheimer Neferendar und Official des Unterftif- 
tischen Commifjariates zu Coblenz Johann Nicolaus von Hont- 
heim, der, als er jeine Schrift herausgab, in ſolcher einfluß⸗ 
reichen Amtsſtellung am erzbiſchöflich trier'ſchen Hofe ſich ſchon 
ein Vierteljahrhundert lang bewegt hatte. Er war nicht mehr 
jung. Am 27. Januar 1701 zu Trier aus patriciſchem Ge— 
ſchlechte geboren, hatte er ſeine Studien erſt bei den dortigen 
Jeſuiten, ſpäter in Löwen unter van Espen und in Leyden ge— 
macht, dann, nach einer römiſchen Bildungsreiſe, die Anſtellung 
als Rath am trier'ſchen Conſiſtorium (1728) und daneben als 
Profeſſor des römiſchen Rechtes erhalten. Im Jahre 1738 aber 
war er durch Kurfürſt Franz Georg von Schönborn (1729— 
1756), der ihn jchätte, in jene höhere Stellung gefommen, in 
welcher er vielbeichäftigt in ausländischen wie in einheimiſchen 
geijtlichen Angelegenheiten, auch unter der Regierung Joh. Phil. 
von Walderndorffs (1756— 1768) in ungejchwächten Anjehen 
geblieben war. Zu den Katjerwahlen Carls VII. und Franz I. 
war er als trier’fcher Geheimerrath abgeordnet geweſen; ſeit 
1748 mar er Biſchof von Miyriofidi in partibus und Weihbiichof 
des Bisthums Trier. Auch litterariich Hatte er ſich durch noch 
immer werthvolle Arbeiten über die trier’iche Gefchichte einen 
Namen erworben, als er in jeinem dreiundjechszigiten Jahre 
jene8 Buch herausgab. Wenn ein folher Mann gegen der Bapft 
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ſolche Reden führte, ſo durfte man ſchließen, daß er zugleich der 
Meinung ſeines kurfürſtlichen Herrn und vielleicht noch anderer 
geiſtlicher Fürſten des Reiches Ausdruck zu geben gewiß ſei. 

Daß letzteres in der That der Fall war, zeigte ſich, als 
fünf Monate nach ihrem Erſcheinen ſeine Schrift vom Papſte 
verworfen und auf den Inder gejetst wurde. In den Divcejen 
Speyer, Worms, Lüttich, Miünfter, Hildesheim, Osnabrüd, Paper: 
born, Eichjtädt, Regensburg, Salzburg, Wien, Olmüt wurde die 
jelbe trotzdem nicht verboten. ') In Mainz, Trier und Cöln, in 
Sonftanz, Augsburg, Freifing, Bamberg und Würzburg verbot 
man fie zwar. 2) Aber wie wenig ernjthaft es in den wichtigeren 
unter diefen Sprengeln mit dem Verbote gemeint war, zeigte der 
Umstand, daß in Trier der Verfaſſer des Buches in feiner vollen 
Thätigfeit belafjen, und bald mit Aufträgen, welche einen Theil 
jeiner Meinungen practijch durchzuführen geeignet waren, betraut 
wurde, in Cöln aber durch Erzbiſchof Maximilian Friedrich von 
Königseck (1761—1784) im Jahre 1774 die Lehranftalt Bonn 
vecht eigentlih im Sinne des Febronianismus gejtiftet ward. In 
Mainz war die Gefinnung gegen Rom noch ungünftiger. Man 
war dort hart mit der Curie aneinander gerathen, als der Streit 
zwijchen Fulda und Paderborn im Jahre 1752 mit Erhebung 
Suldas zum Bisthume beendet ward, und e8 einige Jahre zwei 
felhaft jchien, ob dies neue Bisthum nicht ein von dev Mainzer 
Erzbifchofsgewalt exemtes fein jolle. Unter Kurfürſt Emmerich 
Joſeph von Breitenbach (1761—1774) und feinen Miniftern 
Wenzel und Großſchlag herrichte Dafelbit, von dem Grafen Sta— 
dion Minifter feines Vorgängers begründet, fogar die Schule 
des franzöſiſchen Enchelopädismus. 

Juſtinus Febronius wußte, wenn er e8 auc nicht ausprüd- 
lich jagt, daß er aus der Gefinnung dev Mehrzahl der deutſchen 
bifchöflichen Höfe rede, welche bei einer Machtverminderung des 
Papſtes am meiften gewinnen zu fünnen jchienen, und die, weil 
zugleich landesherrliche, fich in beionderem Sinne ihm ebenbürtig 





') Wyttenbach Gesta trevirensia 3, 285. Not. 
2) Ebendaſelbſt. 
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empfanden. Die an vdiefen Höfen herrichende Gewohnheit des 
Du und Du mit der römiſchen Curie flingt zwiſchen feinen Zei- 
len nicht jelten heraus. 

Mit dem regierenden Papſte war man weniger zufrieden, 
als mit feinem Vorgänger. Denn nachdem PB. Clemens XII. 
noch gejtritten hatte, um kirchliche Rechte aufrecht zu erhalten, war 
P. Benediet XIV. (1740—1758) vielmehr die weltlihen Mächte 
durch Nachgiebigfeit dem Papſtthume zu verjühnen befliijen ge- 
wejen. Mehr Juriſt, als Geiftlicher, und von Natur ein Mann 
der Vermittelung, hat er auf Grund der Erkenntniß, wie ſchwach 
es mit den Widerſtandsmitteln des heiligen Stuhles bejtellt jet, 
gelegentlich mehr nachgegeben, als der Papft in ihm wohl ver- 
antworten konnte. Es iſt characteriftiich, dar er die Dedication 
von Voltaire's Mahomed nicht abwies, jondern mit ängſtlich— 
freundlichem Segen erwiderte. Häufig mehr Landesherr, als 
Primas, hat er wejentlich beigetragen, Dejterreich und Die bour- 
boniſchen Höfe an die Vorftellung zu gewöhnen, Rom glaube 
an jeine Firchlihen Motive nicht mehr, und jo braudhe von 
der Curie nur rückſichtslos gefordert zu werden, um des Erlan— 
gens jiher zu fein. Papſt Clemens XII. (1758—1769) war 
anders. Er glaubte an feinen Beruf, und hielt es für jeine 
Pflicht, ihn zu betonen. War er gleich viel weniger Flug, als 
Benedict; päpftlih war in der That das Wort, welches er einem 
Anfinnen der Bourbonen entgegenjette: er wolle lieber mit jei- 
nem Grucifir ins Elend gehen, als nachgeben, wo er nach feinem 
Gewiſſen es von Amts wegen nicht dürfe. Mit jolchen Regie 
rungsmaximen gerieth ev aber in Gegenjat gegen Die gebilvete 
Belt. Denn fie verlangte vom Papſte als ein Minimum 
feiner Goncejjionen, daß er anerfenne, wie es mit dem Papſt⸗ 
thume vorbei jet. Nicht blog Voltaire und die Enchclopädiſten 
verlangten das, jondern ebenjowohl periönlih gute Katholiken, 
wie die Männer von Port Royal. Und auch im katholiſchen 
Deutichland war es unter den Gebildeten herr ſchende Gefinnung. 


4. Kurfürſtliches Collegialfchreiben von 1764 und Coblenzer 
Artikel von 1769. 


Sechs Monate nachdem das Buch des Febronius erjchienen 
war, eben als feine römische VBerurtheilung in Deutjchland be- 
fannt wurde, berieth man (März 1764) zu Frankfurt im Römer 
die Wahlcapitulation Kaiſer Joſephs IL., der zum römiſchen König 
gewählt ward. Hierbei kam eine Angelegenheit zur Sprache, 
welche unlängjt vorher Aufjehen gemacht hatte, 

Zwiſchen Bifchof und Domcapitel zu Speyer waren man— 
cherlet ‚Streitigkeiten, und darüber im Jahre 1760 ein Ber: 
gleih im Werke gewejen, dem der damalige Domdechant 
Graf Limburg-Styrum ſich widerjegte.) Es fam darüber 
zwischen Dechanten und Gapitel zum Streit, das Capitel fus- 
pendirte den Dechanten, diefer erwirkte einen Herſtellungsbefehl 
vom erzbiichöflichen Metropolitangerichte zu Mainz, das Dom- 
capitel appellivte an die römische Rota. Worauf Seitens des 
Papſtes nicht nur das weitere Verfahren inhibirt, ſondern die 
ganze Sache nach Roth gezogen ward, um vor der dortigen Sig⸗ 
natur entſchieden zu werden. Hiedurch hielt der erzbiſchöfliche 
Hof zu Mainz ſich verletzt. Er war der Meinung, die Avocation 
widerſpreche den deutſchen Fürſtenconcordaten von 1446, und 
erinnerte daran, daß ſchon in den erſten Regierungsjahren 
Kaiſer Carl VI. über Eingriffe römischer Curialbehörden in den 


ı) Eine brauchbare Darftellung diefer Streitigfeiten |. in der zur Ver— 
theidigung der Münchner Nuntiatur publieirten: Gefhihte der Nunciaturen 
Deutſchlands umparteitfch verfafjet von U. J. E. 1790 ©. 118 fg. 

Mejer, Zur Geihichte ꝛc. 3 
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deutschen Gerichtsgang Klage geweſen, die durch ven Kaifer amt 
Keichstage betriebene Sache aber liegen geblieben je. Der 
Reichstag hatte ein Neichsgutachten darüber zwar am 15. Dechr. 
1719 veriprochen, aber nicht erjtattet. Jetzt beantragte Kurpfalz, 
daß Durch einen Zufag in der Wahlcapitulation Joſeph verpflichtet 
werde, jenes Reichsgutachten in Anlaß des erneuten Anjtoges 
endlich zu extrahiven; KursTrier war in der Sache zujtimmig, 
hielt jedoch die Form eines gravaminivenden furfürftlichen Colle— 
gialjchreibens für die angemefjenere. Dieſe Meinung erhielt Die 
Majorität, und das von Kur Mainz formulirte Schreiben wurde 
am 19. März 1764 beichloffen. Es erklärt, daß die Kurfürjten 
zwar „weit entfernt ſeien, Die echte und perfönliche höchſte päpftliche Ge— 
finnung in einigen Zweifel zu ziehen. ..... Die Laſt unjerer Bes 
ſchwerden ruhet allein auf ven Eingriffen des römischen Hofes und auf 
den von daſigen Zribunalien unternommenen Störungen der 
deutſchen geijtlichen Gerichts- und Procepordnungen.” Die Kurs 
fürjten wollen nicht Einzelgranamina vorbringen. Allein ſie rufen 
den Kaiſer zum Schu der deutjchen Kirchenfreiheit in dieſen 
Dingen auf; und indem fie ihn erjuchen, jenes im Jahre 1719 
veriprochene Neichsgutachten zu extrahiren, wenden fie damit die 
Spite ihrer Beichwerde nicht bloß gegen die römiſchen Curial- 
behörden, jondern auch gegen die päpftlichen Nuntien. Denn auf 
dieje bejonders hatte das Neichsautachten ſich beziehen jollen. 
Ja ſie gehen bis zur einer „auf dem Neichstage zu Augsburg im 
Sahre 1530 verjprochenen” gleichfalls unerledigten „Handlung“ 
zurüd; und verweilen jo allgemein auf die „gegen den Stuhl zu 
Kom von der deutjchen Nation erhobenen Bejchwerden.‘‘') 

Es iſt nicht erfichtlich, daß der Faiferliche Hof auf dies Col- 
legialjchreiben Etwas gethan hätte; wiewohl man jolche Gejchäfte 
dort Männern überließ, die der römiſchen Curie nicht günjtig 
gefinnt waren, und deren Meinung die geiftlihen Kurhöfe wohl 





') v. Lynker Wahlcapitulation 8. Joſephs II. mit Protocollen (1783) 
©. 184 f. 303 f. 3. 3. Mofer Deutſche Religionsverfaflung (1774) ©, 
742 flg. Pütter Hiftorifhe Entwidelung der heutigen Staatsverfaffung des 
deuten Reichs (1787) 3, 175 flg. Crome Wahlcapitulation K. Leopolds I. 
(1792) S 185. Note, 


und Koblenzer Artikel von 1769. 3 


or 


fannten. Fünf Jahre ſpäter wandte fich daher jet wenigjtens der 
| geistliche Theil des Kurfürfteneollegtums unter veränderten Um— 
ftänden wieder nach Wien. 

Im Februar 1769 war Papſt Clemens XII. geftorben; im 
Mai erhielt er Clemens XIV. Ganganelli zum Nachfolger, von 
dem befannt war, daß er den weltlichen Mächten gegenüber nach- 
giebiger, als fein Vorgänger, fein werde; im September ſchon 
traten zu Coblenz, dem Wohporte Febronius-Hontheims, Bevoll- 
mächtigte der Kırfürften von Mainz, Trier und Cöln zufammen, 
und verabredeten „zur Abjtellung verjchiedener Mißbräuche“ eine 
Keihe von Forderungen, die an den Papft gerichtet werden jollten. 
Bon trier'ſcher Seite war Hontheim, augenjcheinlich die Seele 
des Unternehmens, von mainzifcher ein weltlicher hoher Beamter 
Kurfürſt Emmerich Joſephs, der Geheimrath und Neferendar von 
Deel, von cölntjcher ein Mitglied des Domcapitels, Profeſſor des 
Staatsrechtes an der Univerfität und Geheimrath Franz Carl 
Sojeph von Hillesheim deputirt. Diefe Drei hatten von ihren 
Bollmachtgebern, ‚mac vorhergegangener Berathung mit einigen 
deutſchen Biſchöfen“, ven Auftrag erhalten, fejtzuftellen, was „zur 
Heritellung der urfprünglichen bifchöflichen Autorität‘ wider ein— 
geſchlichene Mißbräuche und zum Schutze der Unterthanen gegen 
den Nachtheil, daß jo viel Geld aus dem Yande nad) Rom gehe, 
zu thun jei. Doch dürfe ver fatholifche Glaube dabei nicht be— 
einträchtigt werden. 

In Ausführung dieſes Auftrages ſtellten die Deputirten 
(13. Dechr. 1769) dreißig Punkte zu einer zunächit dem Kaijer 
— jest Joſeph U. zu überreichenden Schrift‘) zufammen, 
der die Bitte Hinzugefügt werden follte, daß unter feinem Schute 
„einerjeitS die Freiheit der deutſchen Kirche hHergejtellt werde 
und die erjten Kirchen diefer Nation fich feiner geringeren Freiheit 
zu erfreuen haben, als die Kirchen anderer Nationen“, womit bie 





1) Gedrudt im lateinischen Urterte bei Le Bret Magazin zum Ge— 
brauch der Staaten- und Kirchengefchichte ꝛc. TH. 8 (1783) ©. 1 fig. 
Gravamina trium Archiepiscoporum-electorum .... contra Curiam Apo- 
stolicam. Ebenſo bei Gaertner corp. jur. eccles. catholicor. novior. 2, 
330 fig. Deutſch in (Eilers) Deutjhen Blättern 1, 41 fig. 

. * 
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franzöfiichen gemeint find, andererſeits allerhand Aergerniſſe bei 
Clerus und Volk bejeitigt, und die firchlihen Dinge „nach dem 
Bedürfniß der deutichen Gegenwart in Staat und Kirche einge 
richtet werden.” Von den hierzu nöthig erachteten Cinzelpunk- 
ten beziehen ich eine Mehrzahl darauf, daß der römijche Hof 
von jeinem Einfluſſe auf die Stellenbejesung in der deutſchen 
Kirche ausgefchlojfen werden müſſe. Nefervationen und von Rom 
aus geichehende andere Provifionen follen aufhören; die Stellen- 
bejeßungen in den päpftlichen Monaten, was hiſtoriſch motiwirt 
wird, an die Erzbiichöfe fommen,') das Recht des Papjtes, die 
deutschen Biſchofswahlen zu betätigen, wird bejchränft; unter 
Anderem joll aus den päpitlichen Confirmationsbullen die uſuelle 
Uebertragung einer Aomintjtration in temporalibus wegfallen, 
da — worin das Selbjtgefühl der deutſchen Reichsfüriten hervor- 
tritt — eine jolche Uebertragung bloß von Kaifer und Reich an— 
zunehmen jet.) Die „Gelderpreſſungen der römiſchen Canzlei“, 
ebenjo die Annaten jollen aufhören, bezw. ermäßigt, päpſtliche 
Verordnungen, die ohne Wiſſen und Zuftimmung der Ordinarien 


erlaſſen jind, follen nicht publicrt, der übliche Treueid der Bi— 


Ichöfe gegen den Papſt jol nicht mehr geleitet werden.) Alle 
liturgiſchen Anordnungen in der Diöcefe, alle Abjolutionsrejervate, 
Aufficht über Mönche, Nonnen und Klöfter, geijtliche Strafgewalt 
über Diöcefanen ſollen ausjchlieglich bifchöflich, und in allem Dem 
die Concurrenz des päpftlichen Stuhles ausgejchlofjen fein. ‘) 
Alſo lauter Erweiterungen oder — wie man es begründete — 
Miedererweiterungen der biichöflichen Gewalt auf Kojten des 


‚ Bapites. Bloß zwei Beſchwerdepunkte Haben eine andere Rich— 


tung: geijtliche Aemter jollen weder vererbt, noch cumulirt, und 
Pfarritellen (benefieia curata) jollen nur nach Würdigkeit ver- 
geben werden.) 

Nach Febronius war in der päpftlichen Gewalt Alles unbe— 


1) Gravam, 1. 2, 3. 4. 5. 7. 10. 11, 13. 14, 
2) Gravam. 17. 18. 19. 

3) Gravam. 6. 21. Grav. 15. 22. Grav. 20. 
4) Gravam. 23. 24, 25. 26, 27. 28. 29. 30. 
5, Gravam. 8. 9. Gravam. 12. f 


uch dc > 1 ee er 


und Coblenzer Artikel von 1769, 31. 


rechtigt, worin eine Stellung des Papftes als Episcopus univer- 
salis, daher als Auftraggeber der Bilchöfe fich ausdrückte; ſei 
es in einer neben den Bilchöfen ihm bleibenden Concurrenz in 
der Didcefanregterung, wie er fie durch Nuntien ausübte, fei es 
in irgendwelchen päpſtlichen Reſervate. Auf Verwerfung jolcher 
Momente find die hier als mißbräuchlich dargeftellten Punkte 


meiſtens zurüczuführen Im einem im Laufe dev Coblenzer 


Verhandlungen darüber ausgearbeiteten Nechtsgutachten') heißt 
68: „Der Begriff eines Monarchen kann mit jenem eines ober- 
jten Kirchenprimaten nicht mehr verbunden werden, ſeitdem die 
Erdichtungen der falichen Deeretalen“, auf diefe war man damals 
gewohnt die Entwicelung der päpftlichen Macht wefentlich 
zurüdzuführen, „ven wahren Bilde der erjten Kirchenverfaffung 
Platz gemacht haben‘; das heißt fett das Buch des Febronius 
erſchienen iſt. Von den päpftlichen Nuntiaturen insbefondere | 
meint dies Nechtsgutachten,?) daß fie „ju Ausübung der Gerichtg- 
barkeit nicht fähig find, .... daß die übrigen Gegenftände 
ihrer Beichäftigungen aber Nichts als die Behauptung und Er- 
weiterung ver bisherigen römiſchen Crmächtigungen zum Ziel 
haben.“ Da num „diefen endlich die gehörigen Schranken follen 
gejetst werden, jo folgt von jelbiten, daß man die Nuntiaturges 
richte in Deutjchland ferner nicht mehr dulden könne.“ Auch 
dies Gutachten beruft ſich“) für die Koblenzer Forderungen auf 
das bourboniiche Beiſpiel „aller übrigen fatholiichen Nationen“, 
und mit Nachorud fügt e8 hinzu: „Niemand kann zweifeln, daß 
das jchredende Bild der’ in den Koblenzer Artikeln aufgeführten 
„Mißbräuche das Heiligthum der wahren Glaubenslehren täglich 
mehr verdunkle, und dadurch ſelbſt die Religion immer neuen 
Gefahren ausjete, oder doch die Gegner derjelben von der Rüd- | 
fehr zur alten Kirche abhalten werde.’ Alſo eine Erinnerung 
jelbit an den Titel des Febrontanifchen Buches, deſſen Gedanfen- 
gang und Gründe man auch in den Artikeln Punkt für Punkt 
wiederflingen hört. 
) (Eilers) Deutſche Blätter 6, 21 fla. 


2, (Eilers) a. aD. ©. 39. 
3, (Eilers) a. a. D. ©. 20. 
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Und dieje Artikel wurden von den drei geijtlichen Kurhöfen 
in der That angenommen, und im Yaufe des Januars 1770 an 
den Kaiſer gejendet, deſſen Amt ja nach Febronius war, die 
„Rejtabilirung der deutichen Kirchenfreiheit”, d. i. der Selbjtändig- 
feit der Biſchöfe Nom gegenüber, in die Hand zu nehmen. 
Jeder der drei Kurfürften überreichte jie jelbjtändig, mit einem 
eigenen Begleitjchreiben;') denen fi im März der durch Mainz 
herangezogene Fürftbiichof von Bamberg und Würzburg gleichfalls 
in einem bejonderen Schreiben noch anſchloß. Die trier’iche Ein- 
gabe an den Kaiſer iſt befannt geworden. Sie hält fich jehr 
allgemein, hin und wieder in fajt ängjtlich gewundener Rede, 
nimmt Bezug auf das Collegialichreiben der Kurfürſten von 
1764, erinnert an Fälle aus dem funfzehnten und dem Anfange des 
jechzehnten Jahrhunderts, wo fich gleichfalls die Neichsfürften wider 
Kom gravaminirend an den Staifer gewendet haben, und giebt 
der Hoffnung Ausdrud, wenn der Kaifer die Sache in die Hand 
nehme, werde Papſt Ganganelli „von fich ſelbſt geneigt fein, 
der uriprünglichen Einſetzung gemäß, die Kirchen abgejonderter' 
Nationen ohne Unterichted und nach Gleichheit ihrer Rechte! — 
die deutſche alfo nicht anders, als die franzöfiiche, — in geiſt— 
fihen Sachen zu betrachten, ihre von undenklichen Zeiten her 
fruchtlos angebrachten Klagen väterlich anzuhören und zu erledi— 
gen, uni. 22%. das oberfte Hirtenamt freiwillig in die Gren— 
zen göttlich bejtimmter Befugniſſe zurückzuſetzen.“ Denn diejer 
Papjt jcheine von einem Geifte belebt, „welcher der Kirche ven 
Frieden und die Beruhigung aller Völker anhoffen läßt, und bei 
dem weder eigennüßige Nathgebungen einer weltlichen Politik, 
noch das Blendwerf eitler Vergrößerungs Abbildungen jemals 
Plat finden werden.” 

Es dauerte bis zum Herbſt (4. Octbr.), daß der Kaifer, und 
zwar durch ein Minifterialfchreiben, antwortete. Er lehnte e8 ab, 
die diplomatiſche Verhandlung mit Nom, auf die man eigentlich 
gezielt, und mit der man einer erwarteten „Concordie der bour- 


,. 5 ©. die Actenſtücke, auf denen die folgende Darftellung berubet, bei 
(Eifers) Deutfhe Blätter ꝛc. Neue Folge Heft 1. ©. 68 folg. 





und Coblenzer Artitel von 1769. 3 


bonifchen Höfe mit dem Papfte” womöglich noch zuvorzukommen 
gedacht Hatte, zu übernehmen. Ein Theil der aufgeftellten Ber | 


fehwerden, jagt er, werde nach beftehendent echte, wie mar es 
in Wien anſah, von jedem Bilchofe bezw. Erzbiſchofe für feinen 
Sprengel auch ohne päpftliche Einwilligung erledigt werden kön— 
nen, theils mit bloßem Vorwiſſen, theils unter zugefagter Mit 


wirfung des Kaiſers. Einige Beſchwerdepunkte, zu denen 3. DB. | 


die Abſchaffung des Mißbrauches, daß in einer Hand mehrere 
Pfründen cumulirt werden — eines allerdings nicht wenigen 
hohen Häufern, und auch dem Fatjerlichen nüßlichen Mißbrauches 
— gezählt wird, mögen „zur gemeinjamen Abftellung vor jeto 
noch ausgeſetzt“, aljo auf jpätere Zeit verichoben werden. Endlich 


die Aufhebung der päpftlichen Monate, der Annaten, der Pallien- ı 


gelder, der Abgaben für die Konftirmationsbullen, bedürfen „ver 
gemeinjchaftlichen Berathung ſämmtlicher geift- und weltlicher 
Reichsſtände“, gehören alfo an den Neichstag. Die einzelnen Be- 
ſchwerdepunkte waren nach diefen drei Kategorien in der kaiſer— 
lichen Antwort claffifieirt. Um aber feinerjeitS an den dazu ge— 
eigneten Punkten mitzuwirken, verlangte der Kaiſer theils nähere 
rechtliche Motwirung der einzelnen Befchwerden, theils im 
Intereffe der Wahrung Fatferlicher Nechte genaue Bezeichnung 
Deſſen, was man erreichen wolle, theils endlich eine nähere Nach- 
richt über die erwähnten Berathungen, aus denen das Actenſtück 
vom 13. Decbr. hervorgegangen war.') 

Durch diefe Antwort, Die den Erwartungen der Erzbifchöfe 
nicht entiprach, und fie in den Tall fette, den fie lieber hatten 
vermeiden wollen, wenigitens einen Theil ihres Teldzuges gegen 
den Papſt offen — am Reichstage — zu betreiben, wurden fie 
zunächſt zu Berathungen veranlagt, was darauf zu thun fe. 
Der bamberg-würzburger Bifchof fcheint nicht weiter theilgenom— 
men zu haben. Emmerich Joſeph von Mainz und Marimilian 
Friedrich von Cöln erklärten fich bereit, die vom Kaiſer gewieſenen 
Wege mit Entjchievenheit zu betreten; minder entjchloffen war 





) Diefer Inhalt der Antwort erhellt aus den beiden Aetenftücer bei 
(Eilers) Deutfhe Blätter N. F. 1, 79 u. 92. 
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der Kurfürſt von Trier. Hier war im Jahre 1768, als Nach— 
folger Johann Philipp von Walderndorf's, Prinz Clemens Wenzel 
von Sachſen, zugleich Fürſtbiſchof von Augsburg, neunundzwanzig— 
jährig zur Regierung gekommen, hatte den Weihbiſchof Hontheim 
in Würden und Einfluß belaſſen, an den Coblenzer Artikeln, wie 
ſeine Collegen, Antheil gehabt, und ließ nun durch Febronius 
ſelbſt die nach der kaiſerlichen Antwort vorhandene Sachlage 
begutachten. Im Februar 1771 wurde dies Gutachten, ganz im 
cöln⸗mainziſchen Sinne, erſtattet, hatte aber, wie ſich ſchon im 
April zeigte, den gewünfchten Erfolg nicht, jondern machte den 
Kurfürften bedenklich. Indeß wurden jeine Anjtände im Yaufe 
des Sommers überwunden, und am 29. Auguſt unterzeichneten 
die drei Kırfürjten eine Urkunde, in welcher der Beſchluß, ganz 
nach Anleitung der faiferlichen Determination vorzugehen, unter 
Die demgemäßen Schritte hätten alſo theils am Neichstage, theils 
in Wien gejchehen müſſen; wo man das nicht Wenige vorzu— 
bereiten hatte, was die Erzbijchöfe nach Meinung des Kaifers mit 
jeinem Wiſſen oder mit feiner Hülfe auch ohne den Papjt oder 
ven KReichstag jollten thun können. Nach mancherler Erwägung 
beichloß man, Diefe wiener Unterhandlungen vorangehen zu 
(affen, und dazu den von Kur-Cöln in Vorſchlag gebrachten 
trier’schen Domecapitular, Grafen Damian von der Yeyen, im 
gemeinſamem Auftrage an den Fatjerlichen Hof zu jenden. Inder 
im März 1772 notificirte Kurtrier, deſſen Minijter Graf 
Metternih bis vor Kurzem Gejandter in Wien gewejen und 
dort jehr liirt war,) man jer genau umterrichtet, daß „ver vor— 
theilhafte Augenblick daſelbſt nicht vorhanden, vielmehr zu bejorgen 
jein dürfte, daß man durch eilende Abjendung dem wahren Ends 
zweck gegenwärtig einen wejentlichen Nachtheil bringen würde”, 
Man möge alfo die Sendung verjchieben. 

Dies geſchah, und Dabei blieb es. Erſt vierzehn Jahre jpäter 
nahm man in den Bad-Emjer Congrekplänen die Beitrebungen 
von 1769— 1772 wieder auf. 


) (Eilers) Deutihe Blätter 6, 14 fg. 


und Eoblenzer Artikel von 1769. 4lr 


AS der Vertrag vom 29. Auguſt 1771 gejichloffen war, 
hatten die Erzbifchöfe und namentlich der Kurfürjt von Trier 
ſich Gutachten über einfchlagende Fragen von Staatsmännern und 
Theologen geben lafjen.') Einer diefer Staatsmänner ?) erörtert 
die Frage, „ob es den deutſchen Erz und Biſchöfen gerathener 
jein möchte, das bisherige genauere und engere Verband mit dent 
päpitlichen Hofe aufzuheben, oder mit Aufopferung einiger Ab— 
gaben ferner bejtehen zu laſſen“. Er antwortet: „Daß ehe und 
bevor man alle vorhabende Abänderungen nicht auf das Reiflichſte 
erwogen, beleuchtet und bearbeitet hat, ehe und bevor man auch 
des kaiſerlichen Hofes entſchiedenen Ernſtes und Mitwirkung nicht 
verfichert, aber auch dabei gewiß iſt, daß man nicht ex Seylla 
in Charybdim falle, und das Syſtem,“ d. i. der geiftliche Ver— 
fafjungsorganismus, „erhalten bleibe, ehe und bevor nicht eine 
decidirte Mehrheit der Erz und Biſchöfe Deutjchlands einen 
gleichmäßigen Vorgang mitbeliebet, und endlich bevor man nicht 
dem Papſte die Gravdamina zur Abhilfe cum rationibus vorge- 
jtellet haben wird, noch allemal beſſer ſei, behutſam zurückzuhalten, 
und mit Partienlarnegoctationen ſich vielleicht Convenienzen zu 
erwerben, als mit heftigem allzufrühenm Anprallen Lärm ohne 
Frucht und Folge zu machen“. Principiell fteht der Verfaſſer 
auf Hontheims Standpunkt: daß man die Angelegenheit exit 
noch einmal dem Papjte vorgejtellt Haben müſſe, ift bei ihm 
Sache nur der Billigfeit. Aber er verfennt nicht, daß die Durch- 
führung feiner Principien Gefahr habe; er iſt nicht ficher, daß 
nicht namentlich von Seite der Biſchöfe Schwierigkeit zu erwarten 
jet: „Wird nicht jeder Biſchof ſich die Freiheit glauben oder 
nehmen, nach jeiner Denkungsart fich dem Metropoliten zu ent 
ziehen ? Wer follte Richter oder Executor zwifchen dem Erz- und 
Biſchofe fein, wenn der Papſt vor den Kopf geſtoßen, oder wenn 
über jeine eigene Macht die Frage ift? Met, Toul oder Verdun 
3. B.“, die trier'ſchen Suffraganeate ſelbſt, „könnten durch den 
Kaiſer und deſſen Gerichte nicht gezwungen werden; vielleicht 





) 
e) 


. einen Theil derfelben bei (Eilers) va. DO. Sı 1 folg. 


0.0. D. ©, 40 fg. Bal. 2, 47 f. 
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wären ſolche froh, bei dieſem Anlaß unter einen franzöfiichen 
Erzbiichof zu fommen, umd des deutichen Verbandes fich loszu— 
wirfen. Conftanz, als ein wirklicher Kardinal,” der Bifchof Franz 
Conrad von Rodt war das, „dürfte jchwerlich zu einem Schritte 
zu vermögen fein. Würzburg und Bamberg“, Adam Friedrich 
von Seinsheim, „it ohnehin in dieſem Object nicht zum ver— 
läſſigſten gejinnet. Dürfte mithin nicht eine Zerrüttung des 
Syſtems und ein fchädlicher Zwieſpalt erwachien ?” Auch von 
den Priejtern fürchtet der trier’iche Staatsmann Bejchädigungen 
des „Syſtems“. Nicht nur, Daß Das jest wieder gefräftigte 
Dejterreich, welches in Joſeph II. einen feſten, ſelbſtbewußten 
Herricher habe, den Papjt jchwerlich „Hintanjegen, und ohne allge- 
mein verjtandene Klage des geſammten deutjch-geiftlichen Körpers, 
nur auf der drei hohen Herren Kurfürſten Anträge, ſacrificiren“ 
werde. Es ſei auch zu bevenfen, daß, „jobald die weltlichen Be— 
herricher, welche ohnehin ſchon in ihren Staaten den protejtanti- 
ihen Prineipiis in Betreff des Verhältniſſes des geiftlichen 
Weſens zum weltlichen jich mit großen Schritten nähern, merfen 
werden, daß man den allgemeinen Kirchenverband ziwiichen Dem 
oberjten und anderen Bischöfen ſelbſt unterbreche, jo bleibt ihnen 
Thür und Thor vollends geöffnet, nah Willfür das plaeitum 
regium auszuüben, Dismembrationen vorzunehmen, Taren umd 
andere Renten an die auswärtigen Biichöfe zu unterjfagen, Die 
Immunitäten des Kirchengutes aufzuheben, fih in Disciplinar- 
ſachen zu mifchen, ven Effect der Canonum nach ihrer Con- 
venienz zu interpretiven, und endlich wird, wenn e8 noch wohl 
gehet, der Biſchof auf fein weltliches Fürſtenthum auch mit Der 
geiftlihen Macht bejchränft, und ihm über vie fatholiiche, zu 
feiner Didces gehörige Nachbarichaft Nichts, als etwa Das jus 
ordinationum celeriecorum und eine jehr beſchränkte Viſitation 
mit Beizug weltlicher Commiſſarien zugelajjen werden wollen.” 
Es ſei, meint der gutachtende Staatsmann, Doch nicht zu über— 
jehen, daß den wünichenswerthen Damm gegen Dergleichen bisher 
ein Zuſammenhalten der Erzbijchöfe und Biſchöfe gerade unter 
dem Papſte gebildet habe. Was er Einzelnes hinzufügt, bedarf 
bier nicht weiterer Berückſichtigung. 
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Inwieweit das Gutachten beigetragen hat, die Entjchlüffe 
Clemens Wenzels zu beftimmen, ijt nicht erfichtlich; gewiß war 
in Dem, was es jagte, nicht Weniges wahr. 

Es zeigt zugleich, wo der Plan der drei geiftlichen Kur- 
fürjten feine jchwächjte Seite hatte. Denn jo Eug die Bemer- 
ungen find, welche es unterbreitet: fie find nicht Durch geiftliche, 
jondern durch weltliche Erwägungen eingegeben. Dem Staats- 
mann, fünnte man jagen, komme das zu. Aber die damals er- 
jtatteten theologijchen Gutachten Yauten in diefem Punkte nicht 
anders. Das Interefje, von Dem ſie bewegt find, und das in 
ihnen mit Wärme hevvortritt, iſt, ſoviel fie erfennen laſſen, ein 
Intereſſe mehr der Theorie, als des Gewiſſens. 

Sie machen nicht den Eindrud, daß es den drei Kurfürſten 
ſchwer geworden fein dürfte, die Koblenzer Artikel fallen zu laffen, 
jobald dies für den Augenblid zwedmäßiger erichten!') 


) Berthes Politiſche Zuſtände und Perfonen in Deutfchland zur Zeit 
der franzöſiſchen Herrichaft 2, 119 Hat, ich finde nicht aus welcher Duelle, 
die Nachricht, daß, als die drei Kurfürſten beim Wiener Hofe fein Gehör 
gefunden, fie ihre Denkſchrift beim franzöſiſchen Hofe eingereicht haben. Jeden— 
falls müßte das in anderer Art, als beim kaiſerlichen Hofe gefchehen fein. 


5. Neue Cheorieen über das Verhältuiß der Stantsgewalten zur 
Kirche ihrer Lande. Iofephinismus, 


Es iſt nicht unmöglich, daß zu dem Entjchluffe, die Be— 
jchwerden von 1769 zu vertagen, im dem Augenblicke, wo Dies 
geichah, zumächit die bevorjtehende Aufhebung des Jeſuitenordens 
beigetragen bat. Daß fie fommen werde, war jchon Durch Die 
Wahl Ganganelli's zum Papſte entichieven. Im Jahre nachher 
(1770), hatte er fie, wenn auch nicht ohne Nefervationen, jchon 
zugefagt. Die bourbonifchen Einflüffe ließen ihn nicht los, an 
den geiftlichen Kurhöfen wußte man, welche Fortſchritte fie 
machten. Im Sommer 1773 erfolgte die Aufhebung, und die 
Güter des Ordens famen in die Hände der Yandesherren; auch 


die geiftlichen Kurfürften hatten mit den Mafregeln zur Ab— 


nahme und Verwendung genug zu thun!’) Der Fall der Jeſuiten 
fonnte ihnen als ein Sieg ericheinen. Nicht nur verlor der Papit 
eine Hülfsmacht innerhalb ihrer Diöcefen, mit ver er bisher 
in denfelben hatte wirken fünnen; ſondern auch abgejehen von 
diefer Verwendbarkeit im Dienfte der römifchen Curie waren Die 
vermöge ihrer Privilegien jehr jelbjtändigen Jeſuitenhäuſer mit 
den Biichöfen, in deren Sprengeln fie lagen, jeit lange in viel- 
fachem Streite gewejen, und durch ihre Aufhebung wurden Dieje 
von läftigen Gegnern befreit. Dazu fam, daß wiljenjchaftlich Die 


“curiale Grundanſchauung des Papftthums, gegenüber der galli- 


caniſch⸗epiſcopaliſtiſchen, vorzugsweiſe von den Jeſuiten vertreten 





IN. Bogt Rheiniſche Gefchichten und Sagen. 4, 210 (1836). 
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ward. ES konnte nicht fehlen, daß, indem der Papjt fich die 
bisherigen Mitglieder . des Ordens durch dejjen Aufhebung zu 
Feinden machte, er auch jene Titterarifche Vertretung feiner In— 
teveffen verlor. Manche Jeſuiten gingen geradezu ing Lager Des 
Vebronianismus über. 

Haben indeß ſolche Motive auf die Vertagung der erz- 
biſchöflichen Aeformpläne auch Einfluß gehabt, jedenfalls Haben 
nicht jie allein und nicht einmal fie Hauptjächlich dabei ent— 
ſchieden. Bon größerer Bedeutung fonnten die Bedenken fein, 
welche der Furtrier’iche erachtende Staatsmann von 1771 auf 
die Bemerkung gründet, daß die Fatholifchen „weltlichen Be— 
herrſcher in ihren Staaten den proteftantifchen Prineipiis im 
Betreff des Verhältniffes des geiftlichen Wejens zum weltlichen 
fich mit großen Schritten nähern‘. Was er damit bezeichnet, 
bat für die weitere Entwidelung entjcheidende Wichtigfeit. 

Schon der franzöfifche Gallicanismus hatte, wie oben erwähnt 
tft, dem Könige einen in Frankreich Hergebrachten großen Einfluß 
auf Kirchliche Dinge wiljenjchaftlich zugefprochen; und von Van 
Espen war diefer Einfluß dem Kaiſer vindieirt worden, indem er 
das eigenthümlich franzöfiiche Element der gallicanifchen Be- 
gründung fallen Yieß, und das aus den Zuftänden der alten 
Kirche entnommene Hiftorifche Begründungsmontent in den Vor: 
vergrumd ftellte. Van Espen hatte in einem Lande gefchrieben: 
in welchem der Kaiſer Yandesherr war. Febronius jchrieb in 
einem Territorium, das dem Kaiſer nicht gehörte, und konnte 
jchon deshalb, nach Der im deutſchen Neiche eingetretenen Ent- 
wickelung der landesfürjtlichen Macht, nicht umbin, mehr oder 
minder den Landesherrn an Stelle de8 Kaiſers zu ſetzen. Noch 
entjchievdener wurde hierin feine Lehre von Anderen verjtanden 
oder fortgebilvet. 

Im deutſchen Reiche gab es theils einen pofitivsftaatsrecht- 
lichen Anhalt dafür, theils war ein noch wirffamerer Anhalt in 
der Theorie vom Staatsvertrage gegeben. Rouſſeau's Buch 
darüber ijt neun Jahre älter, als das des Febronius: die 
Afjoctationstheorie beherrichte bereits unter den Gebildeten fo gut 
wie alle politifchen Gedanken. 
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Das pofitive Neichsitantsrecht, an welches Anjprüche des 
Landesheren auf Gewalt über die Kirche ſich anlehnen fonnten, 
war Das des Augsburger Religionsfriedens und des Weſtphäliſchen 
Friedens. Denn nachdem vie deutſche Neforntation den Lehrſatz 
aufgestellt hatte, die Yandesobrigfeit habe von Amtswegen dafür 
zu jorgen, daß feinerlei unvichtiger Gottesdienft im Lande auf- 
fomme, nachdem hiedurch das Kirchenregiment in landesherrliche 
Hand gefommen und dem Nechtsinftitute der protejtantifchen 
Landesfirche Entjtehung gegeben war, Hatten jene zwei Reichs— 
gefege dieſe Thatſachen rechtlich anerkennen müfjen. Die pro= 
teftantifche Yehrbafis anzuerfennen, liegen fie ji) zwar nicht 
herbei. Allein fie ftatnirten, daß es innerhalb der landesherr- 
lichen Befugniſſe Liege, ſolche Untertanen, welche zur der nach 
der Ueberzeugung des Yandesherrn richtigen Confeſſion fich nicht 
befennen wollen, im Lande nicht zu dulden; und jehrieben Dabei das 
entiprechende Necht ebenjowohl ven fatholifchen, wie den pro— 
teſtantiſchen Yandesherren zu. Ste berechtigten aljo den Landes— 
herren als folchen, aus eigener Befugniß und nach jelbjtändigen 
Motiven zu thun, was er nach mittelalterlichem Nechte nur als 
Diener der Kirche und auf deren Geheiß zu vollführen gehabt 
hätte; und indem fie ihm daneben unterjagten, ſich im jeinent 
Handeln über einen gewiffen Punkt hinaus durch die firchlichen 
Vorſchriften bejtimmen zu laffen, enthalten fie den Keim zu 
Entwidelungen, mittels deren auf Koften der Kirche die landes— 
herrliche Macht noch größer werden fonnte. 

Die kirchlichen Conjequenzen der Theorie vom Staats- 
vertrage find einfach. 

Sie geht von der Annahme aus, daß jeder Staat eine von 
Menjchen für beftimmte Zwede durch Unionsvertrag gejchlofjene 
Aſſociation fei. Jeder Beitretende gebe durch dieſen Vertrag 
einen Theil feiner vorftaatlichen Einzelfreiheit auf; wogegen er 
für deren übrigen Theil die Gefellichaftsgarantie erhalte, ihm in 
geſchützter Ruhe genießen und entwideln zu fünnen. Anders als. 
aus folchem Urvertrage erkläre die Entjtehung des Staatsweſens 
fich nicht: man müfje alfo unterjtellen, daß mittels besjelben 
auch da, wo man, wie beim deutjchen Reiche und den deutjchen 
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Territorien, Dies nicht nachweifen Fünne, die Staaten entjtänden 
feien. Daß fie, wie die Neformatoren gemeint hatten, aus der 
göttlichen Schöpfungsordnung natürlich hervorgehen, jei unbe— 
gründet; und daher könne, jowenig wie die Staatsordnung gott- 
geordnet, ebenjowenig die Staatsobrigfeit gottbevollmächtigt fein. 
Bielmehr berube, wie der Staat auf dem Unionsverirage, jo das 
Kegierungsrecht im Staate auf einem zwifchen ven Staats— 
genofjen und der Staatsobrigfeit abgejchlojjenen Subjectiong- 
vertrage. 

Da ſämmtliche Regierungsbefugniſſe der Staatsgewalt nur 
aus dieſem Vertrage hervorgehen, ſo muß er auch darüber ent— 
ſcheiden, ob und inwieweit ihr das Recht zukomme, in das Leben 
der Kirche regierend einzugreifen. Das proteſtantiſche Kirchenrecht 
gab ihr das ganze Kirchenregiment, das gallicanijche wenigjteng 
einen Theil davon; Jenes wie Diefes war nach der Ajjociationg- 
theorie anders nicht, als mittels der Annahme zu erklären, daß 
von den Staatsgenojjen durch den Unionsvertrag auch auf den 
jolhen kirchlichen Negierungsbefugnijjen eutjprechenden Punkten 
die vorjtaatliche Einzelfveiheit aufgegeben, und demgemäß Durch 
den Subjectionsvertrag Das Necht, über fie zu beſtimmen, der 
Staatsobrigfeit übertragen worden fe. Das Maß der jo über- 
tragenen Rechte über die Kirche konnte verjchieden angenommen 
werden, anders als jo erworben fonnten fie aber nicht fein. Die 
ſtaatlichen Gefelljchaftsverträge erjchienen als für firchliche Zwecke 
mitgejchlojfen, Kirchenverband und Kirchenvegiment als Theile des 
 Staatsverbandes und des Staatsregimentes. 

Allerdings konnte man auch annehmen, Aufopferungen der 
vorſtaatlichen Ungebundenheit jeien im Unionsvertrage in Betreff 
des religiöſen Lebens überhaupt nicht gemacht worden; Dieje 
Theile der Einzelfveiheit gehörten alfo zu denen, deren unbe 
Hinderte und jtaatlich gejchütte Entwickelung vielmehr den Staats- 
genofjen durch die Gefellichaftsverträge garantirt je. Dann war 
aljo der Kirchenverband, wo er fich vorfand, nicht als Theil des 
Staatsperbandes zu erklären, jondern ging aus jener den Staat$- 
angehörigen gewährleifteten Privatfreiheit hervor als ein durch 
gleiches veligiöfes Bedürfniß entjtandener Privatverein zu Befrie- 
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digung Diefes Bedürfniſſes, und hatte vom Staate die Garantie 
freier und jelbjtändiger Entfaltung, jolange Diefelbe nicht mit den 
eigenen Aufgaben und Zweden der Staatsgewalt in Colliſion 
fommen werde. Weiter, als in der einen Beziehung zu ſchützen, 
in der anderen Beziehung zu beaufjichtigen, hat dieſe Gewalt hier- 
nach mit der Kirche Nichts zu thun. Diefe ijt nicht mit dem Staate 
vereinigt, jondern von ihm getrennt; obwohl die durch Schub 
und Aufjicht begründeten VBerhältniffe zum Staate immer noch 
Steigerungen gejtatten, durch welche aus ihnen doch wieder eine 
Art ſtaatlicher Kirchenregierung wird. 

Bon diefen zwei aus der Theorie vom Staatsvertrage mög— 
licherweiſe abzuleitenden Auffaffungsweilen ift Die erſte die terri- 
torialiftifche, die zweite die collegialiftiiche. Zwiſchen 
Sollegialismus und Territorialismus fönnen aber Hebergänge und 
folglich Schwankungen ftattfinden. In der Periode, von welcher hier 
die Rede iſt, unterjchted man die beiden Auffafjungswetien nicht ge- 
nau, jondern indem man im Allgemeinen territorialiftiich geſinnt 
war, bediente man ich gelegentlih doch collegialiftiicher Motive; 
vom Einen ins Andere übergehend, wie es um Beftehendes zu 
erklären, oder erhobene Anjprüche zu begründen brauchbar ſchien. 
Und auch das fam in dem gleichen Beftreben nicht jelten noch 
vor, daß beiverlei Deductionen ſich bei Einem Schriftiteller oder 
in Einem Schriftitücke mit denen des pofitiven hiſtoriſchen Nechtes, 
das genau genommen beiden wiverjprach, gemijcht fanden. So 
unter Anderen bei Febronius-Hontheint. 

Wenn der furtrier’sche Staatsmann und ebenſo etwas jpäter 
der päpftlihe Nuntius Pacca) Die territorialitiich gewendete 
Bertragstheorie, denn dieſe meinen fie, als proteſtantiſche be- 
zeichnen, jo hatten fie dazu eine velative Berechtigung, ſofern die— 
jelbe zuerſt von protejtantiicher Seite, jeit Grotius, wiljenjchaft- 
ich mit bedeutendem Erfolge geltend gemacht, und fofern fie firch- 
lich zuerſt zu Rechtfertigung proteftantifcher Kirchenregimentsrechte 
gebraucht worden war. Wie aber Grotius, Conring, Pufendorff 
u. A. ihre katholiſchen und ſogar jefuitiichen Vorgänger hatten, 
jo it die Popularität und der weitverbreitete Einfluß der Ver— 


1) Memorie sul soggiorno in Germania (Roma 1832) p. 14. 
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tragstheorie nicht Durch proteftantifche, jondern durch franzöſiſch— 
fatholifche Vertreter erworben; und fatholifche Regierungen haben 
um Nichts weniger als protejtantiiche ihre Säte angewandt 

Es darf nicht überjehen werden, Daß für die fatholiichen 
Regierungen, jobald fie der Pflichten und demgemäß der Rechte 
des Staates fich bewußt wurden, und fich entjchloffen, fie auch 
der Kirche gegenüber zur Geltung zu bringen, e8, wie die Sache 
einmal lag, von jelbjt gegeben war, dies aus dem Standpunfte 
der Bertragstheorie zu thun. Nach der überlieferten Fatholifchen 
Kirchenlehre und dem unter deren Herrichaft ausgebildeten Rechte 
hatte der Staat in Dingen, die nach Firchlicher Entſcheidung 
firchliche waren, keinerlei jelbjtändigen Entſchluß. Es iſt aber das 
Wejen’des modernen Staates, daß er fich als auf Grund eigenen 
gottgeſetzten Berufes überhaupt autonom und der Kirche an gött- 
lihem Urjprunge ebenbürtig, folglih in feiner Bewegung auch 
ihr jelbjt gegenüber frei erfannt hat. Das war ſchon von der Re— 
formation gelehrt worden, aber es erijtirte fein allgemein ver— 
ftändlicher Ausdruck dafür. Ein jolcher hatte fich erſt ergeben in 
der allerdings unvollfonmenen und in mehr als einer Rückſicht 
unrichtigen Vertragstheorie, wie fie aus dem Boden der Kechts- 
wiſſenſchaft und der claffiichen Bildung hervorging: aber er hatte 
fih einmal nur in dieſer Geftalt ergeben, dieſe war einmal 
feine conerete, in Europa in gewiſſem Sinne allgemein gültige, 
durch jo bedeutende Erfolge man fann jagen legitimirte Geſtalt 
geworden. Auch die Fatholiichen Staaten, wenn fie in ihren 
Berhältniffe zur Kirche den modernen Staatsgedanfen geltend 
machen wollten, waren ar dieſe Gejtalt gewiejen; deren Mängel 
gerade nach der firchlichen Seite erklärt und entjchuldigt wurden 
durch Den nicht minder einjeitigen und ungerechtfertigten Anſpruch, 
welchem zu widerſprechen war. 

Das damals in Deutſchland einflußreichſte Beiſpiel dafür 
war Oeſterreich, welches um jene Zeit nicht nur ſeine ſchwäbiſchen 
orderöſterreichiſchen) Lande und ſeine kaiſerliche Machtſtellung 
in Deutſchland noch inne hatte, ſondern auch in das locale Leben 
aller großen und kleinen geiſtlichen Territorien als deren katho— 


liſche Schutzmacht noch beſtimmend einwirkte. 
Mejer, Zur Geſchichte ꝛc. 4 
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Das Beſtreben, die mancherlei öſterreichiſchen Beſitzungen 
zu einem öſterreichiſchen Staatsweſen zu geſtalten, und demgemäß 
gegenüber ven localen und provincialen Regierungsgewalten die 
Macht einer Iandesherrlichen Gentralvegierung zu jtärfen, tritt 
zuerjt unter Marin Therefin hervor; wird aber in dem Verhält- 
nifje zur Kirche bei ihr noch bedingt durch ihre perjönliche Ehr- 
furcht nicht blos vor dem katholiſchen Glauben, jondern auch vor 
ver katholiſchen Hierarchie. Indeß hat doch gerade fie zwei 
Männer, die mit diefer Hierarchie in Gegenſatz waren, zu ent 
ſcheidendem Einfluffe erhoben: van Siwieten und Graf Kaunik. 

Letzteren fand fie bei ihrem Negierungsantritte ſchon in hohen 
Aemtern vor, gebrauchte ihn mit Vertrauen, und machte ihn, 
nachdem er zulegt (Sept. 1751 bis Mai 1753) Gefandter in 
Paris gewejen war, 1753 zum Miniſter des Auswärtigen und des 
Haufes. Er wurde von da an der in allen wichtigen Beziehun— 
gen für Dejterreich leitende Staatsmann. Er „jtammte aus 
einer katholiſchen Familie; zum getjtlichen Stande beſtimmt war 
er bereits in früher Jugend Domicellar in Münſter geworden, 
und hatte dann nur in Folge des Todes feines älteren Bruders 
wieder die weltliche Laufbahn erwählt; auch im jpäteren Leben 
verfäumte er die vorgejchriebenen Gebräuche der fatholifchen Kirche 
nicht, ließ fich in feiner Wohnung Meſſe lefen, und wollte den 
kirchlichen Volksgewohnheiten fein Aergerniß gegeben wiljen. Aber 
feiner inneren Stellung nach gehörte er in Religion, Ethif und 
Staatslehre nicht dem Chriftenthum, jondern wie jo viele vor— 
nehme SKatholifen jener Zeit den Enchelopäpiften an; Voltaire 
war ſein Lieblingsichriftiteller , Rouſſeau in Paris fein Secretär 
gewejen, Diderots und D’Alemberts Enchelopädie Hatte er ſtets 
zur Hand. Bis in das jpätefte Alter ergößte er ſich an den 
Erzeugniffen der franzöfiichen Bühne, und blieb auch mit den 
neueſten Erſcheinungen derſelben bekannt; die franzöſiſche Sprache 
war ihm wie Mutterſprache; ſelbſt in Kleidung und Gewohn— 
heiten ſpielte er den Franzofen.‘') Dem entſprechend auch in 
ſeinen Anſichten vom Papſtthum entſchiedener Gallicaner nahm 
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zur Kirche ihres Landes. Joſephinismus. 51 


er für Febronius unzweideutig Partei. Der päpſtliche Nuntius konnte 
nicht durchſetzen, daß zu Wien das Buch verboten wurde; dagegen 
ließ man antifebronianiſche Schriften nur unter Beſchränkungen 
dort zu, und ſelbſt dem ſpäteren Widerrufe Hontheims wurde 
der freie buchhändleriſche Debit verweigert.) 

Noch perſönlicher mit dem Febronianismus verwandt war 
Gerhard van Swieten, denn er war Janſeniſt aus eben den 
Utrechter Kreiſen, deren kirchliche Emancipation von Rom unter 
Beirath van Espens geſchehen, und ſpäter für dieſen der Grund, 
ſeine Löwener Profeſſur zu verlaſſen, geworden war. Als Pro— 
feſſor der Medicin 1745 nach Wien berufen, durch ausgezeichnete 
wiſſenſchaftliche Leiſtungen legitimirt, bewog er die Regierung, 
1749 die mediciniſche, 1752/3 Die übrigen Facultäten der Wiener 
Univerfität geiſtlicher, ſpeciell jejuitifcher Yeitung zu entziehen, und 
diefe Leitung felbft in die Hand zu nehmen. Im Jahre 1760 
wurde das Unterrichtswefen des ganzen Neiches einer in Wien 
neu errichteten Hofitudiencommiffion unterjtellt; deren leitendes 
Mitglied van Swieten war, und in diefer Stellung das Mög- 
fichfte that, die von ihm für richtig gehaltenen Grundfäte zur 
Herrichaft und Männer, welche fie vertraten, auf die Lehrſtühle 
zu bringen. Daß Canoniften und Naturrechtslehrer, >) wie Niegger 
der Neltere, Rauttenſtrauch, v. Martini, v. Sonnenfels, ſpäter 
Eybel und Pehen als Lehrer und Practifer zu ausgedehnter 
Wirkung famen, verdanfkten fie großentheils ihm. Sie alle 
jtanden noch mehr als Febronius auf der theoretifchen Bafis der 
Staatsvertragsiehre, und waren daher nach damaliger Zeit- 
jtrömung noch territorialiftiicher gefinnt als er. „Der Staat 
ſoll“, jagt Martini in feinen 1767 gejchriebenen positiones juris 
naturae, „tugendhafte Gefinmungen und Neigungen, Anjtand und 
Höflichkeit einflößen‘‘, und da „eines der vorzüglichiten und wirk- 
jamften Mittel zur Bildung der Sitten und zur Negierung der 
Menjchen die Neligion tft, fo hat der Staat feine Sorgfalt auch 


) K. A. Menzel, Neuere Gefchichte der Deutichen 11, 472. 
2) ©. über fie und über die öfterreichifchen Theologen von damals 
9. Brüd Die rationaliftiichen Beftrebungen im katholiſchen Deutichland. 
Mainz 1865. ©. 14 fg. 
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darauf zu richten, daß jeder Bürger Religion habe...... Der 
Regent darf diefen Leitriemen weder aus den Händen laſſen, noch 
vernachläffigen, und muß daher die Kirche im jcharfer Aufficht 
halten. Dieſer Gefellichaft gegenüber, welche man errichtet hat, 
um Gott auf diefelbe Weife zu vwerehren, muß der Aegent jtets 
auf der Hut fein, muß ihr die nachtheilige Vermehrung der unbe 
weglichen Güter und die Annahme der ſtaatsverderblichen Geld— 
jhenfungen verbieten, muß die kirchlichen Mißbräuche 
abjihaffen, den Proceffionen eine anjtändige Gejtalt geben, 
vor Allem aber feine Vorſorge auf zureichende und gefchiefte 
Seeljorger richten. Dem Negenten- jteht die Gejeßgebung und 
die Juſtiz über alle Geiftlihen zu, und die Disciplin der Cleriſei 
ijt ein wejentliches Stück der Religionspolizei“ des Staates, ') 
Martini betrachtet die Kirche noch als eine vom Staate 
unterſchiedene „Geſellſchaft“. Aber er vindieirt dem Staatsober- 
haupte für deren Negierung eine jo große Gewalt — denn der 
Yandesherr ift e8, der für tüchtige und gejchiefte Seelforger forgen 
joll —, daß er ihm Doch eine wejentlich territoriahjtiiche Stellung 
einräumt. Maria Therefia ging, troß Kaunitz, jo weit nicht. 
Sie beſchränkte ven Vermögenserwerb der Kirche, griff im ihre 
Steuerfreiheit ein, hob das Aſylrecht auf, gab eine Stolgebühren- 
tare, machte das placet regium, welches jie ſchon vorfand, 
umfaſſender geltend, und gejtattete den Verkehr ihrer Landesgeiſt— 
lichfeit mit Rom nur unter Limitationen, indem fie den Papſt 
als auswärtigen Souverän behandelte; endlich, fie verbrängte, 
wie erwähnt, die Kirche aus der Zeitung des höheren Unterrichtes. 
Aber über Dies und Aehnliches ging fie nicht hinaus; auch 
nicht, als nach dem Tode ihres Gemahls (1765) fie Sojeph IL. 
zum Mitvegenten annahm, und dadurch einer Gejinnung Einfluß 
gejtattete, die auf derfelben Grundlage, wie die von Kaunitz, diejen 
doch in den Intentionen noch Hinter fich zurückließ. Joſeph jo 
gut wie Kaunis jtand unter der Gewalt des Gedanfens vom 
Staatsvertrage und adoptirte die Mehrzahl jeiner Conjequenzen; 
Joſeph jo gut wie Kaunig war im Verhältniß zur Kirche Terri- 
torialift. Aber Kaunitz hatte fich bejchränft, von dieſer Theorie 


!) Die Stelle ift außgehoben bei Perth 8a. a. O. ©. Ta 
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aus das bejtehende Necht mit Ungebundenheit zu behandeln, fo- 
weit dies concereten politifchen Zwecken nüglich war. Auch wenn 
er nicht durch die Gefinnung der Kaiferin beſchränkt geweſen 
wäre, würde er — vor Allen vorfichtig, wie er war, — ſchwer— 
lich mehr als das gethan haben. Joſeph kannte Nichts von po- 
litiſcher Vorſicht; er fchrieb fich einen Beruf im Dienfte des 
Princips zu, die „Logik“ diefer Theorien follte, wie ex fich einmal 
ausdrückt, durch ihn Defterreich vegeneriven. Sein als Staats- 
oberhaupt ihm zufommendes Verhältniß zur Kirche faßte er ganz 
territorialiftiih. Der Canonift, welcher unzweifelhaft am meijten 
jeine Meinung ausdrücdt und deſſen Lehrbuch von 1785 bis 1810 
an allen öſterreichiſchen Yehranftalten obligat war, Sof. Joh. 
Nepom. Pehem'), leitet aus dem ftantlichen Schutrechte über die 
Kirche die Befugniß des Staates ab, darauf zu halten, daß in 
der Kirche Alles erfannt und beachtet werde, was zum Wefen der 
Religion gehörig fer; die Befeitigung kirchlicher Mißbräuche exit 
von den Biſchofen zu fordern, danır, falls die Forderung ohne 
Erfolg bleibt, jelbjt vorzunehmen; ferner alles Nichtwejentliche in 
den firchlichen Dingen, wie Feiertage, Wallfahrten, Brüperfchaf- 
ten 2c. polizeilich zu modificiven oder abzufchaffen; endlich ven 
Biſchöfen, als Unterthanen, vorzufchreiben, daß fie „ihre urfprüng- 
lichen Rechte“, d. i. dem Papſte gegenüber die von Febronius 
ihnen zugejchriebene Stellung, „wieder an ſich nehmen“, u. ſ. w. f. 
Kaiſer Joſeph betrachtete es als eine der Aufgaben feines Xebens, 
die Kirche in möglichjte Abhängigkeit vom Staate zu bringen, 
ihre Einrichtungen als Mittel für Staatszwede zu behandeln. 
Etwa ſeit 1770 macht fich in der öfterreichifchen Geſetzgebung 
dies Beſtreben merklich.) . Im Detober d. J., zu derſelben Zeit, 





!) Praelectiones in jus ecclesiasticum universum. Viennae 1785 — 
Sum 384. 518. 591. 540° 569. 

2) ©, 3. B. Schlözers St.-Anzeigen 2, 193. Codex juris ecclesiast. 
Josephini, Sammlung aller geiftlihen Verordnungen ꝛc. (Preßburg 1789.) 
Der Zofephinismus u. die faif. Verordn. v. 1850. (Wien 1851.) Pach— 
mann Lehrb. des Kirchenrechts $. 113 fa. Phillips Kirchenrecht 3, 376. 
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wo man die Coblenzer Anträge nicht ohne Weiteres annahm, 
wurde in Oeſterreich bei ſchwerer Ahndung befohlen, daß in den 
geiſtlichen Orden alle Studien, ohne Ausnahme ſelbſt nicht der 
Perſon, nach den Lehrbüchern und Grundſätzen geſchehen ſollten, 
welche bei der Wiener Univerſität vorgeſchrieben ſeien, die unter 
van Swieten ſtand. Niemand ſollte vor vollendetem fünfund— 
zwanzigſten Jahre Profeß ablegen, und dergleichen das Kloſter— 
weſen betreffende tiefgreifende Neuerungen mehr: während eine 
Beſchränkung der Feſttage damals noch durch Verhandlungen mit 
der römiſchen Curie herbeigeführt wurde. Im Auguſt 1771 
ſchrieb die Regierung vor, kein Geiſtlicher, am wenigſten ein 
Ordensgeiſtlicher, dürfe Geld aus dem Lande ſenden. Mit den 
Kloſterreorganiſationen fuhr man fort, hob die Strafkerker in den 
Klöſtern auf und Aehnliches. Im April 1772 wurden die Pro— 
ceſſionen außer Landes und alle Bittgänge, bei denen man über 
Nacht ausbleibe, verboten; dagegen das Fleiſcheſſen an den mei— 
ſten Feſttagen regierungsſeitig ausdrücklich erlaubt. Die Amorti— 
jationsgejege wurden ſtrenger. Im October 1776 verbot ein 
ſcharfer Regierungserlaß den Geiftlichen, gegen landesfürftliche 
Geſetze in ecclesiastieis ungebührend zu reden; e8 wurde vor— 
geichrieben, daß die 1771 erichienene officiöfe Synopsis juris 
ecelesiastiei publiei et privati, quod per terras hereditarias 
Augustissimae Imperatrieis Mariae Theresiae obtinet, und 
des älteren Riegger's firchenrechtliche Injtitutionen in allen kirch— 
lichen Lehranftalten angejchafft und bei allen Vorlefungen über 
Kirchenrecht zu Grunde gelegt werden jollten ; namentlich ſeitens 
der Klöſter folle das gejchehen, die (Beroron. v. Det. 1778), wenn 
fie feine Studenten haben, von Riegger's jus eanonicum je 
zwei Exemplare, wenn fie Studenten haben, jo viele Exemplare 
faufen müſſen, wie Studenten vorhanden find. Alle Geiftliche, 
fäculare, wie vegulare, müſſen Verordn. v. Novbr. 1776) ein 
Zeugniß über ein in jure publico ecelesiastico et canonico 
bejtandenes Eramen beibringen, bevor fie zur den höheren Weihen 
zuzulajjen find. Im September 1777 ward vorgefchrieben, daß 
man in Dispenfationsfällen fich niemals unmittelbar nach Rom 
wenden jolle, fondern allemal zunächſt an den eigenen Biſchof, 
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was im Januar 1778 auch auf oceulta ausgedehnt ward; im 
März 1780, daß der Pfarrer die landesfürftlichen Befehle, welche 
das Volk wijjen müſſe, dieſem befannt machen, die landesherr- 
lichen Kreisämter in gewiljen Dingen infpieiren, über ſämmtliche 
ihm zugefommene weltliche Verordnungen Pfarrprotocolle füh- 
ren müſſe. Alſo jchon territorialiftiiche Verwendung des Pfarrers 
als weltlichen Beamten. 

Die Reihe von Verordnungen, aus der hier Beifpiele aus- 
"gehoben worden find, war aber nur eine Vorbereitung auf Das, 
was ihnen folgen ſollte. Denn jolange feine Mutter lebte, fühlte 
ſich Kaiſer Joſeph bis zur äußerſten Ungeduld gebunden in der 
Mitregierung des Staats. Kaum war daher Maria Therefia ver- 
ftorben (20. Nov. 1780), als mit dem Jahre 1781 ein Strom 
firchlicher Neformationsdeerete hervorbricht. Im März hebt Jo— 
ſeph allen Zufammenhang der Klojterleute mit auferöfterreichifchen 
Klöftern und mit den Ordensobern auf: die Religioſen follen le— 
diglich unter den Bijchöfen ftehen. Gleichzeitig wird das landes— 
berrliche Placet zu geijtlichen, jpeciell päpftlichen Verordnungen 
vollftändiger i durchgeführt. Im April erweitert er die Dispen- 
jationsbefugniß der Biſchöfe in Nejervatfällen: fie follen deswegen 
nicht nach Rom gehen, fondern aus eigenen Nechte dispenfiren. 
Im Mat verbietet er die gegen den Sanjenismus gerichtete Bulle 
Unigenitus, und gejtattet dent Clerus das Leſen aller nicht durch 
öfterreichifche Cenſur ausgeſchloſſenen Bücher, einerlet ob fie int 
römischen Inder verboten ſeien. Die Bulle In Coena Domini, 
mittel8 deren der Papft unter Anderem auch die Staatsgewalten, 
welche Firchliche Nechte ſchädigen, in Bann thut, ſoll aus allen 
Ritualien ausgeriffen und vertilgt werben. Bei Procefjionen 
zu fajten wird unterfagt. Im Auguft befichlt der Kaiſer, jede 
von der Cenſurcommiſſion approbirte katholiſche Bibel auch dent 
Volke zum, Lejen zuzulaffen. Die päpjtlichen Confirmationsbullen 
bet Biichofsanftellungen, fammt dem Treueide der Biſchöfe an 
den Bapft, jollen des landesherrlichen Placet bevürfen ; dem genann— 
ten Eide ein ihm nachgebildeter dem Staate zu ſchwörender Treu- 
eid vorhergehen. Im Detober jchreibt Joſeph vor, daß in allen 
geheimen Ehehinderniffen der Biſchof aus eigenem Nechte, ohne 
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päpitliche Vollmacht, dispenſiren jolle, und dehnt das landesfürft- 
liche Placet auf alle und jede Bublicationen für den Clerus aus; 
wodurch er fich jegliche der Regierung nicht genehme Vorſchrift 
für denfelben zu verhindern in den Stand fett. Im demſelben 

tonate erläßt er das befannte Toleranzediet für Proteftanten, 
nachdem er jchon im Junius und September worbereitende Schritte 
dafür gethan hatte. Bis dahin war Defterreich, mit nicht nen— 
nenswerthen Ausnahmen, ein ausſchließlich katholiſches Land. 
Maria Therefin Hatte darauf mit Strenge und gelegentlich mit 
Härte gehalten, und in dieſer Richtung die Anfprüche ihrer Kirche 
völlig erfüllt. Kaiſer Joſeph war perjönlich gleichfalls katholiſch, 
wollte auch, daß im Dejterreich das Fatholifche Bekenntniß nach 
wie vor Das herrichende bleibe; aber Duldſamkeit gehörte zur 
feinem in diefer Rückſicht collegialiſtiſchen Syſteme; und fo procla— 
mirte er die allerdings nur bedingte Toleranz, welche mehrfach 
declarirt und modificirt bis auf jehr neue Zeiten in Dejterreich 
jeitvem gegolten hat. Im November 1781 ward das deutſche 
Collegium in Rom verboten; die Bulle Unigenitus foll als nicht 
vorhanden betrachtet werden. — Durch alle diefe Schritte war 
der päpftliche Nuntius Garampi zu lebhaften Gegenvorftellungen 
und zum Theil Protefteinlegungen veranlaßt. Im December 
wurden dieſelben durch Graf Kaunitz in des Kaiſers Auftrage 
icharf und unbedingt zurücgewiejen: man bedürfe der päpftlichen 
Mitwirkung zu diefen Dingen feineswegs; denn Alles ohne Aus— 
nahme, was im der Kirche nicht von göttlicher, jondern von 
menfchlicher Einſetzung herrühre, verdanfe jeine Geltung nur 
der Einwilligung oder Gutheigung der landesherrlichen Gewalten; 
diefe jeten daher auch berechtigt, dergleichen freiwillige und will 
fürliche Conceffionen nicht nur für ſich allein abzuändern oder 
einzufchränfen, jondern much aufzuheben, jo oft Staatsurjachen, 
Mißbräuche, oder veränderte Zeiten oder Umftände e8 verlangen. 
Der römische Stuhl habe, ausgenommen ſolche Dinge, welche 
Grundſätze des Glaubens, oder allein den Geift und die Seele 
betreffen, im Staate nicht die mindeſte Gewalt; die Abjtellung - 
von Mißbräuchen in äußeren Dingen fünne alfo nicht von ihm 
abhängen, ſtehe vielmehr ausjchlieplich dem Landesherrn zu, Der 
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allein das Necht Habe, im Staate zur befehlen. „Die Kirche ift 
im Staate‘, meint Joſeph, „dem Souverän kommt es zu, fie 
dert weltlichen Geſetzen unterzuordnen, und ihre Diener in Der 
jelben Abhängigkeit, wie die anderen Unterthanen, zu halten‘; 
und „noch die Enfel werden uns ſegnen“, jchrieb ev 1781 an 
den Cardinal Herzan, „daß wir fie von dem übermächtigen Rom 
befreit“ und „die Priejter allein dem Vaterlande unterworfen 
haben.” 

' Schon um die Mitte des Jahres 1781 fand Kurfürſt Cle— 
mens Wenzel von Trier, der mit dem Kaiſer Andergeſchwiſter— 
find war, fich berufen, ihn von folchen Neuerungen abzumahnen, 


und es entſpann ſich ein Kleiner Briefwechfel, der anfangs in 


Abſchriften, dann als Broſchüre verbreitet damals großes Auf- 
jehen gemacht hat.') Der Kurfürjt befpricht was bis Mitte 1781 an 
joſephiniſchen Reformationsdecreten erjchtenen war — betreffend das 
Placet, die Klöfter, das Verfenden von Geldern nach auswärts, 
die Erlaffe gegen die Conftitutionen Unigenitus und In Coena 
Domini, die Erlaubniß auf dem Inder befindliche Bücher zu 
fefen, — und bemüht jich bei jedem diefer Punkte zır zeigen, 
warum er nicht oder nicht fo hätte beftimmt werden follen. Der 
Kaiſer antwortet auf jeden einzeln mit furzer Bezugnahme auf fein 
ihm als Yandesherrn zuftändiges Necht; nicht ohne Wendungen, 
in Denen der Anhänger Voltaire's zu Wort kommt. Nicht 
glücklicher war der Papſt ſelbſt im feinen Abmahnungen, weder 
Ichriftlih, noch als er im Frühjahr 1782 perſönlich nach 
Wien fam. Gegen die Gründe, welche aus dem katholiſchen 
Dogma und aus dem canoniſchen Nechte genommen werden konnten, 
war Kaiſer Joſeph gewappnet; denn das fatholifche Dogma ver- 
ſtand er, ohne der kirchlichen Autorität fich zu beugen, in feiner 
Weiſe; und vor beftehendem echte trat er nicht zurück, Nach 
der Theorie vom Staatsvertrage, welcher er anhing, kommt es 
nicht vor, daß der Staatswille Nechte zu reſpectiren hätte: der 





') Neu abgedrudt mit einer brauchbaren Titterargefchichtlichen Einleitung 
von Mohnife in der Zeitfchrift für Hiftorifche Theologie Bd. 4. (1834) 
©. 241 flg. 
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Staat ift in dem Sinne Quelle des Rechtes, daß, was er als 
Recht nicht mehr anerkennen will, e8 auch nicht mehr tft. Joſeph 
hatte das volle Selbftgefühl, Inhaber dieſes ſouveränen Staats- 
willens zu fein. Rechtsverlegungen durch Negierungserlaffe konnte 
es daher noch feiner Meinung nicht geben; ſondern nur befugte 
jtaatsfeitige Aenderungen der bejtehenden Rechtsverhältniſſe. Nach 
diefen Grundſätzen handelte er; und es ijt befannt, daß er bei Der 
höheren Geijtlichfeit feines Neiches zwar manchem Widerfpruch, 
aber überwiegender Zuftimmung begegnete.) Der Bilchof von 
Mantua 3. DB. ruft feinem Clerus zu: „Betet zu Gott für unfern 
allergnädigjten Kaiſer und jeid ihm dankbar“, deſſen „Gottes wun- 
derbare Vorjehung fi) als Werkzeug bedient hat, um den Bi- 
ichöfen die Ausübung ihrer urjprünglichen Macht nach einigen 
Jahrhunderten wieder zu ſchaffen.“ Karthäufern, die fich über Die 
Aufhebung ihres Kloſters beichwert hatten, antwortet dieſer Bi— 
ichof: „Wir wiſſen, daß Gott den Yandesfürften eine unbefchränfte 
gejetsgebende, mit Gewalt verſehene, von allen Menſchen, wer fie 
immer jeien, unabhängige Macht verliehen habe, eine Macht, Die 
in alfen zeitlichen, es ſei weltlichen oder geiftlichen, oder gemijch- 
ten Dingen ihnen allein zujteht; nur folche ausgenommen, welche 
bloß die Seele betreffen und unmittelbar Gottes Sache find.“ 
Demgemäß fünnten z. B. Kloftergelübde nicht anders, als unter 
der ſtillſchweigenden Bedingung gethan werben, „wenn anders 
und folange der Yandesfürft nicht dawider ift.” „Ihm allein ift 
es von Gott gegeben worden, die Erde zu richten; und jedem 
andern Erdbewohner fommt zu, daß er feinem Urtheile in Wort 
und That nachlebe, ſei er weltlich oder geiftlich, Apoitel, Mönch 
oder wer immer.“ Und wie diefer Mantuaner dachten und 
ſprachen nicht wenige andere, auch deutſche Biſchöfe. ES wird 
darauf jpäter zurückzukommen fein. 

Hier braucht die jofephinifche Reformgeſetzgebung, wie fie fich 
die nächjten Jahre hindurch fortentiwidelte, im Einzelnen nicht ver- 
folgt zu werden. Es fommt auch nicht darauf an, ob Joſeph II. 


1) ©. Brunner Die fatholifche Dienerihaft am Hofe Joſephs LI. 
(1868) ©. 334 flg. u. ö. 
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um Iahre 1783 dent ſpaniſchen Gefandten zu Nom Aranda in 
der That die Abficht geäußert hat, Defterreich von Rom kirch— 
lich vollfommen zu trennen. Unwahrſcheinlich iſt dieſe Abficht 
nicht, da um diefelbe Zeit (1783— 84) in einem der Hauptpunkte 
des Zufammenhanges der öſterreichiſchen Bisthümer mit Rom, 
Eonfirmation und Confecration der Biſchöfe, der öfterreichifche 
Gejandte an der Curie, nach Anweiſung Kaunitzens, mit jener 
Trennung ausdrüdlich drohete.) Ebenjowenig iſt 88 nöthig, 
auch die Klofteraufgebungen Joſephs, die doch nicht mehr, als 
fnapp zwei Fünftheile der vorhandenen Klöſter trafen, und zu 
denen der Kaiſer fich berechtigt hielt, weil er in den Klöſtern im 
Grunde Staatsanftalten, im Kloftergute für dieſe verwendetes 
Staatsgut erblickte, näher einzugehen, oder feiner Gottesdienft- 
ordnung von 1784/5 zu gedenken, die ſich jo ſpeciell ins Litur- | 
giſche einließ, daß fie ihm von Friedrich dem Großen den Spottnamen 
des Bruder Sacriſtan zuzog. Alles das jind weitere Neuferungen 
deſſelben Geijtes, weitere Confequenzen deſſelben Syſtems, das 
für Deutſchland nicht in feinen öſterreichiſchen Einzelerwei— 
weifungen, jondern als Syſtem das Hauptintereffe hat. Für | 
Deutſchland iſt von Bedeutung, daß e8 als folches in Defterreich 
bis zu Joſephs Tode (1790) unbedingt, unter feinem Bruder und Nach— 
folger; der es um die Mitte der achtziger Jahre in Toscana gleichfalls 
einzuführen gejtrebt hatte, und unter deſſen Sohne Kaifer Franz II. 
wenigjtens im Wejentlichen feitgehalten worden tft: alfo während 
der ganzen bier interejjirenden Periode. In Defterreich für 
Defterreih. Nach Augen war man nicht immer der Meinung, 
die Grundſätze, mweldhe man im Innern anwandte, ebenmäßig ' 
zu vertreten. 

Betrachten wir noch einen Einzelpunft. 

Biſchöfe im Lande regierungseompetent zu wifjen, die nicht” 
auch Tandesangehörige Unterthanen waren, konnte fehon von Fe- 
bronianiſchem Standpunkte angejehen feiner Staatsobrigfeit lieb 
jein. Denn it diefe was fie für das öffentliche Wohl nothwen- 
dig erachtet der Kirche worzufchreiben befugt, und kann fie felbit- 
verſtändlich nur ihren Unterthanen Borjehriften machen, jo wird 

1) Brummer a. a. D. ©. 104. 
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e8 leicht gu Colliftionen führen, wenn diefe Unterthanen einen in Be- 
treff des öffentlichen Wohles vielleicht anders als die Staatg- 
rvegierung denkenden Nichtunterthan zum  geiftlichen Oberen 
haben. Noch ummwilliger mochte eine territoriahftiiche Staats- 
rvegierung nichtlandesangehörige Btichöfe dulden. Denn ift das 
Kirchliche principiell Sache des Staats und der Bifchof feiner 
Idee nach Staatsbeamter, fo ift die Thatſache, daß ein auswär- 
tiger Bischof ins Land hereinzuvegieren haben könne, in directem 
Widerſpruche damit. Das Postulat, dag ſämmtliche Biſchöfe Lan— 
desbiſchöfe, d. h. Unterthanen, und daß die Grenzen ihrer Sprengel 
mit den Staatsgrenzen gleich jeien, ift daher ein ftändiger Grund— 
jat des epifcopaliftifchen Territorialismus; und auch Kaiſer Jo⸗ 
ſeph war eifrig beſtrebt, ihn in ſeinem Reiche einzuführen. So 
lange Maria Thereſia lebte, hatte man ſich begnügt, die außer— 
öſterreichiſchen Biſchöfe, welche öſterreichiſche Diöceſantheile hatten, 
in deren Regierung zu beaufſichtigen und zu beſchränken; ſobald 
Joſeph allein regierte, ging er darüber hinaus. So reichte die 
ſalzburger Diöceſe nach Niederöſterreich: der Erzbiſchof wurde 
1782 zwangsweiſe veranlaßt, dieſen Theil ſeines Sprengels an 
den Biſchof von Wieneriſch-Neuſtadt abzutreten, von welchem er 
ſpäter zum biſchöflichen Sprengel des Erzbiſchofs von Wien cedirt 
worden iſt. So hatte das Fürſtbisthum Paſſau Diöceſanrechte in 
Dejterreich, die ihm bei Errichtung des Erzbisthums Wien (1722), 
gegen damals ſchon gejchehene Aufopferungen, von Carl VI. noch 
dazu feierlich verfichert worden waren: als 1783 Bifchof Leopold 
Ernit von Paſſau ftarb, ſtand Kaiſer Joſeph nicht an, fie einfach 
zu kündigen und die in Dejterreich gelegenen Güter des Hoch— 
jtiftes und Domcapitels einzuziehen. Die Güter erhielt dann 
Leopold Ernfts Nachfolger gegen Zahlung von 40000 Gulden 
zurück; den Didcefanvechten mußte ev entfagen, Drei Jahre darauf 
(1786) wandte fich Joſeph wieder gegen Salzburg: e8 mußte 
Didcefanrechte, Die es im öfterreichifchen Innviertel hatte, an Binz, 
die in Steiermark und Kärnthen an die Bilchöfe von Gurk, 
Yavant und Sedau abtreten; nur feine erzbifchöflichen Befugnifje 
rettete e8 noch. Gleich darauf Mitt der Biſchof von Conſtanz 
Anfechtung wegen feiner firchlichen Negierungsrechte in den vor— 
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deröfterreichifchen Landen: doch nahm Joſeph auf Interceffion des 
mainzer Erzbiichofes (April 1787) die Verordnung wieder zurüd, ') 
Im Jahre 1787 follten auch fürſtbiſchöflich regensburgiſche Did: 
cefanrechte in Böhmen alterirt werden: man fündigte fie nicht 
geradezu, aber man verlangte die Errichtung einer bejonderen bi- 
ſchöflichen Negierungsbehörde unter Delegation eines in Eger 
wohnenden, eignen, unter faiferlicher Genehmigung ſtehenden 
Weihbifchofes für den Diftriet, oder auch daß der nächjte inlän— 
diſche Biſchof, als welcher der Erzbifchof von Prag vorläufig 
ſchon Beſitz nahm, für denjelben delegirt werde. Wieder inter- 
cedirte der Erzbifchof von Mainz, und Kaifer Joſeph begrügte 
fih (1789) damit, daß der Fürftbifchof von Negensburg den in 
Eger vorhandenen Dechanten mit erhöhten Facultäten verjah, 
und demjelben eine Art Konfijtorium beigab.°) 

Mit diefen Sofephinifchen Tendenzen zum Ausſchluß frem- 
der Bifchöfe verwandte Beftrebungen des Kırfürften von Pfalz 
bayern gaben — zu einer Zeit als Kaiſer Joſeph ſchon 
mehrere Jahre allein regiert hatte, die Mehrzahl feiner firchlichen 
Veränderungen in vollem Gange und Roms Unmacht gegen ſie 
bereits offenbar war — Anlaß, die Coblenzer Pläne von 1769 
wieder aufzunehmen. 


1) Ueber die angeführten Vorgänge ſ. Neuß Deutſche Staatscanzlei 
Th. 2 Abſchn. 11. TH. 3 Abſchn. 13. TH. A Abſchn. 10. TH. 13 Abſchn. 2. 
Th. 15 Abſchn. 3. TH 20 Abſchn. 10., und wegen der Vorgänge mit Paſſau 
und Salzburg, die zu den Motiven des Fürftenbundes gehörten, Pütter’$ 
Hiftor. Entwidelung der deutſchen Neichsverfaflung 3, 204 flg. v. Dohm 
Ueber den Fürftenbund S. 20 flg. Ranke ©. 91 fo. 

2) Die im Detober und November 1788 und ſodann im Jahre 1759 
erwachjene Correfpondenz hierüber zwifchen Kaifer Sofeph und dem Erz— 
biſchofe von Mainz f. in der Schrift: Practifhe Anmerkungen über die Zu— 
fäe der Kaiſerl. Wahlenpitulation Leopold des II. Frankfurt 1792. ©. 6 flg. 


6. Die deutſchen Erzbifchöfe, ihre Höfe und Univerfitäten.'y 


Seit der Reformation gab es noch vier deutſche Erzbiſchöfe: 
die drei geijtlihen Kurfürſten und den Fürfterzbiihof von Salz— 
burg; alle vier nicht bloß geiftliche Würdenträger, jondern als. 
folche auch Yandesherren und Stände des deutichen Keiches. 

Die Perfonen und Höfe der vier Erzbifchöfe, die 1785 am 
Kegiment waren, zu jchildern, iſt hier nicht der Ort. Nur an 
einiges dahin Gehörige muß, obwohl es ſonſt nicht unbekannt ift, 
erinnert werden; da ein beijeres Verſtändniß der in Betracht 
fommenden Vorgänge dadurch bedingt wird. 

Kaifer Joſephs Bruder Kurfürſt Maximilian Franz von) 
Cöln, zugleih Bilhof von Münfter und Deutjchmeifter, der zu 
Cölũ und Münfter dem Kurfürften Max Friedrich von Königseck 
im Jahre 1784 gefolgt war, jchrieb, nach Ausbruch dev Revolu— 
ttonsftürme (1793), an den Herrn von Schall:?) „ES mögen die 
‘ drei geiftlichen Kurfürſten mit Hintanſetzung aller bis dahin ges 
habten verderblichen Prachtsemulation fi) auf eine ihrem geift- 
lichen Stande und Einkünften angemeſſen eingejchränfte Haus- 
haltung einrichten. Der Zeitpunkt macht dieſes nothwendig und 
väthlich, und nur jet werben meine Collegen, bejonders Mainz 
in feiner dermaligen Lage, fich Hierzu bewegen lafjen können. 
Man muR aufrichtig fein: Die drei geiftlihen Kurfürjten, um 





') Bgl. über die geiftlihen Staaten der ſpäteſten Reichszeit überhaupt 
Perthes Das deutfche Staatsleben vor der Revolution (1845) ©. 102 fig. 

2) Ennen Franfreih und der Niederrhein 2, 421. Vgl. Pacca 
Memorie sul soggiorno in Germania (Roma 1830) p. 19 fj 
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regibus pares zu jein, verprafjen cum suis den größten Theil 


der Cameraleinkünfte. Dadurch ſind nur jene, ſo zum eiteln 


Pracht, und nicht jene, ſo zum Landeswohl dienen, bezahlt; Ver— 
kaufung der Juſtiz, Commiſſionen, Dilapidationen aller Art in 
den öffentlichen Verwaltungen ſind die nothwendige Folge davon; 
und wenn die geiſtlichen Fürſten nicht eheſtens dieſen und an— 
deren daraus für die Moralität entſtehenden Uebeln durch einge— 
ſchränktere Haushaltung und Verwendung der ſonſt verpraßten 
Summen zur beſſeren Beſoldung der Staatsbeamten zuvorkommen, 
ſo werden bald die geiſtlichen Fürſtenthümer im Reiche eine un— 
vermeidliche Revolution zu befahren haben ꝛc.“ Dieſe „Verpraſ— 
ſenden“ waren Dieſelben, von denen der damalige cölner Nun— 
tus Pacca) berichtet, jie führen im Allgemeinen ein ange 
mejjenes und geiitliches Yeben, bejjer als Die vor ihnen vegieren- 
den Herren, die jein Amtsvorgänger Belliſomi (1775—1785) 
zwar jchon dafür gelobt habe, daß fie wenigſtens nicht mehr felbit 
tanzten, die aber überaus ungeiftlich gewejen ſeien. Pacca ſpricht 
ſich auch über die Mitglieder der Domitifter aus. Faſt alle nur 
durch Die Zahl ihrer Ahnen in die Gapitel gefommen, mittels 
päpitlicher Dispenjation fait alle mit mehr als einer Pfründe 
verjehen, reifen fie die Einkünfte ihrer Stellen zu erheben von 
Drt zu Ort, und überlafjen fich jeder Art weltlichen Ver— 
gnügens,”) u. ſ. w. Es war der Fluch jener geiftlichen Inftitute, 


!) Memorie storiche di Monsignor Bart. Pacca ..... sul di lui sog- 
giorno in Germania dall’ anno 1786 al 1795. Roma 1832 p. 180 fie. 
vgl. p. 39: l’alto clero menava una vita scandalosa. 

) In Betreff der collegialifhen Fürforge dafür diene eine Stelle der 
freifingifchen biſchöflichen Wahleomvention v. 1789. (Schlözer Staats- 
anzeigen 1789 ©. 314) ftatt fonftiger Beilpiele: „Zumalen auch Serfommens, 
daß fich Die Domherrn des Weidwerkes herwärt der Iſar .... zu gebrauchen 
haben, fo follen fie noch fürohin von einem zufünftigen Biſchof ungehindert 
dabei gelaffe werben, und alles Geflügel oder Federwildpret, Enten und an— 
deres Geflügel dieffeitS der Ifar, von dem Rehe inclusive‘, das alſo zum 
Geflügel gehört, „an, zu birfhen, zu jagen, zu beten, zu fchießen und in 
anderweg zu fangen ihnen freiftehen, und erlaubt und zugelaffen fein; wobei 
die gnädigen Herren hochſelbſt eine Disceretion gebrauchen werben. Den Hof- 
bedienten aber und anderen, wie die auch find, .... foll dergleichen Weidwerk 
diefjeitS der Ifar aufgehoben fein, und feinem Geiftlihen und Weltlichen 
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daß jie und ihre Einkünfte nur zur Verforgung der jüngeren 
Söhne des fatholiichen Adel bejtimmt jchienen. : 

Maximilian Franz war jelbjt jolch ein jüngerer geiftlich ver- 
jorgter Sohn, und feine Coadjutorwahl in Cöln und Münſter 
war 1780 durch jehr ungeiftliche Mittel, die Kaunitz anwandte, 
zu Stande gefommen.') Aber er war aus einem großen vegie- 
renden Haufe, und hatte demgemäß größere Interejfen, als jeine 
Vorgänger. Indem er fich bejtrebte, mit Gerechtigfeit und Eifer 
als Landesherr feine Pflicht zu thun, unterſchied er fich 
von jenen zu jeinem VBortheil. Auch ſich geiftlicher zu halten, 
als fie, war ihm nicht ſchwer; denn die Unverfchämtheit, mit 
welcher Die zwei legten cölner Kırfürjten aus dem bayrifchen 
Haufe jittenlos geweſen waren, fannte feine Grenzen; und bei 
jeinem unmittelbaren Vorgänger Grafen Königsed war nach einer 
kurzen Zurücdhaltung der erjten Jahre dieſelbe gemeine Liederlich- 
feit offen hervorgebrochen, während er jeinen Minijter Grafen 
Belderbuſch zufammen mit dem Juden Baruch ebenjo offen den 
Ihmusigiten Wucher treiben ließ. Sogar der franzöfiiche Ge- 
jandte Graf von Monteignard, der ſich ſonſt nicht als Scrupu— 
lant und Rigoriſt bewies, glaubt, daß die Ausgelajjenheit am 
Hofe zu Bonn alles Maß überjchreite, und daß Die dort herr- 
ihenden Sitten nicht im Allerentferntejten auf einen geiftlichen 
Fürſtenhof jchliegen laſſen.) Bon diefem Hintergrunde hob Jich 
die menſchlich edlere Perfönlichkeit des Kurfürſten Marimilian 
Franz als eine würdige ab, und was fie an Mängeln in geijt- 
licher Beziehung doch gleichfalls aufwies’), ſchwand in Vergleich 
mit feiner Umgebung, in welcher die Schule jeiner Vorgänger 


zu Schmälerung der Domherrenluſt, einige * Freiheit ohne Einwilligung 
des Domeapitels ertheilt werden‘, u. ſ. w. 

)Y v. Dohm Denkwürdigkeiten 1, fg. Ennen aa. D. ©. 
402, 409, 

2, Ennen a.a. D. ©. 396 flg. un die dort Angeführten. Ueber 
Belder ſch daſelbſt ©. 357 f. 391 f. S. auch Perthes Politiſche Per— 
ſonen und Zuſtände ꝛc. I, 165 fg. 

3, Es waren nicht bloß perſönliche Schwähen. Pacca a, a. O. ©. 
39. Not, erzählt, daß er gelegentlih bei der Wahl eines anderen Biſchofes 
als Eonfeerator fogar die Handauflegung vergaß. 
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noch fortwirkte. Der Einfluß des Miniſters Belderbuſch, durch 
den feine Wahl gemacht war, erjtresfte fich noch, in jene erſten 
Sabre; jpäter arbeitete er im geiftlichen, wie in weltlichen Ange 
legenheiten viel ſelbſt. Es erhellt nicht, daß einer feiner Diener, 
namentlich in feinen Verhältniſſen zur päpftlichen Curie, beſtim— 
menden Einfluß auf ihn gehabt hätte. Der geiftliche Geheim— 
vath von Tautphöus insbejondere, deſſen er ſich in jolchen Ange: 
legenheiten bedient bat, tritt, joweit fich erjehen läßt, nicht jelb- 
ſtändig Darin hervor, 

Mit ver Curie zu Rom hatten die Cölner Erzbiſchöfe lang— 
fortgefetste unangenehme Berührungen dadurch gehabt, daß jeit 
dem verunglücten Verſuche Erzbiichof Gebhard's, das Yand zu 
ſäculariſiren, ein ftändiger päpftlicher Numtius in der vom Erz 
bifchofe unabhängigen freien Reichsſtadt Cöln reſidirte; der nicht 
bloß Mittelpunkt der norddeutſchen Miſſion, jondern auch für die 
Dideefe Cöln und einen großen Theil des erzbifchöflichen Spren- 
gels Die vom Papjte allen Bijchöfen und Erzbiichöfen gegenüber 
beanfpruchte concurrivende Kirchenregierung zu führen bevollmächtigt 
war. Hieraus ergaben fich, indem die Erzbijchöfe dergleichen Ein— 
griffe abzulehnen verſuchten, wiederholte Streitigfeiten.') Zuletst 
traten unwürdig Eleinliche Differenzen über das Hofceremontell 
hinzu. Man war beiverjeitS gereizt; und um den Einfluß ver 
alten, vom Erzbiſchofe wie die Stadt unabhängigen Univerſität 
Cöln, die es mit dem Nuntius und dem Papjte hielt, auf Bil 
dung und Gefinnung der Didcefangeijtlichfeit abzuſchwächen, ſtif— 
tete Erzbifchof Max Friedrich im Jahre 1774 und 1777, wie es 
jcheint durch Belderbufch dazu veranlagt, mit Fonds aus aufge 
hobenen Sejuitenanftalten eine theologiſch-philoſophiſch-juriſtiſche 
Akademie, „Lehrhaus“, am Erzbifchöflihen Negierungsfige Bonn, 
am welcher Anſtalt nach anderen Principien als an der Cölner 
Univerfität gelehrt werden ſollte.) Die Coblenzer Artifel von 


1) Eine Ueberſicht diefer älteren Differenzen |. in (Eilers) Deutjche 
Blätter 5, 30 folg. 

) Meurer zur Gefchichte der furfürftl. Umiverfitit Bonn, in Lerſſch 
Niederrheiniſchem Jahrbuch für Gefchichte und Kunft (1544) ©. 86. Brüd 
Rationaliſt. Beitrebungen ©. 48 fo. 

Mejer, Zur Gefdichte zc. 5 
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1769 fg., an denen Cöln weſentlich betheiligt war, hatten ohne 
Küchalt den Sat angenommen, daß, da die Concurrenz in der 
Kirchenregierung, auf welcher das Inſtitut der ftändigen Nuntia— 
turen beruhte, dem Papſte grundſätzlich nicht zuzugeſtehen, ver 
Beſtand derartiger Einrichtungen innerlich unberechtigt jei. Die 
im Gegenfat gegen den Nuntius entjtehende Yehrantalt war dieſe 
Anfichten zu vertreten bejtimmt; und daher erhielt fie zum Pro— 
feffor des Kirchenvechtes und der Kirchengejchichte, trotdem Davon, 
daß gerade diefer Mann nicht an ihr angeitellt werde, ihre Be— 
jtätigung feitens des Papſtes abhängig gemacht worden war, einen 
. der unbedingteften Febronianer den e8 gab: den Minoriten Franz 
Anton Hedderich), oder mit feinem Ordensnamen Philipp, Der 
fih, damals dreifigjährig, mit einem Programm De historia et 
eritica veluti praeeipuis juris sacri, praesertim Germanici, 
adminieulis (Bonnae 1774) habilitirte. Seine Elementa juris 
eanoniei, deren erjter Band 1778 erfchien, beruheten durchaus 
auf den Grundſätzen Hontheims, die er mit Teuer und Energie 
zu vertreten allezeit bereit war, und auch in einer Mehrzahl 
Fleinerer Schriften vwertheidigte. Unter den in Bonn wirkenden 
Brofefforen find, außer Männern, die feinen Namen erworben 
haben, wie Brewer, Moll, Dünwald, als Staatsrechtslehrer 
Joſeph PVitalian Yomberg, der aus der Wiener Schule gefommen 
mit Hedderich Hand in Hand ging, als Theologen Johann Anton 
Derefer — als Carmeliter Barfüßer Pater Thaddäus a Ct. 
Adamo?), noch lange ein Hauptwertreter des katholiſchen Ra— 
tionalismus und als folcher viel gefannt,*) — und Bonifactus An— 
ton Oberthür, Bruder des befannteren Würzburger Profefjors 
Franz Oberthür, zu erwähnen. Welches Sinnes Oberthür war, 
erhellt aus einer brieflihen Aeußerung an diejen feinen Bruder‘) 
über die Aufklärung: „Wie wird je ein Unternehmen gedeihen‘, 
ichrieb er, „wo Pfaffen jo viel Einfluß Haben, die wie eine Wolfe 





1) Brüd ©. 49 fo. 

2) Brüd ©. 51 fg. 

s) Wie Rom ihn anfah, zeigt Pacca a. a. O. ©. 153. 

) Schwab Franz Berg ꝛc. Würzburg 1869 ©. 249, vgl, 253. 
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von Heuſchrecken fich der aufgehenden Sonne entgegenftellen und 
fie verdunfeln! Leute, die fein anderes Verdienſt haben, als daß 
ſie der Dummheit treu bleiben, in der ſie erzogen wurden.“ 
Später ward an der bonner theologiſchen Facultät auch Eulo⸗ 
gius < Schneider‘) ) angeftellt, der durch eine in Augsburg gehaltene 
Predigt i über Toleranz Auffehen erregt hatte, und jonjt als Ver— 
treter der Aufklärung befannt geworden war, der aber durch 
jeinen ſchon ebenjo befannten Lebenswandel dem geiftlichen Cha— 
takter der Anſtalt nur Schaden bringen konnte. Wie gering 
man indeß dergleichen damals anfchlug, zeigt Bacca’s Erinnerung, 
daß auf dem Subjeribentenverzeichniß der „ſchmutzigen Gedichte 
dieſes berüchtigten Mönches“ der Kurfürit voranſtand. Als die 
Revolution ausbrach, verließ Schneider Bonn, machte ſich im 
Elſaß als öffentlicher Ankläger einen Namen, und endete Durch 
die Guillotine, ?) 

Das „Lehrhaus” feines Vorgängers ließ Maximilian Franz 
durch jeinen Faiferlichen Bruder zur wirklichen Univerfität erheben, 
und eröffnete diefe im November 1786 mit demonftrativer Feier- 
lichkeit. Reden und Disputationen, die dabei von Oberthür, De- 
reſer und Anderen gehalten wurden, gereichten einem anweſenden 
Eorrefpondenten der Berliner Allgemeinen Deutichen Bibliothek 
zu voller Befriedigung, während fie dem cölmer Nuntius, als ihm 
darüber berichtet ward, als feindliche Kriegserflärung gegen den 
heiligen Stuhl erſchienen. Beſonders verleglich fand er die Rede 
des kurfürſt- erzbifchöflichen Curators Baron von Spiegel.’) 
Es zeigte fi in dem Allen die Gefinnung des fureölnifchen Ho— 
fes gegen Rom. Zerritorialiftiicher Sofephinift zwar konnte Kaiſer 
Joſephs Bruder nicht wohl fein; weil feine Diöceſen in viele 
fremde Territorien hineinreichten, an deren Yandesherren das We— 
jentliche des äußern Kirchenregiments abzutreten er als Biſchof 
jelbftverftändlich nicht gemeint war. Aber in Allem, was die 
biihöflihe Emancipation von Rom anging, trat Marimilian Franz 


) Brüd ©. 56 fg. 
2) Pacca Memorie ©. 154. 
“3% Pacca Memorie ©. 41 fg. 
5 * 
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von Anfang bis. zu Ende feiner Regierung als vollüberzeugter 
Schüler jeiner Wiener Lehrer auf. Die Coblenzer Artikel feines 
Vorgängers fonnten nicht anders, als in feinem Sinne fein. Von 
ven bejonderen Differenzen, welche vor Anderen er mit dem Nuntius 
Pacca durchkämpfte, bleibt, im Zufammenhange der Darjtellung 
der Nuntiaturjtreitigfeiten, weiterhin zu berichten. 

Sein Nachbar von Trier Kurfürjt Clemens Wenzel war 
noch Derjelbe, welcher 1769—72 an den Verhandlungen über die 
Coblenzer Artifel Theil genommen hatte, und deſſen bei Belpre- 
hung derjelben gedacht iſt.) In feiner Jugend hatte er an den 
Anfängen des fiebenjährigen Krieges als öſterreichiſcher Soldat 
Antheil gehabt, indeß noch während des Krieges (1760) als Feld- 
marfchalllientenant einundzwanzigjährig den Abſchied genommen, 
um Priefter und drei Jahre nachher Biſchof von Freifingen 
und Regensburg zu werden. Daß, als er im Jahre 1768 auch 
Erzbiichof von Trier und gleich darauf Fürſt-Biſchof von Augs- 
burg wurde, er die Bisthümer Freifingen und Regensburg auf 
zugeben angehalten ward, joll Anlaß geweſen fein, ihn im An- 
fange feiner trierer Regierung gegen Rom zu verjtimmen.?) Nicht 
nur dag er Hontheim-Febronius als Weihbiſchof und Conferenz- 
minifter in Amt und Einfluß ließ, auch die Domherren von Horn- 
jtein und von Hohenfels (1778), die er zu leitenden Miniſtern 
hatte, waren entichieden antirömijcher Gefinnung, des Erjteren 
Freund Yaroche, ein Schüler und Schüsling des Mainzer Mini- 
jters Stadion und als Verfaſſer ver Mönchsbriefe bald von vor- 
zugsweife liberalem Namen, war des Erzbiichofs Canzler umd 
ward als jolcher ſpäter durch den bei ähnlicher Gefinnung nur 
vorfichtigeren Hofrath von Hügel erſetzt.) ALS Yandesherr führte 
der Kurfürſt ein Negiment voll wohlwollenden Despotismus, 
welches Das Hergebrachte in der Richtung umzugejtalten bejtrebt 


1) ©. oben Seite 40. 

2, (Eilers) Deutſche Blätter 3, 85. Note. Der dort angeführte Brief 
dürfte wenigftens an diefer Stelle zuverläffig fein. 

) Vogt Rheiniſche Gefhichten und Sagen 4, 215. PBerthes a. a. O. 
©. 188. 195 folg. 
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war, die er für die vernünftige hielt. Namentlich in Betreff der 
Schulen wich er hierbei von den fatholifchen Einrichtungen unbe— 
denklich ab. An der Univerfitit war die Alleinherrichaft der 
Sejuiten, welche zwei Jahrhunderte hindurch allen nicht bloß 
elementaren Unterricht im Lande in ihrer Hand gehabt hatten, 
ſchon unter Clemens Wenzels Vorgänger gebrochen worden. Nel— 
(er hatte am derjelben canoniſches, Hontheim einige Jahre römi— 
ſches Necht gelehrt, wie er jpäter der Univerfität feine Bücher- 
jammlung geichenft hat. Von der Yuriften- Facultät ging dann 
die Oppofition gegen die SJejuitenherrichaft aus. Auch Peter 
U, Frank lehrte bis 1780 in derſelben. Allein einen Aufſchwung, 
wie Mainz, oder nur wie Bonn, hat Trier niemals gewonnen ; 
auch nicht nachdem jeit 1773 der Einfluß der Jejuiten völlig zu— 
rücgetreten war.) Wer höhere wiſſenſchaftliche Bildung juchte, 
jtudirte zu Mainz, oder jelbjt in Göttingen. 

Berichterjtatter verjchiedener Gejinnung ftimmen darin über- 
ein, das Kurfürft Clemens Wenzel, bei perfönlich würdiger Hal 
tung, überaus abhängig war von anderen Perfonen.?) So ge 
wann ein Erjefuit Franz Xaver Wolfgang von Bed, der in den 
Sahren 1774—1777 in Conftanz Schriften wie „Schutzwehre 
ſtandsmäßiger Reinigkeit“, „Lehrjchul ewiger Wahrheiten für eine 
achttägige Gemüthsverfammlung zu Erneuerung des Geiftes“ u. 
dgl. herausgegeben hatte, als Beichtwater Einfluß auf ihn, brachte 
ihn dahin, im Sommer und Herbit 1778 von dem alten Weih- 
biſchof Hontheim einen Widerruf des Febronifchen Buches zu ver— 
langen und durchzuſetzen,) worauf Hontheim entfernt ward; ferner 
im December 1780 die Minijter Hornftein und Hohenfels zu 
entlajjen, und unter Beds Leitung in Bahnen einzulenfen, wie 


') Eine Anzahl Aufflärungstheologen der Univerfität, wie Oehmbs, 
Haube u. a. characteriſirt Brüd Rationalift. Beftrebungen in der katholischen 
Kirche ©. 40 fg. 

”) Pacca Mem. p. 19: buon uomo, nella cui condotta morale non 
v’era cheriprendere, ma di un carattere talmente debole ed incostante 
nel suo governo si temporale, che spirituale, che nelle mutazioni dei 
ministri soleva mutar sempre massime e sentimenti. 

3) Die Acten bei Wyttenbach x. Gesta Trevirensia 3, 53 fg. vgl. 
296 fg. ©. auch Brüd ©. 38, 
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jie dem päpftlichen Nuntius in Cöln gefielen. Auch der Mahn 
brief, welcher Kaiſer Joſeph veranlafjen jollte won feinen kirch— 
lichen Neuerungen abzulaſſen, ift aus diejer Zeit und hatte Bed 
zum eigentlichen Berfafjer"), der den Kurfürjten begleitete, als dieſer 
im April 1782 in Augsburg den Beſuch des von Wien rückkeh— 
renden Papftes empfing, und der von dem fatferlichen Gejandten 
Grafen Lehrbach als ein mit der päpftlichen Umgebung eng lürter 
und in Aeußerungen der Unzufriedenheit über den Kaiſer rüd- 
ſichtsloſer Mann gejchildert wird.) Zu Ende deſſelben Jahres 
war Bed aus der näheren Umgebung des Kurfürjten bereits, und 
wie es ſcheint nicht in Gnaden, entfernt, muß aber dejjen Ver— 
trauen Doch nicht verloren haben; denn noch 1794 findet er jich 
als Furfürftlicher Generalvicar in Augsburg.) Zu Coblenz 
wurde jest, nachdem die Stelle über Jahresfriit unbeſetzt geweſen 
war, der Oberjtallmeifter von Duminique Minifter, und iſt es 
unter Clemens Wenzel geblieben: derjelbe, welcher den jungen 
Weſſenberg vermahnte, nicht zu viel zu lernen; denn er jelbjt 
babe niemals Etwas gelernt, und ſei doch Minifter geworden. 
In geijtlichen Gejchäften erhielt Julius Ludwig Bed, der, früher 
Pfarrer, unter dem Negimente feines mit ihm nicht verwandten 
Namensvetters Fiscal zu Coblenz geworden war und ſich brauch- 
bar gezeigt hatte, als Generalvicar und Geheimrath Bortrag, 
und wurde auch Official zur Coblenz; wobei er anfangs bejonders 
mit Verbefjerung des Studienwejens beichäftigt war, jeit 1786 
auch die geijtlichen Neformjachen bearbeitete.) Miniſter v. Du— 


!) Vgl. was Mohnife in der Zeitfchrift für die hiſtoriſche Theologie 4, 
244 fg. 253 fg. darüber gefammelt hat, und oben ©, 57. 

2) Brunner Die theolog. Dienerfhaft am Hofe Joſephs IL. ©. 452 fg. 

3) Wegen der Zeit der Entfermung f. die Schlögerfche Correfpondenz bei 
Mohnife a. a. DO. Eine Erwähnung Beds aus dem Jahre 1794, die auch 
auf feine friihere Thätigkeit ein Licht zurückwirft, findet fih in Fehr's Arti- 
fel über die Gejellichaft des heil. Herzens Jeſu im Welzer und Welte's 
Kirchenlexikon 4, 486. Als unter jenem Namen die Gefellichaft Jeſu im 
Februar 1794 in der Nähe von Löwen heimlich wieder hergeftellt, gleich darauf 
aber aus Belgien vertrieben war, wandte fie fih nah Deutſchland und er- 
hielt, auf Empfehlung des Abbe Pey, gerade durch Bed eine Zuflucht im der 
Nähe von Augsburg. 

) S. (Eilers) Deutihe Blätter a. a. D. 
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minique war anticurialen Bejtrebungen nicht entgegen, Geheime- 
rath Bed Febronianer von Kopf zu Fuß. Unter fonftigen trierer 
Männern von gleicher, jetst wieder leitender Gefinnung ift der 
Dechant zu Trier Pivoll zu nennen, von welchem fich 5. B. ein 
Gutachten aus dem Jahre 1785 über den „Unfug“ der Quin- 
quennalfacultäten erhalten hat. Er ijt ſpäter napoleonifcher Bi- 
jchof von Sedan geworden. 

An Clemens Wenzels augsburger Bifchofsfige hielt fich län— 
ger als zu Trier und Koblenz die Schule, deren Vertreter Franz 
Kaver Wolfgang von Bed dort blieb, wie er e8 zu Koblenz ge- 
iwejen war. In den Jahren 1763 bis 1785 war der fehwäbifche 
Jeſuit Aloys Merz (geb. 1727), nachdem er in verfchievenen Col- 
legien des Ordens Humaniora und Philofophie gelehrt Hatte, 
Domprediger in Augsburg, und hat in diefer Zeit eine Menge 
Controverspredigten und durch Kiterarifche und andere Einzelfälle 
veranlaßte Flugſchriften theils gegen die protejtantifche, theils 
gegen die Fatholiiche Aufklärung drucken laſſen.) Auch jtand er 
in naher Verbindung mit der Nedaction der zu Augsburg ges 
dructen „Geſammelten Schriften unferer Zeiten zur Vertheidigung 
der Religion und Wahrheit“, und dirigirte die umfängliche 
„Neueſte Sammlungen jener Schriften, die feit einigen Jahren 
in Augsburg über verjchievene wichtige Gegenjtände zur Steuer 
der Wahrheit im Drude erjchienen find.“ Nicht minder hatte ex 
zu der in gleichem Sinne arbeitenden Zeitjchrift der „Augsburger 
Kritiker“) ein Verhältniß, und war feinen fatholifhen Gegnern 
mit feiner Kampfweiſe vorzugsweife ärgerlich. Eines ihrer Haupt- 
blätter, die Würzburger gelehrten Anzeigen, fertigt diefen „lärmen— 
den echter des Katholicismus“ ſcharf ab:?) „Wir erklären mit 
glatten Worten, von der Partet diejes Mannes find wir nicht; 


) ©. das lange Berzeichniß bet Meuſel Lerikon der von 1750 —1800 

verftorbenen deutſchen Schriftfteller 9, 94 fg. Vgl. über Merz Brüd Nation, 
Beltrebungen ©. 130 fg. 
2) Kritik über gewiſſe Kritiker, Necenfenten und Broſchürenmacher, Augs- 
burg 1787 folg., vedigirt von dem Erjefuiten und Bielfchreiber Iof. Anton 
Weißenbach, geihrieben meiftens von den Augsburger Erjefuiten. 

>) Vgl. Schwab Franz Berg ꝛc. ©. 219 f. 261 f. 
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er fümpft nicht ziemlich und nach Nitterbrauch, führt die vechten 
Waffen nicht, wirft dem Pöbel gleich mit Koth, und ſchlägt mit 
den Fäuften drei, wenn es Noth thut.“ Er habe nicht die zum 
wiljenichaftlichen Kampfe unentbehrliche Bildung, und behandle 
feine Gegner wider alle Geſetze der Billigfeit. Statt der Quelle 
des modernen Unglaubens nachzufpüren und ihr durch Tichtwolfe 
Darjtellung der wejentlichen Lehren des Chrijtenthums zu bes 
gegnen, wolle er die Irrenden mit Gewalt in ven Schafitall Chriſti 
zurücgebracht wiſſen, und rede ven blutigen Ketergerichten das 
Wort, u. ſ. w. — Die literarifchen Kräfte für Zeitjchriften, wie 
die genannten, lieferte zum Theil das Lehrerperjonal des 1581 
als Jeſuitengymnaſium gejtifteten, 1611 durch das Domcapitel zu 
einer Art Univerfität erweiterten fatholifchen Lyceums, an welchem 
unter Anderen der Exjeſuit Jacob Anton Zallinger angejtellt war. 
Aus Tyrol jtammend und acht Jahre jünger als Merz hatte er 
ſich früher mit Mathematik und Phyſik bejchäftigt, und zu Dil— 
(ingen auch darüber gelefen. Nach der Aufhebung des Ordens 
fam er als Profejffor des canonifchen Nechtes nach Augsburg, 
und gab dort ſeit 1784 firchenrechtliche Lehrbücher‘) heraus, in 
denen er unter Anwendung der dem Zeitgeihmade entiprechenden 
Darjtellungsformen — denn er hatte philofophiihe Studien ge— 
macht, hat gegen Kant ein umfängliches Buch geichrieben, und 
beſaß nicht Schlechte formelle Bildung — curialiftiiche und der 
Aufklärung entgegengeſetzte Gefichtspunfte mit Gewandtheit ver- 
trat. Er gewann als brauchbarer Vorfimpfer verjelben jchnell 
einen Namen, umd jeine Compendien find noch bis auf unfere 
Tage in ultramontanen Lehranſtalten im Gebrauch geblieben. 
Nicht minder arbeiteten zu Augsburg die Drei von Dort gebürti- 
gen ehemaligen Jeſuiten Gebrüder Veith, von denen Ignaz Adam 
Buchhändler geworden war, während Yorenz und Franz Anton 
theologische, Hijtorifche und Firchenvechtlihe Schriftitelleret trieben. 
An den Augsburger Zeitichriften nahmen alle dieſe erfolgreichen 





!) Juris naturalis et ecclesiastici publici libri V. 1784. Institutt. 
juris natur. et ecclesiastici 1786. Institutt. jur. eceles. publiei et pri- 
vati libri II subsidiarii 1791. Alle wiederholt aufgelegt. 
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Antheil, Diejelben bildeten überhaupt einen der Sammelpuntte 
für römiſch-geſinnte Erjefuiten, von denen im augsburger Con— 
biete eine Mehrzahl zuſammenlebte.) 

Der vornehmſte unter den deutichen geiftlichen Kurhöfen war 
der Mainzer. Nicht nur daß fein fürjtlicher Landbeſitz der ums 
fänglichite war, auch durch die Ausdehnung feiner erzbiihöflichen 
Provinz und durch feine Befugnifje bei der Neichsregterung war 
ihm eine hervorragende Stellung gefichert, Er hatte als Kurerz— 
canzler durch Germanien die Gejchäftsleitung am Neichstage, und 
ernannte den Reichsvicecanzler und die Reichsreferendarien, welche 
am Site des Kaiſers mit dem Reichshofrathe zuſammen dejjen 
oberſte Regierungsbehörde für das Reich bildeten. Die Reichs— 


. canzlei und NReichSarchivverwaltung waren mainziſch. Durch das 


Altes entftand unter Umständen eine Macht, wie von dem weltlichen 
Reichsſtänden ſelbſt die beveutenderen jie kaum größer beſaßen. 
Unter Kurfürſt Emmerich Joſeph, der am den coblenzer 
Verhandlungen von 1769 theilnahm, war der Mainzer Hof zu 
jehr dem heiter-edelmännifchen behaglichen Yebensgenuffe hinge— 


‚geben, als daß man ihm im nicht bloß äußerlichen Sinne geift- 


lich Hätte nennen fünnen. Gelegentlih ging fein Ton nahe am 
Niedrigen und Unwürdigen her.) Zwei die Lebensanſchauung 
Voltaire's und der Enchelopädiften theilende Männer, v. Benzel 
und dv. Groſchlag, Freunde Laroche's, waren leitende Geheime- 
räthe, neben denen als Gefinnungsgenofje der Geheimrath und 
Keferendar v. Deel arbeitete. Noch lange nachher wurde Die 
Partei der „Emmerichianer“ zu Mainz als die dev Neuerer der 
„alten Partei entgegengeitellt. 

Als hervortretende Perjönlichkeit aus diefer „alten“ Parteı 
war der Domherr Carl Friedrih von Erthal durch Emmerich 
Sojeph aus Mainz entfernt und in Wien verwendet worden. Als 
es aber mit dem Kurfürften zum Sterben ging, kam er zurüd, 
ſtellte ſich an die Spite von deſſen Gegnern, und feste mit öfter 
reichiſcher Unterftügung durch, daß er Julius 1774) fein Nach- 





I) Baer RD.NS. 23. 120: 
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folger ward. Zugleich wurde er Fürjtbiihof von Worms, und 
hat beide Aemter bis 1802 beffeidet.‘) | 
Am Anfang gab er feinem Hofe, im Gegenjage gegen feinen 
Vorgänger, eine geijtlichere Gejtalt, entließ auch mit Ausnahme 
von Deel’s, dejjen Arbeitskraft nicht wohl zu entbehren war, die 
in einflußreichen Aemtern jtehenden Emmerichianer, und berief 
einen Grafen Sicdingen von Wien an die Spite jeines Miniſte— 
riums, durch den und den öſterreichiſchen Geſandten Grafen Mtet- 
ternich er in einem den Tendenzen Emmerich Joſeph's entgegen- 
gejegten und zugleich durch Dejterreich, wo er als geijtlicher Fürft 
jeinen gemiejenen Anjchluß juchte, bejtimmten Sinne zu regieren 
anfing. Indeß behielt ev wenigjtens die emmerichianiichen Schul- 
einrichtungen bei, und rief, als Sickingen fih unfähig zeigte und 
nah Wien zurüdging, auf Metternich Anvathen den Canzler 
Benzel in ſein Cabinet zurüd, wiewohl er ihn wejentlich nur als 
Curator der Univerfität beichäftigte. Die Emmerichianer, bald 
ı mit den Illuminaten verbunden, deren Zahl und Einfluß am 
mainzer Hofe groß war, blieben Zeit jeiner Regierung jeine Geg- 
ner. Die inneren Negierungsgejchäfte Des Yandes wurden jeit 
Sickingens Abgang, welcher formell durch den unthätigen Bruder 
des Kurfürſten Oberhofmeiſter von Erthal erſetzt ward, weſentlich 
von dem Geheimen Staatsrathe von Strauß verwaltet, einem 
„Geſchäftsmanne? won mittelmäßigem Geiſte, käuflich, geſchmeidig, 
ränkeſüchtig, insgeheim, wie man vermuthete, mit dem Wiener 
Hofe verbunden, aber als unentbehrlicher Geldmann bei dem 
Kurfürſten in großem Vertrauen“. Das Aeußere bearbeitete von 
Deel, der „von gebildetem Geiſte, Erfahrung und Geſchäftskennt— 
niß, obgleich nicht vollſtändig im Vertrauen des Kurfürſten, 
ihm durch ſeine Kenntniſſe und ſeinen Rath unentbehrlich war. 
Ehrgeizig und eiferſüchtig auf das Uebergewicht ſeines Collegen, 
ſtrebte er in Gemeinſchaft mit“ dem Geheimen Staatsrath und 


ı) N. Vogt, der dieſe Zeit mit erlebt bat, hat a. a. O. 4, 215. 222 
fg., 229 fg. unmittelbare Erinnerungen daraus aufgezeichnet. Auf denen des 
Freiheren v. Stein beruht, was Pertz Leben Steins 1, 42 f., 67 f. mit- 
theilt. Vgl. auh Perthes 1, 16 fg. 

2) Berg a. a. D. ©. 44 fg. 
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Weihbifchof Heimes, dem erjten Nathe des Kurfürften für Die 
geistlichen Angelegenheiten, Strauß aus den Gejchäften zu ent- 
fernen. „Deel war bei Kaifer Joſephs Negierungsantritt Durch 
die Entziehung einer Penfion gereizt worden, welche der Wiener 
Hof ihm als Staatsrath der auswärtigen Angelegenheiten aus— 
bezahlt Hatte, und welche feitvem der Kurfürjt erſetzte, jpäter von 
Metternich perfönlich beleidigt“ und von der Gefahr der Joſephi— 
nifchen Pläne für die Selbjtändigfeit der deutſchen Reichsfürſten 
überzeugt, wurde er ein entjchiedener Gegner Oeſterreichs. Hei— 
mes, aus dem Bauernitande hervorgegangen und früher Pfarrer, 
verdankte Deel feine Stellung und war von ihm abhängig. Er 
fuchte als Generalvicar der Didces durch ſtark firchliche Haltung 
zu imponiren, und den Clerus in Unterwürfigkeit zu halten; ') 
war aber dabei ein entjchiedener Gegner der päpitlichen Curie 
und Anhänger des Febronius: nad außen und oben liberal, 
nach innen und unten nicht ohne Despotische Elemente; auf Seite 
Deels gegen v. Strauß und gegen Dejterreich zwar entjchieden, 
aber vor Allem vorjichtig. 

Der Kurfürſt hatte die kirchlich jtrengere Art feiner erſten 
Negierungsjahre nicht lange behalten. Er zog ſich von feinen 
geiftlichen Amtsfunctionen allmälig zurüd, und lebte als Landes— 
fürjt, mit einem mehr und mehr jeine Verhältniſſe überfteigenden 
Luxus. Was jein cölnifcher College Maximilian Franz über das 
Derprafjen der Kammereinfünfte, damit eine glänzend-vornehme 
Hofhaltung hergeſtellt werde, jagt, ift ausprüdlich gegen Karl 
Friedrich gerichtet. Auch feinem trefflihen Bruder Franz Ludwig 
Fürftbiichof von Würzburg und Bamberg erregte es Widerwillen, 
wenn er Das, was der Kurfürſt und Heimes in der Pajtoral- 
Inftruction vom 22. Julius 1780 von dem Clerus an geiftlicher 
Haltung und Pflichttreue verlangten, mit dem ungetitlichen Bei- 
jpiele verglich, welches des Erzbiſchofs eigene Hofhaltung gab. 
Er richtete darüber eine vermahnende Denkſchrift an den Bru- 
der,?) in welcher er ausführte, ver Biſchof habe zuerſt bifchöfliche 


) Schwab Fraiz Berg ©. 75. 
») Schwab Fran Berg ©. 73 Note. 
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Pflihten: er fand aber feine günjtige Aufnahme damit. — Nach 
der Anficht, welche in den ftiftsfähigen Familien die herrichende 
war, daß die Verwandtfchaft des regierenden geijtlichen Herrn 
erwarten dürfe, an ven DVortheilen feiner Stellung Antheil zu 
nehmen, hatte feiner Mutter Schweiter') verheirathete Gräfin 
Hatzfeld fi) mit Söhnen und Töchtern in Mainz eingefunden, 
ihre Verwandtichaft geltend gemacht, und bejonders eine ihrer 
Töchter, an einen Herrn von Coudenhoven verheirathet, wurde 
dem Kurfürjten unentbehrlih. Durch fie gewannen alle Hat- 
felds Anftellungen und Einnahmen, und auch in den Gejchäften 
gelangte die Herrjchaft über den bejahrten Herrn, welche bis dahin 
von dem Grafen Metternich geübt worden war, in die Hand 
diefer Hugen Frau. Sie wırde für das Unterhaltungsbedürfnig 
und die Yırusmeigungen Carl Friedrihs ein Mittelpunkt, und 
man fann dem päpftlichen Nuntius nicht verdenfen, daß es ihn 
betrüibt, wenn er die neben einem erzbifchöflichen Luſtſchloß gelegene 
alte Karthauſe Engelberg niederreißen fieht, um der Couden— 
hoven einen englifhen Garten zu machen. Er war jehr unzu— 
frieden mit dem weltlichen Treiben des Erzbijchofs.?) 

Es iſt erwähnt worden, welch großer Theil der Macht 
jtellung des Kurfürjten auf der Neichsverfafjung beruhete, Wo 
diefe mißachtet oder angegriffen wurde, da war gewiſſermaßen 
er jelbjt mifachtet und angegriffen. Mit Joſeph U. fonnte er 
daher nicht lange zufrieden fein. Gleich nach jeiner Thron— 
bejteigung hatte der Kaiſer jih Mühe gegeben, die gejunfenen 
Keichsgerichte, insbejondere das Neichsfammergericht, wieder zu 
heben. Er hatte hierbei Schwierigkeiten gefunden, und je mehr 
er geneigt war, rüdfichtslos feinen Willen walten zu lajjen, um 
io mehr fühlte er fich durch die Schranfen, welche jolcher wohl— 
wolenden Willkür durch die Reichsverfaſſung geſetzt wurden, be- 
hindert. Zwiſchen der Hofcanzlei zu Wien und der dortigen 
Mainzer Neichscanzlei gab es Gompetenzconflicte und Berjtim- 
mung. Der Kaifer erlaubte ſich geringſchätzige Aeußerungen über 

') Soh. Müllers Werfe (1810) 5, 171. 

2) Pacca Memorie a. a. O. ©. 131. 
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die Reichsverfaſſung, und gelegentlich auch mehr. Als 1777 dev 
bayriſche Mannesſtamm ausgejtorben war, unternahm er, ven 
pfälzifchen Nachfolger Kurfürſt Carl Theodor zu Abtretung eines 
großen Theiles von Bayern, den er vorläufig auch jchon beſetzte, 
zu zwingen. Carl Theodor, der für jeinen nachfolgeberechtigten 
Better, den Herzog von Zweibrüden, fein Intereſſe hatte, ging fie 
auch ein; der Herzog aber, proteftirte, und Friedrich IL von 
Preußen hielt diefen Proteft mit den Waffen aufrecht. Joſeph 
mußte im Teſchner Frieden Mai 1779) den Verſuch aufgeben, 
nachdem ex in bevenklichjter Weife gezeigt hatte, daß auf feinen 
kaiſerlichen Nechtsiehuß fein Verlaß ſei. Dazu kamen in den 
erjten achtziger Jahren die früher berührten Angriffe auf Diöce— 
fan» und VBermögensrechte außeröfterreichtiicher geiftlicher Stifter 
in Dejterreich. Im Jahre 1784 aber wiederholte fich die Unter- 
nehmung auf Bayern: Diesmal follte es gegen die zum König— 
reich Burgund zu erhebenden öfterreichiichen Niederlande vertaufcht 
werden. Wiederum indeß jcheiterte-der Verſuch an dem Wider— 
ſpruche des Herzogs und an Friedrichs II. Erklärung, ev werde 
fih dem Zwange, der diefem angedrohet war, von Neuem mit 
Krieg widerfegen. In Folge davon kam im Julius 1785 zwifchen 
Preußen, Hannover und Kurfachjen ein Bündniß für Erhaltung 
der Reichsverfaſſung und der Befiungen und Rechte aller Neichs- 
ftände, der „Fürſtenbund“ zu Stande‘) Der taiferliche Hof, in 
Berbindung mit dem ruſſiſchen, juchte zwar dieſer Verbindung 
und ihrer Ausdehnung in aller Maße entgegenzuwirken; der Kaifer 
erbot fi), einen derartigen Bund ſelbſt zu ftiften, u. dgl. m. 
Aber er hatte das Vertrauen verloren; und eine Reihe deut— 
cher Staaten, unter denen (Detober 1785) auch Mainz war, 
traten zum Fürſtenbunde. Daß der Neichserzeanzler ſich einer 
Berbindung, die jolche Zwede hatte, anjchloß, konnte nichts Auf- 
fälliges haben. Allein daß für vergleichen Zwecke der erite Erz 
biſchof mit dem erſten protejtantifchen Yandesherrn gegen den 
Kaiſer zufammentrat, das hätte ehedem nicht vorfommen können. 
Am mainzer Hofe bedeutete es, daß der öfterreichiihe Einfluß 





1) Ranke Die deutſchen Mächte und der Firftenbund (LSTI). ©. 91 fg. 
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durch den preußischen abgelöft ward; daß v. Deel und Heimes, im 
Berbinvdung mit Frau von Coudenhoven, über v. Strauß, Benzel 
und den öfterreichifchen Geſandten jtegten. Das Einzelne der 
interefjanten Verhandlung, die preußifcherjeitS durch den ſpäteren 
Miniſter Freiherrn von Stein geführt wurde, ift in deſſen Leber 
aus den Acten erzählt. 1) Für die deutfche katholiſche Kirche ſchien 
was hier geichah das Symptom viel weiter greifender Gefinnungs- 
änderungen, Denn e8 war die Zeit, wo Salzmann die Preis- 
frage nach einem neuen Untonsbefenntniffe für Katholifen und 
Protejtanten jtellte, und die würzburger Gelehrten Anzeigen, ein 
Drgan der dortigen fatholtichen Aufklärung, dazu bemerften: 
Dergleichen ſei unnöthig; denn „wer vernünftige, aufgeflärte Pro- 
teftanten und Katholifen miteinander umgehen fteht, wird bemer- 
fen fünnen, daß fie ohne ein neues Glaubensbefenntnig jchon da 
find, wohin fie Durch die Auflöfung dieſer Trage erjt geführt 
werden follen.” Man müſſe, hieß e8 ein anderes Mal, in einer 
Erklärung gegen die Augsburger, welche den firchlichen, intoleranten 
Standpunkt in Betreff der Protejtanten vertraten, zwiſchen der 
Keligion des Pöbels und der des gebildeten, aufgeflärten Mannes 
unterfcheiden, und das Wefentliche mit dem Willffürlichen, das 
„eigentlich Chriftliche” mit der Kirchenverfaffung nicht vermifchen. 
Der Unterfchted zwifchen den Confeſſionen liege im Grunde ir 
den verjchiedenen Negierungsformen; „übrigens trifft es noch 
ziwifchen uns einige theoretische Lehren und modos cogitandi 
an’, um deretwillen man fich gegenfeitig nicht „für unfähig hal- 
ten“ dürfe, „das Licht einer befjeren Aufklärung und wahren 
Tugend aufzunehmen.” Die Idee, daß die Confeffionsunterfchtede 
Nichts beveuteten und das Bejtreben, fie bei Seite zu jegen, war 
damals verbreitet, und fand fich bei Männern font verjchieden- 
jter Gefinnung. Es ift bemerfenswerth, daß Behauptungen, wie 
die angeführten, auch dem jonft kirchlich ftrengeren Fürſtbiſchofe 
von Würzburg nicht zuwider waren.) Von feinem mainzer 


1) Bert Leben Steins 1, Al folg. Ranke ©. 236 fg. 
2) Schwab Franz Berg ©. 220. 242 f. Brüfa.a.d. ©. 83. 106 
giebt noch andere Einzelheiten. 
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Bruder, der gelegentlich, wie Forſter ſagt, freigeifterte, war das 
weniger auffällig. Er ſowohl, wie der trierer und falzburger 
Erzbiichof, zeigten gegen Proteftanten eine dem eölner Nuntius 
überaus anftößige Duldung. !) 

Kurfürſt Carl Friedrich hatte‘, ſchon bevor er dem Fürften- 
bunde beitrat, diefer Toleranz mehr als ein Mal, und nament- 
lich bei Erweiterung der mainzer Univerfität Ausdruck gegeben. 
Er fand die 1477 gejtiftete, feit 1561 unter jefuitifchem Einfluß | 
gewejene Hochichule, für welche mehrere feiner Vorgänger mit 
Vorliebe gejorgt Hatten, in verhältnißmäßig gutem Zuftande vor. 
Zwar unter den Theologen — Nolandi, Schmitt, Frank, Sulzer, 
Germershaufen, Luca und der Seminarregeng Horodam — waren 
feine befannten Namen. Dagegen Yehrten in der Juriftenfacultät 
Männer wie Franz Anton Dürr und I. ©. Schlöhr, deren viele 
meiſt kirchenrechtliche Abhandlungen noch jett befannt find; 
30h. Bapt. Horir, der Wiederauffinder und Herausgeber der 
vollſtändigen Fürftenconcordate von 1446, und Fr. of, Hart» 
leben, welcher brauchbare römiſchrechtliche und procefjualifche Ar- 
beiten publieirt hatte, dann beſonders auf dem Felde der Kritif 
thätig war, und jeit 1785 die mainzer Anzeigen von gelehrten 
Sachen herausgab. Neben ihnen Bet. Anton Frank (1780—91), 
der einen einflußreichen Verſuch machte, das Fatholifche Kirchen- 
jtaatsrecht naturrechtlich zu conftruiren,?) Fiſcher, Will, Ungleich, 
Langen, Söhngen, Reineck. As Carl Friedrich zur Regierung 
fam, waren, im Zufammenhange mit der Aufhebung des Sefuiten- 
ordens, Beränderungen bei der Univerfität von feinem Vorgänger 
gerade in Angriff genommen geweſen. Diefe unterblieben damals, 
und namentlich die theologische Facultät, in der der Exjefuit 
Hermann Golohagen fich herporzuthun anfing, war noch eine 
Zeit lang der Aufklärung entgegen. Goldhagen Hatte in den 
funfziger Jahren Schulbücher für den Unterricht im Lateinischen 
und Griechifchen gejchrieben, auch ein griechifches Neues Teftament 
edirt, fich in den fechziger Jahren ausſchließlich der Theologie 

» 





1 Paccarl. c. p, 77,79. 
*) Grundbetrachtungen über Staat und Kirche nad natürlichen Nechts- 
fügen in Anwendung auf Deutfchland ꝛe. Mainz 1784, 
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zugewendet, und theils exegetiſche, theils erbauliche Arbeiten heraus— 
gegeben. In weiteren Kreiſen wurde er als Redacteur des ſeit 
1776 zum Schutz gegen die Aufklärung herausgegebenen Religions— 
journals und als Hauptgegner Johann Lorenz Iſenbiehls bekannt. 
Dieſer, zu Heiligenſtadt auf dem Eichsfelde 1744 geboren und 
in dem nahen Göttingen gebildet, war durch Carl Friedrich im 
Jahre 1784 als ordentlicher Profeſſor der heiligen Schrift und 
der orientaliſchen Sprachen zu Mainz angeſtellt, und hatte in 
einer drei Jahre darauf publicirten Abhandlung „Neuer Verſuch 
über die Weisſagung von Immanuel“ eine Stelle des Jeſaias 
rationaliſtiſch erklärt. Die mainzer Theologen, Goldhagen voran, 
fanden hierin den göttlichen Character der heiligen Schrift an— 
gegriffen, und ſetzten, trotz einer Anzahl entgegenſtehender Gut⸗ 
achten, unter denen auch ein Würzburger war, durch, daß Iſen— 
biehl feiner Profeſſur entfleivet und ſonſt gemaßregelt wurde, 
Die ortbodore Strömung war damals jo jtarf, Daß der Weih- 
biſchof Heimes in einem Ediete vom 9. März 1778 jeden fatho- 
Yiichen Chriften, dem an feinem zeitlichen und ewigen Wohle 
gelegen fei, vor der Abhandlung, „jo die Zeichen der Verwerfung 
mit fich trägt‘, warnte. Verſchiedene Olieder des mainzer Dom- 
capitels, unter denen Dalberg, veranlaften dann den Fürſtbiſchof 
von Würzburg, bei feinem Bruder für Iſenbiehl zu intercediven ; 
während feitens der mainzer Theologen ein deſſen Schrift ver- 
werfendes Breve (Sept. 1779) extrahirt. ward, und Iſenbiehl 
hierauf widerrief. 1) 

Im Anfange der achtziger Jahre begann indeß Carl Friedrich 
die Univerfität zu reformiren. Er hob, nicht ohne päpjtliche 
Einwilligung, Drei reiche mainzer Klöfter auf, um ihre Güter zur 
Univerjitätspotation zu ſchlagen, reſervirte Mat 1784) in jedem 
Gollegiatjtifte dev Didcefe eine Pfründe für einen mainzer Pro- 
feffor jet es der Theologie, ſei es der Jurisprudenz, und publi- 
eirte in demfelben Jahre die „Neue Verfaſſung der verbefjerten 
hohen Schule.” Diefelbe ſchied zwiſchen Vorbereitungswiljenichaften, 
Hülfswiſſenſchaften und Fachwiſſenſchaften. Erſtere, det. Philo- 
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ſophie, Mathematik, Sprachen, ſowie die Fachwiſſenſchaften, waren 
für die Studirenden obligat. Sie wies die Profeſſoren an, mehr dem 
Lehren, wobei die Faſſungskraft der Mittelmäßigen zum Maßſtab zu 
nehmen ſei, als dem Forſchen obzuliegen, und verlangte von ihnen 
„ungeheuchelte Erfüllung der Religionspflichten, den Lernenden 
zum Beiſpiel.“ Denn „der Staat will und die Eltern erwarten, 
daß junge Leute zur Gottesfurcht und Tugend angeführt werden, 
damit ſie ſeiner Zeit den großen Haufen aufklären, ihm beſſere 
Denkungsart, Sitte und Character beibringen.“ Vielerlei Exa— 
mina werden angeoronet.') Ein glänzendes Eröffnungsfeſt feierte 
die Verbejjerung. Im Jahre 1784 wurde hierauf für die Dog- 
matik Felix Anton Blau, der als liberaler Theolog befannt war?), 
angejtellt, für deutſches Necht und Staatsrecht Franz Joſeph 
Bodmann von Würzburg, für die Mediein und Naturkunde 
Samuel Thomas Sömmering von Gaffel berufen, die Profeſſur 
der Gefchichte erhielt der Mainzer Nicol. Vogt, eine Profeſſur 
der Philoſophie und Yehrerftelle an der Eurfürftlichen Normal 
ihule Matth. Meetternich. Wohlausgeftattete wiſſenſchaftliche In- 
jtitute wurden gegründet: am der neueingerichteten Bibliothef 
ward 1786 Johannes Müller Bibliothefar und, als er Ende 
1788 als Geheimer Stantsrath in das Furfürftliche Cabinet trat, 
Georg Forſter fein Nachfolger. In demfelben Sabre 1786 ward 
Dorſch Profejjor der Logik, Andreas Iof. Hofmann, der aus 
Martini’! Schule von Wien kam, Profeffor des Naturrechts; 
1787 und 1789 vief man die Mediciner Chriftoph Ludwig Hoff- 
mann von Münjter, Chrijtian Gottlieb Wedekind von Göttingen. 


Dieje Berufungen machte nicht der Kurator der Univerfität 
Benzel; jondern derjelbe Weihbifchof Heimes, welcher das Ver— 
fahren gegen Iſenbiehl unterjtütt hatte. Um fo bezeichnender 
war e8, daß man nicht nur Proteftanten berief, jondern auch 


') Schwab Fran Berg ©. 9. 
?) Ueber andere Mainzer Theologen ähnlicher Nichtung |. Brüd 
0. D. © 64 fg. 
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Männer wie Dlau und Dorih'), die für nichts weniger alg 
orthodor befannt in Mainz gemeinjchaftlich „Beiträge zur Ver— 
befferung des Fatholifchen Gottesdienſtes“ von feineswegs bloß 
antirömifchem Character herausgaben (1789), und von Denen 
hierauf Blau in feinem Buche „Kritifhe Gefchichte der firch- 
lichen Unfehlbarfeit zur Beförderung einer freien Prüfung des 
Katholicismus“ (1791) die katholiſche Kirche an der Wurzel ihrer 
Autorität angriff. „Das heutige Syſtem der firchlichen Unfehl- 
barfeit”, jagt er in der Vorrede, „jett zum Voraus, daß Die 
Kirche aus einer großen Geſellſchaft beitehe, deren Regierungs— 
verfaffung entweder monarchiſch, oder ariſtocratiſch-monarchiſch fei. 
Die deutſchen Biſchöfe und Canoniſten haben bisher glüclich ge— 
zeigt, daß das päpftlich-monarchifche Syſtem, in welches die Kirchen— 
verfafjung allmälig ausgeartet ijt, nicht die alte, urjprüngliche 
Form der Kirche gewejen jei. Sie forichten zu dem Ende in der 
Bibel und in den Urkunden des Altertfums. Soll es nicht 
erlaubt fein, nach denjelben Quellen zu unterfuhen, ob auch 
diefe ariftocratische Verfafiung zu dem Weſen des Chriftenthums 
gehöre? Findet man in der erjten Gründung der chriftlichen 
Kirche den Plan zu diefer Verfaſſung nicht, jo ift die Firchliche 
Unfehlbarfeit, wie die hierarchiiche Kirchenverfaffung jelbit, aus 
zufälligen Urjachen, nicht aus einer göttlichen Anoronung ent- 
ftanden. Bielleiht Hat unfere Dogmatif diefelben Schiejale ge— 
habt, wie das hierarchiiche Kirchenſyſtem. Der Theolog muß 
und kann, wie der Canonift, nach dem Urfprunge, den Ver— 
anlafjungen und Gründen der Kirchenentjcheidungen forjchen ; 
und wenn er auf firchliche Lehrſätze verfällt, Die er weder in Der 
Bibel, noh in ver alten Tradition finden kann, jo muß er 
ebenfo wie der Canoniſt berechtigt fein, den Schluß zu machen, 
daß Die Kirche dabei die Entfcheivungsgewalt ujurpirt habe.’ 
Set wurde zu Mainz wegen folcher Yehren Niemand mehr 
abgeſetzt; Blau blieb jogar unangefochten Subregens des erzbiichöf- 
lichen Seminares. Die Kreife. der mainzer Gebildeten und Vor— 


1) Litterariſche und biographifche, allerdings fehr einfeitige Nachweife über 
fie f. bei Brüda. a. O. ©. 67 fg. 
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nehmen wurden, wie Vogt und Forſter mittheilen, neben halt- 
lojer Hingabe an finnliches Genießen, durch Unglauben und Illu— 
minatismus beherrſcht. Wie hätte dieſe Gefinnung, bei der 
damaligen Strömung der Geifter, nicht auch in die Untverfität 
eindringen follen? In den Jahren. 1785 bis 1788 war unter 
Heimes’ Patronat die „Mainzer Monatsſchrift von geiftlichen 
Sachen” erjchienen; vorzugsweiſe zur Vertretung der erzbijchöf- 
lichen Intereſſen gegenüber Nom; aber doch auch nicht ohne 
theologijhen Meinungen, wie die von Blau, Ausdruck zu geben. 
AS die franzöfiihe Revolution ausbrach, famen jtatt dejjen Die 
politifchen Conſequenzen diefer Art Aufklärung zu Worte, und 
ihre Träger ſchloſſen fich, jobald die Franzofen Mainz nahmen, 
der Revolution an. Dorih, Blau, Hofmann, Forjter, Wedekind 
Metternich find fpäter nach Frankreich Hinübergegangen, und 
großentheils dort verkommen. 
Der päpftliche Nuntius, indem er feinen Gefammteindrud 
von dem mainzer Hofe zufammenfaßt, characterifirt — immerhin 
einfeitig — den Kırfürjten Carl Friedrich mit den Worten: | 
„eitel und davon, daß er Friedrichs des Großen Verbündeter 
geworden war, aufgeblajen, führte er ein gänzlich weltliches 
Leben, in Glanz und Pomp die Pracht eines großen Fürjten 
entfaltend. Daß er Bifchof fer, daran dachte er bloß wenn fich 
Gelegenheit fand, gegen Rom zu opponiren.“) 

Bierter deutſcher Erzbiſchff — neben Mainz, Trier und 
Cöln —, aber nicht Kurfürft, war der Fürfterzbifchof von Salz 
burg, ſeit 1772 Hieronymus Joſeph Graf Colloredo: der erſte 
deutſche Bifchof, der Drvensgeijtliche feines Sprengeld auf pro- 
teſtantiſche Univerfitäten gejchieft hat.°) 

Er hatte ſchon bald nachdem er zur Negierung gekommen 
war ein deutiches Neues Teftament und im Jahre 1776 ein 
deutſches Kirchengefangbuch drucken laſſen, und anfangs freigege- 
ben, ob man diefelben gebrauchen wolle, oder nicht. Im Sabre 
1782 fchrieb er, fih auf Kaiſer Joſephs Beiſpiel berufend, den 


1, Pacca Memorie etc. p. 18. 
2) Meiners im Göttinger hiſtor. Magazin Jahrg. 1789, ©. 427. 
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Gebrauch vor, und fprach fich in einem ausführfichen Hirtenbriefe 
voll biblifher und patrifttfcher Gelehrſamkeit über verſchiedene 
Mängel des beftehenden Kirchenwejens und über die Mittel aus, 
wie man ihnen abhelfen könne.) 

Diefer amtliche Erlaß zeigt beifer, als vieles Andere des 
Erzbiſchofs Art und Gefinnung. Die Geiftlichen jollen jeden 
unnüten Aufwand und Glanz im Gottesdienfte vermeiden: wo— 
fir eine Reihe ins Einzelne gehender Vorjchriften gegeben wird. 
Borzugsweife durch Lehren und Beifpiel jollen fie wirken, und 
was die Lehren betrifft heißt es: „mit möglichiter Genauigfeit 
entfernt von euerm öffentlichen Unterrichte Alles, was nicht 
jtrenge Prüfung aushalten kann“; denn „ver denkende Chrijt 
fann allerdings Beweiſe, Ueberzeugung, Beruhigung fordern‘. 
„Euer gottesdienftlicher Vortrag fer allemal jo beichaffen, daß 
ihn der Aufgeflärte mit Beifall und Erweckung anhöre, und der 
gemeine Chrift ihn angenehm, anlodend und unterhaltend genug 
finden kann, um auch zu Haufe noch ihn ... mit Luft zu wieder- 
holen.” Bor Allem wünscht der Erzbiichof, dag „Aufklärung und 
Moralität“ auf diefe Weife in feinem Sprengel befördert werde, 
In dieſer Hinficht foll von den Geiſtlichen vecht eigentlich die 
‚„mütsliche und ehrenwerthe Claffe won Menſchen“ berüdjichtigt 
werden, „welche man unter dem Namen der Yandleute begreift.‘ 
Man foll nicht meinen, diefen ſei „Verſtand, Urtheilstraft und 
tiefes Nachdenken größtentheils ganz entbehrlich.” Es gehöre viel- 
mehr zu ihrer nüßlichen Thätigfeit „ein aufgeheiterter Kopf, Ver— 
nunft und Scharffinn in der Denkungs- und Urtheilstraft, ... 
Fertigkeit im Schliefen, Klugheit und Vorrath an gute, in 
jeder Vorfallenheit anwendbaren Grundſätzen.“ Die Getjtlichen 
folfen hierfür forgen. „Wenn aber der gemeine Mann jchon in 
feinen zeitlichen und Nahrungsgefchäften nad) vernünftigen Trieben 





1) Sr. Hochfürſtl. Gnaden des Hochwürdigſten Herrn Hieronymus Jofeph 
Erzbischof und des Heil. Röm. Neichs Fürften zu Salzburg, des heil, Stuhles 
zu Nom geborenen Legaten und Deutfchlands Primaten ꝛc. ꝛc. Hirtenbrief 
auf die am 1. Herbftmonat diefes 1782. Jahres nach zurücgelegtem 12, Jahr— 
hundert eintretende Jubelfeier Salzburgs. Wien (99 ©). Abgedruckt in 
Schlözer's Staatsanzeigen 2, 56 fg. 
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und Beweggründen handeln ſoll, wie viel mehr muß ſein geiſtiges 
Geſchäft, ſeine Religion, vernünftig ſein.“ Dafür ſollen die Geiſt— 
lichen noch mehr ſorgen. Sie ſollen das Volk lehren, „auf die 
Beweiſe der herrlichen Weisheit und Güte“ Gottes „in der 
Natur... aufmerkſam zu ſein“ u. ſ. w. „Um aber zur allge 
meinen Aufklärung von. feiner Seite redlich mitwirken zu können, 
muß von dem Seeljorger felbjt ein guter Grund von Geiſtes— 
cultur gelegt werden. ES wäre jehr zu wünjchen, ja fajt noth— 
wendig, daß er, nebjt den für feinen Stand insbefondere gehört- 
gen Kenntniffen, in der Piychologie, im Naturrechte und in der 
philoſophiſchen Sittenlehre, in der Gefchichte und den fehönen 
Wiſſenſchaften, in der Yandwirthichaft, in der Geſundheitslehre 
und bejonders in der Diätetik, in den Landesgejegen und Ge— 
bräuchen, in der Naturlehre ... nicht gemeine Einfichten beſäße.“ 
In dieſem Sinne jollen die Geiftlichen fich bilden, in ihm 
jollen fie amtiven. „Fern jet von euch das gottlofe Wefen Ders 
jenigen, auf die jo viele neuere Schriften im Angeſichte des gan— 
zen Deutjchlands dreijte mit Fingern hinzeigen, und behaupten, 
daß jie die Wahrheit in Ungerechtigfeit aufhalten‘; alſo feine 
Drthodorie. Heiligendienft und Ablafpredigten, die „zur empfind- 
lichften Betrübniß des aufgeklärten Religionsfreundes“ mancherlei 
Mißbrauch mit ſich bringen, werden verworfen. Friede, Eintracht, 
„Zoleranz gegen Brüder, die über einen oder anderen Religions— 
punkt anders denken als wir”, werden dem Getjtlichen ans Herz 
gelegt. — Sp wohlgemeint das Alles war, es war nicht Die 
Sprache eines fatholtichen Kirchenobern; und die Entrüjtung, die 
e8 bei jtrengen Katholiken erregte, ſowie die Gegenfchriften von 
diefer Seite, welche es hervorrief, kann man natürlich finden: 
Goldhagen in Mainz hatte feineswegs Unrecht, daß der Verfaſſer 
Mühe Haben würde, den Hirtenbrief „in den Augen des echt 
fatholischen Bublfcums auf eine vergnügte Art zu retten“.“ Daß 
der Erzbiichof febrontanijch gefinnt war, verjtand fich bet feinen 
Principien von ſelbſt, tritt indeß an verjchtedenen Punkten auch 
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ausdrücklich hervor. Eine trier'ſche Erinnerung hat feſtgehalten, 
daß er im Jahre 1788 eine Reiſe in die Bäder von Spaa be— 
nutzt habe, ſeine drei rheiniſchen Collegen in ihrer damaligen 
Oppoſition gegen Rom perſönlich zu beſtärken, und daß auch 
ſonſt in Trier der Verkehr mit ihm von reformatoriſcher Wir— 
fung geweſen ſei.) 

Verfaſſer ſeines obigen Hirtenbriefes war ſein geiſtlicher 
Rath, Conſiſtorialcanzler und in geiſtlichen Sachen Geheimer 
Secretair, Doctor der Theologie Johann Michael Bönike, der 
ſonſt anonym pädagogiſche Schriften geſchrieben hatte, und ſpäter, 
gleichfalls ohne ſich zu nennen, Einiges über den Emſer Congreß 
geſchrieben hat.) Im Jahre 1734 in Würzburg geboren hatte 
er ım canonifchen Nechte den dortigen Profeſſor Johann Casper 
Barthel (7 1771) zum Lehrer gehabt, auf welchen ſich als auf 
jeinen nur vorfichtigeren Vorgänger Febronius-Hontheim ſelbſt 
berufen fonnte, und hatte an den Anfängen der Entividelung 
Theil genommen, in Folge deren jeit Den fiebenziger Jahren 
Würzburg ein Mittelpunkt fatholifcher Aufklärungsbeitrebungen 
wurde.) Mit einem ihrer theologiichen Hauptvertreter, Franz 
Oberthür, blieb er auch ſpäter näher verbunden. Nicht nur 
erklärt er fich ihm gegenüber gegen alles opus operatum int 
Gottesdienſte, Geiftliche und Yaten müßten vielmehr „aus dem 
Herzen beten lernen“; jondern er fpricht auch aus, Daß es vor 
Allem die Philofophie ſei, auf deren Wirkungen er feine Hoff- 
nung feße: „Nicht von den Höfen“, Hier den geiftlichen Höfen, 
„haben wir für die Wünfche aller Redlichen etwas Gedeihliches 
zu erwarten, jondern die Philoſophie und Gejchichte wird ung 
zwar langjam, aber deſto ficherer zum Ziele führen‘. Beide 
Aenferungen jtimmen mit dem Inhalte des Hirtenbriefes von 
1782 überein. Ebenfo weiſ't Bönife darauf hin, daß die Firehliche 
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Unfehlbarkeit Fritiih unterfucht werden müſſe, und gehörte un- 
zweifelhaft zur denen, durch welche Blau und gleichzeitig Werf- 
meijter, von dem weiterhin noch zu veden fein wird, veranlaßt 
wurden, ihre Unterfuchungen darüber zu publiciren.!) Ein fo 
gefinnter Diener mußte mit feinem unter jojephinifchen Einwir— 
fungen jtehenden Herrn leicht zufammenarbeiten, 

Die Univerfität Salzburg, geftiftet 1622, war weniger, als 
die bisher berührten Univerfitäten, eine landesherrliche. Ste 
bejtand, mit Ausnahme dreier weltlicher Profejjoren der Juris— 
prudenz, aus Benedictinermönchen, welche, von gewiſſen zu dem 
Zwecke verbündeten Klöftern gejtellt, Elöfterlich unter einem alle 
drei Jahr aus ihrer Mitte gewählten Nector zufammenlebten, und 
unter der Dberaufficht eines gleichfalls alle drei Jahre zur Viſi— 
tation zuſammentretenden Ausjchuffes von ſechs Benedictineräbten 
nicht bloß aus Salzburg, jondern auch aus Defterreih, Bayern 
und Schwaben jtanden. Der pofitiven Einwirkung des Yandes- 
herren war dieſe Anjtalt im Allgemeinen entzogen; doch fonnte 
er in ihrer Yeitung an vielen Punkten dent Nector entweder 
förderlich oder hinderlich jein. In ihren Gefammtcharacter war 
fie von Anfang an, jchon als benedietinische, antijeſuitiſch. Der 
Canoniſt Pater Placidus Böckhn, Verfaſſer eines ausführlichen 
kirchenrechtlichen Handbuchs,?) das noch jet gebraucht wird, hatte 
jeine zwanzig Jahr mit Ruhm verwaltete Profeſſur des geiftlichen 
Rechtes 1741 niederlegen und die Univerjität verlaſſen müſſen, 
weil er im curialiſtiſcher Art ftreng kirchliche Poſitionen ver- 
theidigte. Seit 1749 hatte fein Schüler, der noch berühmtere 
Kirchenrechtsiehrer P. Georg Zallwein, das canonifche Necht zu 
Salzburg vorgetragen, der weder jeſuitiſch noch römiſch gefinnt, 
aber vorzugsweiſe hiſtoriſchen Forſchungen zugewendet, unberührt 
war von den philofophivenden Elementen, von denen die Auf- 
Härungsperiode beherricht ward. Seine monographiichen Arbeiten 
faßte er 1763, drei Jahr vor feinem Tode, zu einem Lehrbuche 


1) Shwaha. a. ©. ©. 207, 212 f. 232, 
2) Commentarius in jus canonicum universum sive in V, libros 
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von dauerndent Werthe') zuſammen, deſſen erſte zwei Theile von 
den. Rechtsquellen und Canonenſammlungen handeln, der Dritte 
vom bejonderen deutfchen, der vierte vom bejonderen falzburgi- 
ſchen Kirchenrechte, und das im I. 1781 von feinem Schüler 
und jpäteren (1773) Nachfolger im Lehramte PB. Johann Da- 
mascenus Kleinmayrn, jüngerem Bruder des fürftlichen Geheim- 
rathes und Verfaſſers der Nachrichten von der Stadt Juvavia, 
verbeſſert Herausgegeben wurde. Kleinmayrn war längere Zeit 
Rector der Univerfität, und befümpfte als folcher vergebens das 
vom erzbiichöflichen Hofe in Schuß genommene Eindringen der 
Aufklärung. P. Jacob Danzer, der 1783 über „Joſephs des Großen 
Toleranz” jchrieb, Profeffor der Moral und Pajtoraltheologie, 
lehrte nicht nur — namentlich in einem 1787 f. erſchienenen 
Moral-Lehrbuche — nach ihren Grundfägen, ſondern feste fich 
im Namen der Aufklärung auch über eine Anzahl bisheriger 
Ordnungen hinweg, umd fand unter feinen Collegen gleichgefinnte 
Genoſſen, die Profefjoren Hofer, Stäger, Sartori, Schelle; 
auch ein aufgeflärter Canonift Pater Corbinianus Gärtner war 
darunter. Anklagen gegen Danzer wegen faljcher Lehre beim 
erzbiihöflichen Hofe wies diefer zurück.) Dann entjegten zwar 
die vifitirenden Prälaten von 1792 den Angeklagten feines Lehr- 
amtes, aber zugleich fiel die Nectoratswahl der Univerſität auf 
P. Auguſtin Schelle, der jein Amt mit einer gegen jene Maf- 
regel demonftrirenden Rede über die Denk, Schreib- und Rede 
freiheit anfing. Auch in Salzburg hatte die Aufklärung die Lei- 
tung der Univerjitit übernommen: die DOberdeutiche Litteratur- 
zeitung, welche von 1788 bis 1799 dort erfchien, war von ihrer 
Stiftung an deren Organ. 


!) Prineipia juris ecclesiastici universalis et particularis Germa- 
niae IV tomis comprehensa. Aug. Vind. 1763. 4°. 
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Es ift oben darauf Hingewiefen worden, daf mit der terri- 
torialiftiichen Tendenz zum Ausjchluß fremder Bifchöfe vom Yande 
verwandte Bejtrebungen für die deutjchen Erzbifchöfe Anlaß wur— 
den, die coblenzer Pläne von 1769 wieder aufzunehmen. 

Seit im Sahr 1777 die zwei Wittelsbacher Linien zuſammen— 
gejtorben waren, hatte der Kırfürjt von Pfalzbayern unter ven 
fatholifchen weltlichen Fürſten nächſt Defterreich weitaus das 
größte Gebiet. CS begriff, neben Altbayern und der Oberpfalz, 
die Kurpfalz am Rhein und weiter vheinabwärts die Herzogthümer 
Berg und Yülih. Dennoch regierte firchlich in diefen ausge 
dehnten Landen fein Biſchof, der nicht außerhalb derſelben reſi— 
dirend vom. Kurfürjten völlig unabhängig, und ebenfowohl Fürft 
des Reiches gewejen wäre, wie er; und jolcher in das Land von 
augen herein vegievenden Bifchöfe waren nicht wenige, That— 
ſächlich hatte man das leichter getragen, fo lange die Biſchöfe 
Angehörige des Tandesherrlichen Haufes waren, wie in Freifing 
von 1566 bis 1612, von 1652 bis 1694, von 1727 bis 1763, 
in Regensburg von 1579 bis 1598, von 1668 bis 1763, in 
Cöln von 1583 bis 1761 der Fall gewejen war. Aber fett 


') Die beiden Monographieen über ihre Geſchichte — Münch Gefchichte 
des Emjer Congrefies ze. Karlsruhe 1840 und M. Stigloher Die Er- 
rihtung der päpftlihen Nuntiatur in München und der Emfer Congreß, Re— 
gensburg 1867 — find mangelhafte Arbeiten; jedoch wenn man fie als ein- 
ander ergänzende Relation und Korrelation benutt zum Nachweis der Quel— 
len und der Litteratur brauchbar. In dieſer Eigenfchaft ift in der Ueberficht, 
die hier beabfichtigt wird, der Abkiirzung wegen fortlaufend auf fie verwicfen. 
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1763 gab es in Deutjchland feinen bayriſchen Fürſtbiſchof mehr; 
und wenn ſchon früher Bayern mancherlei Pläne gemacht hatte, 
Pandesbijchöfe zu gewinnen'!), jo mußte dies Beftreben um fo 
lebhafter jett wiederaufgenommen werden, wo gleichzeitig das 
Selbjtgefühl des größeren Staatsweſens ich geltend machte, und 
die territorialiſtiſche Zeitftrömung Bayern nicht unberührt ließ. 
Indeß hatte der Hof traditionell ein zur gutes Verhältniß zur 
päpſtlichen Curie, als daß man — ſelbſt die Mittel vorausgeſetzt 
— in München hätte geſtimmt ſein können, in der gewaltſamen 
Art Joſephs II. vorzugehen; und daß der Papſt ohne dazu ge— 
zwungen zu werden alte Didcefangrenzen zur Gunſten landesherr- 
lichen Einfluffes hätte verändern jollen, war Etwas, das von 
ihm nicht erwartet werden fonnte. Dagegen bot, nachdem Ver— 
mittelungsunterhandlungen mit den Bilchöfen nicht zum Ziele 
geführt Hatten, der römiſche Hof zu einer wenigftens annähernden 
Erfüllung jener Wünjche die Hand; indem er auf bayrijchen 
Antrag?) im Februar 1785 fich entichloß, eine ſtändige Nuntia— 
tur in München zır errichten. | 

Seit der zweiten Hälfte des jechzehnten Sahrhunderts be- 
jtanden die drei jtändigen Nuntiaturen zu Cöln, Wien und Lu— 
zern, unter denen erjterer der deutſche Norven und Mitteldeutſch— 
fand, letzterer der deutiche Südweſten, der Wiener Nuntiatur das 
übrige Deutſchland als Sprengel zugetheilt war. Altbayern und 
die Oberpfalz gehörten zum Wiener Sprengel, Weniges von Der 
Rheinpfalz nach Luzern, das übrige furpfälziiche Gebiet nach Cöln. 
Die drei Numtien hatten, wie jchon berührt ift, die Vollmacht, 
als ftändige Vertreter des Papftes deſſen nach curinler Meinung 
mit den regulären Bifchöfen concurrivende Yurisdiction neben 
denjelben zur verwalten. Andere Befugniſſe waren auch Dem 
neuen Münchner Nuntius nicht zugedacht; und injofern konnte 
man behaupten, daß lediglich ein vierter Nuntiaturbezirk von den 





1) &. über diefe Älteren Beftrebungen Bayerns eine Zufammenftellung 
bet Münch Gefhhichte des Emfer Congrefies S. 384 fg. 

2) S. die vom bayriſchen Hofe herausgegebene Geſchichte der Nuntiatu— 
ven Deutschlands von A. J. C. 1790 ©. 182 und M. Stigloher a. a. 
DAS 60. 
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bejtehenven abgezweigt, ſonach Das Recht der ohnehin ſchon durch 
die Nuntien beſchränkten Biſchöfe nicht alterirt werde. Allein es 
wurde hier eine Nuntiatur mit andersartigen Grenzen, als die 
alten, beſtellt; denn ſie ſollte genau die kurpfalzbayriſchen Ter— 
ritorien umfaſſen. Sie ward ferner mit der beſtimmten Inten— 
tion, die in dieſen Territorien bisher competenten Biſchöfe nach 
Möglichkeit auszuſchließen, errichtet; und wie dies auf landesherr⸗ 
liche Wünſche geſchah, ſo war zu erwarten, daß es von der Lan⸗ 
desherrſchaft in aller Maße werde gefördert werden. Die alten 
Nuntiaturen hatten zuletzt — einzelne Theile ihrer Sprengel 
ausgenommen — für die Beſchränkung der Ordinarien keine 
große Bedeutung mehr gehabt: hier aber war eine Stiftung be— 
abſichtigt, welche in ſolcher Richtung überaus wirkſam werden 
konnte. Und das zu einer Zeit, wo die herrſchende febronianiſche 
Theorie jene neben den Biſchöfen geltend gemachte Regierungs⸗ 
concurrenz, auf welcher die ganze Stiftung beruhete, dem Papite 
überhaupt nicht mehr zugeftand, und fie demgemäß ſchon in 
den Coblenzer Artikeln von 1769 principiell in Abrede genommen 
hatte. Noch unlängſt hatte der Wiener Nuntius ſich gefallen laſ— 
ſen müſſen, daß durch die kaiſerliche Regierung ſie ihm völlig ab⸗ 
geſchnitten worden war. Dergleichen päpſtliche Mitregierung nicht 
länger zu dulden, hatte man ſchon ſeit einiger Zeit allgemein für 
ein nach göttlicher Stiftung den Ordinarien zuſtehendes Recht 
erklärt, und ſich geſchmeichelt, daß in dieſer Beziehung ſelbſt der 
Papſt, mit Ablauf der Amtszeit des nach Portugal beſtimmten 
Nuntius Belliſomi, der Cölner Nuntiatur eine andere Verfaſſung 
zubenfe. Da mit einen Male zeigte er Durch Die münchner Neu- 
Stiftung, daß ev nicht geſonnen ſei, auf ſolche Meinungen Küd- 
ficht zu nehmen, und veizte dadurch den Unmuth der epiſcopaliſtiſch 
Geſinnten auf das Empfindlichſte. 

Ohne dieſe Sachlage hätte die Gründung der münchner 
Nuntiatur ſchwerlich Aufregung veranlaßt. Nun aber ſtand Prin⸗ 
cip gegen Princip. Der Papſt Hatte mit ſeinen curialiſtiſchen 
Anſprüchen in Frankreich, in Spanien, in Oeſterreich, in ver⸗ 
ſchiedenen italieniſchen Staaten den mit. der Staatsgewalt ver— 
bundenen Biſchöfen weichen müſſen. In Deutſchland war ſeine 
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Stellung durch Febronius und durch das zu Rom ſchwerlich un— 
befannt gebliebene coblenzer Unternehmen von 1769 gefährlich 
bedrohet. Jetzt fand er eine deutjche Regierung, welche mit ihm 
gegen die Bischöfe zu gehen geneigt war; und eine beſſere Ge— 
(egenheit, fich wider die Febrontaner in Vortheil zu fegen, zu- 
gleich eine fchlagendere curialiſtiſche Demonſtration auch der aufer- 
deutjchen Welt gegenüber fonnte es für den römischen Hof nicht 
geben, als wenn es ihm mit Hülfe jener Negierung gelang, in 
einem nicht unbedeutenden Theile von Deutichland gerade Die 
päpftlihe Machtbefugniß auszuüben, in welcher feine gewohnte 
Auffafjung der Biſchöfe als bloßer päpjtlicher Bevollmächtigter 
am greifbarften hervortrat, und die daher von den Epiſcopaliſten 
am umbedingtejften in Abreve genommen wurde. Andererjeits: 
je nachtheiliger e8 der febronianischen Partei gewejen jein würde, 
hätten der Papjt und Pfalzbayern ihre Abjichten durchgeführt, 
um jo mehr war jie darauf gewiejen, dieſen Abfichten auf Das 
Angeſtrengteſte zu widerſtehen. 

Bon den vier deutſchen Erzbiſchöfen war bei der Sache in— 
jofern am nächjten Salzburg intereifirt, als ein Salzburger Suf- 
fragan, der Biſchof von Kreiling, zu München, wo der neue Nun— 
tius jeinen Sit haben ſollte, Ordinarius, der Salzburger Herr 
alſo Dort Metropolit war. Ms daher die römiſche Abjicht be— 
fannt, und in der Preſſe von vorn herein viel beiprochen wurde, 
wandte fich zuerjt der Erzbifchof von Salzburg‘) mit feinen Be— 
denfen dawider an den Papſt, und jtellte in Ausſicht, daß, wenn 
man den Beichluß ausführe, „Die betehende gute Harmonie zwi— 
ichen dem Kirchenoberhaupte und der hohen Hierarchie der Me— 
tropolitane und Biſchöfe des deutſchen Reiches“ werde gejtört 
werden. Der Biihof von Freifing jchrieb Ähnlich, jedoch zurüc- 
haltender. Die Erzbifchöfe von Mainz und Cöln aber wandten 
jich mit der „Rückfrage“ nach Rom, „ob es Abjicht jet, ven nach 
München abzufendenden neuen Nuntius etwa lediglich als päpit- 
lichen Gefandten am kurpfälziſchen Hoflager erjcheinen zu laſſen“, 


1) ©. über das Folgende Münch ©. 45—56; vgl. ©. 332 fg., Stig- 
(ober ©. 61 fg. 
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in welchen Falle man Nichts einzuwenden habe; „oder aber ven- 
felben auch mit geiftlichen Facultäten über die in die pfalzbayrifchen 
Lande einjchlagenden deutſchen Diöcefanbezirfe zu verſehen“, in 
welchen Falle fie Ähnlich wie Salzburg und Freifing die Maß— 
regel verbaten. Beide waren bei derjelben als Biſchöfe intereffirt. 
Denn Kurmainz und Worms waren von der unteren Pfalz, 
Kureöln von den pfaßgbayrifchen Landen Jülich und Berg eng 
in die Mitte genommen, und wenn ihre Didcefanrechte in dieſen 
nahe angrenzenden Gebieten thatjächlich an den münchner Yandes- 
Nuntius übergingen, jo jtand ihnen eine empfindliche Einbuße 
an bijchöflichen Rechten bevor. 

Als von Rom die erwartete Antwort erfolgte, der neue Nun—⸗ 
tius, bei deſſen Abjendung man beharre, werde nicht bloß diplo— 
matiſchen Character, jondern diejelben Facultäten erhalten, wie 
die bisherigen Nuntien von Cöln und Wien, und als eine Gegen- 
vorjtellung wider dieſen Beſcheid abſchläglich beichievden ward, 
wendete fich (22. Sept. 1785) Kurmainz an den Kaifer'), vefe- 
rirte die bisherige Verhandlung, berief ſich für die Behauptung, 
dag ein Numtius, der nicht lediglich Diplomat fer, im Neiche 
überhaupt nicht zugelaffen werden dürfe, neben veichSgefetlichen 
Bejtimmungen, in denen es unter Bezugnahme auf das finfürjt- 
liche Collegialichreiben von 1764 ein desfallſiges Verbot fand, 
hauptjächlich auf das febronianische Ariom, daß Nuntien „vom 
römischen Stuhle nie ermächtigt werden fünnen, die Befugniffe, 
die den Erz- und Biſchöfen ausjchlieglich zuftehen, durch eine in 
den unverfäljchten wahren Grundſätzen der katholiſchen Kirchen— 
hierarchie nirgend gegründete Concurrenz auszuüben‘, und bat, 
der Kaiſer möge „sich bei dem römiſchen Hofe wider die Auf- 
ftellung eines neuen päpftlichen Numtius, alsfern nämlich letsterer 
mehr als päpftlicher Geſandter am kurpfälziſchen Hofe fein jol, 
mit allem Nachdruck und dergeftalt .. . . verwenden, daß die Be- 
| jtimmung des erjagten Nuntius entweder ganz abgeändert, oder 
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1) Kurtrier erklärte in einen weiter umten zu berührenden Schreiben an 
den Nuntius Bellifomi vom Anfange des Jahres 1786, diefem Schritte habe 
es aus Reſpeet gegen dem Bapft nicht beitreten wollen, fondern ſchon am 
27. Junius 1785 direct an den Papft gefchrieben. 
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doch auf die alleinige Eigenfchaft eines .... Gefandten .... ohne 
alfe geiftliche Facultäten beſchränkt, und das Eine over das An— 
dere ihm dem Kaifer „zur Beruhigung der durch jenen präjudi— 
eirlichen Schritt äußerſt benachtheiligten Erz- und Biſchöfe ver- 
bindlich zu erfennen gegeben werde.” Dem ſchloß Salzburg fich 
mit einem ähnlichen Schreiben am 4. October an. 

Der Kaifer gab am 12. October eine an alle vier deutjche 
Erzbiſchöfe gerichtete, der vorgetragenen Bitte nicht völlig entjpre= 
chende Antwort. Er „bleibe gemeint, die Rechte der Biſchöfe in 
ihren Sprengeln als einen wejentlichen Theil zur guten Disci— 
plinarverfaffung nicht allein vorzüglich aufrecht zu halten, fondern 
‚auch beizutragen, daß die Biſchöfe in alle Diejenigen Rechte, welche 
ſie etwa durch unerlaubte und ihrer Beſtimmung zuwidergehende 
Vorfälle verloren haben mögen, wieder nach der urſprünglich ein— 
geſetzten und durch Säcula beobachteten Ordnung eingeſetzt wer— 
den mögen.” Er habe daher dem Papſte erklären laſſen), er 
werde „nicht geftatten, daß die Erz- und Bilchöfe im Reiche in 
ihren” ihnen „zuftehenden Diöcefanrechten gejtört würden”, könne 
alfo die Nuntien nur als politiiche Gefandte anerkennen, hin— 
gegen ihnen „weder eine Jurisdictionsausübung in geijtlichen 
Sachen, noch eine Judicatur geftatten‘‘. Er fordert die Erzbifchöfe 
auf, „Sowohl für fih, als durch Verſtändigung der Suffragane 
und der eremten Biſchöfe“, die Didcefanrechte „gegen alle Anfälle 
aufrecht zu halten, und all Dasjenige, was immer Einichreitung 
oder Eingriffe des päpftlichen Hofes und deſſen Nuntien wider 
jolche Rechte und die gute Ordnung fein fünnte, ftandhaft hintan 
zu halten; worüber” er zugleich „allen feinen kaiſerlichen Beiſtand 
zuſagt.“ Kaifer Joſeph ermuthigt alfo die Erzbiichöfe, im febro- 
nianischen Sinne wider die Nuntien vorzugehen; und verjpricht, 
dabei zu helfen. Es fam darauf an, inwieweit er Wort hielt. 

Im Anfange des Jahres 1786 hatte Kurtrier ein Kleines 


!) Nach einer fpäteren Erwähnung des Kaifers (Münch ©. 333) hatte 
er hierzu am 12. October nur erft Auftrag gegeben, die Erklärung ſelbſt aber 
geſchahe durch den öſterreichiſchen Geſandten beim Papfte in beſonderer Audienz 
am 7. November. 
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Gefecht mit dem Cölner Nuntius, das als characteriftiich verdient, 
nicht vergeffen zu werden.') Der Kırfürjt richtete an den Nun— 
tius eine Communication, in welcher er unter Hinweis auf die 
Erklärung des Kaifers an den Papft vom 7. November die Stel- 
ung nimmt, obiges Schreiben vom 12. Detober als faijerliche 
Aufhebung der Nuntiaturgerichtsbarkeit anzufehen; dem gegenüber 
jeine Gehorfamspflicht (obsequium) betont, und den Nuntius 
erjucht, die Acten der trier’ichen Sachen, welche bei jeinem Tri— 
bunale noch jchweben, zu verabfolgen, auch feine Sachen weiter 
aus der Didcefe Trier anzunehmen; da, nachdem der Kaiſer fol- 
chergeftalt entjchieden habe, ferneres Verfahren des Nuntiaturge- 
richtes nichtig fein würde, Der Nuntius antwortet (22. Februar) 
ablehnend: denn der Papſt, dem die deutjchen Erzbijchöfe noch 
mehr als dem Kaifer Gehorfam fchuldig feten, befinde fich in 
unvordenklichem Befite feiner Gerichtsbarkeit; und ihm, der feines- 
wegs ein bloßer Figurant fei, auf folche Art feine Nechte zu 
nehmen, würde gewaltjamer Raub heifen. Dieſe Erinnerung an 
eine Pflicht des Gehorſams gegen den Papft nahm Sturtrier übel, 
und antwortete feiner Empfindung gemäß; Die Sache aber be- 
harıte. Doc verboten Kurtrier und Kurcöln ihren Didcefanen, 
fih an den Nuntius ferner zu wenden; und Kurmainz und 
Salzburg haben um diefe Zeit wohl unzweifelhaft das Gleiche 
gethan. 

Unterdeß hatten Die Erzbifchöfe in Erwägung genommen, wie 
der Faijerlichen Aufforderung am angemejjenften nachzukommen, 
beziehungsweije die Faijerliche Verfügung am bejten zu benußen 
ſei, und es entjtanden im dieſer Richtung Vorarbeiten. Ein zu 
denjelben gehöriges Erachten des Dechanten Pidoll zu Trier über 
den „Unfug“ der Quinguennalfacultäten?), ift noch won 1785, 
ein „Umftändlicher Bortrag über den Urſprung und Fortgang 
der deutjchen Kirche überhaupt, ſowie die Gerechtfame der Erz 
und Bischöfe insbeſondere, dann Die von Seiten des römischen 
Hofes in beiden verfuchten fehmälernden Abänderungen“, dem 





) Münd ©. 100. Stigloher ©. 65. 
2) (Eilers) Deutfhe Blätter 2, 82 fo. 
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Kurfürjten von Trier gehalten oder eingereicht „von dem geijt- 
Yichen Geheimenrathe Bed’) ift vom Anfange des Jahres 1786. 
Aehnliche mainzer Erachten — eines vom Vicariate, d. i. von 
Heimes, und mehrere Privatgutachten?) — find vom Februar 
diefeg Jahres. Zu den Gonferenzen, welche der Kurfürft von 
Mainz in der Angelegenheit Halten ließ, jollen, nach einer Er- 
innerung von Nicol. Vogt’), neben den Geh. Staatsräthen Hei— 
mes und v. Deel, auch drei Proteftanten zugezogen worden fein: 
Dohm, Sohannes Müller und der neuernannte preußifche Geſandte 
Dberjügermeijter von Stein. In den Sommer 1786 fällt die 
früher erwähnte, in Sachen der Oppofition gegen Nom negoetirende 
Rheinreiſe des Erzbilchofs von Salzburg. Als der für München 
ernannte Nuntius Julius Cäſar Zoglio Erzbifchof von Athen 
und der gleichzeitig ernannte Nachfolger Belliſomi's in der Cöl— 
ner Nuntiatur Bartolomeo Pacca Erzbifchof von Damiate nad 
langem, wie PBacca verfichert, zufälligen Neife-Aufenthalte, im 
Junius 1786 an ihren Pojten ankamen, waren die Dinge jo 
weit gediehen, daß Pacca bereits auf feiner Reife zu Speher, von 
dem dortigen Bifchofe (feit 1770) Auguſt Philipp Carl Grafen 
Ymburg-Styrum‘), demfelben, der 1760 und 64 als Domdechant 
von fich hatte reden machen, erfuhr, die Erzbifchöfe jeien in Be— 
griff, Abgeordnete zu Berathung eines gemeinfamen Schrittes in 
diefer Sache im Bade Ems zufammentreten zu laffen. Dieje 
Abgeordneten waren Heimes von Mainz, der die Maßregel ange 
regt hatte”), Bed von Trier, Tautphöus von Köln und Bönike 
von Salzburg; der alte Hontheim Hat nicht mehr Theil genom- 
men. Site unterzeichneten das „Reſultat des Emjer Congreſſes“, 
wie e3 bei offieiöfer Veröffentlihung nachher genannt worden ift, 
am 25. Auguft. Im den folgenden Tagen wurde es von ven 





1) Dafelbft, Neue Folge 2, 93 fg. 

>) Münch ©.59 fa. Kopp Die fathol. Kirche im 19. Jahrhdt. (1830) 
©. 16 fg. 

3) Rhein. Gefhihten und Sagen 4, 224 Note. 

) Seine Wahleapitulation als Landesherr ſ. bei Schlözer Staatsan- 
zeigen 14, 241 fg. 

5) Kopp Kathol. Kirche im 19. Jahrhundert ©. 17. 
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vier Erzbiichöfen vatihabirt, und mit einem Anfchreiben vom 
3/8. September dem Sailer übergeben. 

In diefem Anfehreiben') knüpfen fie an das faijerliche Re— 
jeript vom 12. October 1785 an. In Folge der darin enthal- 
tenen Aufforderung jet in dem überreichten Documente „auf die 
Urquelle der durch apoftolifche Nachfolge auf uns gediehenen bi- 
ſchöflichen Nechte zurückgegangen‘, und einftweilen feien „die vor— 
züglichiten Zujtändigfeiten feitgefett, Die wir vermöge der urjprüng- 
lihen Rirchenverfaffung ſowohl als der göttlichen Einſetzung von 
unſerm bijchöflichen Amtsberufe für unzertvennlich achten, und in 
welche wir daher durch vereinbarte Maßregeln wiedereinzutreten, 
auch folche wider alle ferneren Beeinträchtigungen gemeinſam zu 
fihern, entjchlojfen find.“ Das Nefultat ſei einſtimmig ange 
nommen, und man gebe es „in Kraft des reichSgrundgefeßlichen 
Kirchenſchutzes der Faijerlichen mächtigen Handhabung fowohl, als 
der allenfalls dazu nöthigen veichSoberhauptlichen Einjchreitung 
und Verwendung bei dem römifchen Hofe anheim.” „Die Zurüd- 
tretung in unſere urjprünglichen echte, die wir uns dermal zumt 
Zwede nehmen‘, werde durch die langjährige Dauer der römischen 
Uebergriffe „um deſto vollfommener gerechtfertigt.” Im Bezug 
- auf Das vom Kaiſer bei Zuficherung jeines Beiftandes geftellte Ver— 
langen, daß „ver klare Buchſtabe“ der mit Nom gefchloffenen 
Concordate nicht verletst werden dürfe, erklären die Erzbifchöfe, 
wider deren einfeitige römische Auslegung den Kampf aufnehmen 
zu wollen. Doch müßten die Concordate auch modifictrt werden ; 
und gehe das nicht mittelS freundlicher Unterhandlung mit Rom, 
um die der Kaiſer erfucht wird, jo möge er ein deutjches Natio- 
nalconeilium berufen, durch welches für „Die deutjche Nation .... 
jofort die ihr zuftändige, in den erſten Zeiten .... genofjene 
vollfommene Freiheit wiederhergejtellt werde”. Erweiſe fich auch 
dies Mittel entweder unanmwendbar, oder unzulänglich, jo „bleiben 
unſere feſtbeſchloſſenen Anträge von nun an dahin gerichtet, daß“ 
die in dem „Refultate” formulivten „Beſchwerden, und vorzüglich 
jene, die fich auf läſtige Exactionen, oder fonft auf das zeitliche 


) Plant Neuefte Neligionsgefhichte 1, 404. Stigloher ©. 278. 
Mejer, Zur Gejhichte ꝛc. 1 
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Wohl unferer und des Neiches Unterthanen beziehen, von Eurer 
Kaif. Majeftät und dem gefammten Keiche näher eingejehen, er- 
wogen, und zu deren Befeitigung das Erforderliche durch gejet- 
liche oder andere Wege ergriffen werde. ES it characteriftiich, 
wie hier an legte und höchſte Stelle nicht ſowohl das biichöfliche, 
als das reichsfürftliche Intereffe, daß nicht Geld ungerechtfertigter 
Weife aus dem Yande gehe, gejetst wird. Dieſe Auffaffung jtimmte 
nicht ganz mit dem in den Punctationen des „Reſultates“ jelbjt 
Geſagten, welche, wie das Anjchreiben, ihren Ausgang von dem 
farferlichen Schreiben von 1785 nehmen, dann aber fortfahren: 
diefe faiferliche Zufage habe „vie vier Erzbiichöfe aufgemuntert - 
und bewogen, der pflichtmäßigen Sorgfalt, welche fie für ihre be- 
fondere und die geſammte deutjche Kirche tragen, das .... Ge 
nügen zu leijten, fofort durch die endesunterzeichneten vier Depu— 
tirten jene hauptjächlichen bifchöflichen Rechte, in deren eigenmäch- 
tiger Ausübung fie jchon jeit Jahrhunderten gehindert worden, 
zufammenzutragen” u. ſ. w. Hier war neben ihr bifchöfliches 
nicht das Iandesherrliche, jondern das erzbifchöfliche Intereſſe ges 
jet, vermöge deſſen fie fich eine Vertretung der gefammten 
deutſchen Fatholifchen Kirche zuſchrieben. 

Was nun den Inhalt der Emfer Punctationen betrifft, jo 
enthalten jie mit den Coblenzer Artifein von 1769 verglichen 
nichts erheblih Neues‘) ES waren diejelben Gedanken, nur 
anders geordnet, und nach der Seite der augenblielich bekämpften 
Nuntiaturbefugnifje und der den Biichöfen immer nur auf Zeit 
ertheilten befonderen Facultäten, welche diefe bisher von Rom zu 
fuchen hatten, zugeipist. War der Bifchof von Gott gefest, feinen 
Sprengel in göttlicher Vollmacht jelbftändig zu regieren, jo be- 
durfte er feiner päpftlihen Vollmacht dazu: der Rechtsgrund 
päpftlicher Reſervate bei jolcher Bevollmächtigung war alfo weg— 
genommen; denn aus dem bloßen Auffichtsrechte des Papiteg, 
das man ihm nicht in Abrede nahın, fonnten Diejelben nicht abge 


1) In den Anmerfimgen zu dem oben ©. 35 angeführten Abdrucke der 
Coblenzer Artikel bei Le Bret wird fortlaufend auf die Emfer Bunctationen 
verwiefen: wodurch die Vergleihung erleichtert ift. 
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Yeitet werden. Hieraus ergeben ſich von felbft die meisten Sätze 
der Punctationen. Sowohl die päpftlichen Ginzelvefervate und 
die Nothwendigfeit bejonderer päpftlicher Poteftiwirung für den 
Biſchof, welcher vergleichen bisher dem Papfte vejerpirte Hand— 
lungen vornehmen will, wie der päpftliche allgemeine Vorbehalt, 
in die Didcefanregierung der Biſchöfe Durch andere Bevollmäch— 
tigte einzugreifen, werden in einer Mehrzahl von Anwendungen 
als unduldentlihe Mißbräuche verworfen. An einigen Punkten 
fommt auch das ſpeciell erzbijchöfliche Intereffe zu Wort. So 
ſoll nach Art. 15, entgegen dem febronianijchen Grundſatze, dem- 
zufolge die Ernennung der gefammten Diöcefangeiftlichfeit Dem 
Biichofe zukommt, ein vom Papfte den Erzbiichöfen, wie fie an- 
nehmen, vwerlichenes Indult, für die päpftlichen Monate in den 
zu ihrer Provinz gehörigen Didcefen ihrerſeits die geeigneten 
Pfründen zu vergeben, theils bei Beſtand erhalten, theils und 
zwar eventuell thatfächlich wiedererworben werden. Nach Art. 17 
ift der Informatioproch bei Bifchofswahlen vom Exzbiſchofe 
anzuftellen. Nach Art. 22 jollen die Erzbifchöfe bei ihren Me— 
tropolitangerichten nicht bloß der Concurrenz der Nuntien, jondern 
auch der Appellation an päpftliche judices in partibus überhoben 
jein. Statt letzterer foll je ein „Provincial-Synodalgericht” ein- 
treten, zu welchen jeder Suffragan einen ober zwei, der Erzbifchof 
aber „einige Beifiter ernennt, und dem er außerdem präfidiren 
fol. Sogar das perjönliche Intereffe der vier Erzbifchöfe war 
nicht vergeffen: nach Art. 5, der dem coblenzer Art. 9 entipricht, 
joll Cumulation von Beneficien in Einer Hand zwar im Allge 
meinen verboten fein, Daneben aber das Injtitut päpitlicher Eli- 
gibilitätsbreven, Durch welches den verhandelnden Erzbijchöfen er— 
möglicht worden war, ihrerjeits dies canoniſche Verbot zu um— 
gehen, nad) Art, 7 beibehalten werden. Der Schluß der Pune- 
tationen fcheint indirect anzuerkennen, daß im Grunde auch bisher 
ſchon mehr, als gejchehen war, hätte gethan werden müſſen: erſt 
„wenn die Erz und Biſchöfe Deutſchlands“, jagt er, in Beſitz 
der in den Punctationen bezeichneten „Durch göttliche Anordnung 
ihnen zufommenden Gerechtfame wieder eingefegt und von den 
Hauptbeſchwerden gegen die römifche Curie befreit fein‘ würden, 
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„alsdann erſt ſeien fie vermögend und wirklich entjchloffen, vie 
Verbeſſerung der Kirchendiseiplin durch alle ihre Theile nach ge 
meinihaftlichen Grundſätzen alsbald vorzunehmen, wegen bejjerer 
Einrichtung der Seeljorge, Stifter und Klöfter das Nöthige zu 
verordnen, um die bisher dabei eingefchlichenen Mängel und Miß— 
bräuche aus dem Grunde zu heben‘. 

Sp die Punctationen, die, nachdem fie dem Kaiſer eingereicht 
waren, bald allgemein befannt wurden. Zuerſt wurden fie in 
einer wiener Kirchenzeitung, dann, noch vor Schluß des Jahres, 
in der mainzer Monatsſchrift); zugleich aber, mit einer officid- 
jen Einleitung, und angehängten jonjtigen bezüglichen Urkunden, 
jeparat herausgegeben?) 

Die Art ihres Entjtehens und ihrer Faſſung mußte zunächſt 
die deutſchen Bifchöfe zu der Erwägung aufrufen, inwiefern darin 
auch ihre bijchöfliche Meinung ausgeiprochen jei, und inwieweit 
ſie geneigt jein Fünnten, den in ihrem Namen mit gejchehenen 
Schritt der Erzbifchöfe zu vatihabiren. Noch waren die Puncta- 
tionen nicht allgemein befannt, da wandte bereit der jchon er— 
wähnte Bifchof von Speyer?) ſich an den Kaiſer, und legte gegen 
eine den Biſchöfen präjudieirende Bedeutung derjelben Verwahrung 
ein: 2. November 1786. „So viel mir von mehreren der an- 
gejehenjten (deutſchen) Biſchöfe bekannt“, jchreibt er, „tt von den“ 
Maßregeln, welche die Erzbiichöfe in Ems bejchlojfen haben, „mit 
denjelben ganz und gar feine Communication gepflogen, noch auch 
jonjt etwas ficher davon‘ verlautbart; auch die Einreihung an 
den Kaiſer einjeitig von den Erzbiichöfen gefchehen. Da man 
demgemäß vermuthen dürfe, fie werden ebenjo einjeitig zu han- 
deln fortfahren, jo bittet der Fürftbifchof den Kaifer, bevor er 
auf etwaige Anträge der Erzbifchöfe bejchließe, „die Biſchöfe des 
Reiches ebenfalls mit ihren allenfallfigen Benterkungen und etwa 


1) Jahrgang 1786 Heft 12. 

2) Nefultat des Emfer Congrefies, von dem vier deutfchen Erzbifchöfen 
unterzeichnet, jammt genehmigender Antwort Sr. Kaiferl, Majeſtät in echten 
Actenſtücken. Frankfurt 1787. Auch Cöln 1787. 

2) Münch ©. 245 fg. Stigloher ©. 203 fg. 
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habenden Anſtänden“ zu hören: eine Bitte, zu welcher er aller- 
dings befugt war; denn in der That Hatten die Metropoliten zu 
einer Vertretung ihrer Suffragane beim Kaiſer weder als Erz 
biichöfe, noch als Reichsfürſten eine amtliche Befugniß. — Der 
Raifer und fein Minifter Fürſt Kaunitz erwogen, daß die von 
den Erzbiichöfen eingejchlagene, auf Einrichtung eines conetliaren 
Kirchenvegimentes hingehende Bewegung ihrer eigenen Intention, 
‚die viefmehr dahin ging, die Kirche durch den Staat zu regieren, 
faum weniger, als die eurinliftifchen Anfprüche des Papftes ent 
gegen ſei. Sie beichlofjen aljo, dieſelbe nicht zu befördern, ſon— 
dern wiejen jte auf einen, wie fie jelbjt erwarteten, ausſichtsloſen 
Weg.) Kaiſer Joſeph eriwiederte den Erzbifchöfen wohl erit 
nach) Empfang des ſpeyerer Schreibens, am 16. November. ?) 
Er ſei erfreut, fchreibt er, daß fie fich zur feinem worjährigen 
Schreiben „einverſtändlich“ geäußert haben, wiünfche, womit er 
wifjentlich die Meinung der Erzbifchöfe nicht traf, die in feinen 
Erblanden ausgeführten Kirchenverbefferungen im ganzen Reiche 
verbreiten zu helfen, und bemerfe über die Emſer Punkte „für 
dermalen nur fo viel,“ daß Zuftandefommen, wie Nuten Diefer 
Reformen „von dem verlangten vorläufigen Einverftändniß der 
Herren Erzbiichöfe mit den Exemten fowohl, als ihren Suffragan- 
Bischöfen,’ ſowie mit den weltlichen Neichsftänden, in deren Lande 
jich ihre Sprengel erjtreden, „zum großen Theil abhänget.“ 
„Daher e8 denn auch vor Allen wejentlih darauf anfommen 
wird, daß hierüber von Ew. Liebden mit gedachten Bifchöfen das 
Köthige näher vorerjt vertraulich gepflogen werde.” Sie mögen 
dabet von des Kaiſers „vollſtändiger Mitwirkung und Handhabung 
nach dem ganzen Umfange des fatferlichen veichsgrundgefeglichen 
Kirchenſchutzes“ überzeugt fein. Dem Bilchofe von Speyer theilte 
der Kaiſer diefe Antwort mit,’) und empfahl ihm bei dem „fo 


) ©. Ranfe Die Deutfhen Mächte und der Fürftenbund (Leipzig 1871) 
1, 359. 

>) Mind ©. 107. (Die zweite S. 107; die Paginirung ift irrthümlich, 
e8 follte S. 123 fein). Plant S. 409. Stigloher ©. 29%. 

3) Münch ©, 247. Stigloher ©. 291. 
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heilfamen Geſchäft Fräftigft mitzuwirken.” Auch die fatferlichen 


Diplomaten befamen zu Communication mit den Biſchöfen in 
dieſem Sinne Auftrag; wie aus einem Schreiben des Gefandten 
beim Niederfächjiichen Kreife Grafen Metternih an den Fürft- 
biichof von Hildesheim und Baderborn vom 8. Januar 1787) 
hervorgeht, das den Borgang furz erwähnend die fatjerlihe Ant- 
wort einigermaßen frei dahin zufammtenfaßt, der Kaiſer habe Die 
Emſer Verabredungen „mit Vorbehalt der reichsoberhäuptlichen 
Zuftändigfeiten . . . . zu genehmigen geruht, zugleich die Herren 
Erzbifchöfe dahin angewiefen, fich mit ihren Herren Suffraganen 
hierüber gleichfall8 einzuvernehmen.” Er „empfehle daher, im 
kaiſerlichen Auftrage, „eine baldige dem gemeinjamen Endzweck 
entjprechende Uebereinkunft.“ 

Der Kaiſer hatte als Solche, mit denen die Erzbifchöfe über- 
einzufommten hätten, Bifchöfe und Landesherren genannt. Nach 
jeinen Grundſätzen kam e8 ihm bet der Sache unzweifelhaft 
mehr auf die Yandesherren, als auf die Biſchöfe am: indeß hatte 
er die Biſchöfe als die zumächit Anzugehenden bezeichttet, und im 
Bezug auf fie befolgten nunmehr die Erzbiichöfe des Kaiſers 
Kath. Bon ihren desfallfigen Verhandlungen ift nicht viel be— 
kannt geworden.?) Unter den Salzburger Suffraganen kam bloß 
der Fürftbifchof von Freifing, Ludwig Joſeph Freiherr von Welden, 
der mit den Erzbifchöfen von vorm herein einverjtanden geweſen 
war, in Betracht; denn die öfterreichiichen Biſchöfe hingen ganz 
vom Kaifer ab, und Brixen lag außerhalb deutfcher Interefjen. 
Ehenjo wie Freifing ſtand der Salzburg benachbarte exemte 
Surjtbiihof von Paſſau, als Biſchof von Gurk Salzburgiſcher 
Suffragan, Johann Franz Anton Graf Auersberg. Die Sup 
fragane von Trier nahmen, da fie franzöfifche Biichöfe waren, 
an der Entwikelung nicht Antheil. Das wichtigjte cölner Suf- 
fraganbisthum, Münfter, war in der eigenen Hand des Erz- 


), Münd, ©. 273. 

>) Was Stigloher S. 204 Note 3 aus „Kopp. 1 c.“ anführt, fol 
nach diefem Citat (vgl. S. 165 f.) fih in Kopps Kathol. Kirche im 19. 
Jahrhundert finden, findet fih jedoch dafeldft nicht; und Stiglohers Schrift 
ift zu unzuverläffig, um auf feine Autorität Etwas annehmen zu können. 
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Bifchofs, das zweite, Osnabrück, war tamals proteftantifch 
regiert, in der Provinz Cöln gab es alſo nur Einen Suffragan- 
bifchof, dejjen Haltung in der Sache von Gewicht war, den erft 
1785 gewählten Fürſtbiſchof von Yüttich Cäſar Conftantin Franz 
Graf Honsbroef: er war, ſoviel ich finde, von Anfang an em 
Gegner der Erzbiichöfe. Am meiſten in Frege famen die Suf- 
fragamente von Mainz. Bon dieſen ftand Chur wie Brixen; 
Straßburg wich als vorwiegend franzöfifches Bisthum aller 
Theilnahme aus;) Corvey war verjchwindend Fein und reichs- 
feitig noch nicht als Bisthum anerfannt;z Worms und Augsburg 
waren Bisthümer des Erzbiichofs Carl Friedrich felber. Es 
blieben alſo außer Speyer, deſſen Fürftbifchof Graf Limburg— 
Styrum ſchon das Wort gegen die Erzbifchöfe genommen hatte, 
Paderborn und Hildesheim, damals in der Hand des Fürft- 
biſchofs Friedrich Wilhelm Ludwig Freiheren von Wejtphalen, 
Würzburg, welches zugleich mit dent exemten Fürftbisthume 
Bamberg von de3 Erzbiihofs Schon erwähnten Bruder Franz 
Ludwig regiert wurde, Conjtanz, wo Mar Chriftoph Freiherr von 
Rodt, Eichſtädt, wo Johann Adolf Ernjt Freiherr von Zehmen, 
und Fulda, wo Heinrich Freiherr von Vibra Fürjtbiichof war. 
Dazu war noch der exemte Fürftbifchof von Regensburg Anton 
Ignaz Johann Graf Fugger zu berücfichtigen. Von dieſen 
nahmen Hildesheint- Paderborn und Fulda feine feindliche 
Stellung zur Sache, verfagten aber jede pofitive Theilnahnte ;?) 
ebenso verhielt Würzburg- Bamberg jich fo neutral, daß der Fürft- 
biſchof nicht einmal Etwas über den Numtiaturjtreit und den 
Emſer Congreß in feinen Diöcefen auch nur zu druden erlaubte. 
Das Interejje feines Hofes habe, erklärt er feiner  geiftlichen 
Regierung, Zurückhaltung der Meinungen verlangt: „wenn 
Schriften für den Emfer Congreß und gegen die Nuntien er— 
jchtenen, jo hätte ich die Zudringlichfeit des römischen Hofes und 
der Numtien nicht vermeiden können;“ im entgegengejeßten alle 
hätten ebenfo die Erzbifchöfe gedrängt. „Ich blieb bet Diefer 


1) Kopp, Kathol. Kirche im 19. Jahrhundert ©. 38. 
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Angelegenheit ruhig, und meine Lande blieben es auch.) Die 
Fürftbifchöfe von Conftanz, Eichjtädt, Negensburg waren Männer 
zwiichen 70 und 75 Jahren, zu Neuerungen ſämmtlich nicht, 
aber ebenſo wenig geneigt, öffentlich mit den Erzbifchöfen zu ſtreiten. 
Dies fiel allein dem um einige Jahre jüngeren, von Charakter 
heftigen und energifchen, gegen den Exzbifchof von Mainz ohne— 
hin verjtimmten Kürftbifchofe von Speher zu. ALS der Erzbifchof 
ihm die Punctationen Ende 1786 mittheilte, hielt ev mit feinen 
Gegenbemerfungen nicht zurück, und publieirte fie (18. Mai 1787) 
im Drude;?) was ihm nicht Hätte verdacht werben follen, davon 
den Erzbifchöfen auch das Nejultat des Emjer Congreſſes und 
die faiferliche Antwort jo publicirt worden war. Er rücdte dieſen 
ihr in Beibehaltung der Eligibilitätsbreven documentirtes per— 
jönliches Interejfe vor, erklärte jich gegen ihr Webergewicht im 
Proſynodalgerichte, behauptete, was 1769 ſchon vom Kaiſer her— 
vorgehoben worden war, daß Verſchiedenes von dem durch Die 
Erzbiichöfe Beabfichtigten ſich nur mittels Reichstagsſchluſſes her— 
beiführen laſſe, und erklärte es für einen Widerſpruch, daß ſie 
das göttliche Recht des Epiſcopates zwar um wohlerworbene Rechte 
des Papſtes zur beſeitigen, geltend machten, dagegen wohlerworbene 
erzbiſchöfliche Rechte über ihre Suffragane, die nicht beſſer be— 
gründet ſeien als jene päpſtlichen Befugniſſe, ihrerſeits behalten 
wollten. Ohne ſich in ausführliche Beſtreitung der febronianiſchen 
Grundſätze einzulaſſen, hob er des Papſtes uralten Beſitzſtand 
hervor, nahm in Abrede, daß irgend ein Reichsgeſetz direct gegen 
die Nuntiaturen geltend gemacht werden könne, und verlangte, ſtatt 
des von den Erzbiſchöfen eingeſchlagenen Weges, den einer güt— 
lichen Verhandlung mit Rom. — Die Exzbiſchöfe ließen hierauf, 
wie auf andere Gegenſchriften, die ſeitens der Nuntien hervorge— 

) Schwab Franz Berg. ©. 109. 

2) Münd ©. 249. Die Bemerkungen erfchienen zu Bruchfal, der 
biſchöflichen Nefidenz, in Folio. Man hielt den Erjefuiten und fürſtbiſchöf— 
lichen Geheimenvath, Director des DVicariates ꝛc. Anton Schmidt‘, früher 
Profeffor zu Heidelberg, deſſen Institutiones juris ecclesiastici Germaniae 
adcommodati (zuerst 1771) als Lehrbuch Erfolg gehabt hatten, und deſſen 
Thesaurus juris ecclesiastici (1771—79) — Differtationenfammlung — 
noch jett gebraucht wird, für den DVerfaffer. 
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rufen waren, durch Die ihnen dienenden Federn vepliciven, und 
es entſpann ſich eine gereizte Zeitungs- und Brojchüvenpolemif, 
welche den Streit ins große Publicum trug, und einen heftigen 
und aufdie Maſſen zu wirken berechneten Ton anſtimmte. Die Jahre 
1787 und 1788 find von dieſen Streitichriften erfüllt‘) Auch 
die Protejtanten wurden herangezogen; und c8 it characteriftifch, 
daß der Erzbifchof von Cöln ſich von dem proteftantiichen Kirchen- 
vechtslehrer Georg Ludwig Böhmer ein Erachten in der Sache 
geben ließ,?) wie vor dem Emſer Congreß der von Mainz gleich- 
falls Protejtanten zugezogen hatte. 

Die einzelnen Gründe, mit denen beiderjeits litterariſch ge— 
jtritten wurde, interefjfiven heute nicht mehr. Die päpftliche 
Partei wies nach, daß für Nom das pofitive Recht und ver 
Beſitzſtand ſpreche. Die erzbifchöfliche begnügte fich nicht, darzu— 
legen, daß für das göttliche, Durch Geſetze oder Gewohnheit nicht 
entziehbare Recht der Biſchöfe die Schrift und die äÄltefte jchrift- 
ergänzende Tradition jet, jondern folgte der päpftlichen Partei 
auch auf den Boden des pofitiven echtes, und fuchte nachzu— 
weiſen, daß daſſelbe richtig angeſehn viel mehr Anerfennungen 
der erzbiichöflichen Forderungen enthalte, als Rom zugab. Diefe 
Doppelheit des Standpunktes gereicht den Streitichriften der 
Erzbiichöflichen nicht zum Vortheil. Partiell hat fie darin ihren 
Grund, daß es ihnen, wie der Bifchof von Speyer nicht unrichtig 
behauptete, allerdings darauf ankam, gewilfe Archiepiicopalbefug- 
nifje feitzuhalten, welche, wer man das jus divinum der Bifchöfe 
vollſtändig geltend machte, nicht haltbarer als Die beftrittenen 
päpjtlichen Rechte waren. Andererſeits Hätte Das richtige Prineip, 
von welchem die erzbifchöfliche Partei ausging, daß Schriftwidriges 
in der Kirche nicht Recht werden fünne, ohne Rückhalt ange 
wendet, weiter führen müſſen, als ihre Abficht war; fie machte 
daher mit demjelben niemals völligen Ernſt, und ließ das ent- 
gegengejegte Princip niemals fahren. Verſtändigung zwiſchen 


') ©, Klüber’$ ftaatsrechtliche Litteratur $ 552—597. 
?) Bom Auguft 1786, gevrudt in G. W. Böhmer’! Magazin für 
Kirchenrecht 1787 f. Bd, 2, St. 1. Seite S6 fg., auch: Neuwied 1788, 
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den Streitenden war, weil ihnen dafür die gemeinfame Baſis 
fehlte, nicht möglich. So durfte es der erzbifchöflichen Partet 
nur willfomnten jein, daß ihr von den beiden neu angefommenen 
Nuntien Gelegenheit geboten ward, die Verhandlung mit ven 
Biſchöfen verlafjen, und ihren Streit an neuen ae 
aufnehmen zu können. 

Als die Nuntien ſich bei den verſchiedenen erzbiſchöflichen 
und biſchöflichen Höfen ihrer Sprengel meldeten, hatten die Erz— 
biſchöfe ſich geweigert, fie anzunehmen,') wenn fie nicht ausdrück— 
lich erklärten, andere als politiſche Vollmachten, nicht geltend 
machen zu wollen. Dies hatten die Nuntien abgelehnt, und ſo 
lebten Nuntien und Erzbiſchöfe ohne geſchäftlichen Connex neben— 
einander. Im October 1786, in der Zwiſchenzeit zwiſchen der 
Ueberreichung des emſer Reſultats an den Kaiſer und der kaiſer— 
lichen Antwort, war ſodann von Seiten des münchner Nuntius 
ein Propſt Robertz zu Düſſeldorf zu ſeinem Stellvertreter (Inter— 
nuntius, Commiſſar) für Jülich und Berg, unter Zuſtimmung 
der pfalzbayriſchen Regierung, ernannt, alſo ein Act rein kirch— 
licher Machtübung vorgenommen worden;?) und etwa zur ſelben 
Zeit hatte der cölner Nuntius Pacca von ſeinen ſeitens der 
Erzbiſchöfe nicht anerkannten Befugniſſen gleichfalls Gebrauch 
gemacht, indem er einen in der cölner Diöceſe wohnhaften Fürſten 
Hohenlohe zur Heirath in verbotenen Verwandtſchaftsgraden 
dispenſirte; auch als der Erzbiſchof ihn darüber zur Rede ſtellte 
auf ſeinem Rechte beſtand. Er ging noch weiter. Als er erfuhr, 
daß die Erzbiſchöfe in den dent Papſte reſervirten Ehefällen, 
ohne die desfallſige immer nur von fünf zu fünf Jahren ertheilte 
päpſtliche, zu den ſogenannten Quinquennalfacultäten gehörige 
Bevollmächtigung ſich erneuen zu laſſen, aus eigenem Rechte zu 
dispenſiren anfingen, erließ er (30. November 1786) an die 


!) Stigloher ©. 65 f., der aber (mit Beziehung auf Pacca, welcher 
das nicht fügt) irrthümlich meldet, der Erzbifhof von Cöln habe als Biſchof 
von Münſter nicht gefiumt, den Nutius „mit der Erklärung feiner tiefften 
Ergebenheit gegem den heiligen Stuhl. . . anzuerkennen.” Andere Bifchöfe er- 
fannten ihn wirklich an. 
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Pfarrer der betreffenden Didcefe ein Circular, in welchen er fie 
warnte, dergleichen Ehen einzufegnem; denn dieſelben feten nichtig. 
Er wies dabei nach, daß der römiſche Stuhl in Betreff der 
Quinquennalen in Befit fei, und daß die regierenden Erzbiichöfe 
jelbjt jie jich früher hatten ertheilen laſſen.) Dieſe antworteten 
damit, daß fie?) ihre Paftoren andielten, das Circularſchreiben 
zurüczufchiefen, und der Erzbiichof von Cöln erließ wider daſſelbe 


-(4. Februar 1787) einen ausführlichen Hirtenbrief. Dann wandten 


fie ſich an den Staifer. 

Kaifer Sofeph hatte in feinem für das Weitere grundleglich 
gewordenen Nejeripte vom 12, Detober 1785 gejagt, ev könne 
den Nuntien feinerlei kirchliche Regierungshandlungen im Reiche 
geſtatten: dergleichen „Handlungen jollen ihnen nicht zufommen, 
noch zugelaffen werden.” Damit hatte er fich verbindlich ge- 
macht, die Biſchöfe wider Numtiaturacte, wie die jetzt vorliegenden, 
zu ſchützen. Ant 10. und 17. December 1786 bat demgemäß 
der Kurfürſt von Cöln um Schub ſowohl wider Zoglio's Inter— 
nuntius zu Düffeldorf wie gegen Pacca. Mitte Februars 1787 
reichten alle drei Erzbifchöfe eine Beſchwerdeſchrift über das 
Pacca'ſche Circularſchreiben beim Kaiſer ein, nachdem eine vom 
cölner beim Papſte angebrachte desfallſige Klage ſeitens deſſelben 
(Breve vom 20. Januar) zurückgewieſen, und unter ausführlicher, 
im ihrer Gelehrſamkeit bis auf eine indifche Synode zurücgreifen- 
der Begründung dem Erzbiichofe vorgehalten worden war, daß 
nicht er fich über den Papſt, fonder der Papſt fich über ihn zu 
beflagen habe.) Das Necht, in verbotenen Grade zu Dispen-_ 
jiren, ſei ein ausschließlich päpjtliches; und der Kaiſer ſelbſt, indem 
er eine 1781 von ihm erlaffene Vorſchrift, nach welcher Die 
Biſchöfe dispenfiren follten, nach Uebereinkommen mit dem Papfte 


1) Pacca Memorie etc. p. 57 fg. 

2) Erfafje von 19/21 Deebr. Plant, ©. 416. Stigloher, ©. 211. 

3) Die Data von 10. und 17. December und daß die Beichwerdefchrift 
am 20. Februar prafentirt fer, erwähnt ſpäter der Kaifer: Münch ©. 333- 
229. Ueber das Breve Retulit nobis ſ. Pacca Memor. p. 71. Mind 
©. 275. Bergl. Stigloher a. a. O. 
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1782 wieder zurüdgenommen habe,') das anerkannt, Hin⸗ 
ſichtlich der Befugniß, Nuntien auch mit kirchlichen Vollmachten 
zu ſenden, ſtehe der Papſt in vierzehnhundertjährigem Beſitze; 
und an dieſer Befugniß könne weder, noch wolle das kaiſerliche 
Reſcript von 1785 etwas ändern. Der Papſt ſtellt das Nicht- 
Wollen in den Vordergrund, nicht ohne gezwungenes Interpretiren; 
aber auch das Nicht-Können war ebenſo deutlich, wie vorſichtig 
ausgeſprochen: der Kaiſer einſeitig vermöge dem Papſte Nichts 
von ſeinem Rechte zu nehmen. 

Es iſt zu bemerken, wie ſchnell auf die erzbiſchöfliche Be— 
ſchwerde der Kaiſer handelte; und vielleicht darf man ein Be— 
ſtreben darin ſehen, dem möglichen Eindrucke des päpſtlichen 
Erlaſſes bald durch andersartige Eindrücke zu begegnen. Schon 
am 27. Februar erließ er durch den unter zum Theil mainziſchem 
Directorium ſtehenden Reichshofrath als oberſte Adminiſtrativ— 
behörde des Reiches zwei Decrete: das eine auf Pacca bezüglich 
an die drei rheiniſchen Erzbifchöfe, Das andere in Anlaß ver 
cölner Beichwerde auf Zoglio bezüglich an den Kurfürjten vorn 
Pfalzbayern.“ Indeß entfprach der Inhalt des erjteren Decvetes 
nicht den Zufagen; denn Paceca gegenüber bejchränfte fich jetst Kaiſer 
Joſeph, den erzbifchöflichen Befehl an die Pfarrer, daß Das 
Girenlar zurüdgefandt werben folle, zu bejtätigen, was nicht 
feines faiferlichen Amtes, und das Civenlar ſelbſt zu caffiven, 
was bei der Natur feines Inhaltes, nachdem es befannt gewor— 
den, im Grunde ohne Zwed war. Wenn ferner in diefem Decrete 
die Ehedispenfen als „zum Theil bloß weltlicher Gegenjtand“ 
bezeichnet waren, ſodaß durch das Circular „in die landesherrlichen 
Gerechtiame der NReichsitände unbefugt eingegriffen werde, ſo 
entiprach Das wohl der öſterreichiſch-territorialiſtiſchen, aber keines— 
wegs den Sätzen der fatholifchen, von den Erzbiſchöfen auf dieſem 
Punkte nicht aufgegebenen Lehre) Das Deeret an den Kur: 


1) Diefe Thatſache war richtig. Plank Neueſte Religionsgefchichte 
2, 422 Note, 

2), Münd ©. 229. 299. 

3) Der Kaifer fuchte durch ein Privatichreiben an den Kurfürften von Mainz 
dem unangenehmen Eindinde zu begegnen: Stigloher ©. 217, 
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fürften von der Pfalz war entſchiedener. CS befahl ihm, ven 
mit Ausübung kirchlicher Regierungsrechte beauftragten Nuntius 
in feinem Lande nicht zuzulaffen, und dem düſſeldorfer Robert 
die Annahme von Nuntiaturaufträgen zu verbieten. Hierzu war der 
Kurfürſt indeß nicht geneigt. Nachdem er unmittelbar auf 
Empfang der Reichshofrathsdecrete an die zur wormfer Didcefe 
gehörigen Geiftlichen ein Nefeript') erlaffen Hatte (6. März), in 
welchem ihnen bei Strafe der Temporalieniperre befohlen war, 
den erzbiichöflichen Erlaß wegen Remittirung des Nuntiatur- 
circulares nunmehr wiederum dem erzbiichöflichen Vicariate zu 
vemittiven, auch in Zukunft keinerlei Vicariatsverordnung anzu- 
nehmen, der nicht das landesherrliche Placet beigefügt fei, ant- 
wortete er (7. April) dem Kaiſer: zu Annahme eines Nuntius 
jet er durch feine landesherrlichen Nechte Legitimirt, fer durch 
Art. 8. des Weftphälifchen Friedens im Vollbefige feiner landes— 
herrlichen Gewalt auch im Geiftlichen gefichert, und kenne fein 
veichsgejetliche8 Verbot, dem Nuntius unbejchränfte Jurisdiction 
zuzugeftehen. Die Neichsgefetsgebung ftehe jogar der Nuntiatur— 
jurisdietion nicht nur nicht entgegen, jondern begründe fie; Die- 
jenigen einzelnen Beſtimmungen, welche fie zur verwerfen jcheinen, 
müßten erſt noch vom Reichstage authentisch interpretirt werden. 
Sein landesherrliches Necht aber ſei nicht durch Reichshofrathsdecrete 
jondern höchſtens durch Neichsgefegebung zu beſchränken: er 
verwahre es volljtändig.”) Das waren diefelbden Anfchauungen, 
von denen für fein Defterreich der Kaiſer jelbjt ausgegangen war. 
Auch ſchritt man auf Grund derjelben zu München, ohne fich 
jtören zu lafjen, weiter. Schon vor dem 16. April zeigte Das 
wormjer Vicariat bejchwerend beim Kaiſer an, daß nunmehr 
auch für die Kurpfalz ein ähnlich wie der düſſeldorfer gejtellter 
Subdelegat des Nuntius in der Perfon eines geiftlihen Rathes 
Hartling zu Heidelberg betellt fer; und auch von Salzburg her 
erihollen Klagen über geiftliche Negierungshandlungen, welche 
der Nuntius vorgenommen hatte.) — Der Kaifer bejchränkte 
) Münd ©. 300, 


») Münd ©. 301. 333. 
) Mind ©. 333 fa. 
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fih, die Sache an den Neichshofrath zu weiterer Prüfung ab- 
zugebeit. 

Unterdeß antwortete fein Bruder der Erzbiichof zu Cöln 
dem Papſte (2. April) auf deſſen Breve vom 20. Januar, und 
berief fich für feine beanfpruchten Chedispensrechte in den bisher 
dem Papite refervirten Graden auf das allen Nachfolgern der 
Apoftel zuftändige Binde» und Löſe-Recht; in Betreff der Nuntien 
wollte er ihm die Befugniß, dergleichen Vertreter mit geiftlicher 
Vollmacht abzufenden, nur für folche Diöcefen einräumen, 
wo e8 Durch vorgefommene Verwaltungsunordnungen veranlaßt 
werde. Im beiderlet Hinficht alfo Hielt er feinen Oppofitions- 
ſtandpunkt feit. 

In Mainz aber begannen Vorgänge, durch welche die 
erzbifchöffiche Partet in ihrer Action eine Lähmung erfahren 
ſollte. 

Daß der Kurfürſt ſich dem Fürſtenbunde des preußiſchen 
Königs wider den Kaiſer angeſchloſſen hatte, war in einem Lande, 
welches bis dahin in gut öſterreichiſch-kaiſerlicher Geſinnung das 
proteſtantiſche Preußen als Feind anzuſehen gewohnt geweſen war, 
und nicht bloß im Lande, ſondern auch in einem Theile des 
Capitels, nicht mit Zufriedenheit betrachtet worden. Sollte daher 
Mainz beim Bunde feſtgehalten werden, ſo war nöthig, daß dem 
alternden, waſſerſüchtigen Kurfürſten ein Nachfolger geſichert ward, 
der dem preußiſchen Bündniß geneigt wäre. Zu dem Ende kam, 
nachdem die Frage, auf welche möglichen Candidaten man ſich 
in dieſer Beziehung verlaſſen, welche man daher unterſtützen 
könne, ſchon ſeit Stiftung des Bundes erwogen worden war, 
im Anfange 1787 anſcheinend zum Beſuche am kurfürſtlichen Hofe 
der Herzog zu Weimar nach Mainz, und bemühte ſich für den 
Statthalter zu Erfurt, Carl von Dalberg, ohne doch damit beim 
Kurfürſten ſelbſt, der ſehr vorſichtig behandelt werden mußte, 
offen hervorzutreten; denn Dalberg hielt ſich im Capitel mehr 
zur emmerichianiſchen Oppoſition, und war wegen feiner Verhält— 
niffe mit den Illuminaten dem Kurfürjten verdächtig, der ihm 
einen Freiherrn von Dienheim vorzog, während die emmerichtanijch- 
öfterreichifche Partei fih auf die Wahl des Domherrn von 
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Fechenbach vereinigt hatte.) ine Zeit lang ſchien der Kurfürft 
die Wahlangelegenheit aufgegeben zu haben. Dann, nachdem der 
Herzog längſt abgereift war, fam er (Ende März oder Anfang 
April) auf Dienheim zurück, konnte aber für diefen, da das 
Gapitel gerade getheilt war, feine Majorität erreichen. Dalberg 
hätte der Fechenbachichen Partei den Sieg verichaffen können. 
Daß er das, als diefe Partei fich der Stimmen, über welche fie 
zu gebieten habe, werficherte, nicht that, bejtimmte den Kurfürften, 
welcher die Unmöglichkeit Dienheim durchzubringen erkannte, jeine 
Bedenken gegen Dalberg bei Seite zu jegen, und ſich im Intereſſe 
des Fürftenbundes für ihn zu enticheiven. Am 8. April wurde 
er, zum Leidweſen der öſterreichiſch Gefinnten und des Kaijers, 
der für feine Condjutorwahl nöthigen Stimmen vwerfichert. ?) 
Den Mainzern kam dies damals wie eine Art Zufall vor, 
und die Empfehlung durch den Herzog von Weimar als Sache 
perfönlicher Schätzung.“) Dalberg war aber fchon als der Fürften- 
bund abgeichloffen wurde ins Auge gefaßt worden. Außer ihm 
und Fechenbach ward damals noch ein Onkel Dalbergs Dompropft 
Graf von der Leyen als möglich genannt; Doch galt ſchon Dal- 
berg für den, der im Domteapitel die größte Partei habe‘) Er 
hatte als Statthalter in Erfurt durch Begünftigung der die 
öffentliche Meinung beherrſchenden Yitterarifchen Beitrebungen, fo- 
wie durch Anknüpfungen mit Firchlich oder politifch Liberalen 
Kreiien, jih einen Namen gemacht. Dem Miniſter von Stein 


1) Schon 1785 war er der öfterreichifche Candidat: f. Bert Leben 
Steins 1, 47, wo er von Stein characterifirt wird. Später hat Dalberg 
ihm dazu verholfen, als Fürftbifhof von Würzburg gewählt zu werben. 
Schwab Franz Berg S. 206 ſ. — Wie wenig man übrigens von der per- 
ſönlichen Richtung des vom Herzoge von Weimar ausgerichteten Auftrages 
wußte, zeigt, daß in Wien und Nom für wahrfcheinlich gehalten wurde, er 
babe für einen preußifchen Prinzen die Coadjutoria begehrt. Brunner 
Theolog. Dienerfhaft Joſephs IL. ©. 161: was wohl zufammending mit 
den desfalliigen Erörterungen in Johannes Müllers damals in Dal- 
bergs Sinne gefchriebenen „Briefen zweier Domherren“. 

2) ©. jetst über diefen Vorgang Ranke Die deutfhen Mächte und der 
Vürftenbund 1, 363 fg. 370 fa. 

>) Bogt Rhein. Gefchichten ꝛec. 4, 232 fa. 

) Pertz Leben Steins 1, 46 fa. 
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wurde er von den bei Abjchluß des Fürftenbundes thätigen 
mainzer Perjönlichkeiten als unterrichteter und talentvoller Mann, 
der ein enthuſiaſtiſcher Liebhaber des Guten und Rechten fei, ge- 
ihildert. Gegenüber der Tendenz Kaifer Joſephs, Die geiftlichen 
Fürſtenſtühle in Deutichland an öfterveichifche Prinzen zu bringen, 
vertheidigte er mit Eifer die Meinung, daß fie vielmehr aus- 
Ichlieglih dem Reichsadel gebühren. Anfangs zog Stein ihn 
entjchieden vor. Später hatte er zu melden), fein Benehmen 
im Verlaufe der Fürftenbundesangelegenheit jei „ſo zweideutig‘ 
gewejen, daß man zu jeinem Gunſten nicht früher Schritte thun 
dürfe, als bis feine „Denkungsart“ ergründet worden. „Seine 
Eigenschaften machen ihm indeß im jeder Hinficht feinen Mit- 
bewerbern überlegen, jelbjt Herrn von Dienheim; und bevor man 
darauf verzichtet, ihn zu unterjtügen, müßte man völlige Sicher- 
heit Darüber erlangen, daß er dem Fürftenbunde zuwider iſt; 
indem man ihn in dem Betragen überwacht, welches er im 
Gapitel beobachten wird, wenn der Zutritt des Kurfürjten öffent 
lich fein wird; und indem man den Herzog von Weimar auf- 
fordert, ihn zu erforſchen.“ Das Reſultat dieſer herzoglichen 
Erforihung ward nachher in einem Briefe Dalbergs an den 
Mintjter Herzberg vom 3. Novbr. 1785 niedergelegt, in welchen 
er verjpricht, „immer die Pflichten eines deutſchen Patrioten und 
eines vechtichaffenen Mannes ... zu erfüllen ..., und immer 
fih mit Dankbarkeit‘ zu erinnern, „var Ew. Excellenz mir ihr 
Vertrauen, und dero großer König mir feine Gnade gejchenft 
bat.”  Dalberg erlangte fo die Unterjtügung des Fürjten- 
bundes,?) und das Erjte, was er, nachdem auch der Kurfürft 
von Mainz fich für feine Wahl entjchieven Hatte, vollzog, war 
die Unterfchrift der Vertragsurfunde des Bundes (9. Apr. 1787). 
Auch der Stimmen zur wormjer Coadjutorwahl wurde hierauf 
Dalberg verfichert.) Zwifchen diefer in Mainz eingetretenen 


ı) Am 21. Oct. 1785, als der Beitritt des Kırfürften zum Fürften- 
bunde gefchehen war. Bert a. a. DO. ©. 68. 

2) Nicht ohne den Schein einer Art Manie für den Fürftenbund zu ent- 
wider. Perthes Berfonen und Zuftände ꝛc. 1, 319 f. 

3) Kanfea. a. D. ©. 373, 
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Entſcheidung und der formellen Coadjutorwahl, welche erjt am 
5. Junius ftatthatte, mußte nun aber die päpftliche Erlaubniß 
erlangt werden, daß man fchon vor eingetvetener Vacanz einen 
Nachfolger des Erzbifchofs wähle; worin nach Yage der Sache 
die diefem Nachfolger nöthige canonifche Inftitution vom Papite 
mit gegeben ward. Dies „Eligibilitätshreve‘ zu erwirken, war 
zuerſt Aufgabe des preußiſchen Diplomaten Marcheſe Luccheſini, 
der ſchon im Februar nach Rom gegangen war; es abzuholen 
und wenn nöthig Verſicherungen über Dalbergs Rechtgläubigkeit 
zu geben, wurde der mainzer Staatsrath Johannes Müller nach 
Bonn geſchickt, der Mitte Aprils dort eintraf.) Man erwartete 
Schwierigkeiten; denn Dalbergs Verbindung mit den norddeutſchen 
Schöngeiftern , feine philofophifch-äfthetiihe Schriftitelleret und 
was Derartiges mehr war, hatten am römijchen Hofe feinen guten 
Eindrud gemacht: man betrachtete ihn mit Mißtrauen, hielt ihn 
für einen Illuminaten. Andere Schwierigfeiten lagen in der 
Nom gegenüber von dem Erzbifchofe jelbjt genommtenen Stellung, 
die von Sohannes Müller vertraulich geradezu dahin bezeichnet 
wird, er „wolle fich vom Papſte losmachen” und „in Disciplinar- 
jachen frei werden”; wober Müller anerkannte, die vier Erz. 
bifchöfe festen den Papſt mehr als nöthig herab.) Daß Mainz 
um Dalbergs Rechtgläubigfeit zu verfichern — allerdings. nur als 
geheimen Agenten — einen Proteftanten fchicte, und daß es zu 
Kom mit Beiftand der erjten proteſtantiſch-deutſchen Nacht unter- 
handelte, war damals fein Anftoß; jene Macht war im Reiche 
die Gegnerin des Kaifers, und die Hoffnung, daß deſſen Inten- 
tionen werde widerftanden werden, hatte an der Curie den größeren 
Werth. Zudem hatte Preußen in der emſer Congreßſache nicht 
Partei genommen, jondern fich völlig neutral erklärt.) Wenn 
man unter preußifcher Garantie das DVerfprechen erhielt, daß 
die vom Kaiſer unterſtützten erzbifchöflichen Beſtrebungen, deren 


) J. v. Müllers Werfe (1810) 5, 188 fg. 

2) J. v. Müllers Werke a. a. O. ©. 177. 1851. Briefe v. 21. Sept. 
u. 10, Dct. 1786. 

3) Sp Luchefinis Inftruction,. Ranke a. a. O. ©. 369. 
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Seele bisher Mainz gewefen war, einhalten follten, jo war das 
in vömifchen Augen eines hohen Preifes nicht unwerth. In 
Wien!) curſirte im Junius 1787 die Nachricht, das Eligi- 
bifttätsbreve ſei an Dalberg unter den Bedingungen be— 
willigt, „daß er ſich an den deutjchen Fürjtenbund halten, und 
dem Schlufje der vier Erzbijchöfe in dem Congreſſe zu Ems nicht 
beitreten jolle,“ und man zog darüber Erfundigungen in Rom ein, 
Der dortige Geſandte antwortet, nach der von verjchiedenen 
Seiten ihm zugefommenen Auskunft ſei die erſte Bedingung nicht 
geftellt; vielmehr habe die Antwort des Papſtes auf das furfürft- 
fihe „Anſuchungsſchreiben um das breve facultativum zur Wahl 
eines Coadjutors“ gelautet, „daß, obgleich der Papſt mehrere und 
große Urjache Habe, mit ihm unzufrieden zu fein, er e8 dennoch 
ohne Berjchub bewilligee Dem Herrin Coadjutor aber ijt aus— 
vrüdlich anempfohlen worden, nicht beizutreten den Neuerungen 
der Herren Erzbiſchöfe.“ Kardinal Herzan war jedoch hier nicht 
gut berichtet: Die päpftliche Conceſſion des Eligibilitätsbrenes fand 
nur auf Grund eines formellen geheimen Abkommens ſtatt, 
das zwar nicht ausprüdlich die Bedingung enthielt, Dalberg 
müſſe fich dem Fürftenbunde anfchliegen, das aber auf dem Einver- 
ſtändniß darüber, daß er das thun werde, beruhte. Ausprüdliche 
Berabredungen traf e8 in Betreff der erzbiichöflichen Reform— 
bejtrebungen. Ohne weiteres von ihnen zurüdzutreten, hatte 
Mainz nicht verfprechen können; wohl aber fonnte e8 ein Ver— 
jprechen, wie Rom es wünfchte, geben, wenn in Betreff ver 
bisherigen Streitpunkte auch von päpftlicher Seite Entgegen- 
fommen zu erivarten war. Dies fagte die Curie zu, und jo 
entjtand ein Vertrag, über deſſen Inhalt fpäterhin Rom und Mainz 
nicht ganz einer Meinung waren. Nach römijcher Auffaſſung?) 





1) Brunner Theolog. Dienerfhaft am Hofe Joſephs I. ©. 163. 

2) Responsio Pii P. VI ad quatuor Archiepiscopos ete. (1789) p. 33: 
Obstrietum ... ad veram amicitiam et unionem cum Aula Romana 
ineundam, ad omnes discordias, quae in Ecclesia Germanica, praesertim 
eirca Nuntiaturas et principia in congressu Emsano stabilita fervent, 
amice tollendas, ad auctoritatem Pontificiam Romanaeque Sedis jura 
in Germania conseryanda. Pacca Memor. cit. p. 3f. Münd ©. 
225. Litteratur. 
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hatte Mainz dem päpjtlichen Hofe aufrichtige Freundichaft und 
enge Verbindung zu dem Zwecke veriprochen, ſämmtliche über die 
Nuntiaturen und die Emfer Punkte ſchwebenden Streitigkeiten, unter 
Aufrechthaltung der päpftlichen Autorität und der curialen Nechte 
in Deutjchland, freundlich zu erledigen; Preußen aber fich ver- 
bürgt, daß weder der Kurfürſt noch Dalberg die emier Pläne 
begünftigen würden; vielmehr hatte der Kurfürft, wieder unter 
preußijcher Garantie, zugefagt, bis zu jener freundlichen Erledigung 
des Streite8 den status quo zu conſerviren.) Nach mainzer 
Auffaffung Hatte Das gegebene Verſprechen allerdings gelautet, 
die Verfolgung der emjer Intentionen bis zu einem „freund- 
ichaftlichen Vergleiche“ mit der römischen Curie ruhen zu Yaffen, 
und der Ausdruck „Conſervirung des status quo” war in dieſer 
Beziehung wirklich gebraucht ;?) „jedoch mit dem Beifate, daß man 
hoffe, der Papjt werde ebenfalls bereit fein, die Hände zu bieten, 
und ſeinerſeits die Autorität und Rechte der Erzbifchöfe und 
Biſchöfe in Deutichland zu erhalten.” Ebenſo habe Preußen feine 
übernommene Garantie von der ausprüdlichen Bedingung ab- 
hängig gemacht, „daß der römiſche Hof feine ferneren Eingriffe 
in die biichöflichen und Metropolitanrechte der germanijchen Kirche 
und namentlich des Stuhles zu Mainz unternehme,?), Eigent— 
licher Widerfpruch Liegt im dieſen zweierlei Yesarten faum: aber 
dieAnficht über die Bedeutung Deſſen, was beivderfeits werfprochen 
war, Divergivte. Was der Papjt für fein durch Die mainzer 
Zuſage bis auf Weiteres fichergejtelltes Recht hielt, Daſſelbe hielt 
Mainz in nicht wenigen Punkten gerade für einen römischen 
Uebergriff in Die „germaniſchen Kirchenrechte”, welchem bis auf 
Weiteres der Papit durch das römiſche Veriprechen entſagt habe. 

Zuerit allerdings fchien durch Tas Verhalten von Mainz die 
römische Meinung bejtätigt zu werben: der Erzbiichof, dem 
römiſcherſeits zugefagt war, daß feinen bifchöflichen und erz— 
biſchöflichen Befugnifjen in den furpfälzifchen Gebieten feinerlei 








') Pii P. VI. Respersio ]l. c. 

2), Ranfea.ca.D. ©. 376. 

3) Sp die mainzifche Darftellung an den preußifhen Hof, in Reuſch 
Deutſcher Staatscanzlei 22, 369 fg. Münch ©. 338. 
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Schmälerung erwachſen folle, erbat (15. Junius, für jeinen 
wormſer Sprengel wieder gewiſſe päpftliche Indulte über Die 
Beneficienverleihung, hielt für Mainz und Worms um Erneuerung 
der Quinguennalfacultäten an, und war damit einverjtanden, daß 
der Informativproceß über Dalberg dem Nuntius zu Cöln auf 
getragen wurde.) Ebenſo dürfte ein preußijches Nefeript vom 
Mat 1787 an die Regierung von Cleve, in welchen gegen erz— 
biſchöflich⸗cölniſche Anſprüche Die dortige Nuntiaturgerichtsbarfeit 
in Schu genommen wird,’) wenn es echt ift, mit der römiſchen 
Negoeiation zujammenhängen. Von Seiten aller drei Erzbiſchöfe 
geſchahen in der zweiten Hälfte des Jahres 1787 und in Der 
erjten des Jahres 1788 feine öffentlichen Schritte in ihrer Streit- 
jache mit Rom; wo man Nachricht Hatte, daß in Sachen ver 
furpfalgbayrijchen Weigerung, dem Neichshofrathsdecrete vom Febr. 
1787 zu gehorchen, dem Kaifer vom Neichshofrathe jelbit das 
Gutachten (17. November) dahin erjtattet fei, daß der Kurfürft 
fih mit jeinen Maßnahmen im Rechte befinde: er fünne als 
Landesherr nicht daran gehindert werden, einen Nuntius auch 
mit geijtlichen Pacultäten im Yande zuzulajfen. Nur in Folge 
einer Intercejfion des Kırfürjten von Cöln fer dies Gutachten, 
dejjen Inhalt allerdings ganz den in Wien für Defterreich gül- 
tigen Anſchauungen entiprochen haben würde, vom Kaiſer unter- 
drüdt worden. ?) 

Unangenehm berührt aber wurden die vier Erzbiichöfe von 
einer Ende 1787 begonnenenen, durch längere Zeit hingezogenen 
Einzeldifferenz, im welcher Nom zeigte, Daß es auf feinen alten 
Geſichtspunkten völlig beftehen geblieben war. Der Papft hatte, 
wie ſchon wiederholt früher, jo wieder durch ein Breve vom 6. 
November 1787 dem Kırfürjten von Pfalzbayern zu Erleichterung 
von Staatsausgaben gewiſſe kirchliche Zehnteinfünfte concedirt: 
was in früheren Fällen jo gehandhabt worden war, daß Die bes 


) Blank Neuefte Religionsgefchichte 2, 447. Not. Münch ©. 330. 
Stigloher ©. 223. 

>, Münd ©. 352. Mejer Propaganda 2, 243. 

3) Responsio cit. p. 22. Paceca l. c. p. 101. 
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treffenden Zehnten von jedem Bifchofe in feiner Diöcefe erhoben, 
und die Einnahmen alsdann der furfürftlichen Kaffe übermacht 
worden waren. Diesmal wurde mit der Erhebung der Nuntius 
beauftragt; aljo mit einer Handlung, zu der ihm die Erzbifchöfe 
fein Recht zugeftanden. Die Staatsregierung aber war auf 
römiſcher Seite, und der Berlauf der Sache, deſſen Einzelheiten 
bier übergangen werden können,) zeigte, daß die Curie entjchloffen 
war, ihr Prineip an diefem Einzelfalle durchzuſetzen. Alles Pro- 
teftiven und Petitioniven war umfonft. Die Erzbifchöfe mußten 
geichehen laſſen, was nach ihrer Meinung eine pofitive Verletz— 
ung des göttlichen bijchöflichen Nechtes war. Nuntius wie Staats— 
vegierung bedienten ſich dabei obenein verlegender Fornten, und 
der Kaiſer, juriftifch durch den Neichshofrath bejtimmt, wagte 
nicht, den Erzbifchöfen zu Hülfe zu kommen. 

Auf den Ton des während diefer Ziwifchenperiode unver— 
mindert fortgejetsten Yitterariichen Streites hatten dergleichen Er— 


- fahrumngen feinen günftigen Einfluß. Allein die practifche Energie 


der erzbiichöflichen Oppofition gegen Rom war jeit dem Abkommen, 
welches Mainz dajelbit getroffen hatte, gebrochen. 

Dies Abkommen blieb den drei anderen Erzbifchöfen ein 
Geheimniß; jchon deswegen, weil e8, nahe mit dem Fürftenbunde 
zufammtenhängend, dent Fatjerlichen Bruder in Cöln nicht mit- 
getheilt werden fonnte. Indem nun Mainz eine andere Bafis 
jeiner Action erhielt, als die übrigen Erzbifchöfe, dieſen aber die 
veränderte Yage nicht befannt ward, kam e8 darauf an, ob eine 
volle Gemeinſamkeit des Handelns mit ihnen nichtsdeftoweniger 
herzuftellen fein würde. 

Während es ſchien als ob die Angelegenheit ruhe, nahm 
der Kurfürſt von Mainz in Gemeinjchaft mit dem preußifchen 
Hofe, jobald jenes römiſche Abkommen getroffen war, in Erz 
wägung, was für die durch daſſelbe in Ausſicht geftellte freund» 
Ichaftliche Verſtändigung als Inhalt zu erftreben fein werde, — 
Die bald man zu Mainz in diefer Beziehung einen bejtimmten 
Plan faßte, und ob und inwieweit man zu Berlin mit demfelben 


) Münd ©. 306 fg. Stigloher ©. 224 fg. 
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jogleich einverjtanden war, iſt aus den bisher befannten Daten 
darüber nicht mit Sicherheit zu erfennen: ver gefakte Plan 
aber iſt befannt, und ging dahin, die Nunttaturjache an den 
Reichstag zu bringen, wo ihre Behandlung und Entſcheidung 
im antipäpftlihen Sinne zu erwarten fer; mit Hinweis auf dieſe 
Ausfiht aber Rom zu beftimmen, daß es einem ungünjtigen 
Reichsgeſetze Durch Freiwilliges Aufgeben der geiftlichen Facultäten 
der Numtien zuporfomme. Unter diefer Bedingung jolle dann 
erzbifchöflicher Seits über die Emjer Punkte ein Vergleich mit 
Kom gejchloffen werden, zu deſſen Verhandlung der Papjt einen 
Legaten nach Deutfchland jenden müſſe. Wie viel man Dabei 
von jenen Punkten zu opfern geneigt fein werde, darüber behielt 
man fich Entjcheidung anfcheinend vor: man dürfte vielleicht zu— 
frieden gewejen fein, wenn man Modification der Quingquennal- 
facultäten erreicht hätte. Bis zu einer gewiſſen Grenze müfjen 
diefe Gedanken im geſammten Fürjtenbunde verhandelt fein: da 
Preußen im November 1755 auf ein vesfallfiges „Circular- 
ſchreiben“ won Mainz (won 1787, wie es jcheint), auf welches es 
jih in der Sache erflärt habe, Bezug nehmen fann. Es jagt 
bei diefer Gelegenheit: der König habe durch ven Agenten Ciofani 
zu Rom und durch den Gefandten Grafen Brühl zu München 
wiederholt den Papſt ermahnt, einen Xegaten nach Regensburg 
zu jenden, und ihm vworjtellen laſſen, daß die Nuntiaturjuris— 
dictionen in Deutjchland zu behaupten eine Unmöglichkeit fein 
werde; allein der römische Hof, ohne fich über den Legaten be— 
jtimmt zu erflären, „bejtehe bejtändig auf der Erhaltung Der 
Garantie des vorgeblichen status quo und darauf, Daß die Erz 
bifchöfe ihm Vorſchläge thun jollen.“ 

Gegen Ende Januars 1788’) forderte der Kurfürjt von 
Mainz die drei anderen Erzbiichöfe auf, im ihrer Oppofition gegen 
Nom feſt zu bleiben; er feinerjeits juche Durch den wiener Reichs— 
vicecanzler F. Colloredo den Kaijer zu veranlafjen, daß er gegen 
die Nuntien energifcher vorgehe. Der Kaifer antwortete Durch 
Fürſt Colloredo am 5. April: er werde fich hierin von Pfalz— 





> 
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bayern nicht hindern laſſen; ob es geratben, umd nicht viel- 
mehr dem eventuell veichsgerichtlichen Vorfchreiten gegen die Nun- 
tien hinderlich jei, die Sache an den Reichstag zu bringen, möge 
Kurmainz überlegen: „Wenn Ew. Gnaden davon einen günftigen 
Erfolg erwarteten, jo feiern ©. K. Majeftät bereitwillig, Tolche 
Selbjt der Allgemeinen Reichsverfammlung vorzulegen, ein Neichs- 
gutachten über die quaestiones an et quomodo abfordern zu 
lajjen,“ u. ſ. w. Entjcheive Kurmainz fich dagegen, jo möge e8 
ſich äußeren, ob nicht ein gütlicher Vergleich durch ven Kaiſer 
„einzuleiten und zu vermitteln fein dürfte.“ Für leßteren Weg 
fonnte Mainz nicht fein: eine faiferliche Vergleichsvermittelung 
lag außer jeinem Durch das römische Abkommen beſtimmten 
Gefichtstreife: Dagegen harmonirte das erſte Anerbieten des 
Kaijers mit feinen Gedanken. In ſolchem Sinne theilte es das— 
jelbe den übrigen Erzbiichöfen mit, und in Antwortfchreiben von 
Ende Mai und Anfang Yunius erklärten diefe fich einverſtanden. 
In Cöln war in dem Punkte ein Umfchwung eingetreten; da 
von dem dortigen Minifter von Waldenfels und feiner Gegen- 
jcehrift wider Die ſpeyerſchen Bemerkungen zum Emſer Reſultate 
der Gedanke, daß Manches von dem, was es enthalte, nur durch 
Reichsgeſetzgebung bejchlojfen werden könne, noch im Anfange 
dejjelben Sahres weit war abgewiefen worden.) Am 21. Suntus 
theilte Dev mainzer Kurfürjt feinen Streitgenoffen mit, ev habe 
dent kaiſerlichen „Antrag, die Nuntiaturſache an den Neichstag 
zu bringen, nunmehr angenommen; was in einem Schreiben an 
den Reichsvicecanzler von demjelben Tage gefchehen war, Der 
Erzbiichof „erkenne und verehre“, heißt es in dieſem Schreiben, 
„als wahres Merkmal der reichswäterlichen Sorgfalt” des Kaiſers, 
wenn verjelbe, „um das Stleinod der Eirchlichen Nationalfreiheit 
gegen die’ römischen Nuntien deſto vollftändiger zu ſichern,“ ein 
Reichsgutachten fordern, und Dadurch veranlaſſen wolle, daß „Durch 
ven Weg der gefeßlichen Borfehung diefem Unfug ein für alle 
Mal ausgiebig gefteuert, und jest ſowohl als künftig, allen ähn— 
lichen Anmaßungen gänzlich vorgebeugt werde?) Daß er den 





) Planfa. a. D. 2, 106. Note. 
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Reichstag nur als Preffionsmittel gebrauchen wolle, um Nom zır 
dem ſeinerſeits intendirten gütlichen Abkommen zu disponiren, 
fagte er weder dent Kaiſer, noch wußten, ſoviel zu erfennen ift, 
jeine erzbifchöflichen Collegen etwas hiervon. 

Preußen jcheint dieſen definitiven Antrag an den Kaiſer höchſtens 
indirect veranlagt zu haben. As in den erjten Juntustagen 
1788 der König nach Wefel reif’te, wurde Seitens des päpſtlichen 
Hofes der Nuntius zu Cöln dahin gefandt, ihn an die zu Rom 
übernommene Bürgjchaft zu erinnern, und um Schuß der Nun— 
ttatur gegen die Erzbijchöfe anzugehen: was der Nuntius zwar 
pflichtmäßig, jedoch nicht ohne erhebliche Bedenken gegen die 
Schielichfett eines ſolchen Anfinnens an einen König, der per— 
ſönlich unter die Keger gehöre,') ausführt. Derjelben Gelegen— 
heit, dem Könige nahe zu kommen, bediente fich auch Die mainzer 
Regierung; indem fie aufmerffam machte, wie der Augenblid ges 
etgnet fer, dem Papſte zur Abfendung eines Legaten nach Deutſch— 
land und Einleitung einer Negociation „über die Srrungen, welche 
zwifchen der germanischen Kirche und dem römiſchen Stuhle be— 
jtehen“ Anlaß zu geben, und Preußen von Neuem um Anregung 
einer ſolchen Maßregel in Nom bat; wobei aufmerkſam zu machen 
jein wiirde, wie der Zeitpunkt ein auch im Interejfe des Papjtes 
günftiger fer.) Preußen ging nicht ein auf dieſe Wünfjche.?) 
Unmittelbar darauf that Mainz den definitiven Schritt beim 
Katfer; und als deffen Bruder von Cöln kurz nachher (Julius 
1788) bei feinem mainzer Collegen in Ajchaffenburg war, kam 
unter diefen die Angelegenheit zur Sprache.) Nunmehr erfolgte 
in der That die zwifchen Mainz und dem Kaiſer concertirte 
Maßregel in einem faiferlichen Hofvecrete von 9. Auguft.°) 

Der Kaifer nimmt auf die jehwebenden befannten Streitig- 


!) Pacca Memor. cit. p. 89 fg. 93. Der "König antwortete mit 
allgemein gehaltenen, wohlwollenden Wünſchen. 

2) Planf a. a. ©. 2, 453. Note, Zeitbeftimmung im der mainzer 
Note v. 3. Nov, Münd ©. 239. 

>) ©. d. angeführte mainzer Note a. a. O. 

9 Münd ©. 340. 
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fetten und auf die früher erwähnten Beſchwerden der Erzbiichöfe 
bei feinem Hofe Bezug, und vejumirt, mit Erwähnung der kur— 
pfälzischen Weigerung, fi dem Neichshofrathspeerete zu fügen, 
und der gleichzeitigen wormfer und jalzburger Beſchwerden, kurz 
den bisherigen Verlauf. Da er nun überzeugt ei, jagt er, „daß 
bei den jo jehr verfchiedenen Begriffen, die über das Nuntiatur— 
weſen im Reiche herrſchen, für die Zukunft fein beſſeres Mittel 
als ein Neichsgefeß darüber erdacht werden möge,’ worauf ja 
auch von Kurpfalz ausdrüdlich gewieſen werde, „und ſämmtliche 
dentiche Herren Erzbiichöfe nunmehr ebenfalls ihren einhelligen 
Wunſch, daß dieſe Sache dem allgemeinen Reichstage vorgelegt 
werde, Sr. f. Majeftät unterthänigft zu erfennen gegeben,’ fo 
lege der Kaifer „dieſen Gegenjtand“ dent Keichstage hierdurch 
vor, und erfordere „ein der Sache angemeſſenes ausgiebiges Gut- 


‚achten, damit er demnächit das Nöthige zu verfügen um fo mehr 


im Stande fein möge. — Am 22. Auguft ging mittels kur— 
mainzifcher Dietatur dies Decret an den Neichstag, und ſomit 
jtand die Sache dort zu verhandeln. Damit dies geſchehe, hätte 
jie von Kurmainz im Fürſtencollegio, von Defterreich oder Salz- 
burg, je nach dem Turnus, im Fürftenrathe, von Regensburg 
im Collegium der Städte mittel3 präfidialer Propofitionen zur 
Berathung gebracht werden müſſen. Soweit fam e8 jedoch nicht; 
vielmehr blieb die Verhandlung in den Präliminarbefprechungen.') 
Kurcöln und Salzburg produeirten Denkichriften wider die Nun— 
tiaturen, in welchen ihre alten Süße in erweiterter Begründung 
wiederholt wurden; Pfalzbayern gab im Kurfüritencollegium eine 
Erklärung ab, die gütlicher Beilegung der Sache fich nicht un— 
geneigt ausiprach, und ließ gegen die Ausführungen von Kurcöln 
und Salzburg ein Promemoria vertheilen, in welchen es, nicht 


1) Die (kurpfalzbayrifche) Gefchichte der Nuntiaturen Deutfhlands von 
A. 3. C. 1790 giebt auf ©. 230 folg. eine Neihe von Mittheilungen über 
die dabei aufgeworfenen Fragen und über die Stimmungen, denen zu Folge 
Entſcheidung etwa zur erwarten fer, aus bem Berichten des pfalzbayriſchen 
Neichstagsgefandten. Sie geben durch die confuſe Art, in der fie reprodueirt 
werben, nur ein unklares, von Stigloher ©. 235 wegen mangelnder 
Kenntniß der Reichstagsverhältniſſe mißverftandenes Bild, 
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ohne Heftigfeit jo territorialiſtiſch wie früher redend, eventuell 
mit Errichtung eigener Yandesbisthümer drohete.) Alles Dies 
noch im Augujt und September 1788. Am 1. Detober richtete 
jodann der Erzbifchof von Mainz an die übrigen geiftlichen 
Reichsſtände ein ausführliches Schreiben, in welchem er die Sach- 
(age und das Necht der erzbiihöflichen Einwendungen gegen die 
Nuntiaturen nochmals in feiner Art darlegte, und jchlieglich 
communicirte, er wolle den vom Kaiſer, vom Kurfürſten von 
Bayern und jetst auch vom Neichstage vorgeſchlagenen „Weg eines 
freundfchaftlihen Vergleiches“ mit Nom nunmehr verjuchen, 
und in diefem Sinne dem Papſte jchreiben. „Sp aber hierin 
nichts zu erwirken,“ wolle er die Sache fürmlih am Neichstage 
zur Propofition bringen.) Er machte alfo, jeinen obigen Plan 
auszuführen, von den Befugnifjen feines Reichstagsdirect oriums 
Gebrauch. Am Neichstage war genug gejchehen, umt bei ver 
Berhandlung der römijchen Curie als Schredbild für dieſelbe jo 
verwendet werden zu können, daß man jie damit zur freiwilligen 
Zurüctreten trieb: jetst fam es darauf an, Dies zu unternehmen. 
Dazu aber war, wie die Sachen für Mainz lagen, preußiiche 
Hülfe nöthig. 

Gegen Ende Octobers und in den erſten Novembertagen ließ 
der Kurfürſt in Berlin vorjtellen,?) nach dent bisherigen Dabei 
aus mainziſchem Gefichtspunfte vecapitulirten Verlaufe der An— 
gelegenheit jet die Bedingung der zu Rom übernommenen preußiichen 
Garantie, daß nämlich auch der Papjt feine das evrzbiichöfliche 
Recht verlegenden Schritte thue, ausgefallen; denn er habe jolche 
Schritte gethan. Preußen jtehe alſo jett frei va. Nun wolle 
der Kurfürjt dem Papſte fchreiben, und won ihm verlangen, daR 
er duch Freiwilliges Aufgeben der Nuntiaturregierung zu einem 





) Plank a. a. ©. 2, 454 fg. Pacca Memorie p. 102. Geſchichte 
der Nuntiaturen Deutihlands a. a. O. Münd ©. 358. 368. Stig— 
lober ©. 232 fg. 

?) Gefhichte der Nuntiaturen Deutſchlands S. 255. Dem BVerfafjer lag 
Abſchrift vor. 
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billigen Vergleiche über die Emſer Punkte den Weg öffne. Mache 
Preußen jetzt in Rom geltend, am Reichstage ſei die Mehrheit 
der Stimmen den Nuntiaturen zuwider, und auch der König 
werde gegen ſie ſtimmen, ſo werde der Papſt zur Nachgiebigkeit 
zu bewegen ſein. Weshalb denn Preußen um Zweierlei gebeten 
wird: erſtlich daß es ſich zur Stimmgebung am Reichstage gegen 
die Nuntiaturen verbindlich mache, aber nicht gegen die eine oder 
die andere, ſondern gegen die Nuntiaturen im Princip; zweitens 
daß es ſeine Verwendung beim Papſte verſpreche; dieſelbe müſſe 
indeß gänzlich geheim ſein, denn ſonſt werde Cöln eine ſolche 
Verwendung dem Kaiſer vindiciren. Nur durch Preußens endliche 
Erklärung werden Kurtrier und Kurcöln zu entſcheidenden Ent— 
ſchließungen bewogen werden können: Kurmainz ſelbſt aber vermöge 
in der Sache nicht zu handeln, bevor es ſicher wiſſe, weſſen 
es ſich von Preußen auch für den unverhofften Fall, daß etwa 
der Papſt dennoch nicht nachgäbe, zu verſehn habe.) — Preußen 
hatte für feine niederrheiniſch-proteſtantiſchen Yande die Nuntiatur- 
jurisdietion von Cöln ehedem anerkannt, und sich bei Gelegenheit 
des erwähnten mainzer Circularſchreibens Hinfichtlic) der Stimm- 


abgabe am Neichstage wider die Nuntten nur mit Nejervation 


erklärt: hierauf zum Theil bezog ſich das jegige mainzer Verlan— 
gen. Auf dafjelbe erklärte Preußen ſich nunmehr bereit’) für 
Abſchaffung der Nuntiaturregierung überhaupt zu jtimmen, und 
insbejondere über die von Köln fich jo zu erklären, daß es „des 
Weiteren mit den Herren Kurfürjten zu Mainz und Cöln werde 
übereinfommen können.“ Was aber das andere Erjuchen 


betveffe, jo werde das Nichtigfte fein, dem Papfte „Kar und 


bejtimmt zu jchreiben, » was die Erzbiichife in Hinficht eines 
Bergleiches thun können und wollen;’ dabei zu verlangen, 
daß er zur Unterhandlung darüber ohne Verzug einen Legaten 
nach Deutjchland jende, und zu erklären, daß im amberen 
Falle die Erzbiichöfe nicht umhin fünnten, ihre Bejchwerden beim 
Neichstage anzubringen, von welchem nach Yage der Sache eine 


1) Neuß D. Staatscanzlei 22, 360 fg. Münch ©. 338 fg. 
2) Mittels Ihriftlicher Antwort vom 4, Novbr. Münch ©. 358 fg. 
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dem römiſchen Stuhle nicht günftige Entſcheidung zu erwarten 
jet. Ein ſolches Schreiben ſei der König bereit, „durch die 
jtärfjten und dienlichjten Vorftellungen bei dem Hofe zu Rom 
unterjtügen zu laffen, um ihn zu einem billigen Vergleiche ge- 
neigt zu machen‘, auch das Geheimniß dieſer Vermittelung, die er 
im Uebrigen nicht ſuche, zu wahren. Was er verlangt ift alſo, daß 
der ihm befannten römiſchen Forderung beftimmter Formulirung 
der erzbiichöflihen Vergleichsvorſchläge nachgefommen werde. 
Kur für diefen Fall jagt er die erbetene Verwendung zu. 

Etwa gleichzeitig mit dieſer berliner Antwort erhielt der 
Erzbifchof eine Ermwiederung vom Fürjtbiichofe von Paſſau auf 
jein Schreiben vom 1. October.!; Der Bifchof, welcher mit den 
Erzbifchöfen im Allgemeinen ſich auf gleichem febronianifchen 
Boden bewegt, leugnet nicht, daß durch das bisherige einfeitige 
erzbifchöfliche Vorgehen Mißtrauen unter den Biſchöfen entjtan- 
den ſei. Er traut dem Reichstage nicht völlig; hält Deswegen da— 
für, daß „pie deutſchen Biſchöfe durch gütliche Ausgleichung fich 
ein beſſeres Schickſal verſprechen können,“ und tritt won hieraus 
dem mainzer Vorſchlage bei, „daß vor Allem ein bündiges Vor— 
jtellungsjchreiben an ©. Heiligfeit erlaſſen,“ und dadurch der 
Weg freundfchaftlicher Verhandlung eröffnet werde. Gehe der 
Papjtauf diefe ein, jo dürfe man indeß nicht auf der bereits vorhans- 
denen Baſis negociiren, ſondern müfje „vie zu verhandelnden Stüde” 
erſt mit ſämmtlichen deutſchen Biſchöfen und weltlichen Reichs— 
fürſten vereinbaren. Gehe der Papſt nicht auf die Verhand— 
(ungen ein, jo ſei vor Weiterem „eine Zufammentretung aller 
Biſchöfe Deutfchlands Durch ihre Abgeordneten‘ zu halten und 
auf diefer das Was und Wie der Abhülfe zur beichließen. — Das 
ſah etwas weitläuftig aus. 

Am 1. December fchrieb hierauf Kurmainz an den Papft, 
und die übrigen Erzbifchöfe richteten etwa um dieſe Zeit ähn— 
fihe Eingaben am denſelben.) Der Kurfürſt vecapitulirte Den 


) Kopp Kathol. Kirche im 19. Jahrh. S.39f. Der Brief iſt v. 1. Nov. 
2) Der mainzifche Brief ift hei Kopp a. a. DO. ©. 45 fg. und öfter ge— 
druckt. Der übrigen erwähnt Stigloher ©. 239. 
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Gang des Nuntiaturtreites, und zwar ohne der emſer Beſchlüſſe 
dabei wörtlich zu erwähnen. Die Sache fer auf Anlaß von Kur— 
pfalzbayern, und indem die Erzbifchöfe es ſich nur, wiewohl 
ohne Schwierigkeit, haben gefallen laſſen, an den Reichstag ge- 
bracht. Hier aber ftehe ein gegen die Nuntien ausfallendes Reichs- 
gejeß mit Gewißheit zu erwarten: denn — und num folgt noch» 
mals die fchon befannte Deduction wider „mit ftabiler Jurisdiction“ 
ausgejtattete Nuntien, nebjt Wiverlegung der für den Beſitzſtand 
derjelben geltend gemachten Gründe. Breche man am Neichstage 
mit einer die Numtiatuven betreffenden Propofition einmal Bahn, 
jo werden er und andere geiftliche Neichsftände fich verpflichtet : 
erachten, die übrigen ſchon alten Beſchwerden über Annaten, 
Pallientaxe; Rejervationen u. ſ. w., und ſelbſt über das Aſchaffen— 
burger Concordat als das Hauptgravamen, gleichfalls zur Sprache 
zu bringen, und Abhülfe dieſer Gravamina anzuftreben. Unter 
jolhen Umſtänden frage und bitte man, ob nicht der Papit den 
Streit auf andere und für feinen Stuhl ehrenvollere Art beenden, 
etwa Die bejchwerenden Nuntiaturfacultäten aus eigener Bewegung 
zurücknehmen, und in Anfehung der übrigen Beſchwerdepunkte 
zu einem DBergleiche mit Kaifer und Neich ernftlih die Hand 
bieten wolle. — Der Erzbifchof jchrieb alfo nicht in Der von 
Preußen vorgeichlagenen Weife, ſondern hielt — was auch gegen- 
über einer biichöflichen Gefinnung, wie Paſſau fie ausgefprochen 
hatte, allein thunlich war — mit genauerer Formulirung feiner 
Forderungen noch zurüd, Preußens Verwendung zu Nom ift 
demgemäß jchwerlich eingetreten. 


Es dauerte ein Jahr, bis von dort Antwort kam. Daß die 
Kelation in Bezug auf den Reichstag nicht ganz genau gewefen 
jet, mußte man an der Curie bald erfahren haben. 


Der Erzbifchof von Mainz griff unterdeſſen für feine Erz— 
diöceſe, um zu erreichen, was er bier wollte, noch zu anderen, 
möglicherweise gleichfalls zur Preffion auf ven Papſt bejtimmten 
Mitteln. Im Mai 1789 hob er, ohne in Nom Erlaubnif 
nachzufuchen, das in der Stadt Mainz gelegene Domini- 
canerklofter auf, und machte aus vdemjelben eine Gmeriten- 
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anjtalt.) Amt 18. Julius 1789 erließ er die Aufforderung, zu einer 
demnächft abzuhaltenden Diöceſanſynode Vorbereitung zu treffe, 
auf welcher die Berbejjerung der Firchlichen Ordnung berathen wer— 
ven folle: Dogmen und die fittlihen Grundprincipien in den firch- 
lichen Gefegen follten nicht tangirt, alles Uebrige follte den Bedürf— 
nijjen und dem Nuten der Heerde des Herrn angepaßt werden. 
Borjteher der Stifter, Dechanten, Klojterobere, Pfarrer wurden auf- 
gerufen, Verbeſſerungsvorſchläge einzureichen. Von viefen Vor— 
arbeiten kam Manches zu Stande:?) die Synode ſelbſt iſt nie 
zufammengetreten. 

Des Papſtes Antwort an die vier Erzbifchöfe — Sanctissimi 
Domini nostri Pii Papae Sexti Responsio ad Metropolitanos 
Moguntinum, Trevirensem, Coloniensem et Salisburgensem 
super Nuntiaturis Apostolieis. Romae 1789 — erjchien in 
Form eines vom 14. November 1789 datirten Breve ſogleich 
im Drude, der einen ftattlichen Quartband füllt. Während ven 
vier Erzbiſchöfen die Antwort durch den cölner Nuntius jchriftlich 
zuging, erhielt der Münchner Eremplare jenes Drudes zur Ver— 
theilung am Neichstage, und wo es ſonſt gut fcheine. Ausführ- 
ich, mit Gelehrſamkeit, vecapitulirt der Papſt den Streit, und 
deducirt, daß er jchlechthin echt habe, die Biſchöfe ſchlechthin 
im Unrecht feiern. Er gab auf feinem einzigen Punkte nad. 


Das Material war von dem ehemaligen wiener Nuntius Cardinal 


Garampi umd dem Erzjefuiten Franz Anton Zaccaria, dem wiſſen— 
ichaftlichen Haupte einer am Antifebrontanismus fi) zu Nom 
damals entwikelnden Suriftenjchule, zum Theil auch aus Deutſch— 
land von Pacca, geliefert. Deſſen Verarbeitung hatte Pius VI. 
dem Kardinal Campanelli übertragen, der einen jüngeren römiſchen 
Juriſten Smith Dabei verwendete, Diejen beiden gab man in 
römischen Kreifen Schuld, daß die Antwort zu ausführlich und 


1) Aeten, Urkunden und Nachrichten zur neueften Kirchengeſchichte 2, 787 
(Weimar 1791). 
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einer gewöhnlichen Streitichrift zu Ähnlich geworden fe, jo daß 
fie exit noch weiterer Declaration durch den Papft jelbft bevurft 
babe.) Sie gejtattet einen Weberblid über das gefammte in 
dieſer Richtung zufammengebrachte wiljenfchaftliche Arfenal Der 
Curie. — Den Erzbiichöfen gegenüber aber erwuchs ihr an ver 
heller und heller aufflammenden franzöfifchen evolution eine 
Bundesgenoffin, Durch deren practifche Illuſtrationen das Gewicht 
ihrer Auseinanderjegungen fühlbar ergänzt wurde, 

Trier gab zuerſt nah. Am ZTodestage Kaiſer Sofephs 
(20. Febr. 1790) erließ der Kurfürſt über den Emfer Congreß 
und die Nuntiaturſache eine Beroronung, in der es hieß, er habe 
die emjer Berathung immer nur als ein „unvollfommenes, nicht 
zu Stande gefommenes Werk“ angejehen, „worüber die Erz- und 
Biſchöfe Vergleihsverhandlungen mit dem Papſte hätten pflegen 
wollen,” und zwar — woraus man fieht, daß er nicht im mainzer 
Seheimniffe war — „unter Fatferlicher VBermittelung.” „Weil 
aber die Einigfeit zwifchen Haupt und Gliedern der Kirche jett 
ganz bejonders nöthig ſei, und bei den gegenwärtigen bedrohlichen 
Zeiten aller Anlaß zu Aergerniß vermieden und ein Beifpiel der 
Unterwürfigfeit gegen die rechtmäßige Obrigfeit und der Achtung 
gegen den verjährten Beſitzſtand gegeben werden müſſe,“ jo habe 
er den Entſchluß gefaßt, wieverum die Quinquennalfacultäten von 
Kon zu erbitten; und es jolle, nach deren zu verhoffender An— 
funft, über ihren Buchjtaben hinaus nicht dispenfirt werden. 
Ebenſo jei die erzbiichöfliche Gewalt über die Grenzen des wor 
dem Emſer Congreſſe vorhandenen Befitftandes nicht zu erweitern: 
womit eingejtanden wird, daß das die Abficht, und daß aljo der 
Widerwille der Biichöfe hiergegen nicht unberechtigt gewefen war. 
Endlich jolle über die emſer Punctationen weder für noch gegen 
gejchrieben oder disputirt, auch ihr Inhalt auf der trierer Unis 
verjität nicht als der eines abgefchloffenen Vertrages vorgetragen 
werden. Später (1794) wurde auch das Toleranzediet von 1783 
wieder bejchränft. Am 20. März hatte er bereits um Erneuerung 
der Quinquennalfacultäten an der Curie gebeten, und dort erklärt, 
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daß er fünftig feinen Antheil mehr nehmen wolle an den Zwiftig- 
feiten zwijchen dem heiligen Stuhle und den drei übrigen Erz- 
bifchöfen des Reiches.) Dennoch dauerte es noch eine geraume 
Zeit, bevor er jich überwand, den cölner Nuntius, deſſen Empfang 
er bis dahin, ganz wie die beiden andern geiftlichen Kur— 
fürjten, abgelehnt hatte, zum Erjcheinen an feinem Hofe nad 
Coblenz einzuladen. ?) 

Das cölner Domeapitel hatte fih Ende 1789 mit einem 
Schreiben an den Papſt gewendet, in welchem auf die mit 
Fortdauer der kirchlichen Differenzen in jo aufgeregter Zeit ver- 
bundenen Gefahren hingewiefen war. Es hatte erwähnt, wie es 
dem Erzbijchofe wiederholt gerathen habe, freundliches Abkommen 
mit dem Papſte zur juchen, hatte fich aber zugleich gegen die Nuntiatur 
ausgeiprochen, und die Damals Durch gewilje dem Almojenier des 
pialzbayerifchen Kurfürjten bewilligte Befugnijfe erregte Bejorg- 
niß ausgedrüdt, es könnten zu Gunſten zu errichtender pfalz- 
bayrifcher Landesbisthümer die in die pfälzer Territorien veichen- 
den cölniſchen Diöcefantheile abgetrennt werden. Der Papſt ant- 
wortete in einem Breve vom 27. März 1790 freundlich, jedoch 
mit Berufung auf jeine Reſponſio, deren Gefichtspunfte er voll- 
fommen fejthält: das Capitel jelbjt trage Shuld an dem Gange 
der Dinge; es habe dem Nuntius nicht aufgewartet, aus jeiner 
Mitte jeten der bei Dispenjen und jonjt Die päpitlichen echte 
verlegende erzbiichöfliche Generaloicar, ebenſo der Official und ein 
erzb:ichöflicher Projynodalrichter 2c. hervorgegangen. Hätten Dieje 
ih pflichtmäßig geweigert, Unvecht zu thun, jo würde der Erz- 
biichof Haben unterlaffen müſſen, e8 auszuführen; das Capitel 
habe den Erzbifchof auch noch nicht genügend vermahnt. Nament- 
lich auf die ververbliche Haltung der Univerjität zu Bonn wird 
hingewiejen: jolange dort die „monftröjen Doctrinen‘ der Hedderich, 


ı) Münd S. 444. Stiglober ©. 251. Derfelbe theilt ©. 331 
ein Schreiben des Kurfürften an den Erzbifhof von Salzburg mit, nad 
welhem ſchon am 30. Decbr. 1789 er wejentlich diefes Sinnes geworben 
war. Brunner Theolog. Dienerihaft Joſephs IL. S 200. Perthes 
Perfonen und Zuftände ꝛc. 1, 211. 
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Spiegel, Derejer, Schneiver und Aehnlicher in Schwang feten, 
jolange dort völlig proteftantifche Reformlehren laut würden, fo 
lange könne e8 nicht bejfer, noch dent Kırfürften von der Pfalz 
verdacht werden, wenn er daber auf Abtrennung feiner Lande 
von der cölner Didcefe denke. Sorge das Kapitel, was e8 vermöge, 
daß diefe Unordnung bejfer und der Erzbiichof anderen Sinnes 
werde, fo werde Alles fich nach jeinen Wünſchen geftalten. Der 
Erzbiſchof aber folle, was noch im einem befonderen Breve an 
denſelben ausgejprochen wird, dem Papfte willfommen fein.') 
Die Extravaganzen von Bonn waren dem Kurfürſten jelbit, 
den die franzöfiiche Revolution bedenklich machte, zu viel geworden. 
Er ordnete Unterfuchungen an, und fprach den Willen aus, e8 
ſolle Nichts gelehrt werden, was die Grundfäte der katholiſchen 
Kirche oder die gute Sitte verlege. Im Mai 1791 Tieh, er Eulo- 
gius Schneiders früher empfohlenen Katechismus verbieten und 
gegen den Verfaſſer ein Verfahren eimleiten, dem dieſer fich durch 
die Flucht entzog. Auch andere bonner Profefforen gingen nach 
Frankreich, und machten Firchlicher gefinnten Lehrkräften Platz.?) 

Salzburg hat amjcheinend nicht viel Umstände gemacht, ſich 
Rom wieder zu beugen. °) 

Am längſten widerſtand der Kırfürjt von Mainz. Der Mit- 
theilung der römischen Reſponſio ließ er mit einer Demonftration 
antivorten, indem am 9. December in einem mainzer Stifte die 
bisher von Rom aus bejette Propjtitelle bei eingetretener Vacanz 
num vielmehr durch mainzer Wahl bejetst ward.) Im Sommer 
1790 veränderte er indeß wenigſtens politifich feinen Stand» 
punk. Im Fürjtbisthum Lüttich war die allerdings tumtultuarifche 
Forderung des Landes, daß der Fürft gewiſſe vertragsmäßige 
Landesrechte nicht alterive, im Jahre vorher (Auguſt 1789) feter- 
lich vom Fürftbiichofe zugeftanden worden; dann hatte er das 
Land verlaſſen, jein Verſprechen nicht halten wollen, und Hülfe 
des Reiches verlangt. Preußen, dem diefe übertragen ward, 
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forderte von ihm, indem es eine Vermittleritellung nahın, An— 
erfennung des alten Yandesrechtes mindejtens bis auf einen ge- 
wifjen Punkt, und 309, als er diejelbe ablehnte, jeine Erecutions- 
- truppen wieder aus Yüttich zurüd April 1790). Dies war dem 
Kurfürjten zuwider; denn daß ein geiltlicher Herr jeinem Lande 
follte nachgeben müfjen, ging wider feine Grundanjchauung. Er 
jandte, jtatt der Preußen, jeine eignen Truppen; und als Dieje 
von den Lüttichern gejchlagen wurden, und Preußen auch dann 
noch (September 1790) bei dem Verlangen eines billigen Ver— 
gleiches blieb, wandte er fi) erbittert vom Fürjtenbunde ab, 
nahm — nach Entlajjung feiner preußiſch gefinnten Käthe — 
den Reichsreferendar zu Wien, früheren Kammergerichtsaſſeſſor 
Freiherrn von Albint, der mit dem öſterreichiſchen Hofe in enger 
Berbindung war, zum Miniſter, und ward mit Einem Schlage 
wieder ebenſo öſterreichiſch, wie er bisher preußiſch geweſen war. 
Wurde er damit auch keineswegs gut päpſtlich geſonnen, erklärte 
vielmehr, als er von der Sinnesänderung feiner Collegen hörte, 
daß er feine Rechte eventuell allein durchzuführen entichloffen 
jei,') jo war doch jeine Oppofition gegen Rom in bisheriger 
Weiſe fortzufegen nach den gethanen Schritten nicht wohl mehr 
möglich. 

Alle diefe Entwidelungen waren entweder jchon eingetreten, 
oder doch im Anzuge, als um Mitte Augufts 1790 zu Frankfurt 
der furfürjtlihe Wahleonvent zufammentrat, welcher den Nach- 
folger Kaiſer Joſephs IL. wählen jollte, und die Wahlcapitulation 
neu feitzujtellen hatte.) Mainz, Trier, Cöln, Preußen, Dejter- 
reich (Böhmen), Pfalzbayern, fait alle Haupttheilnehmer der 
Nuntiaturjtreitigfeiten, mußten alſo offictell berathen, inwieweit der 
bisherige Text des 14. Gapitulationsartifels, welcher „von Den 
Beichwerden wider den römischen Papſt“ handelt, beizubehalten, 
zu verändern, zu erweitern ſei. Hier war der Ort, jogar mit 
geringerer Schwierigkeit, als am Neichstage, alles Das, was für 
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Die „Freiheit der germanifchen Kirchen” nöthig ſchien, reichs— 
geſetzlich Feitzuftellen: und wäre der Wahlconvent einige Jahre 
früher gefallen, jo hätte es an weitgehenden Anträgen dabei 
ichwerlich gefehlt. Soweit fam es jegt — Berathung vom 3. 
September 1790 — nicht mehr. Indeß haben wenigjtens einige 
emjer Reminiscenzen in der neuen Wahlcapitulation Raum ge 
funden. In $. 1. des Artikels, wo bisher der Kaiſer gelobt hatte, 
„die Concordata Principum und die zwiſchen der Kirche, päpft- 
licher Heiligkeit, oder dem Stuhl zu Nom, und der deutjchen 
Nation aufgerichteten Berträge aufrecht zu halten, wurde ftatt 
dejjen „die mit dem Papſte Eugen IV. und Nicolaus V. ge 
ſchloſſenen Concordate” gejegt, um eine feit den fechziger Jahren 
vielerörterte Streitfrage dahin zu entjcheiden, daß nicht das 
Achaffenburger oder Wiener GConcordat allein noch practifch fei, 
jondern Daß auch die ihm vorhergegangenen Berträge und fonach 
die in denjelben vom Papſte anerkannten bajeler Decrete noch 
Geltung haben; womit ein Theil der emjer Sätze über Juris— 
dietion und Appellationen veichsgejeglih in Schuß genommen 
war. AndererjeitS wurde die in jenen Streitigkeiten angeregte 
Idee, das Alchaffenburger Concordat müſſe als nicht mehr gültig 
ganz bei Seite gejchoben werden, auf öfterreichtiichen Anlaß aus- 
drücklicher als früher ausgejchlojfen. Dagegen wieder in Betreff 
der zu „retarivenden“ Annaten, des Ausſchluſſes von Refignationen 
zu Gunſten Dritter, von geiftlihen Anſtellungen Nichtveutjcher, 
emjer Gedanken aufgenommen wurden. In 8. 2 ward eine Fas- 
jung beliebt, nach welcher bei Benachtheiligung der Reichsſtände 
durch „übereilte römische Proceſſe“ der Kaiſer „unverzüglich“, 
d. h. ohne erſt Das Neich zu fragen, follte helfen können; in 
$. 3 das fatjerliche Berjprechen Hinzugefügt, zu forgen, daß die 
Concordate nicht vom Papite „einjeitig und gegen den Sinn und 
Buchſtaben ausgelegt würden‘. Ueber die Nuntiaturfache ſelbſt 
beſchloß man an diefer Stelle folgenden Zufaß: „Da aber die 
Ihon lange gedauerten Beſchwerden der deutjchen Nation gegen 
die Eingriffe des römischen Hofes überhaupt, befonders in Betreff 
der Nuntien noch unerledigt find, jo wollen Wir über dies Alles 
die unauffchiebliche Erftattung eines angemeffenen, und zum Theile 
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von Unjerem Vorfahren am Neid Joſeph IL glorwürdigſten 
Angevenfens den 9. Auguft 1788 geforverten Gutachtens nach) 
dem Antritt Unferer Regierung jogleich im Erinnerung bringen, 
und den Darüber zu faſſenden Reichsſchluß auf das Baldigjte zu 
befördern bedacht fein.“ Man war allerjeitS einverjtanden, daß, 
da die Sache beim Neichstage Schon angebracht jet, der Convent 
auf dieſem Punkte weiter, als bier geſchehen, nicht gehen könne. 
Zu $. 4 — von verbotenen Recurjen nach Rom — fonnte Mainz 
nicht Durchjegen, daß die Erwähnung der Nuntien gejtrichen wäre, 
Man machte dawider die Anhängigfeit dev Nuntiaturſache am 
Neichstage geltend. Endlich zu $. 5 wurde folgender Zufat 
adcapitulirt: „Da es aber Gegenjtände giebt, die ohne Zweifel 
zur geiftlichen Gerichtsbarkeit gehören, jo wollen Wir, wenn über 
folche geiftliche Sachen ein Proceß entjteht, Die Biſchöfe nach 
Maßgabe der Fürjteneoncordate bei der erjten, die Erzbijchöfe bet 
der zweiten Inſtanz, und diejenigen Erzbiichöfe und Biſchöfe, 
welche dem Papite nach der Wahl des Provincial- oder Didcefan- 
Synods, oder mit Beirath ihrer Domeapitel, für die dritte In— 
ſtanz tüchtige Richter vorgefchlagen haben, oder vorſchlagen werben, 
kräftigſt ſchützen, daß jede geiftliche Streitfache in dritter Inſtanz 
vor feine anderen als die vorgejchlagenen und vom Papjte ges 
nehmigten Richter unmittelbar gebracht, und von Ihnen colle- 
gialiter im Namen Sr. päpftlichen Heiligfeit, abgeurtheilt werde. 
Jedoch find hiervon die causae majores in jure expresse 
enumeratae ausgenommen.” Dieſer Zufat, welcher fih an Die 
erwähnte, die Concordate betreffende Aenderung anjchloß, formu- 
lirte einen Theil Defjen, was man mit ihr hatte erreichen wollen: 
jeine VBerwandtjchaft mit den emſer Bewegungen ijt offenkundig. 

Alle diefe angenommenen Modificationen der bisherigen 
Wahleapitulation waren von Kureöln beantragt. Der Bruder 
des verftorbenen, wie des fünftigen Kaiſers hatte fie im Ein— 
verftändniffe mit Dejterreih verlangt. Kurmainz wäre gern 
weiter gegangen: es wünfchte 3. B. zu $. 1 noch beigefügt zu 
jehen, daß der Kaiſer zum Schut gegen römiſche Eingriffe 
Adminiftrativverfügungen folle erlaffen können; daß bei ven päpft- 
lichen Beftätigungen von Erz- und Biihofswahlen Fünftig „pie 
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Uebertragung der administratio temporalium ſowohl, als auch 
aus dem gewöhnlichen Biſchofseide Ähnliche der Oberbotmäßigfeit 
des Reiches, der Faiferlichen Oberlehnsherrichaft und den deutfchen 
Kirchenfreiheiten nachtheilige Stellen weggelaffen, und daß endlich 
den vier Erzbifchöfen die von jeher ihnen zujtehenden Indulte zu 
Bergebung der Präbenden in den ungleichen Monaten nie ver- 
weigert werben jollten.‘ Lauter Säte von 1769 und 1786, 
Hinfichtlih der Nuntiaturen wünfchte Mainz den Zuſatz: „Daß 
der Papſt, außer dem Falle, wo e8 die Einheit und Erhaltung 
der fatholifchen Religion offenbar auf eine Zeitlang erforvere, 
feine Legaten und Nuntien mit Facultäten oder Jurisdiction nach 
Deutichland ſchicken, und die wirklich darin befindlichen Nuntien 
von ſolchen etwa insgemein habenden Facultäten feinen Gebrauch 
machen follten. Das war das alte Verlangen in der Nuntiatur- 
jache: im Uebrigen aber waren die mainzer Forderungen offenbar 
mehr durch erzbijchöfliche und reichsfürjtliche, als durch epifcopale 
Intentionen bejtimmt. Als der Kurfürjt ſah, daß er fie nicht 
werde durchjegen können, vereinigte er ſich mit Kurcöln zu jenen 
Vorſchlägen: die im Allgemeinen dann durchgefet wurden, Trier 
wirkte bei der Vorlage nicht mit, war ihr indeß in der Ab- 
ftimmung nicht entgegen, und billigte namentlich den Zuſatz über 
die Nuntiaturjache, weil er den Weg zum Vergleiche offen laſſe. 
Ebenſo auf diefem einen Punkte Kurpfalz, das ſonſt gegen alle 
Zuſätze war. Kurſachſen und Kurbraunſchweig ſtanden ſelbſt 
nicht in dem Einen Punkte auf deutſcher Seite, ſondern wieſen 
ſämmtliche Monita ab; Kurböhmen und Kurbrandenburg accep— 
tirten ſie hingegen alle. Ohne Trier und die drei widerſtrebenden 
weltlichen Stimmen würde der 14. Artikel mehr in mainziſchem 
Sinne gefaßt worden ſein. 

Päpftlicher Botſchafter auf dem Wahlconvente zu Frankfurt 
war Monſignor Caprara,“) damals 57 Jahre alt, der zur Familie 
Montecuculi gehörig jehr früh BVicelegat zu Ravenna geworden, 
dann Nuntius zu Köln (1768) und hierauf zu Yuzern (1775) 
gewejen war, und feit 1783 die Nuntiatur in Wien befleivete. 
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Er hatte fich, wie Pacca erzählt, die ſchwierige Stellung, die dent 
Grafen Kaunitz und dem Kaiſer Joſeph und ihren Neuerungen 
gegenüber nicht bloß der Nachfolger des Nuntius Garampi, 
fondern jeder päpftliche Nuntius haben mußte, dadurch Teicht, und 
ſich jelbft in Wien dadurch beliebt zu machen gewußt, daß er ohne 
Borwurf in feinem Leben und feiner perjönlichen Kirchlichfeit 
fich doch um die Gejchäfte wenig kümmerte, und als Vertreter 
der kirchlich-päpſtlichen Idee fich jtetS jo wenig fühlbar machte, 
als irgend thunlich. Diefe Haltung entiprach Dent, was in den 
Augen territorialiftiich gefinnter Staatsgewalten einem Diener 
der Kirche zufam; und fo hatte Kaiſer Leopold ihn als Gefandten 
zum Wahltage gewünfcht. Umt bei demfelben auch einen Bericht 
erjtatter, dem man bejjer vertraute, zu haben, ließ der römiſche 
Hof zugleich den Nuntius Pacca, ſcheinbar als Bejuchenden, nach 
Frankfurt geben. As der 14. Artifel der Wahleapitirlation, 
gegen den man von Nom aus ohnehin zu proteftiren gewohnt 
war, in der erwähnten, diesmal noch ungünftigeren Form an— 
genommten wurde, ſandte Caprara, nachden er darüber eine Scene 
mit dem cölner Gefandten gehabt, den Bericht unverzüglich an 
ven Papſt; aber deſſen Befehl, jehriftlich gegen alle ihm nach- 
theiligen Zufäße zu proteftiven, Fam nach Frankfurt als der 
Wahleonvent ſchon gefchloffen war. Die Proteftation Caprara’s 
wurde daher nicht mehr angenommten.') 

Im October 1790 war Leopold II. gefrönt worden: ſchon 
im April 1792 war eine neue Kaiſerwahl. Die kirchlichen Ver— 
hältniſſe in Deutſchland hatten ſich in dieſen anderthalb Jahren 
nicht verändert; aber der Fortſchritt der franzöſiſchen Revolution 
ließ den Papſt hoffen, man werde diesmal ſeinen Anſprüchen 
günſtiger ſein. Er ſandte den durch ſein Auftreten in der pariſer 
Nationalverſammlung berühmt gewordenen Abbé, ſpäteren Car— 
dinal Maury als Nuntius zum Wahlconvente nach Frankfurt. 
Seine Inſtructionen, meldet Cardinal Herzan nach Wien,“) „haben 
zu ihrem Hauptgegenſtande die Beilegung der häkeligen Angelegen— 





Paccea Memor. cit. p. 53, 130 9. Cromea. aD. ©, 211. 
2) Brunner Theol. Dienerfhaft Sofephs II. ©. 227. 
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beit der Nuntiatuven im Reich,” aus welcher Abficht auch der 
bet Gelegenheit der Reſponſio an die vier Erzbifchöfe genannte 
Smith ihm als Auditor beigegeben werde. „Der andere Gegenftand 
tft die Weglaſſung, bei der fünftigen Wahlenpitulation, Desjenigen, 
welches bei jener weil. Kaiſer Leopolds II. zum erjten Mal im 
14. Artifel vorgefommen. Die Hoffnung des günftigen Aus- 
ganges, den man ſich won den gefchieften Unterhandlungen des 
Herrn Nuntius verjpricht, gründet fich auf das Zutrauen im’ 
Kaifer Franz des II. Herzensgüte „und in die Willfährigfeit der 
Herren Kurfürjten von Trier, Sachlen, Bayern, und vielleicht auch 
jenes von Mainz. Dies Vertrauen wurde jedoch nicht gerechtfertigt. 
Mit dent bevorjtehenden Kriege gegen Frankreich bejchäftigt änderte 
man an der Wahlcapitulation jo gut wie Nichts; und als Maurh 
dann — Diesmal rechtzeitig — protejtirt, indeß den Inhalt 
jeines Schriftjtücdes auf dent Couverte bezeichnet hatte, nahın 
der kurmainziſche Divectorialgefandte die Sendung wieder nicht 
am, ſondern vetradirte fie dem Nuntius unerbrochen.') 

Sedenfalls hatte der römische Hof unverändert feinen Stand» 
punft feitgehalten. Die Biſchöfe und Erzbifchöfe wechjeln, fagte 
unter Zuftimmung feines Herrn der cölner Nuntius Pacca; auf 
ungünstig gefinnte können günftig gefinnte folgen: hat der römiſche 
Hof dann feinen Standpunft gewahrt, jo ift er im feiner Macht 
wieder hergeſtellt. Einmal aufgegebene Nechte dagegen werden 
niemals wiedererworben; auch die günftigfte Gefinnung der Erz 
und Biſchöfe bringt fie der Curie nicht zurüc. 

Die Kaiſerwahl im Julius 1792 war der legte, ſchon Abſchied 
nehntende Glanz des alten deutſchen Reiches; und auch auf die 
geiftlichen Kurfürjten am Rhein fiel diefer Glanz noch einmal zurück. 
Als die Frankfurter Gefchäfte worüber waren, verfammelte Mainz 
die Hürjtengejellichaft zu ſchimmernden Feten. Bon da ging der 
König von Preugen in fein Hauptquartier an den coblenzer Hof, 
“wo die franzöfifche Hohe Welt zufammen war. Der Krieg 
gegen das vevolutionirte Frankreich begann, um mit dem Rück— 
zuge aus der Champagne bald zu enden, Noch im September 


1) Erome a. a. D. 
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nahm Cuſtine Speyer, gleich darauf Worms. Schon am 5. Det, 
vierzehn Tage bevor Cuſtine auch nur vor die Stadt fan, entfloh 
von Mainz der Kurfürjt heimlich nah Würzburg, und ließ am 
21. November, aus Heiligenjtadt, durch Johannes Müller den 
Brief, welcher jeine Abwejenheit meldet, in taciteifchem Yatein an 
den Papit jchreiben. Am 21. October entwich der trierſche Kur— 
fürft von Koblenz nach Bonn und jpäter nad) Augsburg. Am 
14. December verließ auch der Kurfürſt von Cöln jeinen Sit 
und ging nad Münjter. Der Fürſtbiſchof von Speyer war nach 
Sreifingen geflohen. Die gefammte hohe geistliche Beamtenschaft, 
wenn jie ihren Herren nicht ſchon vorausgegangen war, folgte 
ihnen. Pacca iſt nicht mit Unrecht indignirt Darüber, Daß 
keiner Diejer geiftlihen Fürjten auch nur eine Ahnung davon 
hatte, wie in Zeiten der Noth der Biſchof zu feiner Heerde ger 
hört, und hätte ihnen gern das Beiſpiel gegeben, auf jeinent 
Poſten zu bleiben; allein jein Hof befahl ihm gleichfalls wegzu— 
gehen. — Allerdings kam der Kurfürjt von Cöln im April, der 
von Mainz im Julius, der von Trier im October 1793 wieder 
zurüd: indeß Anfang Octobers 1794 flüchteten fie ſämmtlich 
von Neuem. Daß die Stadt Mainz fic) noch bis zum Sep- 
tember 1797 gegen die Franzoſen hielt, veranlaßte ihren Erz- 
biſchof nicht, zu bleiben. Die geijtlichen Fürften waren Beides 
Biſchöfe und Yandesherren; zeigten jich aber zu Beidem, zur Er— 
füllung der bifchöflichen, wie der landesherrlichen Pflichten unfähig. 

Die Wahlcapitulationen von 1790u.1792 hatten für Die geift- 
lichen Verhältniſſe des Neiches im Uebrigen feine Folgen mehr: 
es fand fi) Niemand fie auszuführen. Der Gedanke, daß nur 
noch ein gütliches Abkommen mit der Curie — man gebrauchte 
dafür jchon damals den Namen Concordat — in diejen Dingen 
werde weiter bringen fünnen,!) war das Schlußrejultat, mit 
welchem man von ihnen Abjchied nahm. 

Die öffentlichen Intereifen gingen andere Wege. 





Y Crome a. a. D., u. daſelbſt die Litteratur. 
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Der Nuntiaturjtreit und die emjer Pläne fonnten zunächit 
nicht weiter verfolgt werden. Der nach Cöln zurücgefehrte 
Nuntius Pacca erhielt ſchon im Februar 1794 feine Verfegung 
nach Liſſabon, blieb aber in Cöln, um den ihm ernannten Nach- 
folger Hannibal della Genga, den nachherigen Papſt Leo XIL, 
nach herfömmlicher Art noch in die Nuntiaturgefchäfte ein- 
zumweifen. Della Genga hatte fih Papſt Pins dem VI. zu 
empfehlen gewußt, war jchon 1788 von ihm verwandt worden, 
um eine der Gegenjchriften gegen das Emſer Nefultat ins 
Italieniſche zu überjegen, und follte nun als Nuntius Das- 
jenige verwenden, was er in der römischen Schule für die 
deutjchen SKirchenangelegenheiten gelernt hatte. Da fich feine 
Reiſe verzögerte, jo wartete Pacca den ganzen Sommer über, 
und mußte Cöln, gleichzeitig mit der zweiten bonner Flucht des 
Kurfürjten, im Anfange Detobers gleichfalls flüchtig verlaffen, 
als es von franzöfischen Truppen in nächjter Nähe bedroht ward. 
Er wandte ſich nach der Wetterau, wo ihm Zuflucht angeboten 
war, und erfuhr Hier durch della Gengas Auditor Graf Troni, 
den diejer ihm ſchickte, daß der neue Nuntius, auf die Nachricht 
der franzöſiſchen Einnahme von Köln, fich entſchloſſen habe, vor 
der Hand in Augsburg, der Bifchofsrefidenz des, wie erwähnt wor- 
den, mit der römijchen Curie verſöhnten Kurfürften von Trier 
zu bleiben. Pacca ging alfo zur Mebergabe der Gejchäfte 
(Novbr, 1794) dorthin, und hatte unterwegs in Frankfurt noch 
die Genugthuung, daß auch der Kırfürjt von Cöln, der ihn zu 
Bonn niemals empfangen wollen, als er erfuhr, daß er mit dem 
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Nuntius in demjelben Gajthaufe wohne, ihm noch den Beſuch 
abjtattete, den er ihm jo lange Jahre ſchuldig geblieben war.') 
I Der neue cölner Nuntius ijt niemals nach Cöln gefommen; 
feine Thätigfeit, von der wir weiterhin zu handeln Haben werden, 
hielt ihn meiftens im ſüdlichen Deutjchland feit. 


Die Hauptangelegenheit der fatholifchen deutjchen Geſammt— 
firhe, durch welche in den zehn Jahren von 1794—1803 die 
Gedanken von Coblenz und Ems zwar nicht befeitigt, aber in ven 
Hintergrund gedrängt wurden, ijt die immer näher rückende, zu— 
letzt dann eingetretene Säcularifation der geijtlichen Güter, vermöge 
deren der äußere Beſtand ver katholiſchen Kirche in feinen 
Grundfeſten erjchüttert ward. 

Säcularifationen geiftlicher Yande waren in Deutichland in - 
größerem Umfange im Wejtphäliichen Frieden vorgefommen; ſpäter— 
hin war ihre Möglichkeit von Neuem erwogen, als die Staatstheorie 
vom Spealcontracte Macht gewann, und deren territorialiitiiche 
Sonjequenzen zu der Annahme leiteten, wie die Kirche ihrer 
Natur nach eine Seite des Staats, jo ſei das Kirchengut feiner 
Natur nach eine Art Staatsgut, und könne vom Staate dem— 
gemäß ſäculariſirt werden, jo oft es ihm zweckmäßig erjcheine, 
für die Koſten der firchlichen Staatsfunction in anderer Art, als 
durch die Widmung derartiger Stiftungsgüter zu ſorgen.) Nach 
Mitte der achtziger Jahre traten aus jolhen Principien er- 
wachjene Säculariſationsvorſchläge auch für die derzeitigen deutſchen 
geijtlichen Fürſtenthümer hervor. 


Im zwölften Stüde des Journals von und für Deutjchland 
vom Sahre 1785 hatte der Domcapitular und Regierungspräſi— 
dent zu Fulda Freiherr von Bibra eine aus der Gefinnung des 
wohlmeinenden Aufflärungsjtrebens entſtandene Preisaufgabe 


) Pacca Memorie eit. p. 120, 168—170. 259. 

2) Auch diefem Grunde bewegen fich ſchon die zur Papft Benediets XIV. 
Zeiten, unter Anderem auch von Friedrich d. Großen gegen Voltaire geäußerten 
Säeularifationsgedanfen. Pacca Memorie cit. p. 109. Münd ©. 383 
und Andere. 
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gejtellt, a der nur Das auffällig war, daß fie in einem nicht 
fatholifchen Blatte von dem Meitgliede eines katholiſchen Hoch— 
jtiftes ſelbſt geitellt wurde: „Da die Staaten der geiftlichen 
Reichsfürſten“, hieß fie, „Wahlftaaten und überdies größtentheile 
die gefegnetiten Provinzen von ganz Deutfchland find, jo jollten 
jie von Rechtswegen auch der weiſeſten und glüclichjten Regierung 
genießen. Sind fie num nicht jo glüclich, als fie jein jollten, 
fo liegt die Schuld nicht fowohl am den Negenten, als an der 
inneren Grundverfaffung. Welches find alſo die eigentlichen 
Mängel? und wie find folche zu heben?“ — Diefe Aufgabe ver- 
anlaßte eine Mehrzahl von Bearbeitungen der gejtellten Frage: 
die bedeutendfte war von Friedrich Carl von Moſer: „Ueber die 
Regierung der geiftlichen Staaten in Deutjchland‘ (1787), im 
November 1786 erichienen. Mit dem Blicke eines erfahrenen, 
billig denfenden Staatsmannes jchildert Moſer die Mißſtände in 
den geiſtlichen Ländern und ihre Gründe. Sein Abhülfevorichlag 
geht auf Umwandelung in weltliche Wahlmonarchieen hinaus, 
Der bisher ſchon capitelmäßige Adel des Yandes foll aus feiner 
Mitte den Landesherrn wählen, der alsdann mit Concurrenz 
von Landſtänden, ftatt des Capitels, das Yand regiere. Die 
Klöfter werden zu Gunſten des Fiscus, bis auf einige zu be— 
laſſende Berforgungsanftalten, ſäculariſirt. Der Biſchof ift vom 
Landesherrn bejoldet und abhängig, vein geiftlich beichäftigt, nur 
Landesbiſchof. — Säcularifationen, namentlich der Klöfter, forderten 
auch die anderen eingegangenen Antworten. Im diefer Beziehung 
wurde die liberale Fatholifche nicht minder, als proteftantifche 
Stimmung durch das Beifpiel Joſephs IT., deſſen Maßregeln 
Spittler damals?) als zweite deutſche Reformation begrüßte, beſtimmt. 


1) Die hauptfählichiten aufer der von Mofer find: „Freimüthige Ge— 
danken veramlaßt durch die Fuldaifche Preisaufgabe,” deren Wortlaut hinzu— 
gefügt wird. In Schlözers Staatsanzeigen 9, 385., von einem rheiniſchen 
Katholiken. Schnaubert über die Vorſchläge des Barons dv. Moſer iiber 
die Neform der geiftlichen Staaten Deutfchlands (1758). Sartori Statift. 
Abhandlung über die geiftlihen Staaten und die Mittel, ihre Verfaſſung 
zu verbeffern (1757), Letztere Schrift erhielt den Preis. 

2) Grundriß der Gejchiehte der chriſtl. Kirche. Göttingen 1796. S. 507 fg. 
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Auch die Emſer Punctationen zeigen dieſen Einfluß; denn nad 
Art 3 joll der Biſchof das Necht haben, jede fromme Stiftung 
„in eine andere, die den wirklichen Bedürfniſſen angemefjener 
ift, zu verändern,“ nicht bloß zum Beſten der Keligion, jondern 
auch zum Beſten „des gemeinen Weſens,“ das heißt; der Biichof, 
wo er Landesherr ift, wie damals außerhalb Defterreich alle 
deutichen Bilchöfe es waren, ſoll fäcularifiren können; wie der 
mainzer Herr das auch that. — Wenn nun Oeſterreich jo viel 
Klöfter und auch VBermögenstheile nichtöſterreichiſcher Hochitifter 
ſäculariſiren konnte, wenn das in anderen katholiſchen deutſchen 
Territorien jo viel Anklang fand: warum follte nicht auch das 
deutſche Neich veichsunmittelbares geiſtliches Gut gelegentlich 
ſäculariſiren? Im Jahre 1788 ſprachen Klofterleute des preußiſchen 
Herzogthums Cleve dem Nuntius ihre Freude aus, daß fie im 
preußiichen Lande ihres Beſitzes ficherer ſeien, als die Klöfter in 
benachbarten katholiſchen Gebieten;') und die preußiichen Unter- 
thanen blieben das factifch noch lange, Aber e8 war etwas Anderes, 
wenn Preußen in Betreff von Säcularijationen des Reiches die— 
ſelben territovialiftiichen Prineipien geltend machte, von denen e8 
in feinem Inneren durchdrungen war. Gründe gegen das Sä— 
cularifiren, wie für fatholifche Gewiffen dergleichen bindend jein 
fonnten, hatte die preußifche Regierung feine, politische Gründe 
aber hatte fie vielmehr dafür; auch abgejehen von auf dieſem 
Wege etwa zu erreichenden Vergrößerungen. Denn die ihrem 
Gebiete zunächit gelegenen Stiftsländer Hildesheim, Münſter, 
Paderborn, Cöln waren ebenfoviel gegneriihe, zu Defterreich 
haltende Mächte; und in Münjter und Cöln hatte bei den 
fetten Wahlen die Mehrheit des Capitels fi wider Preußen 
entſchieden feindlich gejtellt. Endlich vor der Idee des Reiches 
und jeines Rechtes konnte von Preußen mindejtens nicht mehr 
Achtung gefordert werden, als von Oeſterreich; es hatte den 
Mißbrauch des Reichsrechtes in öſterreichiſchen Händen zu 
empfindlich erfahren, und im Kampfe dawider war es emporge- 
fommen. So fonnte es faum auffallen, als im Jahre 1794 fi) 


1) Memor. cit. p. 98. 
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das Gerücht verbreitete, Preußen wolle die Entjehädigung für 
jene Kriegsfoften im franzöfifchen Kriege durch Säcularifationen 
juchen: damals indeß widerfprach die preußiſche Negierung noch. 

AS fie aber im folgenden Jahre mit Frankreich den Frieden 
von Baſel ſchloß (5. April 1795), und in deſſen geheimen Artikeln für 
ven Fall, daß Frankreich im allgemeinen Frieden feine Grenze 
bis an den Rhein ausdehnen werde, ſich Entjehädigung für ihre 
dann abzutretenden linksrheiniſchen Beſitzungen verfprechen lie, 
und als noch ein Jahr jpäter (5. Auguft 1796, Vertrag von 
Berlin) fie fich zum Aufgeben des linken Rheinufers pofitiv verbindlich 
machte, da geichah das unzweifelhaft ſchon im der Ausficht auf Ent- 
ſchädigung durch Säculariſation. Man dachte preußifcherfeits zu- 
nächjt an Münjter und an das cölnische Recklinghauſen; doch war 
auch davon die Rede, daß die dem Könige verjchwägerten Dranter, 
falls fie in den Niederlanden nicht zu vejtituiven feten, mit 
Würzburg und Bamberg entjchädigt werden follten. Wie Preußen, 
jo erklärten Württemberg und Baden in ihren Friedens— 
ſchlüſſen mit Frankreich (Auguft 1796) ſich zu Abtretung ihres 
linksrheiniſchen Beſitzes zwar bereit, aber nur gegen ſchon ge- 
nannte zu ſäculariſirende geiftliche Neichslande; auch machten 
Württemberg und Baden fich dabei verbindlich, am Neichstage 
mitzuwirken, daß das linfe Nheinufer abgetreten, und daß das 
Princip angenommen werde, Die dort depofjepirten weltlichen 
Fürſten durch vechtscheinifche Säculariſationen zu entjchädigen. 
In Sranfreich hielt man ſchon jeit 1789 aus dem Gefichtspunfte 
des Territorialismus Säcularifationen für erlaubt, und war 
aus mehr ald einem Grunde intereffirt, dies auch anderwärts an— 
genommen zu jehen. 

AS zu Regensburg jene Abjichten befannt wurden, ſprach 
der Kaiſer (Reſcript an ven öfterreichtihen Divectorialgefandten 
vom 7. Februar 1797) fich dagegen aus, indem er die fatholiichen, 
bejonders die geiftlihen Fürften aufforderte, fich in der Gefahr, 
welche in folchen Plänen des „von Preußen abhängigen pro- 
teſtantiſchen Religionstheiles“ Liege, unter Anftrengung aller ihrer 
Kräfte um jo enger an Defterreich anzufchliegen. Ex feinerfeits 
habe den Plan der Abtretung des linken Rheinufers und der 
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Säcularifation „ſtets jtandhaft verworfen, und zu erfennen ge 
geben, daß er feine Entjchädigungen auf Kojten patriotifcher und 
dem Reiche treuer Stände annehmen werde, und daß er im 
Segentheil entjchlofjen jei, Alles zu wagen, und feine letten 
Kräfte anzumenden, um nicht dazu genöthigt zu werden.“ Indeß 
nicht mehr als zwei Monate jpäter trat er in den geheimen 
Präliminarien von Yeoben (15. 16. April) das linke Aheinufer 
genau ebenjo, wie „Der protejtantiiche Religionstheil“ es gethan 
hatte, ab; und im Frieden von Campoformio (17. Det.) wieder- 
holte er, wieder in den geheimen Artikeln, nicht bloß dieſe Ab— 
tretung, denn die aus Eiferfucht gegen Preußen ftipulirten Aus— 
nahmen waren unbeachtliche, jondern bedang auch zu eigenem 
Bortheil die Säcularifation von Salzburg, und nahm eventuell 
och größeren Erwerb durch Säculariſationen in Ausſicht Alt. 7.). 
Die Reihsfürften, welche auf dem linken Rheinufer Verlujte er- 
litten, und das Haus Dranien, follten entjprechende „in gemein= 
ſamem Einverftändnig mit der franzöfiichen Republik“ feſtzu— 
jtellende, das hieß nichts Anderes, als durch Säculariſation 
erbrachte Entjchädigungen erhalten (Art. 8. 12). Nur waren 
dabei die drei geiftlichen Kurfürjten noch jelbjt unter den zu 
Entihädigenden, alfo unter Denen genannt, welche dem Untergange 
nicht mit preisgegeben jein jollten: die geiftlichen Kurhüte als 
Handhaben öſterreichiſchen Einfluffes im Reiche und als Ver— 
forgungen jüngerer sfterreichiicher Prinzen zu erhalten, war zu 
wichtig für den Ffaiferlichen Hof. — Auf diefe Art zeigte ſich, 
wie wenig ernſtlich es mit dem Inhalte jenes Reſcriptes vom 
7. Februar gemeint, und daß es den Umjtänden in der That 
entiprechend gewejen war, wenn dafjelbe bei den geijtlichen Fürſten 
wenig Anklang gefunden hatte. Der Condjutor Dalberg zwar 
iprach feine private Meinung laut genug dahin aus, daß Die ge- 
ſammte Kraft der vorderen Neichskreife dem Erzherzoge Carl zur 
Dispofition geftellt werden müſſe, und ähnlicher Meinung waren 
Würzburg, Salzburg und einige Andere: aber die geiftlichen 
Kurfürjten knüpften ihre Zufagen an die, wie jie wußten, nicht 
eintretende Bedingung, daß ſämmtliche geiftlihe Stände ſich zu 
gleichen Zufagen verjtänden; und jo wurde Nichts erreicht. 


en 
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Trier ſuchte fich auf Koften feiner eigenen geiftlihen Mitſtände 
zu vergrößern;') und führte die desfallſigen Unterhandlungen 
in Wien auf nichts weniger, als geiftliche Art. 

Im Uebrigen wußte man allerjeits, daß auf Dejterreich 
fein Verlaß jei. Es hatte zu Yeoben und Sampoformio das linke 
Kheinufer heimlich aufgegeben, unter der ſcheinbar dem wider: 
sprechenden öffentlichen Bedingung der GConjervirung der „Inte— 
grität des Reiches.“ Defterreich behauptete nachher, darunter 
verjtanden zu haben, Daß das Neich nicht untergehe; der Reichs— 
tag ſollte aber wohl verjtehen und verjtand auch anfangs, es jolle 
nicht verkleinert werden. Er war daher, als in der Zwiſchen— 
zeit zwijchen Leoben und Sampoformio (Junius 1797) die Friedens— 
frage bei ihm zur Verhandlung fam, geneigt, dem Kaifer Die 
Bertretung Des Reiches ganz in die Hand zu geben, und wählte 
nur auf fein Verlangen jtatt deſſen eine Deputation. Aber ſchon 
als nach dem Frieden von Campoformio der Kaiſer (Refeript v. 
1. November) aufforderte, Diefelbe zur Abſchließung des Reichs— 
friedens nach Nafıadt zu jenden, und dabei von Neuem wieder: 
holte, die Baſis diefes Friedens werde die Integrität des Neiches 
jein, glaubte Niemand mehr an eine jolche Friedensbaſis; 
vielmehr gingen die Erwartungen zuerit dahin,“ Preußen und 
Dejterreih würden mit einander einverjtanden fein, unter Ab- 
tretung des linken Aheinufers, Jedes fich in Deutichland zu 
arrondiren, Demjenigen aber, was dann übrig bleibe, mittels 
Säculariſation der geiftlichen Stifter und mittel$ Mediatiſirung der 
Reichsſtädte und Fleineren Neichsjtände zu unten Dever, die 
Preußen oder Defterreih zu belohnen babe, eine neue Gejftalt 
zu geben. Später meinte man, Diefer Reſt dürfte zu einer nach 
Art der helvetifchen verfaßten, unter öſterreichiſchem Schute 
jtehenden Republik bejtimmt fein; jpäter werde er an Dejfterreich 
fallen. Erjt als man die zwijchen Defterreih und Preußen ob- 
waltende Uneinigfeit zu durchſchauen anfing, gründete man auf fie 
die Hoffnung, das vechtsrheinische Reich als ſolches noch zu er- 


1) Bed Freiherr Heinrich von Weflenberg (1862) ©. 51. fg. 
2) (vw. Haller) Geheime Geihichte der Naftadter Friedensverhandlungen 
(1799) 1. 285, Litteratur S. 287. Note. 
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halten. — Als erjte Frievdensbafis verlangte Frankreich, jobald 
der Raſtadter Congreß eröffnet war, die Abtretung des linken 
Rheinufers, und erreichte ſchon am 9. Februar 1798 im Wefent- 
lichen die Zuftimmung der Deputation.') Preußen war von vorn 
herein einverjtanden; aber auch alle anderen Reichsfürften, die 
auf dem linken Rheinufer verlieren follten, mit alleiniger Aus— 
nahme von Yüttich, waren, wenn fie nur Entfehädigung erhielten, 
zu Einräumung der Forderung bereit. Selbſt der katholiſche Hohe 
Clerus glaubte feinen VBortheil in Beförderung der Abtretung zu 
jehen, weil er nur hierin die Möglichkeit, wenigſtens einiges firch- 
liche Beſitzthum, namentlich die drei Kurfürſtenthümer, zu erhalten, 
erkannte. Auch erlangte er jo viel, dag während Ende 1797 die 
allgemeine Säcularifation für unvermeidlich gehalten worden war, 
ihon zu Anfang März 1798, alfo zu einer Zeit, wo der Kirchenjtaat 
für immer untergegangen ſchien — 15. Februar 1798 römische 
Republik, 20. Februar Abführung des Papjtes —, zwiſchen den 
Sefandten Preußens, Dejterreihs und Frankreichs wieder fejt- 
geftellt wurde, die drei geiftlichen Kurfürſtenthümer ſollten vor— 
erſt beitehen bleiben.) Wollte man in der That nur ent- 
ſchädigen, fo veichte eine theilweife Säcularifation dazu vollfommen 
aus; denn auf dem linken Nheinufer gingen an nichtgeiftlichen 
Territorien nicht mehr, als 463 QDuadratmeilen mit 1,194,900 
Einwohnern verloren; und wenn man fo viel entiprechendes 
Land vom vechtscheinifchen Kirchengute abnahm, fo blieben 
der Kirche von diefem immer noch 668 Quadratmeilen übrig. Nicht 
allein Mainz, Trier und Cöln hätten alfo erhalten und für 
ihren linksrheiniſchen Verluſt entjchädigt werden, ſondern auch 
eine Mehrzahl anderer geiftlicher Fürften hätten bleiben Fünnen.) 


) (v. Haller) Geheime Gefhihte a. a. DO. ©. 325. 336 fg. 361 fg, 
451 fg. 525. Dazır die Protocolle der Reichsfriedensdeputation zu Raſtadt 
von Münch v. Bellinghaufen. Raſtadt 1798 fg. 5 Bde. 4°. 

2), Bon der Brofhürenlitteratur über die Rheingrenzenfrage findet fich eine 
gute Zufammenftellung bei (Haller) Geheime Gechichte a. a. D. ©. 457, 
von der über die Säcnlarifation daf. ©. 454. Beide nicht über 1798 hin— 
ausreichend. 

3) (Haller) Geheime Gefhihte a. un. O. ©. 526, nad Traiteur. 
Poſſelt Europ, Annalen 1802. 2. 262. 
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Die franzöfifchen Friedensunterhändler fanden daher, als fie in 
ihrer Note vom 18. März, die erjte Friedensbaſis als acceptirt 
betrachtend, die zweite Frievensbafis — Entſchädigung durch 
Säculariſationen — in Anregung brachten, weniger Widerſtand, 
als zu erwarten gewefen wäre;) und nachdem (27. März) Frank— 
reich diefe zweite Bafis für unumgänglich erklärt hatte, wurde 
(4, April) das Sücularifationsprineip von der Deputation in 
der Sache angenommen, wiewohl neben dent es ablehnenden 
Würzburg jetst auch Defterreich fich wieder. äußerte, als wolle es 
Säculariſationen überhaupt nicht. Da die Deputatton nicht be 
jtimmt genug geantwortet, auch einige Einſchränkungen in der 
Anwendung vorbehalten hatte, jo drang Frankreich (am 21. April 
und am 3. Mai) auf unumwundene Erklärung, und der Ge 
ſandte Roberjot arbeitete einen Entichädigungsplan aus, bei 
welchem nicht das Zuwenig, fondern das Zuviel des Ent— 
ſchädigungsfonds eine Art Verlegenheit hervorrief.“) Indeß fand 
er nicht die Genehmigung der franzöftichen Negterung, und die 
Verhandlung wurde dann durch den Wiederausbruch des Krieges 
unterbrochen. 

Diefer endigte im Frieden won Luneville, 9. Februar 1801, 
welchen der Kaiſer, unter Bezugnahme auf das in Raſtadt Ver— 
handelte, für das Reich mit abſchloß. Artikel 6. deſſelben cedirt 
das linke Aheinufer an Frankreich; Art. 7. jagt, daß „in Con— 
formität mit den auf dem Naftadter Friedenscongreſſe förmlich 
etablirten Principien, das Reich den durch Art. 6. am linken 
Rheinufer depofjedirten erblichen Fürſten aus feinen Mitteln 
Entihädigung zu geben hat; nähere Arrangements auf dieſer 
Baſis vorbehältlich.” Der öſterreichiſche Unterhändler Gr. Cobenzl 
hatte vergebens verfucht, die Erhaltung gewiſſer geiitlicher Reichs— 
territorien poſitiv ausgefprochen zu jehen; dagegen hatte er er— 
reicht, daß aus deutſchem Kirchengute auch die Entſchädigung für 
das italienifche Defterreich und ebenjo für Toscana ſtipulirt ward, 
— Die reichsjeitige Genehmigung des Friedens erfolgte mittels 


1) Menzel Neuere Gefhichte der Deutſchen 6. 379. 
2), (Haller) Geh. Geſchichte a. a. D. ©. 525, 
Mejer, Zur Gefhichte zc, 10 
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Reichsgutachtens vom 7. März 1801, das der Kaifer am 9. 
März beftätigte. 

Schon im Februar 1799 hatte Dejterreich den Gejandten 
der geiftlihen Staaten zu Regensburg von Neuem anzeigen 
lajien, daß in Folge der Stellung, welche Preußen zu Frankreich 
genommen habe, die Möglichkeit ver Säcularifation näher gerüct 
jet: man möge fih an den Kaiſer anjchliegen. Es hatte da— 
durch — zu derfelben Zeit, wo es während des Gonclaves von 1800 
und gleich nachher einen Theil des dem Papjte wiedergewonnenen - 
Kirchenſtaates zu fäcularifiren trachtete — in Deutichland ein er- 
höhtes Leben in den litterarifchen Streit über die Berechtigung 
der Sücularifationen gebracht, die man in jenen Tagen, um 
neben der jett auch von Kant wiederholten territorinliftiichen 
Begründung auch einen pofitiven Nechtsgrund dafür zu haben, aus 
dem jogenannten Staatsnothrechte herzuleiten liebte.) Sp war Der 
Gedanke von allen Seiten erörtert worden, als im Luneviller 
Frieden das Reich ihn annahm: zunächſt doch noch in feineswegs 
bejtimmter Faſſung und Begränzung. 

Es kam alfo auf feine Ausführung an. Der Kaiſer hatte 
aus befannten Gründen das Interefje fie jo zu leiten, daß nicht 
bloß Preußen nicht vergrößert, jondern auch die Erijtenz der 
drei geiſtlichen Kırfürjten erhalten würde; feine Zwede kamen 
alfo injoweit mit denen der geiftlichen Fürften überein. Nachdem 
diefe daher zumächit eine beſſere Pofition zu gewinnen geitvebt 
hatten, indem fie zu deduciren verſuchten, die in Frage jtehende 
Entjhädigung ſei nicht von ihnen allein, jondern vom Geſammt— 
reiche zu tragen,?) hätten fie gern, jobald in Regensburg die Ber- 
handlungen über die Ausführung der Entſchädigungsſache an— 
fingen (30. März), dieſelbe in Verein mit Dejterreich allein 
in des Kaifers Hände gebracht”) Das war indeß nicht zu er- 

1) ©, die Litteratur diefer Zeit bei Klüber Litteratur des Staatsrechts 
$. 1480 und Staatsr. des D. Bundes s. 531 Note c. Eine Anzahl dahin 
gehöriger Schriften und ihre Urfprung wird näher erörtert bei Schwab 
Franz Berg ©. 321. fa. 

2) Heuſſer deutſche Gefhichte 2. 354 fg. Dafelbft die Litteratur. 

3) In Wien, Paris und Regensburg negoeiirten im Auftrage der geift- 
lichen Fürften befonders der Kurtrierfche Minifter v. Duminique, der Würz— 
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reichen: am 30. April bot man ihm zwar die Einleitung, aber nicht 
mehr als die Einleitung an. Dann dauerte es bis Ende Junius, 
bevor er dieſelbe mißmuthig ablehnte, und bis zum 7. November, 
bevor er mit dem Neichstage übereinfam, daß die Sache durch 
eine NeichSpeputation von acht Mitgliedern - bearbeitet werden 
jolle. Von diefen waren zwei Stimmen, Mainz und Deutfch- 
meiſter, im geiftlichen Interejje; letterer ein Erzherzog, außer 
dejfen Stimme Defterreich in der Deputation auch noch eine 
eigene, die Furböhmifche, beſaß. Entgegengefegter Meinung waren 
die Stimmen von Preußen (Brandenburg), Bayern, Württem- 
berg, Heſſen-Kaſſel. Eine vwermittelnde Stellung nahm Sachen 
ein.) Indeß war dies Stimmverhältniß für den Sieg oder 
Nichtſieg der öfterreichifchgeiftlichen Beftrebungen nur von unter- 
georoneter Bedeutung. Denn gleich nachdem der. Friede veichs- 
jeitig genehmigt worden war, hatte die Mehrzahl der zu ent- 
Ihädigenden weltlichen Herren, in Erinnerung des vor wenig 
Jahren in Raftadt Gefchehenen und im mehr practifcher als 
edler Schätung der Sachlage, fich [chon nach Paris gewendet, und 
verhandelte dort um möglichſt veichliche Zumefjung ihres Ent“ 
Ihädigungsantheiles. Selbſt der Kaiſer erfannte in feiner er— 
wähnten Ablehnung vom Junius 1801 das an; und zu Ende des 
Sahres war im Grunde Nichts als jene franzöſiſche Vermittelung 
wirklich entjchieden, Wie dann eine ruffische gleichfalls Hinzutrat, 
wie die Reichsdeputation, nachdem fie im Auguft 1802 endlich zu 


buraifche Geheimerath Seuffert, der Reihsprälatifche Generalſyndicus Seyfried, 
der Bambergiſche Geh. Cabinetsſecretair Fracaffini, der Eichftädtifche Minifter 
Freiherr v. Ow, von Fulda der Domcapitilar v. Warnsdorf und der Ge— 
heimerath v. Schlarer, von Paderborn der NRegierungsrath v. Gruben, aus 
Hildesheim der Domherr v. Keffelftadt, aus Speyer der Domdechant von 
Hohenfels, der fogar in London auftrat. Polit. Sournal 1802 ©. 280. 

1) Protocol der außerordentl. Reihsdeputation zu Negensburg. Regens— 
burg 1803. 6 Bde. 4%, ©. insbefondere Bd. 1. ©. 267. Sachſen (vergl. 
Mainz ©. 166), 284 Hoch- und Deutfchmeifter, 314 Kurböhmen, 349 f. u. 
befonders 354 Kurbrandenburg, 374 Bayern, 377 Heffen-Eaffel, wie Bran- 
denburg, 384 Württemberg, 412 Mainz, ohne Kirchliche Beziehungen, 420 
vgl. 426 f. Conchufum, Ferner: Beilagen 2, 274 der Kaifer, und dazu 
Brandenburg ©. 503, Bayern ©. 504 f., Hoch- und Deutfchmeifter ©. 507, 
Heffen und Württemberg ©. 509, Hauptplan ©. 610, 

10 * 
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arbeiten angefangen hatte, den Entjehädigungsplan von Frank— 
reih und Rußland dictirt erhielt, und wie ſie jich bereit finden 
ließ, ihn auf franzöfticheruffiichen „Vorſchlag“ noch wiederholt zu 
verändern; wie dabei auch Defterreich ganz die von den Uebrigen 
betretenen Wege ging, und befliffen war, nur möglichit große 
Bortheile in Baris zugeftanden zu erhalten, dies jchmachvolle 
Dlatt der deutſchen Gejchichte im Einzelnen aufzuthun, iſt hier 
nicht nöthig. 

Noch bevor man am Keichstage über die Art der Sachbe— 
handlung einig geworden war, ftarb der Erzbiichof von Eöln, 
Biſchof von Münfter, Maximilian Franz von Dejterreih (27. 
Julius 1801), Damals hoffte Defterreih noch Die geiftlichen 
Kurfürjtenthümer zu erhalten, und hätte Daher gern einen anderen 
Erzherzog dort gewählt gejehen: auch abgejehen von ver Er- 
haltung der geiftlihen Kurhüte erſchien ihm gerade am dieſer 
Stelle Ihon die durch eine ſolche Nemwahl zu erveichende Er- 
ſchwerung der Säcularifation als ein Sieg über Preußen. Die jetst 
mehr als je mit Dejterreich verbündeten Capitel von Münſter 
und Cöln, letzteres hatte feinen Sit damals in Arnsberg, boten 
dem Erzherzoge Franz Anton unverzüglich die Wahl an, wurden, 
als Preußen (Auguft 1801) dawider protejtirte, von Defterreich 
gedrängt, dieſelbe zu vollziehen, und wählten in der That den 
Erzherzog Münfter 9. Sept., Arnsberg 7. Det), der ſich auch 
bereit erklärte, die Wahl anzunehmen.) Preußen hatte bei feiner 
Proteftation am Neichstage, unter Widerfpruch der geiftlichen 
Stände, fordern laſſen (31. Auguft), daß, bis zu Beendigung des 
Entſchädigungsgeſchäftes ledig werdende Stifter überhaupt nicht 
neu bejetst werden dürften: jetzt erklärte e8, es erfenne einen 
neugewählten Erzbiichof von Cöln und Biſchof von Münjter 
nicht an. Im der zu Negensburg mit Grregtheit betriebenen 
Sache jtanden die weltlichen Stimmen faſt alle auf preußticher 
Seite. Derfaifer wählte daher den Ausweg, im Detober jich gleich- 
zeitig am Reichstage und in Berlin, dort mit Schärfe gegen 


') Eme Ueberfiht über. diefe Streitfahe und ihre Litteratur f. bi 
Heufjer a. a. D. 2. 370, 


u ee 


% 


Biſchofswahl in Miünfter und Ein. 149 


die preußische Borderung, hier mit Nachgiebigfeit für Die preußische 
Forderung zu erklären. Er erhielt zwar noch aufrecht, daß die 
drei geijtlichen Kurfürſten bleiben müßten, gab aber zugleich die 
Verſicherung, die beftrittenen Wahlen follten auf den Gang des 
Säculariſationsgeſchäftes keinerlei Einfluß üben; weshalb auch 
auf die in Arnsberg und Münfter gewünfchte Beſitznahme ber 
Stifter jeitens des Neugewählten öſterreichiſcherſeits nicht einge- 
gangen ſei. Sp blieb die Angelegenheit etwas länger als ein 
Bahr. Am 4. December 1802 fodann ertheilte der Kaifer amt 
Reichstage feine Zuftimmung zu- dem franzöſiſch-ruſſiſchen Ent- 
ſchädigungsplane, durch welchen Cöln und Trier fäcularifirt wurden, 
ließ alfo dem Gedanfen ihrer Erhaltung fallen; und zeigte gleich- 
zeitig an, Daß fein Erzherzoa auf die Wahlen in Cöln und 
Münfter verzichte. Er hatte um dieſe Zeit feine parifer Ver— 
handlungen ſchon zur Genüge vorwärts gebracht, und ſchloß dort 
am 26. December formell ab. Schon jet begann man am Reichg- 
tage den Inhalt des noch nicht ganz fertigen Reichsdeputations— 
ſchluſſes zu bevathen. Am 25. Februar 1803 endlich beendete 
die Reichspeputation förmlich ihr. Werf, am 24. März wurde es 
mittel Reichsgutachtens vom Neichstage angenommen, am 27. 
April erhielt es Die kaiſerliche Beftätigung. 

Von geiftlichen Fürjten blieb, da die beiden Nitterorven nicht 
in Betracht famen, nur Mainz, oder Kurafchaffenburg, wie es 
um Reiche- und Staatshandbuche für 1803 Heißt; denn der mainzer 
Sit war durch den Papſft ſchon von ber deutſchen Kirche ab- 
getrennt, und ein franzöfifches Bisthum. In In Bolge eines vier | 
Monate nach dem Frieden von Luneville (15. Julius 1801) 
mit Napoleon abgeſchloſſenen Concordates hatte Pius VII. mittels 
feiner Bulle vom 29. November 1801 fämmtliche uralte links— 
rheiniſche Biſchofsſitze von der deutſchen Kirche abgeriffen: nur 
noch die vechtsrheinifchen Fragmente ihrer Didcefen blieben zurück, 
Er zerrüttete damit tief die Gliederung der deutſchen Neichskirche, 
Der alte Erzbifchof Friedrich Carl von Mainz hatte das noch 
erlebt, und war hierauf zu Ajchaffenburg 26. Julius 1802 ge- 
jtorben; womit fein Coadjutor Dalberg, welcher in ver leisten 
Zeit ſchon Antheil an den Negierungsgefhäften befommen hatte, 
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auf den Stuhl von Mainz und Worms rechtsrheiniſchen Autheils 
gelangt war. Als Kurerzcanzler des deutſchen Reichs konnte der 
mainzer Erzbiſchof nicht entbehrt werden; Dalberg ging die viel— 
betretenen geheimen Wege, Frankreichs Stimme zu gewinnen; 
die vermittelnden Mächte ſchlugen alſo vor (24. Aug.), den neuen 
Erzbiſchof mit dem Fürſtbisthume Regensburg zu dotiren,) deſſen 


Biſchof Joſeph Conrad von Schroffenberg damals noch am 


Leben war, aber Dalberg nicht hinderte, das Fürſtbisthum im 
December, noch vor dem desfallfigen Reichsgeſetze, in Beſitz zu 
nehmen, und alsbald darauf verbreiten zu lajjen,”) er werde e8, 
ſammt Mainz, zu Gunjten eines üfterreichtichen Prinzen wieder 
refigniven, wenn man ihm nicht ein von ihm verlangtes Map 
der Ausjtattung zubillige: womit er auch Durchdrang. Der 
Reichsdeputationshauptſchluß ($ 25.) bejtimmt: „ver Stuhl zu 
Mainz wird auf die Domfirche zu Negensburg übertragen. Die 
Würden eines Kırfürjten, Neichserzcanzlers, Mtetropolitanerz- 
bifchofs und Primas von Deutichland bleiben auf ewige Zeiten 
damit vereinigt. Seine Metropolitangerichtsbarfeit erjtredt fich 
in Zufunft über. alle auf der rechten Rheinſeite liegenden Theile 
der ehemaligen geiftlichen Provinzen von Mainz, Trier und Cöln; 
jedoh mit Ausnahme der 8. Preußiſchen Staaten; imgleichen 
über die ſalzburgiſche Provinz, joweit Diejelbe fich über die mit 
Pfalzbayern vereinigten Länder ausdehnt“, d. h. über das ge- 
ſammte nicht öfterreichiiche oder preußiſche Deutjchland. „Der 
Kurfürjt Erzcanzler wird fernerhin nach Den Statuten feiner 
alten Metropolitandiöcee Mainz gewählt werden.” Bon jeiner 
mainzer Ausitattung blieb ihm das mit einem würzburgijchen 
Amte vermehrte Fürjtenthbum Ajchaffenburg. Dazu erhielt er den 


1) So ſchon in der Declaration Rußlands und Frankreichs v. 4. Julius 
u. 6. Auguft Art. 32: Die Vermittelnden ont reconnu, qu’ il etait à la 
fois possible et convenable de conserver dans le premier College, de 
Empire un Electeur ecclesiastique. Jls proposent en consequence, 
que l’Archichancelier de l’Empire soit transfer au siege de Ratis- 
bonne etc. 

2) Politiſches Journal Jahrg. 1803. ©. 67. Brief aus Aſchaffenburg 
vom 13. Januar. Die afhaffenburger Briefe des Politiihen Journal in 
diefen Jahren find erkennbar von officiöſer Feder. 


Inhalt des Gefetses. 151 


Landbeſitz des bisherigen Fürſtbisthums Regensburg, vermehrt 
durch die mebiatifirten Neichsftädte Negensburg und Wetlar, 
ſowie ſämmtliche in diefen Gebieten gelegene Stifter, Abteten und 
Klöfter, die alfo zu fäcularifiren waren; das Haus Compojftell 
in Frankfurt, gewiſſe Beſitzungen des mainzer Domcapiteld und 
eine Geldrente. — Nach dem im April 1803 erfolgten Tode des 
Biſchofs von Negensburg konnte ev auch im der geiftlichen Re— 
gierung der Diöcefe deſſen Nachfolger werden. 

Sämmtliche andere Fürſtbisthümer und Fürſtabteien wurden 
ſäculariſirt, und an weltliche Herren vertheilt: „Alle Güter der 
Domeapitel umd ihrer Dignitarien werden den Domainen der 
Biſchöfe einverleibt, und gehen mit den Bisthümern auf Die 
Vürften über, denen dieſe angewiefen find. In den zwijchen 
Mehreren vertheilten Bisthümern werden die in den einzelnen 
Theilen befindlichen Güter diefer Art mit denjelben vereinigt 
($ 34). Alle Güter der fundirten Stifter, Abteren und Klöſter 
in den alten jowohl, wie in den neuen Befisungen ...., mittel- 
bar oder unmittelbar, .... werden der freien und vollen Dig- 
pofition der reſpect. Landesherren ....- zur Erleichterung ihrer 
Vinanzen überlaſſen.“ — Jedoch das Alles „unter dent beſtimm— 
ten Vorbehalte der feiten und bleibenden Ausjtattung ver Doms 
firchen, welche werden beibehalten werden, .... nach den umten 
.... bemerften Beſtimmungen“ ($ 35), d. h. folgenden: „Die 
erz- und bijchöflichen Didcefen . . . . verbleiben im ihrem bis— 
herigen Zuftande, bis eine andere Didcefaneinrichtung auf reichs— 
gefetliche Art getroffen fein wird, wovon denn. auch die Ein— 
richtung der fünftigen Dontcapitel abhängt” ($ 62). 

Was hieß „veichsgefetliche Art‘ der Didcefaneinrichtung? — 
Zunächit Dachte man, wie die Folge zeigt, an ein Concordat mit 
der päpstlichen Curie; auf welches man ſchon am Ende der Numtiatur- 
ftreitigfeiten als brauchbarjtes Auskunftsmittel gekommen war. 
Aber wie im Neichsveputationshauptichluffe Bejtimmungen über 
Beränderung der erzbiichöflichen Sprengel bloß Durch Reichs— 
gejeß getroffen wurden, fo blieb unbeftimmt in dem Gejege, ob 
nicht etwa die neuen Didcefaneinrichtungen, gemäß den Prineipien 
des Joſephinismus, gleichfalls einfeitig vom Neiche ausgehen jollten. 
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Jedenfalls wurde der Fortbeſtand der bisherigen Didcefan- 
einrichtungen bis zu der bevorjtehenden Veränderung garantixt, 
und ebenfo war Dotation der fünftigen Diöcefaneinrichtungen 
reichsgefeglich veriprochen. Das iſt Alles, was von der alten 
katholiſchen deutſchen Reichskirche als jolcher übrig blieb, 

Der Papit hatte den territoriahftiichen Grundfägen, als jie 
in Franfreih und jpäter im öfterreichiichen Joſephinismus feinen 
Rechten entgegentraten, principiell widerfprochen; dies hatte ihn 
jedoch nicht gehindert, ſich mit ihrer Anwendung durch den Kur— 
fürſten von Pfalzbayern zu verbinden, als dieſelbe den Be— 
ſtrebungen der deutſchen Erzbiſchöfe gegenüber ihm ſelbſt brauch— 
bar ſchien. Jetzt waren es gleiche Principien, welche zu weiterer 
Conſequenz gezogen die katholiſche Kirche ihres geſammten fürjt- 
fihen und eines großen Theiles von ihrem nichtfürſtlichen 
Kirchengute in Deutjchland beraubten. Wenn der Papjt nun— 
mehr dawider protejtirte,') To verlor das nicht bloß Durch jenes 
ältere Verbündniß, ſondern noch mehr dadurch jeine Spite, daß 
er in dem mit Frankreich furz vor der Wahl der Kegensburger 
Reichsveputation abgeſchloſſenen Concordate die Tranzöfiichen 
Säcularifationen der Revolutionszeit vatihabirt Hatte, Warum 
ſollte jetst nicht in Deutichland geichehen können, was in Frank—⸗ 
reich joeben von ihm anerkannt worden war? 


Nichtsdejtoweniger bleibt richtig, daß vom rechtlichen Stand- 


punkte betrachtet der deutſchen katholiſchen Kirche offenbares Un— 
recht geſchah. Der Kaifer, indem er den Reichsdeputationshaupt- 
ſchluß genehmigte, brach unzweifelhaft jeinen Eid. Allein eben jo 
gewiß hatten die bejtehenvden Einrichtungen der Reichskirche feine 
Lebenskraft mehr; und was hilft Dem das Recht zu leben, welchem 
die Kraft zu leben abgeht? 





') Daß ex dies fhon damals gethan habe, behaupten die katholiſchen 
pogenannten Dratoven am Wiener Congrefje in ihrer „Betrachtungen 20.’ 
rußricirten Denfihrift vom Mat 1815, und ebenfo ſpricht Cardinal Conſalvi 
in feiner Proteftation gegem die Congreßacte von einer publicis documentis 
fund gewordenen päpftlihen „Improbation“. Klüber Aecten des Wiener 
Eongrefies 4, 294. 6, 443. 
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9, Fanzöſiſches. 


Es braucht nicht wiederholt zur werden, wie viel die fran— 


zöſiſchen Staatsprineipien und das franzöfifche Beiſpiel auf Theorie 


und Praxis des deutjchen öffentlichen Rechtes ſowohl überhaupt, 
wie insbeſondre in Betreff des Verhältniſſes zwiichen Staat und 
Kirche Einfluß gehabt haben. Vom Febronianismus und Joſephi— 
nismus als Reproductionen gallicaniicher Vorbilder it ſchon die 
Rede gewejen, und ebenjo von den firchlichen Conſequenzen der 
Staatstheorie vom Socialeontvacte, welche wenn auch"nicht ur— 
ſprünglich aus Frankreich ftammend, doc für Deutichland in 
ihrer franzöfifchen Faſſung wirkſam und als Theil franzöſiſcher 


- Gefammtbildung aufgenommen ward, 


Die kirchenſtaatsrechtlichen Entwidelungen in Frankreich 
würden daher für ihre deutichen Parallelen auch dann von Bes 
deutung fein, wenn die Zeit micht eingetreten wäre, in welcher 
der franzöfiichen Macht weit nach Deutfchland hinein noch un— 
mittelbarer zu vegieren befchteden war; fie wurden in der napo— 
leoniſchen Periode von am jo größerer Bedeutung. "Bevor alfo 


‚die Darftellung deutſcher Verhältniſſe weitergeführt werden kann, 


wird ein Blick auf die franzöfiichen nothwendig. 

Ludwigs XIV. vier gallicanijche Artikel won 1682, wenn fie 
ausiprechen, der Papſt fer „nicht über dem Geſetze mochten dabei 
zunächit Kicchengefege im Auge haben, befagten indeß auch, daß er 
über dem weltlichen Geſetze nicht ſei. Im Leben ver franzöftichen 
Kirche war hiernach, wenn das Staatsgefes und die Kirchliche 
Ordnung ſich wideriprachen, das Staatsgefer das höhere, Das 
war in Srankreich nicht nei. Schon 1647 hatte König Ludwig 
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nur älteres Recht beftätigt, wenn er für alle Arten päpftlicher 
Erlaſſe nach Frankreich die Nothiwendigfeit des Füniglichen Placet 
vorſchrieb: im Julius 1680 wiederholte er es. Nachdem die vier 
Artifel angenommen waren, forderte er in einem Edicte vom 
März 1682 deren unbedingtejte Anerkennung im ganzen eiche, 
nahm dies 1693 zwar theilweife zurüc, publicirte aber 1695 ein 
umfafjendes Ediet über die Firchliche Jurisdiction‘, durch welches 
er den füniglichen Einfluß in kirchlichen Dingen fefthielt; und hat 
auch der Folgezeit eine Art Cover des franzöfiichen Staatsfirchen- 
rechtes darin hinterlaffen, dejjen Beſtimmung noch in den orga- 
nijchen Artikeln von 1802 anflingen. Ludwig XV. blieb den 
Prineipien feines Vorgängers getreu: er ſchärfte die Vorjchriften 
über das Placet (December 1716), die Aufrechthaltung der all- 
gemeinen Yehrhandhabung der vier Artifel (Mai 1766) ein, ver— 
trieb die Sefuiten u. f. w. Die Regierungspraxis in dieſen 
Dingen fam unverändert auf Ludwig XVI. | 

Sie war in Franfreih nicht, wie unter Joſeph IL in 
Deiterreich, wejentlih auf territorialiftifcher Theorie begründet, 
fondern Schloß fih an althergebrachte, hiſtoriſche Zuftände an. 
Aber diefe überlieferten Verhältniffe wurden unter Ludwig XIV. 
und XV. territorialtitiich gehandhabt und ausgebildet; und Die 
doctrinairen Elemente erlangten in der Praxis je länger je mehr 
gleiche Stärke mit den Hiftorifchen. Daher als die theoretifche 
Fortentwickelung dahin führte, den Collegialismus für richtiger, 
als den Territorialismus zu halten, dieſer Fortſchritt auch auf 
die franzöfifche Negierungspraxis von Einfluß war. Er zeigte 
fich 3. B. in der Behandlung der Proteftanten. Gegen die mit dent 
Sabre 1534 beginnenden Strafgeſetze wider den Proteftantismus 
hatten die Hugenotten allmälig denjenigen Schuß erlangt, der in 
dem Edicte von Nantes (1598) gipfelte, und eine religiös-politiſche, 
zum Theil ſtändiſche Unabhängigkeit, wie fie dem Neben- und 
Gegeneinander wohlerworbener Einzelrechte, welche das Wejen des 
damaligen Staates ausmachten, entſprach. Sie bejtand lange 
Zeit auch noch unter Yudwig XIV. Da wurde zuerjt Gunius 
1664) den proteſtantiſchen Predigern die geiftliche Tracht verboten, 
dann (October 1665) angeordnet, daß befehrte Hugenottenkinder 





rs 
* 


Ancien Regime. 155 


von ihren Eltern Alimentation in Geld fordern können, hierauf 
(Sanuar 1669) wurden die zum Schutze des Edictes errichteten 
Behörden, jogen. Chambres de l’Edit, in Nantes, Rouen und 
Paris unterdrückt. Im Auguft 1676 wurde befohlen, daß in den 
Belehrungshäufern aufgenommene Protejtantentöchter ihre Eltern 
erjt nach erfolgten Webertritt zu jehen brauchen, im Auguft 1680’ 
daß bei den Gerichten jeder protejtantijche Subalterne zu entlafjen 
jei, im November 1680 wurden gemijchte Ehen definitiv verboten, 
im April 1681 ward vorgefchrieben, daß Franke Brotejtanten von 
der bürgerlichen Obrigfeit zum Webertritt ermahnt werden follen, 
im Sunius 1681, daß Protejtantenfinder nicht auswärts erzogen 
werden Dürfen, und mit fieben Jahren zum Katholicismus über- 
treten können. Im Jahre 1682 begannen die Austreibungen der 
Protejtanten aus einzelnen Städten, jedoch unter Verbot, das 
Reich zu verlafjen, und festen jich die nächſten Jahre fort; 1684 
ward umterjagt, Franke Protejtanten ins Haus aufzunehmen, die 
Proteftanten wurden von den Golonieen ausgejchlofjen; 1685 
folgte der Widerruf des Edicts von Nantes: protejtantiiche Bet- 
häufer, wo gemifchte Chen eingejegnet jeien, ſollten niedergeriſſen 
werden, Ehen der Protejtanten unter ſich verboten, alle Kinder 
daraus ilfegitim fein; proteſtantiſche Aerzte dürfen ihre Praxis, 
protejtantiihe Räthe in den Collegien ihr Amt, proteſtantiſche 
Apotheker und Epieiers ihr Geſchäft micht behalten, proteftan- 
tiſche Handwerfsmetiter Feine Lehrlinge, Protejtanten überhaupt 
feine katholiſchen, dann auch feine proteftantiichen Dienftboten 
haben. Im Januar 1686 wurde befohlen, daß Protejtanten- 
finder, jobald fie fünf Jahr alt find, in katholiſche Erziehung 
gegeben werden müjjen. Zwei Jahre jpäter wurden alle pro- 
tejtantiichen Kirchengüter, alles Vermögen protejtantiicher Geift- 
licher, alle Güter der Nefugies confisert; im September 1695 
wurde auf die Auswanderung der Proteftanten Galeerenjtrafe 
geſetzt, im März 1705 vorgefchrieben, daß alle im Reiche vor- 
findlichen Chriften als Katholiken, wären fie das nicht, als im die 
Ketzerei Zurücgefallene zu betrachten ſeien, und als folche mit 
Galeere und VBermögensconfiscation bejtraft werden follen (loi 
des relapses). — Es iſt gut, fich diefe Verordnungen in ihrer 
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Häufung, Steigerung und Grauſamkeit wieder zu vergegenz- 
wärtigen. Man hat darauf Hingewiefen, und mit echt, daß fie 
noch nicht einmal Sache des Fatholiichen Gewiffens, jondern 
Sache der franzöfiichen Politik waren; indem fie in Ludwigs XIV. 
Streitigfeiten gegen Nom dienten darzulegen, der Gegenjag gegen 
den Bapft fer fein antikatholifcher, der König fer vielmehr gut 
fatholifch, um ihm jo für feine gallicaniſche Action um jo freiere 
Hand zu geben, Auch ift richtig, daß der Gallicanismus im 
Dogma katholiſch blieb. Er hielt nicht blos Die Lehre von Der 
Kirchenautorität, er hielt auch den katholiſchen Glaubensbegriff 
feft, nach welchen der Glaube Gehorſam, Daher erzwingbar iſt. 
Er mußte demgemäß anerkennen, der Proteſtantismus ſei eine vom 
Tridentinum verworfene Ketzerei, und Zwang ſei gegen dieſelbe 
das geeignete Mittel. Selbſt die Janſeniſten dachten nicht anders. 
Aber dieſe katholiſche war nur die eine Seite der Sache: die 
andere war die territorialiſtiſche. Je unbedingter Ludwig XIV. 
den geſammten franzöſiſchen Staat, einſchließlich der Staatskirche, 
zu leiten befliſſen war, je mehr er mit dieſem Staate auch in 
deſſen kirchlichen Functionen ſich ſelbſt identificirte, deſto uner— 
träglicher mußte es ihm ſein, Unterthanen zu haben, welche die 
Staatsreligion nicht theilten, alſo in ſo wichtigen und ſo politiſch 
verwerthbaren Dingen, wie die religiöſen, von ihm und ſeiner 
Regierung unabhängig bleiben wollten. Der polizeiliche Gewiſſens— 
zwang, mit dem er gegen ſie verfuhr, iſt ſo viel Territorialismus, 
wie Katholicität: eben ſowohl der Macht des katholiſchen Staates, 
wie der Macht der katholiſchen Kirche ſollten die Proteſtanten ge— 
horſam werden. 

Und ſo blieb unter Ludwig XV. unverändert das einmal 
eingeleitete Syſtem. Im Mat 1724 beſtätigte der König alle 
Geſetze gegen die Proteftanten. Unter ZTodesjtrafe ward die 
proteftantifche Predigt verboten. Es iſt nicht nöthig, das Einzelne 
weiter zu verfolgen. — Da nahmen Voltaire und die Enchelopä- 
diften fich der Gewilfensfreiheit an. Sie zählten die veligiöfe 
Selbitbeftimmung zu den beim Staatsvertrage von den Aſſo— 
cirten nicht aufgegebenen Dingen; die collegialiftifche Theorie 
entwieelte ſich aus der territoriahftifchen: die Proteftanten 
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erſchienen als Gruppe religiöſer Geſinnungsgenoſſen, die man 
ſich frei bewegen laſſen müſſe, ſolange dem Staate feine Gefahr 
daraus erwachſe. Auf Grund ſolcher Anſchauungen gab im 
November 1787 Ludwig XVI. die proteſtantiſche Neligionsübung | 
frei. Als bald darauf der Tiers-Etat von Paris ſeinen Depu— 
tirten zu den Generalſtaaten von 1789 inſtruirte, handelte er in 
einem beſonderen Capitel von der Religion: als etwas „dem 
Menſchen Unentbehrliches“ ſei ſie vom Staate zu berückſichtigen; 
ihre Diener ſeien als Staatsangehörige dem Geſetze unterworfen; 
jeder Staatsbürger habe Gewiſſensfreiheit. Wegen ihrer inneren 
Vortrefflichkeit ſei die katholiſche Religion in Frankreich die herr— 
ſchende; darauf beruhen die gallicaniſchen Kirchenfreiheiten. Die 
geiſtliche Jurisdietion dürfe ſich in Nichts auf weltliche Dinge 
erſtrecken. Ihre Ausübung regle das Staatsgeſetz. Die Decla— 
ration der Rechte des Menſchen und Bürgers vom 3. November 
1789 Art: 10 GBeſchluß vom 23. Auguſt) beſtimmt: „Niemand 
darf wegen jeiner Meinungen, auch nicht der veligiöfen, behelligt 
werden, jolange nicht durch deren Meanifeftation die öffentliche 
Ordnung gejtört wird.‘ Dies ward wörtlich in die Conſtitution 
von 1791 aufgenommen, 

Allein neben folchen im öffentlichen Leben einzelm zur Gel— 
tung kommenden collegialiftiichen PBrineipien wirkte mächtig, ja 
mächtiger als bisher, der gewohnte Territoriafismus fort, da ihn 
feinerler Nückficht mehr in feiner Entfaltung beſchränkte. Zu— 
nächſt gab ev den Grund, auf welchem, inven der Staat für die 
Gultusfojten anderweit zu jorgen übernahm,') Säculariſation der 
Kirchengüter und, bei Aufhebung ſämmtlicher geiftlicher Orden, 
Einziehung der Kloſtergüter beſchloſſen ward.) Dann erwuchs 
aus ſeinen Conſequenzen die „Civilconſtitution des Clerus“ vom 


Autrag Talleyrands v. 10. Oetob., Deeret der Nationalverſammlung 
v. 2. Nov., vom Könige beſtätigt 4. Nov. 1759: Tous les biens des ecclé— 
siastiques (?) sont à la disposition de la nation, à la charge de pour- 
voir d’une maniere convenable aux frais du culte. Desenne Code gé— 
nöral francais 10, 360. Am 14. April. 1790 wurde demgemäß die Ver— 
waltung auch der unverkauften Kirchengüter den weltlichen Gemeindebehörden itber- 
geben, durch welche der Pfarrer befolvet ward. Andre Ausführungsdeerete folgten. 

2) Antrag Treilhards v. 13. Febr. Gef. v. 14, Oct. 1790, Desenne 10; 381 
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12. Suftus 1790.) War die Kirche ihrem Wefen nah Nichts, 
als die den Cultusbedürfniſſen der Staatsgenoſſen zugewandte 
Seite des Staates, fo war es folgerichtig, daß bei völligem Neu— 
bau der Staatsverfaffung an demſelben auch die Kirche theil- 
nahm und fich ihm anſchloß. Bis dahın hatte e8 in Frankreich 
136 Diöcefen von verjchiedener Größe gegeben: die nicht umfonft 
civil heißende Givilconftitution ſchrieb, unter Aufhebung dieſer 
Bisthümer und ihrer Capitel, nebjt Einziehung ihres Vermögens, 
vor: jedem der 83 ftaatlichen Departements, in welche Frankreich 
getheilt wird, entipricht fortan je eine Diöcefe. Die bürgerlicher 
Departementsgrenzen und die des Departements-Bisthums find 
diefelben. Die 83 neuen Bisthümer, von denen nur ein Theil 
den alten Sit und Namen behielten, wurden in zehn erzbiichöf- 
fihe Provinzen du Nord-ouest, du Centre, du Sud u. ſ. m. 
gruppirt: nur die Kirchenprovinz Paris jollte noch nach Der 
Hauptjtadt eigen. Jede Anerkennung eines anderen als dieſes 
fo regulirten Didcefan- oder Metropolitan-Nerus wurde verboten; 
auch die Pfarren behielt man fich neu zu arrondiven vor. Biſchöfe 
und Erzbifchöfe ſollten Pfarrer ihrer Cathedralen fein, jedoch eine 
bejtimmte Zahl Vicare haben, und aus diefen ihren unumgäng- 
lihen „Rath“ bilden. Jede Diöcefe erhielt ein von der Re— 
gierung eingerichtetes und geleitetes Seminar zugetheilt. Wie die 
weltliche größtentheils, jo geſchieht alle geiftliche Stellenbejegung 
durch Wahl, Die Pfarrer werden durch diejenigen Mitglieder 
ihres Sprengels, welche das politiihe Wahlrecht zu der abmini- 
jtrativen Diftrietsverfammlung haben, einerlei ob fie katholiſch 
find, wenn fie nur eine Art Simonteeid leiften und feinen An= 
itand nehmen, der Meffe beizumohnen, gewählt: gleichzeitig mit 
der Wahl zur Diftrietsverfammlung, und nach denjelben Normen. 
Der Gewählte erbittet perfünlich vom Biſchofe die canonijche In— 
jtitutton, die er nach einem Eramen, bei welchem er fich als Ka— 
tholif befennen muß, erhält. Ein Gehorſamseid darf dabet nicht 
gefordert werden. Der Bifchof wird ebenfo von den Wählern zur 
Departementsverfammlung, aber nur aus der eiftlichfeit der 


) Vom Könige beftätigt 24. Auguft: Desenne 10, 363. folg. 
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Didcefe gewählt, und fordert die Inftitution perjönlih vom Erz- 
bifchofe oder wenn er jelbjt Erzbijchof iſt vom älteften Bifchofe 
der Provinz. Püpftliche Konfirmation darf er nicht ſuchen,  jon- 
dern dem Papjte jeine Anftellung bloß anzeigen.') Auch er ſchwört 
feinen Gehorfamseid; wen er aber — vom Erzbifchofe oder vom äl- 
teten Biſchofe der Provinz — confecrirt wird, fo ſchwört er öffentlich 
de veiller avec soin sur les fideles du dioe@se . . ., d’ötre fidele 
à lanation, & la loi et auroi, et de maintenir de tout son pouvoir 
la eonstitution. Der König wird vom Wahlrefultate in Kenntniß 
gejeßt. Ein Pfarrer, dem die Inititution verfagt wird, hat fich 
an die Metropolitaniynode zu wenden, welche definitiv entſcheidet; 
ein Biſchof oder Erzbifchof wendet fich im gleichen Falle?) zuerft 
je nach der Anciennetät an die übrigen Bifchöfe der Provinz, even— 
tell mittel8 Appel comme d’abus an das Diftrictstribunal, unter 
welchen jein Sits liegt. Dies Hört die fich weigernden Bifchöfe, 
und bezeichnet dann einen Erzbilchof oder Bifchof, der zu confir- 
miren und zu conjecriven habe, und dazu eventuell gezwungen wird, 

Das „Zraitement‘ aller dDiefer „Diener der Religion“ wurde | 
durch die Civileonjtitution und verſchiedene fpätere Gefege ftufen- 
weife bejtimmt. Gebühren dürfen fie nicht nehmen. Jeder muß 
Refivenz Halten; wozu er ewentuell durch die weltliche Gewalt ge- 
zwungen wird. Während der Bacanz eines Bisthums fungirt als 
Biſchof der erſte biſchöfliche Vicar. 

Ein Decret v. 27. November — 26. Dechr. 1790 verlangt 
von jammtlichen im Amte befindlichen geiftlichen fontionnaires 
publies, als Pfarrern, Vicaren, Seminarlehrern u. ſ. w. den Eid, 
diefe Eivilconjtitution befolgen zu wollen: Verweigerung tft jo viel 
wie Amtsentfagung, Verlegung — d. i. Ungehorfam gegen die 
Stantsgewalten — wird mit Entziehung des Einfommeng, der 
jtaatsbürgerlichen Rechte und ſonſt geftraft.?) 


) En temoignage de l’unite de foi et de la communion, qu’il doit 
entretenir avec lui. 

?) Nach einem befonderen Gefete v. 15.—22. Nov, 1790, declarirt 21.— 
25. Febr. und 1—6, März 1791. Desenne 10, 391. 405 

) ©. das Deeret bei Desenne 10, 393. Eingefhärft wurde es 27. —30. 
Januar, deelarirt 18. März 1791, Daf. ©. 404, 406, Nach Deeret v. 5. Febr, 
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Eine vom Körtige gebilligte „Inſtruction“ vom 21. Januar 
1791 ') lehnt den Vorwurf ab, daß man mit der Givilconftitution 
und der Forderung dieſes Eides in das Gebiet der Kirchengewalt 
eingegriffen babe: die gottgeſetzte Befugniß der Kirchengemwalt fet 
rein ſpiritual, die Civileonftitution treffe Äußere, dem bürger- 
lichen Geſetze unterliegende Einrichtungen; ganz diefelben Gründe, 
welche Joſeph IL. für ähnliche Anordnungen anzog. Die Entfernung 
aber Derer, die dem Eid nicht leiſten, verjtehe fich vom ſelbſt; 
denn es fünne Niemand in einem: Staate fonetionnaire publie 
jein, wenn. er ſich weigere deſſen Geſetze zu handhaben. Den 
Papjt erfannte man als Gefetsgeber in diefen Dingen in Feiner 
Hinficht an: ein Deeret vom I9—17. Junius 1791?)' verlangte 
das Placet des Corps Tegislatif für alle päpstlichen: Erlaffe, und 
drohte, weni Jemand fie ohne daſſelbe publieiren follte, mit 
Strafen. 

Alles das hat Ludwig XVI. bejtätigt: Man überfehe nicht, 
daß. es für ihn principiell kaum neu war. Dieſe Verordnungen: 
enthalten Nichts, als in ſcharfer Ausprägung rückſichtslos durch— 
geführt das Ideal des territorialiſtiſch gewendeten Gallicanismus, 
nach. welchem der: König, wie fette zwei Vorgänger, gleichfalls res 
giert Hatte, Allerdings wirde im alten monarchiſchen Frankreich 
dem Monarchen und feinen Behörden zugefallen: jein, was hier 
den politiihen Wählern zugewiefer wurde. Aber katholiſch kirch— 
licher wäre das nicht geweſen; und es iſt daher begreiflih, daß 
die Civilconſtitution des: Klerus: auch von Männern vertheidigt 
worden iſt, denen katholiſche Gefinnung ſchwerlich abgefprochen 
werden dürfte: fie glaubten in Dem, mas borausgegangen 
war, hinlängliche Garantie ihrer Durchführbarfeit zu beſitzen. 
Diefe franzöſiſchen Entwieelungen laufen. völlig parallel mit den 


— 27. März 1791. mußten auch alle bei Hofpitalten und Ähnlichen Stiftungen, 
fowie als öffentliche Lehrer Angeftellten den Eid leiſten. Nach Decret v. 20. 
—28, Junius 1791 wurden die beftraft, welche fich weigert, Nachfolger der 
wegen Nichtleiftung des Eides aus ihrem Aemtern Entfernten anzuerfenmen; 
Desenne a. a. O. ©. 405. 410. u. ſ. w. 

1). Desenne 10, 401. 

2).Desenne 19, 409. 
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zehn Jahre älteren Unternehmungen Kaifer Joſephs IL: in Frant- 
reich wie in Defterreich erklärt man die katholiſche Kirche fin die 
des Staates, dort wie hier läßt man die proteftantifchen Gemeinden 
collegialiſtiſch frei; jene Staatsfirche aber behandelt man, die 
geijtliche Gewalt bloß für innerliches Glaubensleben competent erfen- 
nend, einfach als Injtitut des Staates. 

Kom allerdings und die Vertreter des pofitiven canoniſchen 
Nechtes wollten Das in Frankreich fo wenig, wie in Defterreich 
anerkennen. Faſt alle Bifchöfe und die Mehrzahl der Paftoren 
permweigerten von Anfang am den geforverten Eid, der Papſt ver— 
dammte die Givilconjtitution, bedrohete Alle, die ihr gehorchen 
würden, mit firchlichen Cenſuren, und fuspendirte die Biſchöfe, welche 
den Eid geleijtet Hatten (14. April 1791); während andererfeits 
die Konftituante und noch mehr die Legislative (Sept. 1791 bis 
Sept. 1792) mit harten und immer bhärteren Mafregeln gegen 
die eidweigernden Getjtlichen vorjchritt. Denn wenn wegen gemwei- 
gerten Eides dieſe jtaatsjeitig abgeſetzt wurden, jo erfannten fie 
das nicht an; jondern fuhren, vom Papfte ſoweit es nöthig war 
mit außerordentlichen Facultäten verjehen, joviel ihnen möglich 
blieb zur amtiven fort; und von den Gläubigen hielten fich zu 
ihnen mehr, als zu den beeideten Prieftern. Der Staat verfolgte 
daher Die eidweigernden, vertrieb fie, fette fie gefangen, 
deportirte fie, aber er konnte nicht erreichen, daß nicht neben 
der von ihm anerkannten conftitutionellen Kirche die von ihm 
nicht anerkannte alte Kirche immer fortbeftand, und theils vom 
Auslande her durch die alten Bifchöfe, theils durch geheime Bevolf- 
mächtigte des Papſtes bifchöflich regiert wurde. 

Unter dem Convente (21. Sept. 1792 bis 26. Octob. 1795)') 
blieb noch der Territorialismus Grundſatz der Negierung: aber 
fie ließ allmälig die conftituttonelfe Kirche fallen, und ſubſtituirte 
eine andere Staatsreligion. Schon ein Deeret v. 10. Dechr. 1792 
nahm den conftitutionellen Pfarren und Biſchöfen ven Character 
öffentlicher Beamter; eine Verordnung vom 19. Julius 1793 ge- 
jtattete ihnen die Ehe; am 5. October deffelben Jahres wurde 





1) Desenne 10, 217 fg, 
Mejer, Zur Gejhichte ꝛc. 11 
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die chriftliche Zeitrechnung befeitigt, die Mehrzahl der Kirchen der 
ichloffen; am 7. Novbr. die chriftliche Religion abgefchafft, am 10. 
die Vernunftreligion eingeführt, und am 7. Mat 1794 dahin 
näher bejtimmt, daß fie ein höchſtes Weſen und die Unfterblichkeit 
anerfenne. Es war der Verjuch, eine Staatsreligion, wie fie von 
Sean Jacques Rouſſeau geplant worden war, zu verwirklichen. 
Nach Aobespierres Sturz decretirte der Convent (24. Aug. 1794), 
der Staat präjtire für Cultusbedürfniſſe feiner Glieder weder 
Koften noch Local; was an Kirchen noch in Eirchlichem Gebrauch 
war, wurde als Nationalgut eingezogen. 

Hierin vollzog fich der Uebergang vom Territorialismus zum 
Sollegialismus, der von nun an — unter dem Directorium') — 
das ſtaatskirchenrechtliche Prineip der Negierung wurde Ein 
Geſetz vom 21. Februar 1796 gab jeven Cultus frei; Doch Dürfe 
feiner öffentlich ericheinen, feiner vom Staate bezahlt, Feiner Durch 
Stiftungen oder Gemeindeſteuern pecumtär gefichert werden; wie— 
wohl ein Decret vom 30. Mat die nicht veräußerten Kirchen dem 
Gottesdienfte zurüdgab. Im September 1796 wurde eine jtaat- 
liche Bolizeiaufficht über Die privaten Neligtonsgefellichaften . ge 
regelt, denen die geiftliche Tracht, ver Gebrauch von Glocken und 
Dergleichen noch verboten blieb. Es war Dem entjprechend, daß 
man auch den Eid auf die Civileonftitution nicht mehr forderte, 
fondern unbeeidete Priefter, wenn ſie nur im Allgemeinen dem 
Staatsgejege gehorſam zu jein veriprachen, ebenjo frei, wie die 
beeideten fungiven ließ. Der Convent hatte beide gleichmäßig 
verfolgt; das Divectorium ließ beide gleichmäßig als Beamte 
religiöfer Privatvereine gewähren. In gleicher Eigenjchaft eines 
Privatvereins bejtanden neben der alten und der conjtitutionelien 
Kirche theils die protejtantiichen Gemeinjchaften, theils, zu Paris 
nicht unmächtig, der Verein ver Theophilanthropen, D. Der 
Anhänger derjenigen Vernunftreligon, die unter dem Convent 
einen Anlauf genommen hatte, als Staatsreligion zu gelten, fort. 
Diefen Zuftand der Dinge hat der beveutendfte unter Den ehe— 
maligen mainzer Univerfitätstheologen, Felix Blau, welcher nach) 


ı Desenne 10, 424 fg, 
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Frankreich gegangen und in Straßburg angeftelit geweſen, dann 
nach Paris gekommen war, als einen der Vollkommenheit ſeines kirch— 
lichen Berfaffungsiveals nahe fommenden dargeftellt:') eine wegen 
Blau's alter Beziehungen zur deutfchen Kirche noch heute Be— 
rücfichtigung verdienende Arbeit. Die conftitutionelle Kirche hatte, 
jeit fie micht mehr die des Staated war, ihren Character ver- 
ändert: fie bejtand jetst als der Kirche von Utrecht vergleichbare 
eptfeopaliftifch > katholische Kicchengemeinfchaft, von ven Anhängern 
der alten Kirche allerdings für janfeniftiich erklärt, und hielt 
im Sommer und Herbit 1797 in Paris ein durch fechs Bifchöfe 
berufenes, ziemlich befuchtes Koncilium,?) welches feinen Fatho- 
fifchen Character verficherte, dem Staate gegenüber Gehorfam 
gelobte, Diſſidenten zum Beitritt aufforderte, und den inneren 
Berfaffungsorganismus der Kirche möglichit zu veconftruiven be- 
jtrebt war. Es ftellte nach einiger Zeit feine Arbeiten ein, weil 
die durch Privatbeiträge zufammengebrachten Geldfonds zu Ende 
gingen, und hoffte künftige Fortfegung. Die conftitutionelle Kirche 
juchte ihre urjprüngliche Stellung als Staatsfirhe nach Kräften 
feftzuhalten: factiich gelang ihr das zum Theil auch, Nechtlich 
aber hatte zur Zeit des 18. Brumaire (9. November 1799) fein 
Cultus einen Vorzug in Frankreich; alle Religionsübung war 
lediglich private. Die meiften Anhänger gehörten noch immer ver 
alten Kirche zu. 

Papit Pins VI. war um dieſe Zeit Schon todt (F 29. Aug.), 
und das Conclave zu Venedig zur Wahl feines Nachfolgers wurde 
am 30. Novbr, 1799 eröffnet. Frankreich fchien in dem Augen- 
blicke aus Dtalien zurüdgedrängt; dort dominirten Defterreich 
und Neapel, und durch feine Truppen hatte außerdem Rußland 
Einfluß. Es bezeichnet die Situation, daß das Konclave in einem 


ı) Kritif der feit der Revolution in Frankreich gemachten Neligions- 
verordnungen, auf reine Principien des Staats- und Kicchenrechtes gegründet. 
Straßburg 1797. Vgl. auch Thiers Histoire du Consulat 3, 153 fg. 

2), Canons et decrets du Concile national de France, tenu à Paris 
en l’An de l’Ere chretienne 1797. Commenc& le 15 Aout (28 Thermidor, 
an 5 de la Rep. Frang.) et termine le 12 Novembre (22 Brumaire 
an 6). Mis en ordre par les Ev&ques reunis à Paris. Paris 1798. 
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überaus devoten Schreiben, welches nicht bloß des Kaifers Macht 
und Uneigennügigfeit, jondern auch feinen immerhin doch ſchis— 
matiſchen Glauben preiſ't, fib an Paul I von Rußland 
wandte, und ihn um Schuß für den fünftigen Papft bat.) Es 
meinte aber Schutz nicht bloß gegen das revolutionaire Frankreich 
und deſſen Gefinnungsgenofjen in Italien, jondern auch gegen 
die Fatholiichen Höfe von Neapel und Wien; denn beide beab- 
fichtigten, ſich Stüde des Kirchenjtantes anzueignen. Am 14, 
März 1800 ward Cardinal Chiaramonte, Papſt Pius VIL, ge 
wählt.) Am 3. Julius hielt er in Nom feinen Einzug. Auf 
jeiner Reife von Venedig nach Nom hatte er die Nachricht von 
ver Schlacht von Marengo (14. Junius) erfahren. 

Der Sieger von Marengo war ſchon als er in den Jahren 
1796 und 1797 die Armee in Italien führte, der Geiftlich- 
feit gegenüber gelegentlich freundlicher aufgetreten, als andere 
franzöfifche Generale?) Er hatte jein Conſulat damit begonnen, 
dar (Sanuar 1800) ſämmtliche Kirchen, wiewohl als Staatseigen- 
thum, dem Gottesdienfte zurücigegeben, daß die noch in Gefangen- 
Ichaft befindlichen vefractaiven Prieſter in Freiheit geſetzt, Die 
fetes eiviques untervrüdt, dem verjtorbenen Papite öffentliche 
Ehren erwiefen wurden. AS er im Mai 1800 über die Alpen 
gegangen war, verficherte er in einer vor der Schlacht von 
Marengo an die Geiftlichfeit zu Mailand gehaltenen und als— 
bald durch den Drud verbreiteten Anjprache‘) nicht nur, daß er 
Neligion und Kirche ſchützen wolle, jondern fügte hinzu, daß auch 
für Frankreich das einzige Mittel zu Beruhigung feiner innern 
Stürme in der fatholifchen Religion gegeben jei, und nahm da 





1) M&moires de Consalvi par Cr&tineau-Joly 1, 208 fg. 

2) Die Gefhichte feiner Wahl: Memoires de Consalvi 1, 199 fg. 

3) Theiner Histoire des deux Concordats de la Republique 
Francaise et de la Republique Cisalpine etc. (Paris 1869) 1, 29 fg. 
60 fg. hat aus der officiell edirten Correspondance de Napoleon Allerhand 
zufammengeftellt, wodurch nicht bloß das im Text Gefagte belegt, ſondern auch 
nachgewiefen wird, daß einzelne von Napoleons fpäteren Concordatsgedanken 
Ihon damals von ihm geäußert wurden. 

“) Theiner 1, 63. Haussonville ile- premier Empire et 
l’Eglise 1, 61. 
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Verdienſt in Anjpruch, zu ſolcher Art Beruhigung beigetragen zu 
haben, Wenn er, jagte dabei Napoleon, mit dem neuen Papſte 
jprechen könnte, jo würde ev das Glück erhoffen, alle Hindernifje 
einer vollen Verſöhnung Frankreichs mit der Kirche zur befeitigen, 
Es war noch nicht lange ber, daß er fich im ähnlicher Weife 
muſelmänniſch ausgejprochen hatte, wie er fich jetzt katholiſch aus- 
jprach: dennoch braucht was er jagte nicht für erlogen zur gelten ; 
denn im Grunde bezeugt er nur, was unzweifelhaft feine Mei— 
nung war; die religiöje Geſinnung ſei ein nicht zu umterjchäßen- 
des politisches Material, und die kirchlichen Inſtitutionen, ſammt 
ihren Gewaltinhabern, verdienen daher politiiche Rückſicht. „Ver— 
geſſen Sie nicht,” jo inftruirte er wenige Monate ſpäter feinen 
Abgeordneten am römiſchen Hofe, „ver Papit zu behandeln, als 
wenn er zweihumderttaufend Mann commandirte.“ Vielleicht 
brachten jene Mailänder Worte auch die Perfönlichkeit des neuen 
Papites in Anfchlag, der als Cardinalbifchof von Imola 1797, 
als die Franzoſen famen, auf feinem Posten geblieben war, und 
von dem Napoleon, nach einer damals zu Imola gehaltenen und 
herausgegebenen biichöflichen Homilie zu urtheilen, eine größere 
und von firchenftaatlich = politifcher Beimiſchung freiere Anficht der 
Dinge erwarten fonnte, als bisher an der römtjchen Curie 
herrichend geweſen war. 

Nah Abſchluß des Waffenjtillitandes, welcher der Schlacht 
von Marengo folgte, beauftragte der erſte Conſul bei zufälliger 
Begegnung den ihm befannten Cardinal Martiniana, in Nom 
anzuzeigen, daß er in Negoeiationen zur Ordnung der firchlichen 
Berhältniife für Frankreich einzutreten wünfche; wobei er zuerſt 
Martiniana ſelbſt als römiſchen Unterhändler forderte. Dann 
ließ er dieſen fallen, beſchied den Monſignor Spina, welcher als 
römiſch inſtruirter Mitunterhändfer von der Curie bevollmächtigt 
worden war, nac Paris, der Papit ging darauf ein, abjungirte 
noch einen theologiſch zuwerläffigen Conſultor, den ehemaligen 
Servitengeneral Gafelli, und beide famen Anfang Novembers 
in Paris an. Napoleon hatte formell drei Staatsräthe — 

1) Martinianas Brief, in welchem er Napoleons Auftrag an den Papit 
ausrichtet, war ſchon vom 20, Junius, alfo nur ſechs Tage nach der Schlacht. 
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Portalis, Cretet und Bigot de Preamenen — zu dent Gejchäfte 
beauftragt, ihnen aber als Sachkundigen und eigentlichen Unter- 
händler ven ehemaligen Pfarrer Abbe Bernier, feiner Zeit 
Bendeeführer, beigegeben. Schon in einem Breve vom 13. 
September‘) fündigte Papſt Pius den franzöfiihen Bijchöfen 
die angefnüpfte Negociation mit dem Ausdrucke freudiger Hoff- 
nung öffentlih an. 

Spina, 1756 geboren, war von piemontefiichent Adel, hatte 
in Piſa Jurisprudenz ftudirt, dann an der Curie zu Nom eine 
ſchnelle Carriere gemacht, umd fich dadurch ausgezeichnet, daß er 
Pius VI. in ferner Gefangenschaft zu Florenz aufjuchte und nach 
Balence begleitete, dem Papſte als Seeretair dienend. Er war 
dann bei deſſen Leiche geblieben, bis jie beigejett ward. Pater 
Caſelli, geb. 1740, war gleichfalls aus Piemont, und galt für 
einen gelehrten Theologen. Der Abbe Bernier zeigte jich im 
Laufe der Negoeiation als diefen Gejchäften gemachten, jich mit 
Gecſchick in denſelben bewegend; wie aber die Art feines Ueber— 
ganges von den Vendeern zur Regierung einen Schatten auf 
feinen Charakter geworfen hatte, jo war er auch hier mehr brauch- 
bar, als redlih, und das Unternehmen des Pater Theiner, in 
jener Gejchichte diefer Verhandlungen ihn zu] vechtfertigen, ift 
nicht gelungen. Die Unterhandlungen zwifchen Bernier umd 





Er wurde durch des Cardinals Neffen Grafen Aleiati nach Nom gebracht, 
und dem Papſte kurz wor feinem Einzuge in Nom (3. Julius) zu Terni über- 
geben. Die Antwort — abgedrudt bei Theiner a. a. O. Bd. 1. pieces 
justific. p. 15. — ift vom 10. Julius, acceptirt Martimana als Negoeit- 
renden, ftellt aber in Ausfiht, ihm einen inftruirten Gehülfen zu jenden. 
Daß diefer Spina fein werde, hatte man mündlich hinzugefügt. Damals er- 
wartete man, die Negoeiation jole in Bercelli ftatthaben. Aus einem von 
Theiner (1, 52) mitgetheilten Schreiben Talleyrands vom 4. Sept. ergiebt 
fich, daß Spina um die Zeit noch nicht dort war, Napoleon läßt jetst den 
Gedanfen, mit Martiniana zu verhandelt, fallen, und verlangt Spina nad) 
Paris. Am 24. October reift hierauf derjelbe von Bercelli dahin ab, 
kommt Anfang Novembers an, kann aber erft am 20. December die Antritts- 
andienz bei Napoleon melden. Theiners Nachrichten über diefe Punkte 
werden zuverläffig fein, und berichtigen in Etwas, was Hauſſonville 
dariiber angiebt. 
1) Gedrudt bei Theiner’l, pieces justif. p. 19. 
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Spina begannen gleich nach deſſen Ankunft in Paris, und haben 
bis in den Mai 1801, etwas über ſechs Monate, gedauert. 
Sie find am vollftändigften dargeftellt bei Theiner, welcher aus 
reichlichen, theils im Vaticaniſchen, theils in den Parifer Archiven 
ihm zugänglich gewejenen Quellen ein dennoch nicht genügendes 
Bild von ihnen zeichnet.) Spinas Depefchen nach Nom follen 
verloren fein ;*) die Gejchichte feiner Negoeiation mühte ſich indeß 
aus Conjalvis Antworten in Verbindung mit den Partfer Acten 
jhreiben laſſen, und würde vorzugsweile die verjchiedenen Con— 
cordatsprojecte vorzuführen haben, die beiverjeitS einander gefolgt 
find. Auch nennt Theinerrein „erites‘, dann ein „neues Pro- 
ject; gleich darauf bezeichnet er aber dies neue fehon als das 
„vierte“, den ein „fünftes“ gefolgt ſei;“) und einzig Dies fünfte 
hat ev, wiewohl nicht in authentifcher Gejtalt, abdrucken laſſen. 
Für den Zweck der gegenwärtigen Darftellung fommt es auf die 
einzelnen Projecte nicht am: e8 genügt, den Unterfchted der beider- 
jeitigen Stellung überhaupt zu betrachteır. 

Napoleon konnte bei jeiner intendirten Pacification auf den 
vorrevolutionairen Zuftand in Frankreich jelbftverftändlich nicht 
zurücgreifen. Er konnte aber die Givilconftitution gleichfalls bei 
Seite jegen, und aus dem nach dem Sturme der legten Jahre 
thatjächlih Vorhandenen ein Neues zu geftalten bereit fein. Die | 
Identität von Departement und Didcefe gab er im Intereffe der 
Sparſamkeit auf, und verlangte, daß das Franfreich der da— 
maligen Gegenwart, dem die Aheingrenze ſchon ficher war, in 
jechzig neu zu errichtende Bisthümer zerfallen ſolle. Aber wie 
er don den Bisthumserrihtungen der Gonftitution abfah, fo ver— 
langte ex, daß der Papft von den vorvevolutionäten Bisthümern 
abjehe; die alten als aufgehoben, jene neuen als völlig neu be- 
handele. Für diefe neuen Bisthümer ftellte Napoleon Dptation 


) Hist. des deux Concordats 1, 58 fg. Die ältere, von Hauſſonville 
noch fejtgehaltene Darftellung bei Thiers Hist. du Consulat 3, 171 ift 
durch Theiner überholt worden. Die Memoires de Consalvi 1, 291 fg. gedenken 
diefer Verhandlungen nur einleitend, 

2) Am angef. Orte ©. 88, 

3) Am angef, Orte ©. 99. 102. 105. 
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durch Staatsgehalte in Ausjiht. Dem ehemaligen Kirchengute 
in Frankreich jollte der Papft, deſſen Veräußerung ratihabivend 
und jeine jegigen Inhaber als berechtigte anerfennend, entſagen. 
Ferner forderte er für Die neuen Bisthümer einen vollftändig 
neuen Epijcopat, der nicht, wie nach der Civilconjtitution, gewählt, 
jondern dem Goneordate von 1516 gemäß von der Staatsgewalt 
nominirt, vom Papſte betätigt fein jollte; und er verlangte ihn 
nominiren zu fünnen nicht bloß aus der Priejterjchaft, welche den 
Conſtitutionseid geweigert hatte, jondern auch aus der ajjer- 
mentirten Priejterichaft; er müſſe beide Parteien repräjentiren. 
Die Biſchöfe jollten nach ihrer Wahl das feierliche Verſprechen 
geben, der bejtehenden Staatsgewalt gehoriam zu jein. Sie 
jollten die Pfarrer aus regierungsſeitig nicht abgelehnten Priejtern 
ernennen. Der Cultus jollte anerfanntermaßen unter jtaatlicher, 
durch den Staatsrath zu verwaltender Polizeiaufſicht jtehen, der 
Staatsrath auch die vor der Revolution den Parlamenten zu- 
ſtändig geweſene Gerichtsbarkeit über den Klerus ausüben. End— 
lich verlangte Napoleon, daß den Prieſtern, die ſich verheirathet 
hatten, der Bann abgenommen werde. 

Mit dieſen Forderungen begann Bernier die Unterhand— 
fung, und Spina lehnte die verlangte neue Didcefaneintheilung 
nicht ab. Allein er wollte fie nur als Umgeftaltung des vor— 
revolutionären, nach römischer Anficht rechtlich bisher bei Bejtand 
gebliebenen Zuſtandes behandelt willen; weßhalb auch das Recht 
der noch lebenden vorrevolutionären Bijchöfe auf ihre alten Site 
nicht zu umgehen jei:') der Papſt vermöge nicht mehr, als 
Biſchöfe zu ſuſpendiren, welche etwa regierungsjeitig von der Wieder- 
zulaſſung ausgeichloifen werden, und ihnen Stellvertreter zu er— 
nennen. Ebenſo jei die formelle Anerkennung des Kirchengüter- 
verfaufes?) unmöglich: man fünne nur verjprechen, feinerlei 
Schritte zu Wievererlangung diefer Güter zu thun, falls Dagegen 
das noch nicht verfaufte Kirchengut zurüdgegeben und die Kirche 





1) Hierum drehten fih die erften Verhandlungen. S. Berniers Note 
vom 8. November 1800 und was ihr folgte bei Theiner 1, 92 fg. 

2) Hierüber fiehe Bernierd Note vom 15. November und die Antwort 
bei Theiner 1, 98 fg. 
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fähig erklärt werde, Vermögen zu erwerben, Das Necht ver 
Biſchofsnomination werde man, unter ausprüdlicher Ausnahme 
des Falles, daß der Träger der Staatsgewalt ein Proteftant 
wäre, zugejtehen; conftitutionelle Geiſtliche fünnten nominirt, 
indeß nur nach geleifteter Netractatton beftätigt werben.) Im 
Betreff des Gehorfamsverfprechens der Biſchöfe fomme es auf 
die Redaction an. Die verlangten Normen der Pfarrerbeftellung 
fünnen eingeräumt werben; und hinfichtlich der verheiratheten 
Geijtlichen würde man jich höchſtens einzelne Ausnahmen worbe- 
halten, Was aber die ftaatliche Polizeraufficht iiber den Kultus 
betreffe, jo jet fie — je nach Dem, was darunter verftanden werde, 
— entweder jelbjtvertändlich, oder höchſt bedenklich. Jedenfalls 
müſſe Allem voraus die fatholifche NAeligion für die des Staates 
erklärt und die Dem widerfprechende Geſetzgebung aufgehoben 
werden. Der päüpftliche Unterhändler acceptirte alſo zwar ver— 
ſchiedenes Einzelne, aber nicht die Bafis der franzöſiſchen Pro- 
pojition. Er jah nicht ab von dem vorrevolutionären echte, 
jondern er hielt die damaligen Zuftändigfeiten der Kirche als 
ihr vechtlich noch zufommtende feſt, verlangte, daß, was ſtaats— 
jeitig Dem entgegen gejchehen war, in Hauptpunkten zurückge— 
nommen werden müſſe: aber er jtellte alles Das, was von 
diejem Standpunkte aus möglich fein werde, an Nachgiebigkeit in 
Aussicht. 

Die franzöſiſche Erwiederung hierauf begann mit Ablehnung 
des Punktes, der Rom vielleicht wichtiger, als alles Andere ge— 
wejen wäre; eine Erklärung des Katholicismus zur Staats- 
religion, hieß es, ſei unmöglich, die Sleichberechtigung aller Culte 
nicht wieder rückgängig zu machen; bloß die Ihatfache, daß die 
katholiſche Religion die Religion der Mehrzahl des franzöſiſchen 
Volkes ſei, wolle man im Eingange des abzuſchließenden Con— 


1) Ueber die assermentes Talleyrands Note vom 26. December und 
die daran angefchloffene Verhandlung bei Theiner I, 100 fa.; anfcheinend 
im Zuſammenhange mit einem von Spina entworfenen Concordatsprojecte. 
Theimer fucht Bernier von der Verantwortlichkeit fiir diefen Punkt zur be- 
freien, und diefeibe allein Talleyrand zuzufchieben, welcher durch Gregoir 
influirt worden fet. 
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cordates ausjprechen. Die Bollbefeitigung des vorrevolutionären 
Epifcopates, welche für Napoleon eine Hauptfache war, denn er 
bejeitigte damit den leisten Anhalt der Bourbonen, hielt er auch 
aus dem curialen Gefichtspunfte möglich; Denn im Sahre 1790 
haben ſämmtliche damalige franzöfiiche Bilchöfe Papſt Pius dem 
VI. erklärt, den Verzicht auf ihre Site, falls er der Civilcon— 
ftitution gegenüber ihn für geboten halte, in feine Hand zu 
legen; e8 bedürfe alſo nur noch für dies Anerbieten der Accep- 
tatton. Die römijcherjeitS in Ausficht geftellte Form der Ent- 
fagung auf das SKtirchengut genüge, und müſſe nur vedigirt 
werden. Rückgabe der unverkauften Güter und Einräumung der 
Bermögensfähigfeit an Die Kirche ſei unthunlich, weil gegen das 
moderne Stantsprinceip, welches der Kirche mehr als Befähigung 
zum Nentenbefige nicht einräumen fünne, Die befürmwortete Aus- 
nahme vom jtaatlichen Nominationsrechte wurde ihrer thatjäch- 
lichen Unwahrfcheinlichfeit wegen für überflüffig erklärt. 

Nachdem die erjten Goncordatsentwürfe gefallen waren, 
hatten Anfang Januars 1801 Spina und Bernier auf Grund 
folcher Verhandlungen einen neuen Entwurf concertivt, welcher 
Ende des Monats, begleitet von einem ihn motivirenden und 
jeine Annahme dem Papite dringend empfehlenden Schreiben 
Berniers vom 26. Januar, nach Nom abging.) Bernier drängte 
in characteriftiicher Art auf jehnelle und geheime Annahme: dann 
werde das Webrige fich Teicht finden. Der Papſt lehnte indeß 
ab, und die zwei Verhandelnden entwarfen hierauf ein neues 
Project, aus welchen Alles wegblieb, was auf Die von Der 
Regierung verlangte Anerfennung des conftitutionellen Klerus 
Bezug hatte. Am 21. Februar erklärte Talleyrand, damals 
Miniſter des Auswärtigen, es annehmen zu wollen; danıt wurde 
durch einen der in jeinem Miniſterium Angeftellten, von Haute 
rive,?) eine offictelle Pormulivung entworfen; und als Spina, 
deſſen Vollmacht nur auf Hören und Neferiven, nicht auf Ab- 





') Theiner 1, 102. und pieces justif. p. 21. 
2) Die Angabe von Thiers, daß er ehemals Geiftlicher geweſen ſei, wird 
von Theiner 1, 216. in Abrede genommen. 
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— 
ſchließen ging, ſich zur Annahme nicht competent hielt, der Ent— 
wurf von Spina empfohlen nach Rom abgeſendet, wo er am 
10. März ankam. Hier ließ der Papſt ihn zuerſt durch die 
Cardinäle Corradini, Antonelli und Gerdil, und nach deren vor— 
läufiger Antwort (28. März) durch eine zu dieſem Zwecke er— 
nannte Congregation von zwölf Cardinälen prüfen, die noch mit 
ihrer Arbeit beſchäftigt war, als Napoleon zur Unterſtützung 
der Sache einen weiteren Schritt that. Seit Frankreich nach 
dem Tode Duphot's den Frieden. von Tolentino aufgerufen hatte, 
war e8 mit dent Papjte genau genommen noch in Krieg. Die 
Nichtwiederherſtellung dev Römiſchen Republik nach der Schlacht 
von Mavengo war nur ein Factum. Napoleon hatte in jener 
durch den Kardinal Martiniana ausgerichteten Botjchaft den 
Papſt wiſſen laſſen, in Erwartung künftigen Cinverjtändniffes 


jolle er im Belize des Kirchenſtaates — der Legationen war . 


nicht Erwähnung gethan — nicht gejtört werden; aber das war 
ein auch wieder aufzurufendes Proviſorium. Jetzt aceveditirte 
der Erjte Conſul, wenn gleich nicht in aller diplomatiſchen Form, 
wieder einen Geſandten, Cacault, am römiſchen Hofe, der dort 
von älterer Zeit her orientirt, und ebenfo gern geſehen, wie 
günstig für Rom gefinnt war. As er am 8. April ankam, und 
am 9, feinen erſten Bericht erjtattete,) fand er Die Angelegenheit 
des Concordates noch in der Hand jener Sardinalscongregation, 
fonnte Hoffnung machen, daß deren Crachten in vierzehn Tagen 
werde erjtattet werden, und dabei günftige Dispofittonen der 
Curie melden. Die Kongregation nun arbeitete ein Gegenproject 
aus, der Papjt und fein Cardinalſtaatsſecretair Conſalvi ver- 
handelten iiber dafjelbe mit Cacault: dann ging die Sache an 
die Congregation zurück, und diefe formulixte auf Grund jener 
Verhandlung ein zweites Gegenproject, welches der Papſt fich 
aneignete, und am 12. Mat mit ausführlichem Motivirungs— 
ihreiben an Napoleon fandte, Am 13. Mat ging der Courier 


') ©. diefen Entwinf bei Theiner 1, pieces justif. 31, Taleyrands 
Erklärung dafelbft p. 30. 
°) Theiner 1. 107 fg. 
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von Rom ab. Er überbrachte zugleih Spina’s Ernennung zum 
Nuntius bei der franzöfiichen Negierung.') 

Was der Papit, bei aller Stärke feines Wunſches, mit Frank 
reich abzuschließen, doch fejthalten zu müſſen geglaubt hatte, 
betraf vier Punkte: Zuerjt, die fatholifche Neligion müfje zur 
Staatsreligion erklärt werden, ſodaß Nichtfatholifen mindeſtens 
nicht Conſuln werden fünnten. Zweitens: die vorrevolutionären 
Biſchöfe fünnen zwar, unter Berufung auf das Anerbieten von 
1790, zum Verzicht aufgefordert, die hierauf nicht Eingehenden 
fönnen aber nicht abgejet werden. Drittens wurde wiederholt, 
daß der erfte Conjul, wenn er Protejtant wäre, das Nominationg- 
vecht nicht werde üben fünnen, und — zwifchen den Zeilen — 
daß man nominirte Gonftitutionelle ohne Netraction nicht confir- 
miren werde. Viertens: Seminarien, Kapitel, Klöſter müſſen 
bleiben und müſſen Grundſtücke befigen fünnen. Die Abjolution 
der verheiratheten Priejter war verjprochen. Im der römiſchen 
Formulirung auch der acceptirten Punkte indeß, die nicht befannt 
it, mag manches den Parifer Wünfchen nicht Entfprechende ge— 
wejen fein. 

An demjelben Tage, wo diefe Sendung von Nom abging, 
ichrieb won Paris aus Bernier in Napoleons Auftrage an 
Conſalvi.“ Napoleon war ungeduldig geworden, und hatte Spina 
und Bernier gegenüber erklärt, jede weitere Zögerung werde er 
als Bruch des Papſtes mit Frankreich behandeln, für ven 
Conſalvi perfünlich verantwortlich fer, werde ven Kirchenſtaat 
wieder bejegen laſſen, werde hinfichtlich der Religion jeinen eigenen 
Weg gehen, Er fordere, daß man in Nom in Betreff dev Staats— 
veligion nicht mehr, als er angeboten, verlange, Die vorrevo— 
lutionären Biſchöfe dort völlig fallen laſſe, vie Beſitzer ehe 
maligen Kirchengutes völlig beruhige. Cacaults in Paris 
erntreffende vorläufige Meldungen über das Nefultat der curialen 
Congregationsarbeit fonnten ihn daher nicht befriedigen, und als 
bis zum 19. Mat der vömifche Courier noch nicht eingetroffen 





1) S. über Beides Theiner 1, 118 und pieces just. p. 56 fg. 
2, Theiner 1, 129 ift der Brief gebrudt. 
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war, gab er Cacault den Befehl, zu Nom noch eine fünftägige 
Brit zu unbedingter Annahme des im März übergebenen fran- 
zöſiſchen Goneordatsentwurfes zu jtellen, im Falle der Nichtan- 
nahme aber die Verhandlungen abzubrechen, und in das franzöfifche 
Hauptquartier nach Florenz abzureifen. In Frankreich werde 
dann für die fatholifche Kirche Nichts geſchehen, in Italien der 
Kirchenftaat für den Papft von Neuem verloren fein. Ein zweiter 
Brief Berniers an Conſalvi begleitete die Depefche, und drängte 
zur Unterwerfung.) Nicht nur der ganze Erfolg der vom Papſte 
mit dem dringenden Wunjche, daß fie gelingen möge, betriebenen 
firchlichen Verhandlung, an der die NReftitution einer anerkannten 
Machtitellung der katholiſchen Kirche in Frankreich und, bei der 
Ausdehnung und dem Auffchwunge des franzöfifchen Einfluffes, 
ihre Machtitellung in Europa zu hängen ſchien, ſondern auch vie 
ganze weltliche Gewalt des Papſtthumes jtand in Frage. 

Dennoch nahm der Papft nicht an, und Cacault reiſ'te. 

Aber er veranlaßte, daß mit ihm zugleich der Cardina lſtaats⸗ 
ſecretair Conſalvi nach Paris abging, um eventuell dort weiter 
zu verhandeln und abzuſchließen. Hierauf ließ Napoleon, der 
unterdeß die Sendung des Papſtes vom 12. Mat erhalten hatte, 
fih ein.) Am 20. Junius 1801 war Conſalvi in Paris, am 
folgenden Tage begannen in feiner Wohnung, wieder mit Bernier, 
die Conferenzen. 

Conſalvi zählte damals zweiundvierzig Jahre. Aus römiſcher 
guter Familie geboren war er früh von Cardinal York dem 
legten Stuart beſchützt, durch diefen den Schweftern Ludwigs XVI., 
als fie fih in Nom aufhielten, und dem fich ihnen anfchließen- 
den Emigrantenkreife befannt geworden, und hatte fich damals 
und jpäter als Gegner der Revolution gezeigt. Er war Monfignor 
delle Armi geweien, als Duphot getödtet wınde, war zwar in 





‘) Memorires deConsalvi 1, 302. 2, 116fg. Theiner 1, 138 fg, 

*) Theiner 1, 164 theilt Berniers friechenden Beriht am Napoleon 
über dieſe Sendung aus Parifer Aeten mit. Bernier hatte in dem Entwurfe, 
der von Nom gekommen war, Einiges geändert, und meinte, daß er mit diefen 
Aenderungen angenommen werden könne, Da nicht erhellt, was ex geändert 
batte, fo ift der Bericht hier gleichgültig. 
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feiner Weife dabei compromittirt, aber doch nach Errichtung Der 
franzöfifchen Republik Yandes veriviefen. Hierauf hatte er fich 
zu Bius VI. zu begeben verfucht, war nach deſſen Tode zum 
Secretair des venetianiſchen Conclave ernannt worden, und jeit 
dem Schluſſe deſſelben zuerit proviforiich, jeit Pius VII. in Rom 
war definitiv Staatsjecretair und bald Cardinal.) Eine perjön- 
lich glänzende, in vornehmer Form mit der Sicherheit der Ges 
wohnheit fich beivegende Erjcheinung gehörte er zu den glücklichen 
Naturen, denen e8 gegeben iſt, Allen, die ihnen begegnen, wohl- 
zuthun, war er — jcharf von Verſtand, fenntnikreich und fein — 
befonders deswegen nicht leicht zu hintergehen, weil er feine 
Hintergedanfen hatte, fondern ſich geben fonnte, wie er war: von 
dem idealen Ernfte der Sache, Die er vertrat, opferiwillig durch— 
drungen, das Richtige treffend, weil es ihm natürlich war, ein 
durchaus edler Repräfentant geiftlicher Interejfen. Napoleon 
hatte zwar ihm zu mißtrauen gefchtenen; Cacault aber, redlich 
beftrebt zu vermitteln, glaubte darauf rechnen zu dürfen, daß auch 
der Erjte Conſul fich der Macht diefer Perfönlichkeit nicht entziehen 
werde, und daß, wenn überhaupt noch, dann durch fie die Ver- 
handlung zu einem Reſultate zu bringen jet. 

Conſalvi hat die Gefchichte feiner parijer Negociation ſelbſt 
gefchrieben, als er von 1810 bis 1813 verbannt in Rheims 
lebte: zwar nur aus perjönlicher Erinnerung, ohne Acten oder 
jonjtige Documente, aber mit allen inneren Merkmalen der Zu- 
verläffigfeit. Es ift zu bedauern, daß dieſe Ricordi bisher nur 
in franzöfifcher Ueberſetzung vorhanden find.) Sie werden er- 
ganzt durch die von Theiner, wiewohl nicht vollftändig, publi— 
eirten, von Conſalvi während der Unterhandlung nach Rom 


1) Memoires de Consalvi 2, 1 fg. 221 fg. Bon Anderen ift über Conſalvi 
nicht8 Befleres gefchrieben, als der ſchöne Auffas von Ranke im deſſen 
biftor.=pol. Zeitfehrift 1, 624 fg., der fich, was Confalvis Berwaltung betrifft, 
allerdings nur mit der Zeit jeit 1815 beichäftigt. 

2) Memoires du Cardinal Consalvi, Seeretaire d’Etat du Pape Pio VII. 
Avec une introduction et des notes par J. Cr&tineau-Joly. Paris 1964. 
Zmei Theile. Die Ueberſetzung ſcheint nicht unzuverläſſig. Die Denkichrift 
über die Parifer Verhandlung 1, 291 fg. 
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gefandten Depefchen.‘) Wenn Theiner verfucht, diefelben als mit 
den Ricordi theilweife nicht im Einklange darzuftellen, um — in- 
dem er die Depejchen als Quelle den Nicordi vorzieht — daraus 
abzuleiten) daß Conſalvi Perionen und Dinge in fpäterer Zeit 
ſchwärzer gejehen habe, als da er ſich zwiſchen ihnen bewegte, fo 
hat der Zweck, Napoleon und feinen Unterhändler Bernier zu 
rechtfertigen, bier wohl mehr Einfluß auf Theiners hiftorifche 
Kritik geübt, als erlaubt ift. Daß, wären in der That Wider- 
ſprüche da, die Depejchen als Gejchichtsquelle mehr Werth hätten, 
als die Ricordi, iſt nicht zu bejtveiten; aber e8 it nicht richtig, 
daß fie fich in irgend Etwas, das weientlich wäre, widerfprächen. 
Die Depeſchen find, wie fich aus der damaligen Sachlage und 
aus einer ausdrücklichen Aeußerung ergiebt, fo geſchrieben, daß fie 
auch von Franzöjtichen Augen gelefen werben konnten. Sie fagen 
aljo namentlich über Perſonen nicht Alles, was zu fagen ge 
weſen wäre, jondern jtellen mündliche Bervollftändigung in Aus— 
jicht; was ſehr nahe lag, da Conſalvi nur auf Wochen von 
Rom entfernt war. Beobachtet man Dies, fo ftimmen fie zu 
den Ricordi vollfommen. 

Es fordert Entfagung, auf die Gefchichte der fünfundzwanzig- 
tägigen Verhandlung zu Paris nicht näher einzugehen. Bernier 
hatte den Vortheil, fich über jeden Einzelpunkt von Napoleon 
Inſtruction Holen, und deſſen Autorität in die Wagfchale legen zu 
können, Conſalvi mußte auf eigne DBerantwortlichfeit handeln; 
weshalb er Spina und Caſelli zu den Conferenzen vegelmäßig 
zuzog. Außerdem hatte er fich vom Papite formellen fchriftlichen 
Befehl geben laſſen, daß er in feinem Punkte von principieller 
Bedeutung (sostanza) von dem letzten römischen Concordats— 
projecte abgehen dürfe. Die VBerhandlungsbafis war indeß nicht 
diejes, jondern das lette Franzöfifche Project. Confalot hatte die 
Aufgabe, Punkt für Punkt darzuthun, weshalb man auf deſſen 
Pofitionen päpftlicherfeits nicht eingehen fünne. Wenn Bernier 


) Theiner a. a. DO, 1. pieces just. p. 41 fg, 
>) ©, feine Darftellung der Parifer Verhandlung 1, 169 fg. feines 
Buches, 
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und dur ihn Napoleon jahen, dag er an der Grenze des Nach- 
gebens angekommen jet, jo trat man ihm näher, und ſchloß ab. 
Denn abzujchliegen war doch Die Abficht. 

Um auf jeine Nachgiebigfeit zu wirken, lieg man aber in 
der zweiten Woche feiner Verhandlung zu Paris unter feinen 
Augen ein neues Concilium der conjtitutionellen Kirche zufammen- 
treten (29. Sunius). Es war berufen, als Napoleon mit den 
römischen Zögerungen ungeduldig wurde, um dem Papſte nahe 
zu legen, wohin die franzöſiſche Regierung ſich firchlich wenden 
dürfte, wenn fie ihre Drohung ausführe, von Neuem mit ihm 
zu brechen; und nun arbeitete e8 in dem Bewußtſein, daß Der 
Gonftitutionsfirche noch einmal eine Handhabe, fich wieder zu 
öffentlicher Anerkennung als eine Art Staatsfirche emporzu- 
ihwingen, geboten war, mit dem lebhaften Bejtreben, dieſe Ge 
legenheit zu nutzen.) Die Partei der Givileonftitution Hatte 
damals in den Regierungskreiſen noch einflußreihe Sympathieen, 
und auch der Theophilanthropinismus blühete noch in Paris. 
Lauter Gegner eines mit Rom abzujchliegenden Concordates. 
Indeß machten fie weder auf Conſalvi den Eindrud, welchen 
Napoleon gewünscht hätte, noch hielt dieſer jelbit fie für bedeutend 
genug, Das Concordat ihretwegen nicht abzufchliegen. Allerdings 
griff, nach einer Mittheilung Thiers’ und Theiners?) aus den 
parifer Aeten, die Abneigung der conjtitutionell Gefinnten im 
fetten Augenblide der Goncorvatsverhandlung noch einmal hin- 
dernd in diefelbe ein — der Verfolg diefer Darjtellung wird den 
Punkt zu berühren haben —, allein jie verhinderte nicht, daß Das 
Concordat zu Stande fam. 


1) Weber die Gejchichte diefer Berfammlung Thiers 3,200fg. Theiner 
1,212. Ihre Beſchlüſſe: Actes du second Concile National tenu lan 
1801 dans l’Eglise mötropol. de Paris. Drei Theile S°. Paris an 9. 10. 
Ueber die Auflöfung, welche erfolgte, jobald das Concordat mit Rom ge 
ichloffen war, Theiner 1, 370. Bergl. auch den guten Aufjat „Ueber die 
gallicaniſche Kirche der neueften Zeit‘ im Kritiſchen Archive der neueften jur. Litte- 
ratur von Danz ꝛc. 1, 329 fg. 


2, Histoire du Consulat 3, 203. fg. und Hist. des deux Concordats 
1, 216 fg. 


A 


E 
% 
J 


— ae 








Concordat von 1801. 177 


Es hat ſiebenzehn Artikel. 

Im zweiten und dritten verſpricht der Papſt, er wolle im 
Einvernehmen mit der franzöſiſchen Regierung eine neue Circum— 
jeription der franzöfischen Bisthümer vornehmen, wolle auch von 
den noch lebenden Inhabern alter franzöſiſcher Bisthümer im 
Intereſſe der Kirche verlangen, daß fie ihre Stellen nieverlegen : 
verzichten ſie nicht, jo ſollen nichtsveftoweniger die neu um— 
grenzten Bisthümer neu bejetst werden. Hier gab ver Papſt 
Napoleon nah. Im vierten bis ſechſten Artikel wird alsdann 
die Art der Neubejegung der Didcefen geordnet: der erjte Konful 
joll, wie vor der Nevolution der König, die Nomination , der 
Papjt ebenjo die Inftitution haben — der Nomination von Con— 
ſtitutionellen zu gedenken ward franzöſiſcherſeits aufgegeben —; 
auch der Treueid, welchen jeder Biſchof vor Antritt ſeines Amtes 
in die Pe des Erjten Conſuls abzulegen bat, ift der vorrevo— 
{utionäre. In legterem Punkte gab die Regierung römifchen Be— 
venfen gegen das anfangs geforderte allgemeine Verfprechen , den 
Geſetzen gehorfam zu fein, nach, Ueberhaupt wurden dem Erjten 
Conſul — Artikel 16 — diefelben Rechte und Prärogativen vom 
Papjte anerkannt, welche vor der Revolution der König beim 
päpſtlichen Stuhle gehabt hatte; und hier war fowohl für die Ein- 
räumung des Art. 16., tie für das Nominationsrecht die Bedingung 
binzugefügt: ev habe das Alles nur wenn er Katholik fei. Sei 
er das nicht, jo bleibe ıeue Vereinbarung vorbehalten. An dieſer 
Stelle aljo der betreffenden Ausnahme zu gedenken, hatte Napo- 
leon nicht verhindert. 

Der achte Artikel bejtimmt, wie für Regierung und Confuln 
firchlich zu beten ſei; der elfte, daß, wiewohl ohne Dotationspflicht 
des Staates, jeder Bischof Befugniß Habe, ein Gapitel umd ein 
Seminar zu bejigen. Artikel 12° jtellt alle nicht veräußerten 
Kirchen zur Dispofition der Biſchöfe. Artikel 9, 10 und 7 Haben 
auf die Pfarrer Bezug: die Bifchöfe jollen unter Negterungsein- 
willigung eine Neubegrenzung ver Pfarren ihrer Sprengel vor- 
nehmen, follen die Pfarrer in denfelden aus Perſonen ernennen, 
welche der Negierung nicht ungenehm find, und diefe Pfarrer 
jollen in die Hand dazu bejtimmter Regierungsbehörden denſelben 

Mejer, Zur Gejhidhte ꝛc. 12 
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Eid ablegen, der von den Biſchöfen gefchworen wird. Das waren 
Punkte von feiner Schwierigfeit. Der dreizehnte und funfzehnte 
Artikel endlich betreffen das Kirchengut und die Dotationsfrage. 
Der Papſt veripricht für fich und jeine Nachfolger, daß Diejenigen, 
welche veräußertes Kirchengut erworben haben, in feinerlei Art 
deswegen beunruhigt werden jollen; und ift jetzt auch einverſtan— 
den, daß ausprücdlich Hinzugefügt wird, bei jenen Erwerbern und 
bet ihren Nechtsnachfolgern ſei das „Eigenthum“ der Güter. 
Dagegen jagt die Regierung für die in der neuen Circumſcription 
zu begreifenden ſowohl Bifhofsfise, wie Pfarren, genügenden 
Unterhalt (sustentatio, traitement) zu, und erklärt, die nöthigen 
Einrichtungen treffen zu wollen, damit franzöfiiche Katholiken 
geiftliche Stiftungen machen fünnen. Die Form derjelben war 
mündlich ausgemacht: fie follten auf Staatsrenten fundirt werden: 
zu mehr hatte die Regierung fich nicht herbeigelafien. 

Am Yängjten blieb der Eingang und der erjte Artikel des 
Concordates bei der Verhandlung in Streit. Conſalvi verlangte 
Anerkennung der fatholifchen Religion als der Religion des Staats, 
zu der die Conſuln jich befennen müßten; und jchwer willigte er 
ein, daß der Gefichtspunft der Regierung überwog, und bloß ge- 
jagt ward, Diefelbe erfenne an, daß die Fatholifche Religion die der 
großen Mehrzahl der Sranzojen jei, und habe daher im Intereſſe 
der inneren Ruhe das Koncordat geichloffen. Demgemäß ſolle, 
jagt jetst Artikel 1, die römiſchkatholiſche Neligion in Frankreich 
fret und öffentlich geübt werben; doch müſſe ihr Clerus ſich dabei 
folchen Polizeiverfügungen der Regierung unterorbnen, deren 
Erlaß' nach Anficht des Gouvernements „im Intereſſe der öffent- 
(ichen Ruhe“ nöthig ſei. An diefen vier Worten pour la tran- 
quillit& publique wäre beinahe noch die Verhandlung gejcheitert; 
und der jchließliche Kampf darum ift fachlich To wichtig, daß 
es erlaubt ift, feiner bis in die memoivenhaften Züge, mit 
denen er von Conſalvi jelbjt erzählt wird,') zu gebenfen. 
Allem Anschein nad hängt er zufammen mit dem bereits er— 
wähnten leiten feitens der Partei des der. Civilconjtitutton an— 


') Memoires de Consalvi 1, 347 fg. 
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hängigen Epifcopates gemachten Berfuche, das Concordat noch zu 
hindern. 

Napoleon hatte bereits in einer Proclamation vom 10. Julius 
das bevorſtehende Ende des Firchlichen Streites angedeutet. Am 
11. war von Conſalvi und Bernter eine fchließliche Uebereinfunft 
formulirt worden, Die, nachdem Napoleon durch Bernier Con⸗ 
ſalvi benachrichtigt hatte, er nehme die auch in ihr noch zwieſpältig 
gelaffenen Punkte in Conſalvis Faſſung an, bloß noch zu unter 
zeichnen blieb, Es wurde verabredet, daß dies von römiſcher 
Seite Durch Conſalvi, Spina, Cafelli, von franzöfifcher durch 
Joſeph Napoleon, Cretet, die beide bisher an der Berhandlung 
unbetheiligt gewejen waren, umd durch Bernier, und zwar am 
13. Julius Nachmittags in der Wohnung Joſeph Napoleons ges 
ichehen jolle. Der Minifter des Auswärtigen Talleyrand war 
ing Bad gereiſ't; fein interimijtifcher Vertreter. Caillard kam nicht 
anders als formell in Betracht. Da legte ein am diefen gerichtetes 
Schreiben des Staatsjecretaivs Maret vom 12. Julius, welches 
Theiner‘) mittheilt, ihm, damit er die Vollmacht zur Unterjchrift 
ausitelle, nicht bloß das Concordatsproject vom 11., jondern 
daneben ein zweites, verändertes Project vor, und erklärte, Die 
Regierung habe das veränderte angenommen. Die Motive der Ver— 
änderung „ergeben fich, wenn man die beiden Schriftitüde vergleiche, 
von jelbjt“: Bernier, der völlig „au courant“ dieſer Negoeiation 
jet, „werde den zu Bevollmächtigenden die nöthige Aufklärung 
geben”. Schon Thiers hat erwähnt,?) daß der früher genannte 
Hauterive, als ihm im auswärtigen Minifterium die Nedaction 
des amt 11. vereinbarten Goncordates fer übertragen worden, noch 
Schwierigkeiten gemacht, namentlich die Abjeßung der vorrevolu— 
tionären Biſchöfe offener ausgefprochen, die Verabredung, daß 
Legate an Kirchen nur in Nenten hinterlaffen werden können, 
ebenjo die bloß mündlich pactirte Verzeihung für die verheiratheten 
Priefter ausprüdlich im Concordate habe formulirt wiſſen wollen, 
und daß er noch kurz vor der Unterzeichnung auf den Erften 


) Hist. des deux Concord. 1, 219. 
2) Hist. du Consulat 3. 203 fg. 
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Conſul hierin zu wirken verſucht habe. Theiner fügt hinzu, es 
jet dies in einem heftigen Berichte gefchehen, zu dem ibm der 
Auftrag Maret's Gelegenheit gegeben; dieſer Bericht, welcher 
jenes veränderte Concordatsproject unterbreitete und empfahl, ſei 
mit einer gleichzeitig von dem Concilium der conjtitutionellen 
Biſchöfe erlajjenen, die unbedingte Pflicht des Clerus zur Unter- 
ordnung unter das Staatsgefeg — und darin mittelbar die Befug- 
niß des Staates, Alles was jest durch das Concordat fejtgejtellt 
werden jollte, auch einfeitig zu ordnen — betonenden Veröffentlichung 
im Zujfammenhange, und Nichts als ein Schachzug der von 
Hauterive vertretenen conjtitutionellbifchöflichen Partei geweſen; habe 
auch in der That Napoleon veranlaft, jtatt des von Conjaloi 
und Bernier vereinbarten Concordates jest das von Hauterive 
entworfene zu acceptiren. Hiervon war aber Gonfalvi, nach 
jeiner Erzählung, keine Mittheilung gemacht. Ms er am 
13. Julius zum Unterzeichnungsacte durch Bernier abgeholt 
wurde, war in dem Blatte des Moniteur von diefem Tage bereits 
eine kurze Meldung von dem Concordatsabſchluſſe veröffentlicht, 
und auf den andern Tag war eben eine Feitlichfeit am Conjular- 
hofe angeſagt worden, bei welcher, wie Bernier angab, Napoleon 
beabfichtigte, den Abſchluß feierlih zu verfünden. Erjt als die 
Situng bei Joſeph Bonaparte ſchon begonnen hatte, bemerkte er, 
daß die zu dieſem Zwecke von Bernier ihm vorgelegte Abjchrift 
nicht die Formulirung vom 11. Julius enthielt, jondern auf 
mehreren Bunkten von Napoleon früher geforderte, dann aber 
auf Konfalvis Ablehnung aufgegebene Site aufgenommen hatte. 
Er weigerte fich, zu unterzeichnen. Joſeph Napoleon und Cretet 
waren von der Fälſchung überrajcht, Conſalvi indignirt; Bernier 
wollte fie erlaubt finden, und berief ſich auf Napoleons Befehle, 
Der Berfuch, durch den Drang des Augenblides Conſalvi zur 
Unterfchrift zur bejtimmen, blieb erfolglos.') Statt der Unter- 





') Hier ift der einzige Bunkt, an welchem zwiſchen Conjalois Memoiren 
und feinen Depejchen Etwas wie ein wirfliher Widerjpruch fich findet; denn 
der Unterfhiebung einer veränderten Abjchrift erwähnen nur die Memoiren, 
nicht die entiprechende Depeſche. Diefe giebt vielmehr an, Bernier habe ſchon 
furz vor der Unterjchriftsfigung angezeigt, daß der Concordatsentwurf vom 
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zeichnung begann alfo unter den Verſammelten eine neue Nego- 
ciation; denn Etwas — meinten die franzöfiichen Unterhändler 
— müſſe zu Stande gebracht werden; Napoleons Zorn werde 
ſonſt unausfprechlich fein. Die Verhandlung dauerte ohne Unter- 
brechung die Nacht hindurch bis zum andern Mittag: e8 entjtand 
die Faſſung des Coneordates, welche dafjelbe behalten hat. Nur 
über jene eine ſchon erwähnte Zeile des erjten Artikels konnte 
man auch jett nicht einig werden: Conſalvi war und blieb be— 
veit einzuräumen, daß Die Freiheit der öffentlichen Fatholifchen 
Keligionsübung in Frankreich durch deren Unterordnung unter 
Polizeiveglements der Negierung befchränft werde; aber er forderte, 
daß diefe Befchränfung wiederum ihrerjeits beſchränkt fer, nämlich 
nur ſtatthabe im Interefje der öffentlichen Ruhe. Die franzöfifchen 
Unterhändler betheuerten, andere als auf diefem Grunde beruhende 
Polizeireglentents jener Art würden nicht erlaſſen werden, nur 
wolle man die ausdrüdliche Erwähnung nicht; Confaloi erwiberte: 
entweder jet dieſe Betheuerung redlich, dann fünne fie im Con— 





11. Julius durch Napoleon aufgerufen und modifieirt ſei. Sft unn die Er— 
zahlung in den Memoiren echt, jo kann fie auf einem Gedächtnißfehler nicht 
beruhen; dazu ift der Vorgang zu ſpeziell beichrieben umd zur befonders. Es 
müßte aljo entweder der Theinerſche Depejhentert falfch fein, oder man müßte 
annehmen, Conſalvi habe in der Beſorgniß, daß feine Depeſchen franzöfifcher- 
ſeits geöffnet und 'gelefen würden, die Wahrheit zıt berichten nicht gewagt, 
fondern fie wie angegeben umgeftaltet. Da er mehr als einmal auf feine 
baldige Rückkehr nah Nom und auf mündliche Ergänzung feiner Berichte 
hinweiſ't, jo wäre letsteres doc möglich. Theiner indeß nimmt das, wie ber 
Zweck feines Buches es mit fich brachte, nicht an, ſondern benutzt die Differenz, 
um Confalvis Memoiren als unzuverläffig zu fignalifiven ; wobei er dahinge- 
ftellt läßt, ob die Unzuverläffigkeit dem Berfafer, oder dem Hermtsgeber zur 
Laft zu legen ſei. Der Herausgeber Cretineau-Joly hat fi hierdurch zu 
einer Vertheidigungsſchrift veranlaßt gefunden: Bonaparte, le Concordat 
de 1801 et le Cardinal Consalvi etc. Paris 1869. Er documentirt die 
Echtheit der Erzählung durch ein Facfimile des betreffenden Paſſus aus dem 
italienifhen Manuferipte, deſſen Einfiht er zur Dispofition ftellt. Der 
polemifche Ların, den ex daneben erhebt, darf hier unberührt bleiben: in Bezug 
auf einen mitgetheilten Brief Berniers beſchuldigt ev Theiner mit dürren 
Worten der Falfhung, und es ift mir nicht bekannt geworben, ob und wie 
Theiner fich dagegen wertheidigt hat. — Dem Gefammtcharaeter nach kann aber 
fein Zweifel fein, daß die Memoiren Conſalvis den Eindrud größerer Glaub— 
wilrdigfeit machen, als Das loder und ungenau gearbeitete Theinerſche Buch. 
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cordate auch ausgedrüct werben, oder fie jet nicht redlich, dann 
dürfe er fich nicht berufigen. Er war über alles Andere abzu— 
ichliegen bereit: dieſer Punkt aber, falls man ihn franzöfifcher- 
jeits feithalte, müſſe zu perjönlicher Entſcheidung des Papſtes 
ausbejchieden bleiben. Weiter fam man in neunjtündiger Be 
rathung nicht. 

Sofeph Napoleon, der bei der Verhandlung fich zutrauen— 
erweckend gezeigt hatte, berichtete, während Die Nebrigen zufammen 
blieben, dem Kaiſer, und fehrte zurück mit deſſen ſchwergewonnener 
Einwilligung zu dem Verhandelten; nur müſſe über ven erjten 
Artifel im franzöfifchen Sinne abgeſchloſſen werden, und gleich. 
Conſalvi lehnte ab. — Es war am 14. Nachmittags, und man 
mußte eilen, bei dem angefagten Tuilerieenfeſte zu erjcheinen, wo 
Napoleon mit heftigem Unmuth perſönlich auf Conſalvi eindrang, 
ihm vorwarf, er allein mache die mühfelige Verhandlung jcheitern ; 
fie fer nun abgebrochen; wann er abreife? „Nach Tiſche,“ ant- 
wortete der Gardinal, und ſetzte auseinander, der Vorwurf treffe 
ihn nicht, nachzugeben fer ihm nicht möglich. Dev anweſende 
öſterreichiſche Minifter Graf Cobenzl drang mit Argumenten 
jtärffter Art in ihn, er müſſe nachgeben: Conſalvi lehnte ab. 
Da erneute am anderen Tage Joſeph Napoleon die Verhandlung: 
indeß auf dem Punkte, um den allein fie fich noch bewegte, lehnte 
Conſalvi, jest auch gegen die Meinung von Spina und Gajelli, 
ab. Zulett, in der Nacht vom 16. zum 17. Julius, erklärte 
Joſeph — einerlei ob mit oder ohne Vollmacht —: nachdem bie 
Sache joweit gediehen, jei nicht abzufchließen nicht mehr möglich; 
Napoleon werde, wenn man ihn frage, nicht weichen; er auf feine 
Berantivortung wolle alfo den Artikel in Confalvis Faſſung unter- 
ichreiben, und dies bei feinem Bruder vertreten. So fam e8 zur 
Unterjchrift, die Napoleon genehmigte, 

Es waren zwei miteinander kämpfende Principien, welche 
jich in dieſem Streite um die Worte pour la tranquillite publique 
maßen. Das kirchliche des pofitiven canonifchen Rechtes, Das 
Conſalvi vertrat, hatte Pius VII. ſchon in feiner erſten Enchclica 
vom 25. Mai 1800 unmittelbar nach feiner Wahl ausgejprochen: 
„Noch aber ift“ neben der aufrecht zu erhaltenden katholiſchen 
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Lehre „ein anderes Depofitum vorhanden, welches Ihr ehrwürdige 
Brüder mit größter Beftändigfeit und Seelenfetigfeit wertheidigen 
müßt, das der heiligiten Gefege der Kirche, mit denen fie, bei 
welcher unzweifelhaft allein die Macht Hierzu ſich 


" findet, ihre Disciplin feſtſtellt,“ u. f. w. f. Der Staat hat 
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nach canonijchem Grundſatze überhaupt fein echt, die freie Ent- 
faltung der öffentlichen katholiſchen Neligionsübung zu beſchränken; 
jondern nur die Pflicht, fie zu beſchirmen und in ausſchließlicher 
Geltung zu bewahren. Hingegen war galficanifches Princip, daf 
in Allem, was das öffentliche Wohl angehe, die Kirche dem Staate 
und ſonach der Geſetzgebungs- und Verordnungsgewalt des 
Staates Gehorſam ſchuldig ſei. Die franzöfifchen Concordats— 
entwürfe hatten die Kirche, über welche fie pactiren wollten, als 
thatfächlih mächtigen, demgemäß zu berückfichtigenden und zu 
privilegivenden, aber in erwähnter Art dem Staate unterworfenen 
Geſinnungsverein aller Franzöfischen Katholifen behandelt: die 
Curie jah in ihr den den Reichen der Welt wenn nicht überge— 
oroneten, jo doc coordinirten, mit eigenem Gefeßgebungsrechte 
ausgejtatteten, nach göttlicher Ordnung ſelbſt ftaatsartigen Ge— 
ſinnungsverein aller Chriften der Welt, der nach Frankreich nur 
hineinveichte; und durfte daher nicht einräumen, was eine Aner- 
fenmung der gallicaniſch gefaßten Gehorfamspflicht geweſen wäre. 
Hier war im Goncordate der wichtigfte derartige Punkt. Denn 
fonnte anerfanntermaßen der Staat, wo er es zweckmäßig fand 
— das war der wirkliche Inhalt der Beftimmung —, die fatho- 
liſche Religionsübung in ihrer öffentlichen Entfaltung befchränfen, 
jo hatte er auf Grund dieſer Kategorie die Gewalt, viel mehr 
einzugreifen, als der Curie prineipiell zuläffig ſchien. Zwar fah 
fie ein, daß unter den vorliegenden jchwierigen Umständen fie 
auf voller Durchführung ihrer Grundſätze nicht beftehen könne. 
Sie mußte es gelten laſſen, wenn der Staat ihrem Anfpruche, 
die einzig berechtigte, oder doch einzig wollberechtigte in Frankreich 
zu jein, fein Genüge that. Sie räumte ein, daß, wo die öffent- 
liche Ruhe in Frage jei, man fich feinen polizeilichen Anoronungen 
zu fügen habe; da fie den Werth der Erhaltung dieſer Ruhe 
und des nur durch fie möglichen öffentlichen Schutes, den die 
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Kirche wieder genießen follte, lebhaft empfand. Aber weiter wollte 
fie nicht gehen. Das gallicanifche Prineip anzuerkennen, lehnte 
Conſalvi von firchlihen Gewiſſens wegen ab, und fette Tieber 
Alles aufs Spiel, als daß er die Autonomie der Kirche hätte 
fahren laſſen. — Der Berfolg hat gezeigt, daß römiſch angejehen 
.er damit im Nechte war: Napoleon hatte auf diefem Punkte eine 
in voraus ausgefprochene Anerkennung für feine Organijchen 
Artikel gewinnen wollen. 

Bon ihren Forderungen in Betreff des conftitutionellen 
Clerus hatte die Negierung nicht mehr geiprochen, ſeit fie im 
Kom der feitgehaltenen Antwort begegnet war, nur gegen ge- 
leistete Netractation Fünnen jene Getftlichen wieder angenommen 
werden. Als aber Confalot fich bei Napoleon beurlaubte, trat diejer 
mit der alten Forderung von Neuem hervor: wenn er Conſti— 
tutionelle zu Biſchöfen nominire, jo müßten diefe beftätigt werden 
allein auf ihre Erklärung der Annahme des Concordates hin; 
und als Conſalvi nicht nachgab, erfuhr er öffentliche Ungnade. 
Zulegt wurde er noch unmittelbar vor feiner Abreife veran- 
laßt, die Bulle zu entwerfen, mit welcher demnächſt in Rom das 
Soneordat zu publieiren fein werde; denn für Diejelbe war im 
Laufe der Verhandlung mit franzöfifchem Gutheißen Manches auf- 
gejpart, was man päpftlicherjeits Lieber im Concordate hätte gejagt 
haben mögen. Auf diefe Art wurde auch Das noch franzöfifcher 
Controle unterworfen. 

An 23. oder 24. Julius verließ Conſalvi Paris, um auf 
jeinen Poſten zurüczufehren. 

Bon der weiteren Entwiedelung heben wir nur Hauptpunfte 
hervor.) Napoleon forderte, daß päpitlicherfeitS das Concordat 





) Die Älteren Darftellungen diefer Berhältnifie von Artaud, Piſtoleſi 
u. A. find feit dem Erfcheinen der Memoiren Confalvis und der officiell 
edirten KCorrefpondenz Napoleons veraltet, Hauptiählih aus den beiden 
genannten Quellen, indeß auch aus einer Anzahl bisher unbekannter, hat 
Haussonville L’Eglise Romaine et le premier Empire 1800—1814. 
Paris 1868 fg. (zuerſt feit 1866 in ver Revue des deux mondes erjchienen), 
5 Bde., die Verhältniffe Franfreihs zu Nom im diefer Periode flug und 
lebendig dargeftellt. Ueber die hier in Frage ftehenden Verhandlungen |. 1, 
129 fg. Hiermit ift zum Ergänzung zu vergleihen Theiner 1, 251 fg., 
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unverzüglich vatifieirt werte; und die Curie that hierin das Mög— 
liche. Obwohl man im Kreife der Cardinäle an dem reinen Ver- 
zichte auf das Eigenthum der Kirche und noch mehr an der 
im erjten Concordatsartikel ftipulirten Beſchränkung der öffentlichen 
Keligionsübung Anſtoß nahm, entichied fich Die große Majorität 
doch Für Beftätigung des Vertrages: ſchon 35 Tage nach dem 
Abſchluſſe war die Natiftcation in Paris, und bereit am 15. 
August erfolgte zu Rom die Publication in dev Bulle Ecelesia 
Christi, welche den Gang der Verhandlungen mit den nöthigen 
Berfchleierungen in allgemeiner Ueberjicht darlegt, des erjten 
Conſuls Verdienſt lebhaft anerkennt, eine Hin und wieder moti- 
pirende Relation von dem Inhalte des Concordates giebt, der 
Berzeihung erwähnt, die den verheiratheten und ihrem Stande 
untreu gewordenen Prieftern zu Theil werden jolle, und die 
nöthigen Bejtätigungsformeln hinzufügt. Napoleon vatificirte erſt 
im September. Er ſetzte Allerhand an der Faſſung der Bulle 
aus, verlangte zuvorige Zeititellung bisher nicht verhandelter 
Punkte, und machte dann die Publication des Concordates für 
Frankreich insbeſondere davon abhängig, daß zuvor ein ftändiger 
Sardinallegat zu Paris acereditirt jein müſſe, und zwar entweder 
Cardinal Doria, oder Gardinal Kaprara. Da Doria notorifch 
unfähig war, fo fonnte nur an Caprara gedacht werden: eben- 
denſelben, der 1790 Numtius bei der deutschen Kaiſerwahl gewefen ') 
und jest Bifchof von Jeſi war. Vielleicht wußte Napoleon won Graf 
Cobenzl, wie gut er zu Wien gelernt hatte, jih Negierungsforderungen 
gegenüber nicht unbequem zu erweiſen; oder e8 war ihm nicht unbe— 
fannt, was jet Carault?) berichtet: Kaprara habe während des 
franzöfifchen Krieges in Italien durch feine Sympathie mit Frank— 
reich fich den Namen des jacobinifchen Cardinals zugezogen, 


fammt den dazu gehörigen Urkunden, Theiner haben wiele md wichtige, für 
Hauſſonville verſchloſſen geweſene Quellen offen geftanden. Zu gebrauchen 
ift indeß nur, was er an Material mittheilt; und niemals zur vergeflen, daß 
er nicht Alles mittheilt, was er anfcheinend hätte geben können und nach dem 
Anfpruce, den er erhebt, hätte geben müſſen. 

) Bal. oben ©. 133 fg. 

2) ©, das Xetenftüd bei Theiner 1, 271 fg. 
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befinde fich auch in der Lage, daß Geldunterjtügung ſeitens der 
franzöfifchen Negierung bei ihm angebracht jei. Man fonnte in 
Kom nicht verfennen, was man that, als man ven alten Mann 
zum Legaten wirklich wählte (Auguft 1801). Er fam Anfang 
Detobers in Paris an; Spina und Caſelli verliefen es. Und 
nicht allein Capraras Perfünlichkeit, auch feine Inftructton hatte 
ſchwache Seiten: denn neben ihren geiftlichen Capiteln enthielt 
diefelbe eine Anweifung zu Nückforderung dir noch immer in 
franzöfifcher Hand befindlichen Yegationen, in Betreff deren man 
bei Abſchluß Des Concordates abfichtlich Feinerlei Bedingungen 
gemacht Hatte, num aber hoffte, ihre Rückgabe von Napoleon bitt- 
weife zu erhalten. Damit gab man diefem ein Mittel, indem er 
jene Provinzen immer wieder in Ausficht jtellte und immer 
nicht herausgab, auch ſolche Verhandlungen unter Einfluß dieſer 
weltlichen Rückſicht zu ftellen, die an fich vein geiftlichen Inhaltes 
waren. Außerdem behandelte er Caprara nach Verdienst jchlecht. 
Denn fo oft der Cardinal zwifchen feiner Dienfttreue gegen den 
römischen Stuhl und dem Gehorjam zu wählen hatte, welcher „dem 
unwiderſtehlichen Willen des zweiten Carls des Großen zu 
feiften war, jo dauerte es niemals lange, bis er Gründe fand, 
ſich für letzteren zu entjcheiden. 

Länger als die Natification des Coneordates und die Sen- 
dung eines parifer Yegaten hatte fich zu Nom die Circumſcrip— 
tionsbulle verzögert, Durch welche Die concordatsgemäpe Neu- 
geitaltung der franzöfifchen Bisthümer zu bejchaffen war. "Sie 
wartete auf die Nenuntiation der vorrevolutionären Biſchöfe. 
Der Papſt hatte an fie alle, ſowie auch an die conjtituttonellen 
Biſchöfe in Frankreich, gleichzeitig mit feiner Publication des 
Goncordates ein Breve — Tam multa') — gerichtet, durch wel- 
ches er im Intereſſe der Einigfeit und der Wiederheritellung der 
fatholiichen Religion in Frankreich den Verzicht auf ihre Site 
von ihnen forderte. Es famen fünfundvierzig unter ihnen Der 
Aufforderung allmälig nach, die übrigen wollten ſich nicht fügen, 





) Bullarii M. Romani. Contin. ed. Barberi 11, 187 fg. 
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und agitirten‘) Durch Schreiben in ihre alten Sprengel und 
fonjt gegen das Concordat. Einige waren auch ſchwer aufzufinden 
gewejen. Da man gegen die Nicht-Berzichtenden nicht eher vor— 
gehen wollte, als bis ihr Ungehorfam gewiß war, jo verzögerte 
fih durch das Alles die Gireumferiptionsverordnung. Doch er- 
ſchien fie jehon am 29. November 1801: Bulle Qui Christi 
Domini vices.*) Soweit fie Deutſchland berührte, wird weiterhin 
von ihr zu reden fein. 

Napoleon hatte ſich ven Anfchein gegeben, unwillig über ven 
Verzug zu werden. Nun aber war vderjelbe auf jeiner Seite, 
und er zögerte noch bis Oſtern 1802. Erſt durch Geſetz vom 
8. April Diejes Jahres — Loi relative à l’organisation des 
eultes — ließ er das Concordat publiciven; indeß nicht mit der 


1) Es erwuchs aus diefem Streite eine eigene Litteratur. Die Ham- 
burger Stadtbibliothek befitst davon folgende Stüde: Lettre d’un Eveque 
de France à un de ses Collegues sur la démission de leurs sieges 
demande par le bref de Pie VII. en date du 15. Aout 1801. Paris 
1801 (42 ©.\. Memoire des Eveques frangais résid. à Londres (vom 
23. Dec, 1801.) qui n’ont pas donne leur demission. Londres Mai 
1802 (163 ©.). Fünf zu London 1802 publieirte Verzeichniffe a) der 131 
franzöfifhen Erzbiſchöfe und Biſchöfe, die 1790 lebten, b) der 47 vor dem 
Breve dv. 15. Aug. verftorbenen, c) der 37 Biſchöfe, Die ihre Stellen micht 
niedergelegt, d) der 42, die fie niedergelegt hatten, e) der fünf jeit dem Breve 
verftorbenen. Der Bifhof von Toul war verichollen. Traduction de la 
lettre latine écrite au Pape par M. l’Eveque de Blois (15. Oct. 1802) 
a Londres. Mai 1803 (75 ©.). Lettre à N. S. P. le Pape Pie VII, 
26. Mars 1802. Aout 1802 (70 ©.). Recueil de pieces concernant la 
demande faite par Notre S. Pre le Pape Pie VI. le 15. Aout 1801 
aux Eveques lEegitimes de France de la demission de leurs sieges. 
Ohne Ort 1802 (78 ©.). Canonicae et reverendissimae expostula- 
tiones apud SS. D. N. Pium VII. de variis actis ad Ecclesiam Galli- 
canam spectantihus (v. 6. April 1803) Londini Dec. 1803 (132 ©&.). 
Intereſſante Einzelheiten aus der zum Theil in antikirchlichſtem Legitimis- 
mus verrannten Korrefpondenz der Biſchöfe hat Theiner mitgetbeilt. Im 
Zufammenhange mit diefen Streitigfeiten ſchrieb damals der Ehrendomherr 
am der parifer Metropolitanfiche Barrıel fein Buch Du Pape et de ses 
droits religieux & l’occasian du Concordat. Paris 1802. Zwei Theile. 
Das Buch) ift gegen die venitenten legitimiftifehen Bischöfe gerichtet, und die 
franzöfifche Regierung mußte nach Lage der Sache es gut heißen, wenn bier 
das Recht, Biſchöfe abzuſetzen, dem Papſte vindicirt ward. 

2) Bullar. M. Roman. Continuat. ed. Barberi 11, 245 fg. 
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päpftlichen Bublicationsbulfe vom 15. Auguft 1801, ſondern mit 
fogenannten Organiſchen Artifeln, zu deren Ausarbeitung der 
Winter nöthig gewejen war. Erſt am folgenden Tage publieirte 
Caprara die Bulle, fammt der vom 29. November; worauf durch 
faiferliche Arretes vom 19. April ihre Eintragung in die franzöſiſche 
Geſetzſammlung angeordnet wurde, jedoch unter Berwahrung, daß 
ihre den gallicanifchen Kirchenfreiheiten und Maximen wider- 
iprechenden Formeln und Clauſeln damit nicht anerfannt fein 
ſollten.) Re 

Die Articles organiques de la Convention du 26 Messi- 
dor an 9 (15. Julius 1801) zerfallen in vier Titel, in denen 
der Inhalt ver Convention wiederholt und unter jelbjtändiger 
Sormulirung den katholiſchen Franzoſen als Rechtsordnung vor— 
gejchrieben auch zugleich zu einer vollitändigen, nach den Geſichts— 
punften der Regierung geftalteten DOrganijation des franzöfijch- 
fatholifchen Kirchenweſens erweitert wird. Der erjte Titel ordnet 
die allgemeinen Beziehungen des Kirchenregimentes zur Staats- 
gewalt, und jchreibt vor, daß feinerlei Erlaß des Papjtes, Teinerlei 
Function feiner Nuntien als folcher oder jonjtiger Bevollmäch— 
tigter, feinerlei Decret außerfranzöſiſcher Coneilien in Frankreich 
Geltung haben könne, vor hinzugetretener Autorifation der Staats- 
gewalt; daß ohne deren Erlaubnig inländiihe Synoden nicht 
abgehalten werden fünnen, und daß von jeder Art Mißbrauch 
der geiftlichen Gewalt an den Staatsrath Recurs ergriffen werden 
fann. Der zweite Titel handelt von den kirchlichen Angeftellten 
(ministres), beftimmt, daß ihre Hierarchie in Erzbifchöfe, Biſchöfe 
und Pfarrer fich glievere, veroronet daß feinerlei Exemtion ftatt- 
finden dürfe, verbietet außer Capiteln und Seminaren jedes 
geiftliche Etabliffement, und jchreibt die Amtspflichten der Erz- 
biichöfe, Biichöfe, Gapitel und Pfarrer vor. Die Erzbiichöfe 
iollen u. A. ihre Suffragane conjecriven und injtalliven, eventuell 





1) Die Urkunden finden ſich wollftändig bei Desenne Code general 
Francais 10, 438—493. Sie wurden damals in einem „Concorbat‘' bezeich- 
neten Hefte auch beſonders herausgegeben. Unvollftändige Abdrüde |. bei 
Münch Concordate 2, 11 fg. Walter Fontes etc. p. 187. 
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darin Durch den älteften Bifchof der Provinz vertreten werben. 
Die Biſchöfe, welche Franzoſen und dreißig Jahre alt ſein müſſen, 
werden ftaatsjeitig auch in der Lehre geprüft, dann nominirt, 
müſſen ſich die päpftliche Beftätigung ihrerfeits verfchaffen, und 
dürfen nicht functioniven, bevor dieſelbe ergangen iſt; werben 
hierauf jtan‘sfeitig in Eid und Pflicht genommen, ernennen ihre 
Pfarrer mit Staatsgenehmigung, dürfen ohne Staatserlaubnif 
ihre Reſidenz nicht verlaſſen, können ihre Generalvicare nur mit 
Beſchränkung wählen, müfjen die Diöcefe regelmäßig vifitiven, 
bedürfen zur Errichtung ihrer Seminare der Staatsgenehmigung, 
müffen die Lehrer daran auf die gallieanijchen Artikel unter 
Staatsaufficht verpflichten, und dürfen nicht einmal Jemand oydi- 
niren, ohne vorherige Einwilligung des Staates. Die Pfarrer 
müffen Franzoſen fein, und dürfen nicht amtiren, bevor fie nicht 
der Regierung den Treueid geleiftet haben; ſonſt ftehen fie unter 
den Biſchöfen: ihre Amtsfunctionen‘, fowie die ihrer Vertreter 
(desservants) werden nicht im Einzelnen vorgejchrieben. Die 
Capitel und Generalvicare haben das Didcefanregiment während 
eintretender Vacanzen, unter Auffiht des Staates. Der dritte 
Titel handelt vom Cultus und befiehlt für ganz Frankreich Ein- 
heit der Liturgie und des Katechismus, unterjtellt jede Eirchliche 
Einführung eines Feſttages der Staatserlaubnig, während er 
dem Staate die Anordnung Eirchlicher Gebete auch einfeitig vin- 
dieirt; bejtimmt die Tracht der Geiftlichen, jchreibt vor, daß auch 
Hauscapellen nur mit Staatserlaubnig eingerichtet werden Dürfen, 
daß in Städten, wo Kirchen verjchiedener Confeſſionen vorhanden 
find, feinerlei kirchlicher Feſtact außerhalb der Kirchen vorge 
nommen werden jolle, und giebt andere Einzelvorichriften, unter 
denen Hervorzuheben ift, daß Predigten und fonjtige amtliche 
Aeußerungen feinerlei Divecte oder indirecte Anſchuldigung gegen 
andere im Staate erlaubte Confeſſionen enthalten, und daß 
Ehen nicht eingefegnet werden dürfen, bevor fie bürgerlich einge- 
gangen find, Der vierte Titel bezieht jih auf Abgrenzung der 
Erzbisthümer, Bisthümer und Pfarriprengel, auf die Firch- 
lichen Gebäude und das geiftliche Einfommen. Bet Allen 
ift die Mitwirkung des Staates gewahrt, bis zu den Stol- 
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gebührentaxen hinunter: päpftlicher Mitwirkung dagegen geichteht 
nirgends Erwähnung. | 

Alles Dies wird vorgejchrieben von der Staatsregierung in 
gewöhnlicher Gefetesform. Der Papjt wird nur genannt, jofern 
er die firchlichen Inftitutionen zu ertheilen habe. Sonſt hat, jo 
erjcheint e8 Hier, nicht er zu bejtimmen, was firchliche Ordnung 
in Frankreich fein ſoll; ſondern die Staatsgewalt hat fich ihm 
gegenüber verbindlich gemacht, es in bejtimmter Weiſe zu ordnen, 
und erfüllt dies jest dur) Das „Geſetz über Organijation des 
Cultus“, zu welchem fich die Abmachungen des Concordates wie 
Motive verhalten. Nicht der Papſt macht, Daß die neue Didcefan- 
eintheilung in Frankreich rechtlich Platz greift; jondern der Staat 
ichreibt fie vor. Nicht der Papjt oder das canonijche echt 
reguliven die Verhältniſſe der Erzbiichöfe zu den Bijchöfen, der 
Bischöfe zu ihren Untergebenen; jondern dev Staat. Und jo 
weiter fort, Der Einfluß des Papites bei allem Dem erjcheint 
nirgends als ein vechtlich nothwendiger, fondern - lediglich als 
factifch motivirend. 

Daß die Verordnung jo ausfiel, iſt feineswegs zufällig, oder 
das Refultat nur augenblidlicher Umſtände. 

Allerdings entipricht fie zunächit den Anſchauungen ihres Conci- 
pienten Portalis.) Seit den fiebenziger Jahren in Az, ſeit 1794 in 
Paris Advocat hatte er fich durch Widerftand gegen gewaltſame Maß— 
regeln des Divectoriums, namentlich auch wenn fie wider den 
katholiſchen Clevus gerichtet waren, ausgezeichnet, und damals 
mehr als einem Geiftlihen Rechtshülfe geleiftet. Ein Mann von 
ernjter Haltung und guten Sitten, dem Bekenntniſſe feiner Kirche 
treu, aber — wie überhaupt die Glieder der Parlamentsfamilien 
— von Jugend ber gallicanifcheliberal, ein Gegner der ftrenger 
Kirchlichen. Er hatte in diefer Richtung ſchon 1770 Sur la 
distinetion des deux puissances und eine Confultation über 
die Gültigkeit proteftantischer Chen in Frankreich gejchrieben, und 
bewegte fich mit Präciſion und Sicherheit in den durch ſeine poli- 
tiiche Affociationstheorie bevingten Kategorieen des galicanijchen 


I) Weber feine Lebensumftände j. Theiner 1, 331. 
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Staatsfirchenrechtes. Eine Zeit lang mußte er fich als Flücht- 
ling in Deutichland aufhalten. Nach dem 18. Brumaire kam er 
mit Napoleons Erlaubnig zurück, wurde von ihm als Sach— 
kundiger zuerſt bei Geſetzgebungsarbeiten verwendet, und wenn 
der Erſte Conſul ihn jest zum Cultusminiſter wählte, um die 
firchliche Legislation zu formuliven, zu motiwiven und im Geſetz— 
- gebenden Körper zur vertreten, jo wußte ex, daß er galfieanifcher 
Faſſung Des Gegenftandes gewiß war. „Die Neligion,” fagt 
Portalis in einer Rede im Corps legislatif, „it Die Societät des 
Menſchen mit Gott, der Staat ijt die Societät der Menfchen 
miteinander; man muß die beiden niemals confundiren“. Alles, 
worin das Miteinander der Menfchen fich organifch geſtaltet, 
| gehört ihm nicht zur Religion, fondern zum Staatswefen. In 
dieſem aber ift Einheit des leitenden Willens höchſter Grundſatz: 
„Einheit und Univerfalität der Staatsgewalt find die nothwendige 
Conſequenz davon, daß fie die höchite Gewalt im Staate tft. 
Sie muß ſich ſelbſt genug fein, und ift Nichts, wenn fie nicht 
| Alles iſt; die Diener der Neligion dürfen Daher weder an ihr 
| theilnehmen noch fie begrenzen wollen.) Die unterjtellte Idee 
it, wie jchon früher erwähnt worden, daß die zum Staate 
Affoeiirten bei Abſchluß des Staatsvertrages zwar die Freiheit 
ihres religiöſen Einzelgewiljens ſich vorbehalten, dagegen Die Frei— 
heit äußerer kirchlicher Erweifung und Geftaltung ihres religiöfen 
Lebens ſich nicht vorbehalten haben; ſodaß der entjprechende 
| Theil ihrer vorjtaatlichen Ungebunvenheit nicht zur der vom Staate 
garantirten, fondern zu der dem Staate geopferten perfönlichen 
| Sreiheit gehört. Demgemäß ericheinen alle firchlichen Dinge dem 


!) Discours, rapports et travaux inedits sur le Concordat de 

1801 ...., les Articles organiques ...., et sur diverses questions de 

| droit public. .... par Jean Etienne Marie Portalis .... Publiés et 

precedes d’une introduction par le Vicomte Frédéric Portalis. Paris 

1845. p. 87: — „L’unit& de la puissance publigne et son universalite 

sont une consöquence necessaire de son independance. La puissance 

publique doit se suffire à elle-möme: elle n'est rien, si elle n’est tout. 

Les ministres de la religion ne doivent point avoir la prötention de la 
partager, ni de la limiter. 
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Staate zugewiefen. Auf dieſer Bafis deducirt Portalis weiter: 
allerdings ſollen die Gewiſſen frei jein, und deswegen kann der 
Staat weder eine exelufive, noch auch nur eine dominirende 
Kirche wollen; aber die Fatholifche Neligion ift die einer jo über- 
wiegenden Majorität unter ven Franzoſen, daß die Stantsgewalt 
in Frankreich zur Fatholifchen Kirche die Stellung der über- 
wachenden Beſchützerin (protection surveillante) nimmt, d. h. 
in der That die der Staatsfürforge für das religiöje Bedürfniß 
jener Majorität. ine ähnliche Sorge joll zwar auch den pro- 
teftantifchen Gulten gewidmet werden, aber dieſe machen die fac- 
tiich To geringfügige Ausnahme aus, daß fie neben der katholiſchen 
Kirche wenig in Betracht fommen. Die Einrichtungen für das 
fatholifche Kirchenweſen, wie fie durch die Organischen Artifel in 
Frankreich hingeftellt werden, find der Sache nach ein Theil des 
Staatsorganismug, der belebt und ergänzt gedacht wird durch 
Das, was weniger firchliche Rechtsordnung, als Eirchliche Sitte ift. 
Als jolhe, joweit fie jich geltend machen fanır, läßt man. auch 
die canonifcherechtliche Gejtalt des Kirchenweſens in dieſer Staats- 
gejtaltung fortleben. 

Wie e8 kam, dag Napoleon auf ſolche Gedanfenreihen ein- 
ging, ihren Vertreter zu feinem Werkzeug machte, fie auch perjün- 
lich aboptirte — denn Caprara berichtet nah Nom, der Erjte 
Conſul Habe fie ihm mit der Allüre eines Canoniſten vorzuhalten 
geliebt —, wie demgemäß die Organifchen Artikel entjtanden find, 
darüber fehlt es bis jest an näherer Auskunft. Theiner, welcher 
die betreffenden Acten zur Dispofition gehabt hat, und von dem 
daher die Auskunft erwartet werden fonnte, läßt an diefer Stelle 
eine Lücke. Portalis der Sohn, indem er feines Baters Arbeiten 
herausgiebt,') die für fich allein genommen feine Antwort ent- 
halten, fügt nur allgemeine Betrachtungen, nicht eine Gejchichte 
der Organifchen Artikel Hinzu.) Im lesterer Hinſicht beſchränkt 
er fich anzudeuten, daß die jchlechte Aufnahme, welche Die Mit— 
theilung vom Abſchluſſe des Koncordates im Staatsrathe, dem 





) In der in voriger Note angeführten Schrift. 
2) ©. daſelbſt Introduction p. LI. fo. 
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£ rps Legislatif, Senate, Tribunate gefunden, Napoleon veranlaßt 
oder mit veranlaßt haben möge, daſſelbe im einer Geſtalt zu 
‚publiciren, durch welche die Befürchtung, es fünne fih um Be— 
gründung geiſtlichen Einfluſſes handeln, ausgefchloffen ward. ') 
Dergleichen mag mit gewirkt haben: aber das innere Motiv der 
Organiſchen Artikel dürfte vielmehr in der Natur der Aufgabe 
Liegen, welche Napoleon geftellt war. Im Laufe der Revolution 
woar man zur Trennung zwijchen Staat und Kixcche gelangt, 
an im Gegenjage davon Napoleon für geboten hielt, mit der 
katholiſchen Kirche wieder in ein poſitives Verhältniß zu treten, 
Zu fo lag auf der Hand, daß dies nicht das Verhältniß ſein fonnte, 
E welches die Kirche für das normale hielt. Denn der fich hier 
zur Kirche pofitiv zur jtellen hatte, war der moderne, nad) allen 
- Seiten autonome Staat, während was die Kirche fr göttlicheg 
Recht hielt diefer Autonomie diametral entgegengejegt war. Na— 
poleon konnte daher nicht anders, als daffelbe bejtimmt negiren, 
wie er im der gefammten Concordatsverhandlung auch gethan 
hat. An eine Landeskirche im proteſtantiſchen Sinne durfte 
ſelbſtverſtändlich nicht gedacht werden: es blieb alſo Nichts übrig, 

3 als die territorialiſtiſche Behandlung des Verhältniſſes, etwa mit 
collegialiſtiſcher Modification. Auf dieſe Behandlungsweiſe war 
Napoleon durch die Geſinnung der Zeit, Durch die aus der über— 
wundenen Nevolutionsperiode fich ergebenden Erfahrungen und 
Bevürfniffe und, was von großer Bedeutung war, Durch Die 
Traditionen des vorrevolutionären Negimentes im Frankreich ge- 
wieſen. Alexander Toqueville in jeinem Buche über das Ancien 


ERBE 1) ©. darüber von Aelteren Thibaudeau Le Consulat et !’Em- 
“pire ou histoire de France etc. Par. 1834. 2, 167. 171 fg. 178. 
Gregoire Essai historique sur les libertes de l’Eglise Gallicane 
Par. 1818 f. über feine lebhaften Verfuche, auf ‚„‚eonftitutioneller‘‘ Bafis dem 
Concordate entgegenzuarbeiten. Fünf Denkſchriften, u. |. w. In ähnlicher 
At wie Gregoire beurtheilt De Pradt Les quatre Concordats. Par. 1818 
die Sachlage. Bernardi Observations sur les quatre Concordats par 
de Pradt. Par. 1819 p. 70 fg. theilt mit, daß Napoleon den Staatsrath 
Cretet eine Anzahl Departements beveifen ließ, um über die Stimmung und 
Sturke der Parteien genauere Nachricht einzuziehen. Cretet fand die Con— 
| e ſtitutionellen allenthalben in der Mimorität 
Er 3J Mejer, Zur Geſchichte ꝛc. 13 





* 
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Regime und die Revolution hat gezeigt, in wie vielen Punkten 
Das, was man die poſitive Errungenſchaft derſelben nennt, Nichts 


it, als das Wieveraufnehmen einer ſchon vor der Revolution 
eingejchlagenen Entwidelung. Dies iſt der Tall auch auf kirch— 


lichem Gebiete, Schon das vorrevolutionäre Frankreich Hatte, 


wie oben berührt, der Regierung eine ähnliche Macht in ver 
Kirche vindicirt. Die gallicanifche Theorie vertrat dieſe Anſprüche, 


und drückte fie auch in den Beichlüffen jenes zweiten National 


conciliums, das neben der Conceordatsverhandlung tagte, nicht 
neu, jondern nur in Wiederholung vorrevolutionärer Sätze aus. 
Es war daher von jelbjt gegeben, daß Napoleon diefe Säte ſich 
aneignete, und fie in den franzöfischen Concorvatspropofitionen 


von Anfang an zu Worte fommen ließ; und es war innerhalb der 
Conſequenz diejes vor der Revolution wiederanfnüpfenden Stand 
punftes, daß als Caprara Legat wurde, Napoleon diejelbe Sormel 


der Gidegleiftung von ihm verlangte, die bei den alten Yegaten 
in Frankreich gebräuchlich gewejen war. 


Auch feine Forderungen in Betreff des conftitutionellen 


Clerus reſultiren aus Diefer zur Kirche genommenen Stellung. 
Denn wenn die Givilconftitution von 1790 der — immerhin zur 
Garricatur neigende — Gipfelpunft der altfranzöfifchen ſtaatskirchen— 
rechtlichen Entwidelung gewejen war, jo fonnte Napoleon, indem 
er die Traditionen dieſes Staatskirchenrechtes wiederaufnahm, 
den nur duch Anſchluß an fie in Differenz mit Nom gerathenen 
Clerus nicht fallen laſſen. Zudem wollte er das fatholiiche 
Frankreich kirchlich organifiven nicht wie es römiſch angejehen 
fein follte, jondern wie es objectiv angejehen wirffich war; und 


zu diefem Frankreich gehörte der conftitutionelle Clerus that 


fächlich; denn katholiſch war er: er mußte aljo in die Organi— 
iation aucd aufgenommen werden. Daher hatte Napoleon ges 
fordert, Mitglieder jenes Clerus auch für Biſchofsſtühle nominiven 
zu dürfen, und fonnte nicht zugeben, daß ihre Beſtätigung von 
einer Retractation abhängig gemacht wurde, deren Inhalt Ver 
werfung ihres geleifteten Staatsgehorfams war. ') Er beharrte alſo, 


1) Hierüber ſ. Capraras bei Haussonville 1, 482 fg. mitgetheilte Depeſche 
v. 13. Junius 1802, 
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und als man in Nom fich entjchloß die Sache dem Legaten zu über- 
aͤſſen, täuſchte man ſich wohl darüber kaum, daß dies bei Capra— 
& ras Schwäche hieß, im Sinne Napoleons entſcheiden; der ſich dann 
in Betreff der nominirten Biſchöfe auch ſeinerſeits rückſichts— 
voll gegen die Curie zeigte. 

Nach dem Allen ſind die Organiſchen Artikel im Weſent— 
lichen Nichts, als eine durch die Sachlage gerechtfertigte Wieder— 
aufnahme vorrevolutionäver Gefichtspunkte. Nur daß was ehemals 
theils in den gejeglichen Erlaffen Ludwigs XIV., theils in der 
ER Regierungspraxis begründet, für Nom im Einzelnen herkömmlich 
- unvermeidlich gewejen war, jetzt auf einmal, als aus einem 
Principe fich ergebend, rund und Doctrinär gefordert wurde. 

Der päpftliche- Hof hatte diefen gallicaniſchen Maximen und 
ihrer Anwendung jchon ehedem widerjprochen, und jelbit während 
der Revolution mancherlei befondere Conceffionen an den unbe- 
eidigten Glerus nicht anders, als gegen Verzicht auf jene Grund— 
tze bewilligt. Nun follten fie in den Seminaren ausdrücklich 
—J feſtgehalten, mittelbar in vielerlei Hinſicht anerkannt werden. 
— — Man fand jich zu Kom in Betreff ſowohl der franzöſiſchen Regie— 
zung, die man ohne zureichenden Grund, wie es ſcheint, für 
J minder gallicaniſch, als die alte, gehalten hatte, als der franzöſiſchen 
Geiſtlichkeit getäuſcht. Dergleichen - anzuerkennen vermochte man 
nicht: es war natürlich, daß man protejtirte, 

As um Mitte Mai 1802') das Heft in Rom bekannt 
wurde, in welchem das Concordat fammt den Organifchen Artikeln 
für Frankreich publicirt worden war, hielt man ſich dort ſowohl 
durch den Inhalt, der dem Yegaten zwar nicht ganz unbekannt 
geblieben, aber von ihm nicht genügend berichtet worden war, 
als namentlich dadurch verlett, daß nad der Art der Publi— 
cationen es dem Unkundigen ſcheinen fonnte und vielleicht auch 
ſcheinen follte, alg wenn der Inhalt der Organifchen Artikel jo 
gut, wie der des GConcordates, mit der Curie verabredet jet. 
Der Papft legte in einer Confiftorialfigung (23. Mai) wider die 





') Haussonville 1, 244 f. theilt über die im Sommer 1802 obmaltende 


Bi" aumang zu Rom eine intereffante Depeſche Cacaults mit, 
—— 18* 
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| fuhr fort, die Geiftlichen, namentlich die Biſchöfe, als ne = 
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Artikel Proteſt ein, in Form einer Alloeution,‘) in der er — J 7 
er habe keinerlei Antheil an ihnen, werde erſt jetzt mit ihnen 
bekannt gemacht, ſei darüber äußerſt betroffen, und werde bei # 
Napoleon Gegenvorftellungen erheben. Conſalvi gab in einer 2 J 
Note dem franzöſiſchen Geſandten von dieſem Acte Kunde; worauf 
Napoleon über deſſen Oeffentlichkeit überaus unzufrieden dem 
Papfte zwar Dies nicht verhehlen, die Alloeution aber dann im 
Moniteur abdruden, und als eine nicht ernjtlich gemeinte Wahrung e | 
der pontificalen Stellung characteriſiren ließ. Der Papſt wagte 
nicht die Artifel für umverbindlih zu erklären, und Napoleon 


7” 
< 


Staatsdiener zu behandeln. °) BR. 2 

Characteriſtiſch ift, daß er in Italien?) gleichzeitig nicht sun MN 
jo wie in Frankreich handelte. 9J— 

Zu der Zeit, als das franzöſiſche Concordat, ſchon abge 
ſchloſſen und vom Papſte publicirt doch noch der franzöſiſchen 
Publication wartete, die Organiſchen Artikel ſei es bereits verfaßt, ® 
jei e8 noch in Arbeit waren, und für Frankreich Die dargelegte — 
Stellung der Regierung ſonach bereits genommen war, wurde im Te 


tirten der Italieniſchen Republik, durch welche Napoleon zu Deren ER 
lebenslänglichem Präſidenten ernannt ward, unter Anderem auch 
über das jeit 1796 völlig gejtört gewejene Verhältnig zur —— 
eine Reihe von Verfaſſungsartikeln formulirt, deren Inhalt auf J 
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1) Bullar. M.Rom. Cont. ed. Barbéri 11, 335 fg. Die älteren, in dem Br 
Essai histor. sur la puissance temporelle des Papes (4. Ausg. Paris 
1818) 2, 292 fg. im Sinne Napoleons, in Gams Kirdengejdichte des 1, 
Jahrhunderts 2, 25 fg. im Sinne Roms gegebenen Nachrichten über diefen 
bier nicht näher zu verfolgenden Streit find jest durch Haufjonville und 
Theiner berichtigt. Im Nom erfehten damals: Esame degli Articoli Or- 
ganici pubblicati .., unitamente alla convenzione (3'/2 Bog. 4%.) 1802. : 
Bal. Paulus Beiträge zur e, der kath. Kirche im 19. Jahrh. S. 609 . 

2, Haussonville a. a. 1, 249 fg. 5: & 

3) Weber die Gejhichte = italienifhen Concordates j. Memoires a —— 
Consalvi 2, 380 fg. Theiner 2, 1 fg. 332fg. Pieces justificat. 240fg. f 

4) Neuefte Geſchichte der Kirche Chrifti. Negensb. 1841 (3. Ausgabe) 
1, 146 f. 287. Theiner a. a. ©. * 
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nicht unwichtigen Punkten für die Kirche günſtig vom franzöſiſchen 
Concordate abwich. Es beſtimmt dies „Organiſche Geſetz über 
den Clerus“ in Betreff der katholiſchen Kirchendiener, ähnlich wie 
das Concordat, daß die Biſchöfe von der Regierung nominirt, 
vom Papſte imftituirt, die Pfarrer vom Biſchofe unter Negierungs- 
| F genehmigung ernannt und inftitwirt werden follen: aber es fügt 
F hinzu, daß die Biſchöfe mit dem Papfte im geiftlihen Sachen 
h freie Communication haben, daß fie unbedingt befugt feier, vie 
— nöthige Zahl von Prieftern zu ordiniren. Die Didcefangrenzen 
ſollen mit dem heiligen Stuhle vereinbart, das Einfommen der 
Geiſtlichen ſoll näher feftgeftellt, unmveräußertes Kirchengut ſoll 
dabei der Kirche belaſſen werden. Jede Diöces ſoll ihr dotirtes 
Capitel, ihr dotirtes und nach canoniſchen Regeln dem Biſchofe 
unterſtelltes Seminar haben, Hoſpitäler und andere fromme 
Stiftungen ſollen ihr Vermögen behalten und es unter weſentlich 
kirchlicher Concurrenz verwalten. In der Kirchendisciplin wird 
vorgeſchrieben, daß die biſchöflichen Curien fortbeſtehen, die Biſchöfe 
Aufſicht und Gerichtsbarkeit über den Diöceſanclerus, deren 
Mittel näher beftimmt werden, mit Hülfe des weltlichen Armes 
ausüben, und dabei ihrerſeits darauf Kalten follen, daß fein 
Geijtlicher die öffentliche Ruhe ſtöre. Biſchöfliche und ftaatliche 
Gerichtsbarkeit jollen neben einander bejtehen. Der Clerus ift 
militairfrei. Alles, was zu Hevabwürdigung des Gottesdienſtes 
oder der Geijtlichen gereicht, tft verboten. Bei einen Eheſchluß, 
gegen welchen canoniſche Hinderniffe bejtehen, kann fein Pfarrer 
mitzuwirken gezwungen werden. — Ende Januar 1802 waren | 
die Arbeiten der Lyoner Berfammlung beendet, Napoleon kam 
jelbft dahin, und betätigte mit den übrigen von ihr ausgearbei- | 
‚teten Statuten der Nepublif auch das obige erite, 

Wiewohl e8 den Grundfägen des canonifchen Nechtes nicht 
entiprach, daß über feine Gegenftände einjeitig durch Staats- 
gejeßgebung bejtimmt wurde, jo liegt Doch auf der Hand, wie 
viel der Inhalt dieſes Statutes den römischen Anfchauungen 
näher, als der der franzöfifchen Organifchen Artifel war. Und 
nicht bloß von diefem, jondern auch von dem des damals bereits 
befannt gewordenen franzöfifchen Concordates war man zu 
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Gunften der Kirche abgewichen. Dennoch konnte durch ein der— 
artiges Staatsgefeß als ſolches die Curie nicht zufrievengejtellt 


werden; und auch Napoleon fand es angemejjen, dar, wie die 


franzöfische, jo die italienische ARepublif ihr Concorvat habe, Er 
jtellte den desfallfigen Antrag bei der Curie gleich nachdem er 


von Lyon nach Paris zurüdfem, ließ das Concordat hier unter 
feinen Augen verhandeln, indem römiſcherſeits der Cardinallegat 


Caprara, italtenijcherjeitS der bei Napoleon rejidirende auswärtige 
Miniſter der italieniſchen Republik Ferd. Mareſcalchi dazu bes 


vollmächtigt wurden, und am 16. Sept. 1803 fand der Abſchluß 


ſtatt. Das italieniſche Concordat!) iſt eine Combination des 

lyoner Statutes mit dem franzöſiſchen Concordate. In manchen 
50] 

Artifeln ſtimmt es mit diefem wörtlich überein. Ein wejentlicher 


Unterfchted jedoch it, dak die für Frankreich von Napoleon ab- 


gelehnte Erklärung der fatholifchen Neligion zur Staatsreligion 
hier von ihm zugeftanden wurde: im Eingange erklärt er mit 
dem Papſte zufammen, das GConcordat gehe aus dem Beitreben 
hervor, die römiſchkatholiſche Religion in der Republik in ihren 
Dogmen rein zu erhalten; und der erjte Artifel bejtimmt, fie jet 
und bleibe Religion des Staates (esse pergit Religio Reipublieae). 
Der zweite und dritte Artikel enthält vereinbarte Veränderungen 
in den Didcefangrenzen: einer beſondern Circumſcriptionsbulle 
behielt man fie diesmal nicht vor, ſondern der Vertrag wieder— 
holt in der Form einer päpftlichen Anordnung den. materiellen 
Inhalt des lyoner Statutes. Aehnlich wie im franzöfiichen 
Soncordate, obwohl in fürzerer Formel, veripricht ſodann Der 
Papft, die Inhaber verfaufter Kirchengüter unbefchwert zu laſſen: 
aber ausdrücklich wird Daneben ausgemacht, daß ohne Ein- 
willigung des Papftes feine firchliche Stiftung unterdrüdt werden, 


daß das noch vorhandene Stiftungsvermögen den firchlicen Stir 


tungen bleiben folle. Und — was jehr wichtig war — alle 


diefe der kirchlichen Auffafjung günſtigen Momente aus dem 


Staltenifchen Statute finden ihre vertragsmäßige Anerkennung 





1) Bullar. M. Rom. Contin. ed, Barberi 12, 58 fg. und bei Theiner 2, 
268 fg. der pieces justif. 
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FE weitere hingen über — — 

Allerdings war die Negociation nicht völlig zur Zufrieden— 
heit des römiſchen Hofes gelaufen: aber wenn der Papſt die bei 
der franzöſiſchen Verhandlung gemachten Erfahrungen benutzend 
2 Dies und Jenes entweder zurüchvies, oder unzweifelhafter für 
ſeine Sachauffafjung formulirt verlangte, jo machte Napoleon 
Feine weſentliche Schtwierigfeit; und man meinte in Rom doch 
zufrieden fein zu Dürfen, und namentlich neuen Organiſchen Ars 
tifeln den Weg verlegt zu haben. Indeß als am 26. Januar 
1804 das Concordat zu Mailand publicirt wurde, erließ im 
Verfolg davon der VBicepräfident der italenifchen Republik Mei‘) 
Deecrete, in denen die Befugniß der Klöfter Novizen aufzunehnten 
% gemindert, der Eintritt in Orden von Regierungserlaubniß ab- 
hängig gemacht, der freie Verkehr der Bifchöfe mit Nom auf 
® geiſtliche Angelegenheiten, ebenſo die Präftation des weltlichen 
Ames zu Aufrechthaltung der Disciplin im Clerus auf beitimmte 
Vorausſetzungen beſchränkt, dagegen das jtaatliche Oberauffichts- 
recht in Äirchlichen Dingen betont ward. Verfügungen, durch 
welche wenigſtens die Praxis der italienijchen Regierung vielfach 
mit der franzöfiihen Praxis in Einklang gebracht wurde. Die 
zömifche Curie proteftirte dagegen, und machte in Paris Gegen- 
vorſtellungen;?) Napoleon half indeß in der Sache nicht ab, wenn 
Er er gleich den Melziſchen Deereten formell nicht Necht gab. 

; Auch als der Papft im November 1804 nach Paris Fam 
und den zum Kaiſer gewählten Napoleon falbte und Frönte 
(2. Dee. 1804),°) blieben feine Bejchwerden unerledigt. ALS die 


1) Ueber ihn ſ. Theiner 1, 326. 

3— 2) Breve v. 29. Febr. 1804. Theiner 2, 281 pieces justif. DBal. 
Cardinal Feſch bei Theiner 2, 51. 

Er 3) Ueber diefe Reife und die ihr vorhergegangenen Verhandlungen fiehe 
- Memoires de Consalvi 1, 440. 2, 383 fa. Haussonville 1, 291 fg. 













im Sinne des Papftes fein bloß weltliches Intereſſe bedeute 
Rückgabe der Legationen ins Auge gefaßt war. Als man 

auf dieſe Bedingungen in Paris nicht einging, ſich vielmehr 
in allgemein gehaltenen Worten bewegte und zu keinem beſtim— 
Beriprechen herbeiließ, da hielt man es an der Curie doch 
richtiger, nachzugeben, und erreichte — außer einer durch e 
Papſt perſönlich von den Betheiligten erwirkten henügende 
Retractation der conſtitutionellen Biſchöfe — Nichts. 


Theiner 2, 57 fg. nebſt den entſprechenden Urkunden unter hei B 
ſtücken. 
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10. Beabfichtigtes Reichsconcordat. 


= J In der Circumferiptionsbulle Qui Christi Domini vices 
Bi: vom 29. Novbr. 1801,') durch welche alte linksrheiniſchen Theile 
deutſcher Bisthümer und Erzbisthümer zu franzöfischen Diöceſen 
und Provinzen gemacht oder geichlagen werden, war dieſe Maß— 
regel von der Einwilligung der betroffenen deutjchen Biichöfe und 
Erzbifchöfe, wiewohl diefelben gleich den alten franzöſiſchen Biſchöfen 
vorher darum angegangen waren, ausdrücklich unabhängig er— 
klärt. Doch wird bemerkt, daß der trierſche Erzbiſchof den er— 
forderten Verzicht bereitwillig geleiſtet habe: und auch die übrigen 
= Betroffenen, bis auf das Domcapitel von Cöln und den Bijchof 
von Speher, beeilten fich, ihn zu geben. Köln und Worms waren 
H in der Bulle vergeffen worden: die auf fie bezüglichen Dispoſi— 
tionen wurden erit 1805 nachgeholt. Der Papft nun hatte feiner 
Dismembration diefer alten deutfchen Bisthümer die Beſtimmung?) 
Hinzugefügt, daß ihre vechtsrheinifchen Diöcefan- oder Provinz 
theile von derfelben nicht berührt werben follten. In ihnen 
ſollten vielmehr die bisherigen Negierungseinrichtungen und Rechts— 


!) Bullar, M. Roman. Contin. ed. Barberi 11, 245 f. 

4 2) ,.. firmis tamen manentibus juribus, privilegiis ac jurisdietione 
ipsorum Archiepiscoporum, Episcoporum, Capitulorum et Ordinariorum 
in ea parte territoriorum, quae dominationi Gallicanae non subjacet 
(quod idem decernimus relate ad eas metropolitanas et cathedrales 
Ecclesias, quas supra nominatim suppressimus et extinximus — die 
deutschen linksrheiniſchen Biſchofsſitze —, si eae forte partem aliquam 
suarum dioecesium habent extra fines actualis territorii Gallicanae 

Reipublicae); reservata Nobis cura prospiciendi in posterum tum 

u partibus illarum dioecesium, quae ... u. |. w. 


202 10. Beabfichtigtes Reichsconcordat. 


zuftände unverändert fortbejtehen, bis er der Papſt fie neu ordne. 
Der Erzbiichof von Cöln war damals gejtorben, ein Nachfolger 
zwar gewählt, hatte aber noch nicht definitiv angenommen;') das 
Gapitel befand fih in Arnsberg; der Dombherr von Caspers 
führte als Capitularvicar?) mit den nöthigen VBollmachten für Die 
rechtsrheiniichen Discefantheile die geiftliche Regierung, bis durch 
die hejfendarmftädtiiche Erwerbung des Herzogthums Wejtphalen 
noch eine Modification veranlaßt wurde. Das trieriche Officialat 


hatte fich nach Yimburg an der Yahn, der Kurfürſt-Erzbiſchof ſich 


nach feinem Bifchofsfite Augsburg zurücgezogen. Für jeine ihm 
gebliebenen trierichen Didcefantheile behielt er den alten, jest zu 


Limburg reſidirenden Generalvicar Beck.“) Der Erzbiihof von 


Mainz und Biihof von Worms nahm mit feinem Capitel umd 
Generalvicariate feinen Sit zu Afkhaffenburg; jein wormſer 
Generalvicariat hatte fich in dem wormfer, jeit 1803 hejjendarm- 
ſtädtiſchen Fleden Yampertsheim nievergelafien; von da und von 
Aſchaffenburg aus wurde die mainz-wormſer Diöeeſe biſchöflich 
regiert. Der Biſchof von Speyer war erſt nach Frankfurt ge— 
gangen, kehrte aber bald in ſeinen Sprengel zurück, und nahm, 
ſammt ſeinem Generalvicariate, jeinen Sit zu Bruchſal. End— 
lich der rechtsrheiniſche ſtraßburger Sprengel hatte in Ettenheim 
ſeinen Mittelpunkt. — Dies waren die Zuſtände, deren vor— 
läufiges Fortbeſtehen der Papſt, unter ausdrücklichem Vorbehalte, 
ſie demnächſt neu zu ordnen, ſanctionirte: ſie werden weiterhin, 
wo von den durch ſie berührten Staaten und deren kirchlichen 
Maßregeln zu handeln iſt, noch betrachtet werden müſſen. Hier 
jet nur erwähnt, daß von den Domtcapitularen ſich verhältniß— 
mäßig wenige an ihrem firchlichen Plate finden Tiegen: nachdem 
der Neichsveputationshauptichluß fie auf Renten gejett hatte, 
zerjtreuten ſie ſich. 

Im Julius 1802 ſtarb der alte Kurfürſt-Erzbiſchof Carl 
Friedrich von Mainz. Als ſein ſeit funfzehn Jahren beſtimmter 
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S. oben ©. 148 f. 
) Sams Gefhichte der Kirche im 19, Jahrhundert 1, 646. 
3) ©. oben ©, 70. 96. 
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) * Breve vom 2 October 1802?) eine Antwort, welche die 
* damalige Stimmung des Papftes in Bezug auf Deutſchland aus— 


licher Schaden der Kirche nicht ausbleiben. Er habe zur Ab- 
wendung oder doch Milderung der Mafregel das ihm Mögliche 
gethan, und wolle — womit er an Aeßerungen Dalbergs in 
deſſen Meldungsſchreiben anknüpft — jetzt auch dieſen dafür in 
Bat jegen. Er hoffte damals noch eine bloß theilweife 
* Säãculariſation. Dalberg jet erſter deutſcher Erzbiſchof, auf dem 
Reichstage in Regensburg anweſend, ſtehe in Anſehen: er möge 
des Papſtes „große Beſorgniß bekannt machen, und bei Denen, 
2 die hierzu beitragen fünnen, aus allen Kräften arbeiten, daß mit 
vollem Fleiße für die Angelegenheiten der Kirche geforgt, und fie 
bei. dem Rechte, bei der Freiheit und der Sicherheit erhalten 
werde, deren jie bis dahin genofjen hat. Sollte Etwas dent 
: Braenen gejchehen, jo kann es in feiner Art von Uns gebilligt 
’ werden.“ 

Der werdende Kurerzcanzler erhielt dies Breve, als auf dem 
Reichstage in ſolchem Sinne zu wirken fehon zu fpät war; er 
hätte jih aber mit der Sorge um die Kirche im Sinne des 
Papſtes wohl ohnehin nicht vorwiegend befchäftigt. Doch ließ er, 
nachdem ver NReichspeputationshauptichluß publicrt worden, das 
cr Breve und zugleich über feine furerzcanzleriiche Stellung folgen- 


x der Aeußerung?) verbreiten: „Aus dem vernichteten kurmainziſchen 


Staate ift ein neuer Kurſtaat wie ein Phönix geboven worden, 
der für das deutſche Reich von der Höchjten Wichtigkeit werben 
fann. Der Kurerzcanzler kann auf der einen Seite, der Papſt, oder 


1) ©. oben ©. 110 fa. 142. 149 fo. 

2) Deutfh in (Schirachs) Politiſchem Journal Jahrgang 1803. ©. 704 f. 
3, Dafeldft S. 743. Die aus Aichaffenburg gefchriebenen Artikel des 
Politiſchen Journales find anſcheinend alle, die aus Regensburg gefehriebenen 
größtentheils won Federn des Kurerzcanzlers geſchrieben. 


drückt. Durch die Nachricht, welche er über die bevorſtehenden 
Ri Sãculariſationen erhalten habe, ſei er tief betrübt, ſchreibt Papſt 
Pius; denn neben dem Schaden am Kirchengute werde auch geiſt— 
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vielmehr deſſen Repräſentant und Stellvertreter im beutfchen 
Keiche auf der anderen der leitende Director der Verhandlungen 
der Reichsverfammlung und in diefer Qualität einer der wirt 


famften Fürften fein.‘ Director der Reihsverfammlung war nur | 
Einer, der Kurerzeanzler. Er ift e8 aljo allein, der hier von 


zwei Seiten, zugleich als NeichSbeamter und als „Stellvertreter 


des Papftes“ ing Licht geftellt wird. Einer der wirkſamſten 
Fürften zu fein, dahin gingen in der That Dalbergs Ideen. 
Jene Worte, deren Unflarheit gleichfalls der dalbergiichen Kirchen 
politik entipricht, find eine Art Programm für diejelbe. 

Dalberg war, als der Neichspeputationshauptichluß erging, 
bereits in feinem ſechzigſten Jahre: e8 war natürlich, daß er die 
Anschauungen und Intentionen jüngerer Jahre feithielt. Er war 
durch jenes Reichsgeſetz für das nicht zu Defterreich oder Preußen 
gehörige vechtscheinifche Deutjchland zum einzigen Erzbiſchof be 


jtimmt, infofern alfo — wenn man, wie er that, in Diefem 
Kleindeutſchland die eigentliche Fortfegung des alten Neiches er— * 
blickte — an Stelle der ehemaligen vier Crzbiſchöfe des Reiches 
getreten, und ſich als Erbe auch ihrer Pläne von Ems zu bes 


trachten wohl legitimixt; am deren Netvactation ev feinen Theil 
gehabt hatte, Konnte nicht er allein fie unter veränderten Um— 
ftänden jetst durchführen? Das war in der That wohin Dalbergs 
Abſicht ging; und es ift der Punkt, von welchem aus angejehen 


fich die den genannten Theil von Deutjchland firchlich berühren — 


den Vorgänge der nächiten Folgezeit am einfachiten oronen. 

Als Nachfolger der Erzbiihöfe von Mainz follte Dalberg 
nach dem Keichsveputationshauptichluffe den Titel Primas Ger- 
maniae führen: und er hätte ihm gern den Inhalt gegeben, für 
fein Deutichland „Stellvertreter des Papſtes“ in dem Sinne und 
mit der Ausſchließlichkeit und Selbftändigfeit zu fein, mit welcher 
bei Ausführung der Emfer Intentionen die vier alten Erzbijchöfe 
Häupter der deutſchen Kirche gewejen fein würden. Die alten 
mainzer Erzbifhöfe waren zwar unbeftritten die vornehmften in 
Deutichland gewefen, hatten aber jenen Titel ſeit Sahrhunderten 
nicht mehr geführt: daß derſelbe, doch wohl auf Dalbergs Anlaß, 
jest hevvorgefucht wurde, ift ſeinerſeits gewiß nicht allein um 
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\ —— ſondern um ſeines erhofften und erſtrebten Inhalts 
en geſchehen. — Eine ſolche Stellung hatte ſich nach unten mit 

n Biſchöfen, nach oben mit dem Papſte auseinanderzuſetzen. 
Anm Widerwillen der Biſchöfe waren im den achtziger Jahren 
/ er J der Erzbiſchöfe mit geſcheitert. Seitdem aber war die 
Lage eine andere geworden; die vorhandenen Biſchöfe, bei Weg— 
fall von Defterreih und Preußen, wenigere als damals, waren 
keine Fürſtbiſchöfe mehr, ſondern Unterthanen anderer Fürſten; 
und es war vorauszuſetzen, daß Durch die bevorſtehende Organi— 
ſation die Grenzen ihrer Diöceſen wenigſtens für die größeren 
Territorien jo gezogen werden würden, daß ſie nur Mitunterthanen 
üirchlich zu vegieren hätten. Dalberg durfte Hoffen, fie minder 
3 als ehedem abgeneigt gegen die Unterwerfung unter ihren Erz— 
biſchof zu finden, bei ven, da es der einzige in Deutſchland 
übrige Fürftbifchof und am Neichstage ein einflufreicher College 
x ihrer neuen Landesherren war, jte Beiſtand juchen fonnten gegen 
die Kirchenpolizei des Staates. Erleichtert wurde außerdem die Ent- 
wickelung nach diefer Seite, wenn Dalberg im möglichit vielen 
deutſchen Dibeeſen ſelbſt Biihof ward. Den mainzer und 
wormſer Sprengel, ſoweit ſie noch beſtanden, den conſtanzer 
und regensburger Hatte er ſchon: letzteren durch Breve des 
Poapſtes vom 15. Julius 1803 als apoſtoliſcher Adminiſtrator. 
Was von dem cölner und von dem trierſchen rechtsrheiniſch 
vorhanden war, grenzte mit dem mainziſchen; und wenn man 
nach den naſſau-weilburger Acten im Frühjahr 1803 am 
3 dortigen Hofe unterrichtet war, daß „der Kurerzcanzler mit allen 
Kräften darauf ausgehe, die Didcefanrechte in den trierfchen und 
R  eölnifchen Landen am fich zur ziehen ,“') fo hat diefe Thatjache in- 
Sofern Wahrfcheinlichkeit, als 8 nahe genug lag, für das am 
linken Aheinufer verlorene Didcefangebiet, bei Gelegenheit der 
Neuregulirung, welche der Papft in Ausficht geftellt hatte, bier 
Erſatz zu juchen. Aehnliche Wünſche mochten auch auf die vechts- 
# rheiniſchen Reſte von Speyer gerichtet fein. Bei Straßburg 
machten fie fich in dev Form geltend, daß als im Februar 1803 
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) (Eilers) Deutſche Blätter 3, 89. Actenſtücke. 
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der legte vorrevolutionäre Biſchof Ludwig Renatus von Rohan⸗ — 






Guémené mit Tode abging, Dalberg in Uebereinſtimmung mit 


der badiſchen Regierung zugriff, und für die noch vorhandenen a 
deutjchen jtraßburger Diöcefantheile feinen conjtanzer General- — 
vicar, ſich auf ſeine Eigenſchaft als Erzbifchof berufend, zum 


commiffariihen Verwalter ernannte; Dies hierauf dem Papfte 


anzeigte, und eine belobende Genehmigung von demjelben empfing.) 
Die Tendenz der Regierungen, nur „Yandesbiichöfe zu haben, 


fonnte ihm, da er Bischof von Mainz, Regensburg, Roms u 


und Conſtanz ſchon war, ebenjowohl günjtig, wie ungünftig ſein. 


So half fie ihm in Bezug auf Straßburg; und in Württen- 
berg konnte er Aehnliches erwarten, als er ſich fpäter (1813) als 
„katholiſcher Biihof von Württemberg” neben jeiner conjtanzer 


Dideefanregierung im Yande auch noch Die vwacant geivordene — 
augsburgiiche dafelbjt zu übernehmen erbot. Auch anderwärts kehrt 
diefe Tendenz bei ihm wieder. Daß aber gerade fie das Miplingen 


der vom Reichspeputationsichluffe in Ausficht genommenen Con— 
eordatsverhandlungen, wie man das behauptet hat,?) — 
habe, finde ich nicht. 

Die Geltendmachung des zu erwerbenden Primates gegen— 
über dem Papſte wurde durch die Verhältniſſe mehr als ſeine den 
Biſchöfen zugewandte Seite in den Vordergrund geſtellt, und iſt 
auf die Entwickelung jener vom Reichsdeputationshauptſchluſſe in 


Ausſicht genommenen Verhandlung eines Reichsconcordates von 


großem Einfluſſe geweſen. 

Ueber dieſe Angelegenheit erzählt der damalige Cardinalſtaats— 
ſecretair Conſalvi:“) mit der öfterreichiichen Regierung war man 
an der päpftlichen Curie jehr unzufrieden, da fie die jojephintiche 
Geſetzgebung nicht nur vollfommen feithielt, ſondern noch auszu— 
dehnen ſuchte; z. B. jo weit ging, dem wiener Nuntius, weil er 
Jurisdictionsacte nicht ausüben dürfe, auch Acte wie die zum 
biſchöflichen Informativproceffe gehörigen Erfundigungen zu vers 





1) Kopp Kathol. Kirche im 19. Jahrhundert S. 348 f. Kathol, Zu- 
ftände in Baden (1841) ©. 25. 

2, (Eilers) deutſche Blätter 3, 111. 

3 Memoires de Consalvi 2, 291 fg. 
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bieten, deren Vornahme unter Kaiſer Joſeph unbeſchränkt geweſen 
war. Gerade als durch den Deputationsſchluß das Bedürfniß 
eines Concordates am Neichstage Hervortrat, war das Verhältniß 
durch vielerlei derartige Differenzen gereizt. Wo follte das 
Concordat unterhandelt werden, und wer follte es negociiven? 
— über diefe Frage gab e8 verjchievene Anfichten. Die Reichs— 
ſtände, Bayern voran, wollten fein Reichsconcordat, ſondern 
gingen darauf aus, Yandesconcordate mit Nom zu unterhandeln, 
und wurden in dieſem Bejtreben von Napoleon unterjtütt, der 
ihnen als den zur Negoeiation geeigneten Ort Paris bezeichnete, 
und jeine VBermittelung anbot: jie ihrerſeits hätten lieber in 
ihren Refivenzen, oder allenfalls zu Rom unterhandelt. Kaijer 
Franz forderte Ein Reichsconcordat, das Er für das Reich zu 
negoeiiren haben würde, zu Wien, oder eventuell auch zu Nom. 
‚Der Papit, in Berlegenheit entweder in Paris, oder in Wien zu 
mißfallen, entſchied ſich doch gegen Einzelconcordate, und blieb 
hierin jowohl den DVorjtellungen der betheiligten Neichsfürften, 
wie ven Wünjchen und Drohungen Napoleons gegenüber feit; vor— 
zugsweiſe weil er — wie man zwiſchen Conſalvis Zeilen lefen kann 
— hoffte, bei Gelegenheit des NeichSconcordates, das Doch auch 
für die öſterreichiſchen Neichslande zur gelten haben werde, Die 
jojephinijche Gefeßgebung wenn nicht zu bejeitigen, doch zu be— 
Ihränfen. Die Unterhandlung begann alfo in Wien, römifcher- 
ſeits durch den Nuntius Severoli,') reichsſeitig „Durch einen 
xegierungsbevollmächtigten.“ Aus einem Briefe Dalbergs an 
den Erzbiſchof-Kurfürſten von Trier?) ijt erfichtlich, daß dies der 
Reichsreferendar von Frank war. Derjelbe eröffnete fie indeß 
mit der Erklärung: der Kaiſer vwerhandle nur für Andere, nicht 
für ſich: im den öfterreichifchen Neichslanden werde das Concor- 
dat feinerlet Veränderungen bewirken. Er jtellte dabei ein Con- 
eordatsproject auf, das dem Nuntius unanehmbar fchien, über 
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| ) Für ihn war, wenn ſie echt ift, die bei Mejer Propaganda 1, 12. 

angeführte Inſtruction. 

De: ?) Dom 1. November 1803. Longner Beiträge zur Gefchichte der 
Oberrheiniſchen Kirchenprovinz ©. 63. Games Gefchichte der Kirche im 
19, Jahrhundert 1, 381 fg. 
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welches er dann nichtSvejtoweniger eine Zeit lang — ——— 
und es endlich nach Nom ſchickte. Hier ward es verworfen. — 
Sp weit Conſalvi über diefe Concordatsverhandlungen von 1803, 
die jih noch in den Anfang des Jahres 1804 hineinzogen. = 
Seine Mittheilung über den Standpunkt Bayerns wird 8: % 
durch den Inhalt einer um Etwas jpäter erſchienenen Schri Aa 
des Hofgerihtsadnscaten Zintel zu Münden — „Sit der Kurz : 
fürjt von Pfalzbayern verbunden, dem neuen für Deutjchland zı mn 
errichtenden Concordate beizutreten? Cine Frage der Sffentichen * 
Prüfung vorgelegt.“ —') ergänzt und erläutert. Zintel beant · 
wortet, wohl nicht ohne Auftrag, die Frage mit Nein. Dr —* 
katholiſche Landsherr könne die ganze Kirchenorganiſation einſeitig 
durch „Declaration“ einführen, ſei auch durch Verträge wie die e 
Reichsconcordate nicht gebunden; wie denn auch das eich jelbft ie. 
niemals an jie gebunden gewejen jet. Denn Verträge in öffent 
lihen Dingen ſeien nicht bindend. — Ebenſo gewinnt der Brief, 
welchen am 4. Junius 1803 der Papſt über Die deutjchen Kirchen» BR 
angelegenheiten an den Erſten Conſul jehrieb,°) durch die Mit 
theilungen Conſalvis ein anderes Yicht, als ihm zuzufommen “ Er 
vorher jcheinen konnte. Nachdem die weltlichen Güter der Kirche 
in Deutichland verloren feien, jagt der Papft, laffe man dort auch 
die inneren Kirchenverhältniſſe jest nicht bei Beſtande: wie 
nun Napoleon zur Wieverherjtellung der Religion in 
danfenswerth mitgewirkt Habe, jo möge er den Papjt auch in R 
feinem Bejtreben, die Verhältnifje der in höchſter Gefahr befinde ⸗ 
lichen deutfchen Kirche zu ordnen, jest unterjtügen. Dies war 
aljo nicht, wie man gemeint hat, eine Aufforderung zu thätigerem 
Eingreifen dabei, fjondern eine Ablehnung derjenigen Art deg 
Eingreifens, zu welher Napoleon fich bereit erflärt hatte. Dem 
entipricht der verjpätete Gebrauch, den Diefer davon machte: x 
denn erſt am 30. Januar 1804 ließ er das Breve am Regens— F 
burger Reichstage abſchriftlich mittheilen, und dazu verſichern, — 
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ı) München 1805. 87 Seiten So. F 
2) Häberlein Staatsarchiv 11, 335. Neueſte Geſchichte der Kirche 
Chrifti 1, 219. 221 u, ſonſt. ER 
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d er deut * irähenverbättniffe jei J a 

Dalberg war ſelbſtverſtändlich auf Seite des Neichsconcor- 
Dates, durch das allein er feine Primatenwünfche erfüllt jehen 
om ochte, und konnte auch damit, daß der Kaiſer es nicht für 
SDehſterreich mit, ſondern bloß für Dalbergs erzbiſchöflichen 
Br Sprengel unterhandeln wollte, nur einverjtanden jein. Der 
Reichsreferendar von Frank, welcher in der Goncorbatsfache 
arbeitete, war mit ihm felbft in beamtlicher Verbindung; denn 
—* der Kurerzcanzler ernannte die Reichsreferendarien;) es lag 
F außerdem in der Sache, daß Dalberg als erfter geiftlicher Wür— 
denträger des Bezirks, für welchen das Concordat geſchloſſen 
: werben follte, zu demfelden nicht ohne Beziehung blieb. So ift 
es von Intereffe, was, während die Dinge den erwähnten Gang 
gingen, er Darüber fehrieb und fchreiben ließ. Schon ehe der 
2 Reichsdeputationsſchluß Heraus, als aber der Inhalt, den er 
haben werde, bereits befannt. war, ließ Dalberg die Nachricht 
 perbreiten:?) erſte Schritte zu dem beabfichtigten Reichsconcordate 
x ſeien bereits geſchehen, und die römifche Curie fer mit einem Ent» 
wurfe dafür befhäftigt. Es war die naheliegende Vermuthung 
Hinzugefügt: das Concordat werde dem franzöfifchen ähnlich fein. 
Am 13. April 1803 hieß 63°) „aus Paris: man finde es Dort 
mit Rückſicht auf die bevorftehenden deutfchen Concordatsverhand- 
Ulungen auffallend, daß des Kurerzeanzlers diplomatiſcher Ver— 
treter Graf Beuſt, der übrigens von Napoleon ausgezeichnet 
werde, Proteftant, und daß des Kurerzcanzlers Neffe zu Paris 
WVertreter des proteftantiichen Baden ſei. So ſehr follte man 
Eee Dalberg freie Gefinnung erwarten fünnen. Ferner am 
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Peter Anton v. Frank (geb. zu Aſchaffenburg 1746) war, nachdem 
er zuerft in Trier gelehrt hatte, ſeit 1780 Profefjor an der Umiverfität Mainz, 
jeit 1784 auch Hof- und Negierungsrath daſelbſt geweien, bis er 1791 
Br Reichsreferendar wurde. ©. iiber ihn oben Seite 69. 79. Er ftarb 1818, 
DR 2) Politiſches Journal Jahrgang 1802. ©. 1235 fg. Jahrgang 1803. 
Seeite 176, 

3) Dafelöft Jahrgang 1803. ©. 381. 
Mejer, Zur Gefhichte ꝛc. 14 
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10. Julius aus Regensburg, von wo am 16. April noch ge 

meldet war, daß man bis dahin vom Concordate nichts wife: 
dag nun erjt mitgetheilte päpftliche Breve an Dalberg vom 
2. October 1802 fer ein auch auf das Koncordat bezüglider Auf 
trag,') und Dalberg ſei demzufolge darüber aus, eine vorläufige 
Uebereinftimmung der katholischen Stände in der Sache zu bewirken, . K 
in welchem Intereſſe er eine Reife nah München gemacht Habe, 
Und aus Ajchaffenburg 14. Sept. und 19. October:) in Rom 
verlange man, daß der Kaiſer die Sache zunächſt an ven Reichs 


— 
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tag bringe; es jehe aber mit derſelben wegen des dreifachen fh 
bei ihr kreuzenden Interefjes weitläuftig aus. Ebenjo aus Nürn- 2 
berg 14. November:’) Dalberg beichäftige fich mit dem Coneorr 
date und habe darüber mit dem in bayriichen Aufträgen nad 
Rom gehenden münchner Weihbiſchof Häffelin eine Unterredung Be; 
gehabt. — In diefer Zeit war es, wo auch der alte in Augs— 23 
burg vefidirende Kurfürjt von Trier fich brieflih an den Kurerze =. 
canzler gewandt, über vielerlei Eingriffe der Staatsregierungen Pr: 
in firchliche Dinge geklagt, und von da aus auf das Bedürfniß — 
baldigen Concordatsabſchluſſes hingewieſen hatte. Ihm antwortete 
Dalberg in dem jchon erwähnten Schreiben vom 1. November) 
der Reichsreferendar von Frank bearbeite den Concordatsplan, F 


werde aber durch andere Gejchäfte oft darin geftört; und nach 
einer Aeußerung des Nuntius Severoli wolle der Papſt, nahdem 
mit dem faiferlichen Hofe vorläufige Vereinbarung getroffen fei, 
zuv Verhandlung einen befondeven Nuntius jenden. Dalberg 
erwähnt als in der Angelegenheit Betheiligter auch des damals zu 
Wien anweſenden faiferlichen Reichstagseommiffars von Hügel 
und feines eignen geijtlichen Nathes von Kolborn, welcher glei 
falls dort verweile: aber die Verantwortlichkeit in der Sache 
(ehnt er von ji ab, 
Größerer Antheil, als Dalberg hier zugiebt, wird jeinent 





1) Dafelbft S. 378. 704, 720. * ER 
2) Dafelbft S. 883. 1003. ; 


3) Dafelbft S. 1120. — 
Longner und Gams a. a. O. 
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N) bgeordneten in einem nur um achtzehn Monate ſpäteren, wie 
es ſcheint wohlinſtruirten Artikel der Augsburger Allgemeinen 
u. —— ‚Sm a 1804, das —— im Anfange 


8 ank und dem geiſtlichen Rathe von Kolborn eine Punctation 
zu Stande gebracht. Da aber die damaligen Inſtructionen des 
römischen Nuntius mit denen der beiden Genannten feine Ver— 
einigung über die Grundfäge geftatteten, von denen man aus— 
gehen mußte, jo blieb Nichts weiter übrig, als den Entwurf des 
A Herrn von Frank nach Rom zu ſchicken, um als Grundlage zu 
denm neuen Concordate angenommen zu werden. Dev römifche Hof 
ſandte ihn mit wefentlichen Veränderungen zurück.“ Das ſtimmt 
- überein mit den Erinnerungen Conſalvis; denn wenn diefer er- 
zahlt, der nach Nom gejandte Entwinf jei dort verworfen, und 
wenn der Artikel meldet, er ſei „mit wejentlichen Veränderungen” 
zurüdgejandt, jo iſt dies fein Widerſpruch, jondern bejagt nur, 
daß man den verworfenen Entwurf in Rom mit Gegenvorjchlägen 
beantwortete. Nur in dem einen Punkte werden Confalvis Er- 
— innerungen ergänzt, daß die Arbeit des Regierungscommiſſars 
Fran, von welcher ex redet, nicht bloß von diefem ausgegangen, 
dondern zufammen mit einem geijtlihen Bevollmächtigten Dalbergs 
von ihm feitgeftellt war. Der in Kom verworfene Entwurf war 
ein von dem Kurerzcanzler mit ausgegangener. — Carl Joſeph 
Hieronymus von Kolborn (Colborn), der für ihn daran theilge“ 
nommen hatte, war mit Dalberg gleichaltrig, und in jungen 
Sahren, durch Fürforge der Stadionjchen Familie, mit der er in 
Berbindung jtand, Canonicus in Mainz geworden, wo er einiges 
kleinere Kivchenrechtliche, unter Anderem auch gegen die Nuntia- 
turen, gejchrieben hatte. Schon 1788 wurde er Neferendar 
beim damaligen Koadjutor, bald deſſen Vertrauensmann, nad 
dem Erwerbe von Negensburg Geheimerath dajelbit, und von 
Dalberg in allen kirchlichen Angelegenheiten von größerer Bes 
deutung gebraucht. Im der Concordatsfache foll er auch einmal, 
8 ijt nicht befannt mit welchen Aufträgen, nach Rom geſandt fein. ?) 
') Jahrgang 1806. Seite 804. 
2) (Eilers) Deutſche Blätter 3. 107. 


„RR TRSRNN 


„Die onen über die Be , welche dns * — 


































Sg Project i in — — ker „nahen * An⸗ 


ee — von — gehalten wurde.“ Au 
dieſe Verhandlungen ſeien jedoch erfolglos geblieben, und die Son a 
ferenzen nicht fortgejegt. — Die vegensburger Negoeintionen fande ze E 
im Februar und Mär; 1804 jtatt, und wir befigen über jie — = 
von Dalberg jelbit gegebene Nachricht aus dem Jahre 1809." —* 
Sie wurden von den beiden zu Wien Betheiligten von Seat 
und von Kolborn, erjterer im Namen des Kaiſers, letzterer i in, 
Dalbergs Namen bevollmächtigt, nun nicht mehr mit dem ur 
Nuntius Sewerofi, jondern mit dem 1794 als cölner Nuntius 
nach Deutſchland, aber nicht a nad Cöln gelangten?) Mon⸗ 
ſignor della Genga gehalten, der ſich ſeitdem abwechfelnde um 
Augsburg, Aſchaffenburg und München aufgehalten hatte: das 
Reichs⸗ und Staatshandbuch für 1803°, führt ihn ale Nu $ 
in Ajchaffenburg, „indeß derzeit abwejend und durch feinen * 
Auditor Grafen Troni vertreten auf. Vom 6. Februar bis BER 
31. März fuchten Diefe Drei in acht Conferenzen Die Grund⸗ 
lagen des neuen Concordates feſtzuſtellen: hierbei trat aber * 
Frank, wie es jetzt auch Dalberg ſchien, mit Anſichten und 
Principien hervor, welche „weſentlichen Punkten der kirch⸗ ® 
lichen Ordnung zu widerfprechen ſchienen,“) und bon bella N 


1) Sie ift auf Grumd feiner Eclaireiffements in den Bericht der parifer = 
Commission ecelösiastique von 1809—10 an Napoleon aufgenommen. e * 
Dalberg hatte die Conferenzprotocolle ſelbſt mitgetheilt. Fragmens — 

à P’histoire eecles. du XIX. siècle (Paris 1814) p. 153. 160. Daſelbſt 
p. 162 einige Zeilen aus den Protocollen. J 

2) ©. oben ©. 137. 

3) Theil 2. ©. 87. Ende 1803 erjchiener. ——— 

) Plus ou moins subversifs de la discipline essentielle de l’Eglise Br 
nennt fie, wohl nach Dalbergs Ausdrud, der angeführte F 

























Mn zu ker, io — man er von —** die Schwierigkeiten 
der Unterhandlung brachte es aber zu feinem Reſultate. Eine 
wenigſtens einige Punkte betreffende Uebereinſtimmung meinte 
dann ſeinerſeits Dalberg mit dem Nuntiaturauditor Troni erreicht 
— zu haben: darüber, daß das künftige Concordat dem Papſte alle 
eſſentiellen und primitiven Primatialrechte conſerviren, daß es 
"a Landesherrn verpflichten müfje, die Bisthümer feines 
Landes zu dotiren, und daß es ihm die Befugniß fichern folle, 
zu denſelben zu präfentiven, während alsdann der Papft nominiren 
_ würde.) Indeß wenn man bon dem zweiten diefer drei Punkte 
3 abſieht, der im Grunde ſchon durch den Reichsdeputationshaupt— 
Schluß feſtgeſtellt war, fo blieb die erlangte Uebereinſtimmung 
noch zweifelhaft; denn über den Umfang der „eſſentiellen und 
A primitiven“ Primatialvechte gingen die Meinungen auseinander, 
- amd in Betreff der Bifchofsernennung waren die Ausdrücke fo 
außerhalb des canoniſtiſchen Sprachgebrauches gewählt, daß wenig 
Beſtimmtes damit geſagt war. 

Ob dieſe Conferenzverhandlungen vom Februar und März 
1804 mit der angeführten Napoleoniſchen Communication vom 
30. Januar in Zuſammenhang ſtehen, erhellt nicht, und iſt auch 
nicht wahrſcheinlich. Nachdem fie reſultatlos geblieben waren, 
gab das Politifche Journal aus Negensburg Nachricht, ”) Die 
Soneordatsverhandlung am Neichstage jtehe vorläufig ſtill, weil 
der Papft zu viel fordere; und aus Aichaffenburg 13. Iunins,?) 
das Concordat jei „nicht jo nahe, als es die Zeitungen machen‘; 
der Reichskammerrichter Graf Neigersberg habe über daſſelbe 
mit dem Kurerzcanzler eine Unterrevung gehabt. Dann, nach— 





1) Fragmens etc. a. a. O. ©. 153: que chaque Souverain doteroit 
‚les Evöches de ses Etats et presenteroit les Eveques, qui seroient 
nomm£s par le Pape. 
2) Polit. Journal Jahrg. 1804. ©. 502. 
2) Dafelbft ©. 588. 
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dem unterdeß nochmals das Bedürfniß, es zu jchliegen hervor— 
gehoben werben war, am 13. November aus Negensburg :‘) 
Tags vorher jei Dalberg nach Paris, wo Pius VII. damals zu 
Napoleons Krönung eintraf, gerei’t, unter Anderem um die „Ver— 
abredung des Koncordates mit dem Papſte“ zu treffen. „Die 
hauptfächlichiten Grundfäte dabei find bereit3 von dem Auditor 
bei der päpftlichen Nuntiatur in Deutjchland, Grafen Tront, der 
ebenfalls mit nach Paris geht, entworfen.” Wenn diefer Ent- 
wurf nur der mit Dalberg concertirte war, jo enthielt er aller 
dings wenig. Die Erwartung, dag zu Paris das Concordat 
zu Stande fommen werde, war damals an ven ſüddeutſchen Höfen 
verbreitet;?) man fonnte indeß nicht jowohl den formellen Ab- 
ſchluß, als nur materielle Verjtändigungen dabei im Sinne haben. 

Allein auch dieſe Erwartung wurde getäufcht. Im dem 
Tagebuche über den parifer Aufenthalt des Kuverzcanzlers, das 


er nach jeiner Rückkehr verbreiten ließ“) — ein unerfreuliches 


Document jeiner Eitelfeit, denn vorzugsweiie ijt darin von dem 
ihm widerfahrenen Ehren, und daß es ihm gelungen jet, einen 
beanjpruchten Vorrang vor den Cardinälen zur Geltung zu bringen, 
die Rede — wird erzählt, ſchon beim erjten, eine Stunde nad 
Ankunft des Papſtes zu Tontainebleau abgejtatteten Beſuche jet 
„die Unterhandlung über das Concordat fogleich vortheilhaft er— 
Öffnet.” Und als Dalberg früher als der Bapft Paris verlaffen 
batte, und im Februar 1805 wieder nach Deutichland kam, 
wollte einer feiner Freunde‘) wiljen: „Er fommt als Schöpfer 
eines neuen Sirchenjtaatsrechtes für Das deutſche Reich. Die 
Unterhandlungen über das neue Concordat mit dem römiſchen 
Hofe .... waren beendigt, und mit großem Intereſſe jah man 
ver Bekanntmachung des unter franzöfifcher Mitwirkung zu 
Stande gebrachten Staatsgefeges für die fatholifche Kirche im 
Deutſchland,“ als folches Dachte der Schreiber fich das Abkommen, 


‘ 





1) Dafelbft ©. 910. 1102. 

2) Weber desfallfige Vorbereitungen (Eilers) Deutfche Blätter 3, 106. 
3) Polit. Journal. Jahrg. 1805. ©. 141 fg. 

*) Dafelbft S. 217. 
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Erivartung vergebens fei, allerdings die Sache auch nicht leicht, 
- Damm aber: der Auditor Graf Troni fei nach Negensburg ge- 
bommen; jest werde fie werden. Site ward indeß twieder nicht, 
Br) und auf einen Brief des alten Kurfürſten von Trier, der ge— 
wiſſe bei der Verhandlung mit Troni, die auch er erwartete, 
vorzulegende Gravamina überſandte, konnte am 12. Sept. 1805 
der Kurerzcanzler nur antworten: er habe das „grundverderbliche 
Benehmen der weltlichen Regierungen gegen die Kirche und deren 
im der Reichsconftitution begründete echte‘ unmittelbar und 
mittelbar ſelbſt kennen gelernt, habe auch in Paris die Lage ver 
deutſchen Kirche dem Papſte und den anweſenden Cardinälen ge— 
ſchildert, mündlich und ſchriftlich. „Alle waren von der Größe 
des Uebels und von der dringenden Notwendigkeit kräftiger Ab- 
hülfe aufs Lebhafteſte überzeugt, und in einigen Gonferenzen 
ward über die Mittel, dieſen großen Endzwed zu erreichen, be= 
rathichlagt. Ihre päpftliche Heiligkeit, bejeelt von wahrhaft 
apoſtoliſchem Eifer, veriprachen alle mögliche Hülfe, und zu ihrer 
Bethätigung die ungeſäumte Abjendung eines eignen Legaten.“?) 
Troni war aber diefer Pegat nicht, fondern für die geeignete 
Perſönlichkeit war della Genga erfannt worden; ſodaß jener nur 
um vorzubereiten gefommen war. 

Einen wejentlichen Fortichritt in der Nichtung auf Die 
primatiale Stellung, die Dalberg in dem Concordate für fich 
pactirt wünjchte, hatte er aber doch in Paris glüclich erreicht, 
indem er erlangte, daß der Papſt in einem Erlaffe vom 1. Fe 
Er bruar 1805?) die im Reichsdeputationshauptſchluſſe geichehene 
Berlegung des Erzbisthpums von Mainz nach Negensburg und 
deſſen Neubegrenzung, allerdings ohne Das Neichsgefet zu nennen, 
firchlich genehmigte. Pius VII. fnüpft an die Circumferiptiong- 
bulle für Frankreich und an deren Verheißungen bei Zerjtörung 


!) Dafelbft S. 204. 537, 

2) Longnera.a. DO. ©. 65. 

3) Bullar. M. Roman. Contin. ed. Secreti 12, 261}. — Polit. Journ. 
Sahrg. 1805 ©. 559 findet fi) das zu Grunde Tiegende, im der Bulle 
nachher modifieirte Confiftorialprotocol. 
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deutfcher Diöcefen an, ergänzt fie in Bezug auf Cöfn und Worms, 
und berührt, daß auch auf Das Bisthum Worms in des Parftes 
Hände von Dalberg verzichtet worden ſei. Für Regensburg war 
das nicht nöthig, denn Dalberg war ohnehin bloß Aominitetor. 
Hierauf eximirt der Papft Regensburg vom jalzburger Metro 
politannerus, und unterdrüdt es als Bisthum, um es als Erz⸗ RR 
bisthum ſogleich wiederaufzurichten; dem er jedoch zur Tiöfe 
nicht den ganzen ehemaligen vegensburger Sprengel, fondern mu x 
den auch unter weltlicher Herrichaft des Fürfterzbiichofes ſtehen⸗ F 
den Theil deſſelben, ſowie unter der gleichen Herrſchaft ſtehende 
Theile der ehemaligen Erzdiöceſe Mainz beilegt. Für Die rechts⸗ 
rheiniſchen Diöcefanfragmente von Mainz und Worms, jomie 
ven Reſt des Regensburger Diöcefangebietes wird Dalberg, da- 
mit der Papſt freie Hand behielt, es zu demnächjtigen Yandes- 


bisthümern zuzufchneiden, nur apoftoliicher Adminiſtrator. Das e 
erzbifchöfliche Necht von Regensburg foll, nachdem Salzburg, 
Trier und das cölner Gapitel eingewilligt haben werden, jich J 
über das ganze damalige nicht zu Preußen oder Oeſterreich ger" 
hörige Deutichland erjtreden, und der neue Metropolit joll nicht * 
nur alle Befugniſſe anderer Erzbiſchöfe, ſondern auch ſämmtliche Br 
bejondere Privilegien des alten mainzer Stuhles haben. Noch 

waren nähere Beſtimmungen über Dotation und Capitel J— 
troffen, die nicht mehr von Gewicht ſind. Das von Dalberg zu —9 
conſtruirende Capitel iſt niemals zu Stande gefommen.') 353 4 
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) S. über daſſelbe Polit. Journal 1805 ©. 596 fg. und die Streit- H 8 


ſchriften: Parallel der zweien Domcapitel in Regensburg und Mainz, zur 
Aufklärung ihrer Anſprüche auf Das neue erzbiſchöfliche Gremium in Regens— * 
burg. Eine Vorarbeitung zum Concordat. 1805. und: Vorzugsrecht des 
erzbiſchöflichen mainziſchen Domcapiteld auf das neue erzbiichöfliche regen 
burgiſche Gremium, oder Antiparallel, d. h. der Herr Parallelenfchreiber hat — 
die Sache verfehlt. Geichrieben von einem Feinde alles jeichten Geſchwätzes. 
Septemb. 1805. Erftere Schrift ift im Interefie des bayriſchen, am regen 
burger Capitel betheiligten Adels, letstere im entgegenftchenden mainzer Inter- 
elle geichrieben. Eine dritte: Commentar über die Bulle Papft Pius VI. J 
vom 1. Febr. 1805 die Verſetzung des erzbiſchöflichen Stuhles zu Mainz 
auf die Kirche zu Regensburg betreffend, 1505, führt aus, Dalberg Habe 
zu Regensburg ſchon als Landesherr Die Befugniß, das dortige Capitef u 
zulöfen. £ 


. 
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für das fünftige Concordat zwei Prineipien von grundlegender 
Bedeutung ſanctionirt: die Einheit der Erzbifchofsgewalt über 
das Gebiet, welches von ihr betroffen werden follte, und — wenn 
— ch nicht mit ausdrücklichen Worten, ſo doch der Sache nach — 
das Princip der Landesbisthümer. Denn daß auch das Reich 
von dieſen Grundſätzen ausgehe, war nach dem Deputationsſchluſſe 
außer Zweifel. Beide Principien num bilden die Baſis eines 
Concordatsentwurfes, welcher im November 1804 vor der pariſer 
Reife des Kurerzcanzlers abſchriftlich circulirte, und damals dem 
— Auditor Troni oder dem Nuntius della Genga zugeſchrieben 
ward. Es iſt von Eilers,“) anſcheinend aus naſſauiſchen Acten, 
mitgetheilt worden, und lautet: „F. 1. Der erzbiſchöfliche Stuhl 
zu Mainz iſt auf Negensburg transferirt ad perpetuos dies. 
$& 2. Die Metropolitan -urisdiction erſtreckt fich über alle auf 
der rechten Nheinfeite liegende Theile der ehemaligen Diöceſen 
don Mainz, Trier und Cöln, mit Ausnahme der füniglich preu— 
iſchen Lande, ſodann tiber Salzburg und die pfalzbayrifchen 
Lande. $. 3. Die biihöfliche Gerichtsbarkeit des Erzbifchofen 

von Regensburg dehnt fich aus über die Rurerzeanzlerifchen Be— 
fisungen, und über die fürjtlich leiningenfchen und löwenſtein— 
ſchen Lande. $. 4. Das Metropolitane vegensburger Capitel 
joll aus vierzehn Mitgliedern beftehen, die aus dem ehemaligen 
mainziſchen und vegensburger Domcapitel gezogen werben follen, 
Jeder Diefer Domeapitulaven bezieht jährlich die Summe von 
2500 5. Reichswährung. 8. 5. Es follen zehn Bisthümer 
im deutjchen Neiche (mit Regensburg) künftig beftehen, nämlich 
zu Paſſau und Freifingen für Bayern, zu Bamberg und Wiürz- 
burg für die pfälzifchen Befigungen im Franken, zu Kempten für 
die pfälzischen Beſitzungen in Schwaben, zu Düſſeldorf für das 
Herzogthum Berg und die übrigen dort gelegenen kurpfälziſchen 
Lande; ferner zu Ellwangen für Das furwürttembergifche Land, 
zu Conjtanz für die übrigen in Schwaben gelegenen veichsjtän- 
diſchen verſchiedenen Befigungen; und endlich zu Limburg an der 


u 





1) Deutfche Blätter 3, 108. 
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Lahn für die fürftlich naſſauiſchen und fuldaiſchen Yande. 


$. 6. Jedem diefer Provincialbifchöfe joll ein Domcapitel von 
zwölf Capitularen zugegeben werden. Ihr Gehalt bejteht aus 
12000 Gulden jährlich, jener der Domeapitularen aus 2000 Gul- 
ven. 8. 7. Die Provincialbichöfe werden Sr. päpftlichen Heilig- 
feit von den betreffenden Yandesfürjten, ohne Unterſchied Der 
Sonfeffion, empfohlen und präfentirt, und nach Befund der Um— 
jtände von dem römiſchen Stuhle confirmirt. 8. 8. In melt- 
Yichen Dingen find die obgenannten Bifchöfe, ſowie ihr Capitel 
und übrige Geiftlichkeit, der landesfürftlichen Gerichtsbarkeit unter- 
worfen. In geiftlihen Sachen dagegen (in causis ecelesiastieis 
seu spiritualibus) werden, wie bisher, die bifchöflichen Conſi— 
jtorien erfennen, und von ihren Ausjprüchen foll an den Metro— 
politan, und von diefem am den päpftlichen Stuhl appellirt 
werden. 8. 10. Die Zahlungen nah Nom follen zwiſchen 


dem päpftlichen Nuntius und deu betreffenden Yandesherren güt- 


lich regulirt, und wegen der Dispensgelder und übrigen Taren 
follen allgemeine und billige Grundſätze feitgejtellt werden.” 
Allerdings finden fich in dieſem Entwurfe Anklänge an den 
zweiten und dritten der drei Punkte, über welche Dalberg fich mit 
Graf Troni verjtanden zu haben angab. Ebenſo find die erjten 
drei Entwirfsparagraphen, und — wenn das Commiſſorium an 
Dalberg jo verjtanden wird — auch Der vierte, wiewohl alle 
nur ungefähr, in die päpjtliche Konftitution vom 1. Febr. 1805 
übergegangen. Dennoch kann jo, wie er lautet, der Entwurf 
weder von Troni, noch von della Genga') formulirt fein. Erjtens 
weil eine römiſche, mit dem Kirchenrechte auch nur einigermaßen 
vertraute Feder 3. B. den zweiten Paragraphen unmöglich ge 
ichrieben hat. Zweitens weil, wenn der Entwurf echt war — 
worüber Dalberg unterrichtet fein mußte — dieſer bei Gelegen- 
heit feiner berührten Eclairciſſements über deutjche Kirchenverhält- 
nifje für Die parifer Commiſſion von 1809 nicht umhin gefonnt 
hätte, ihn zu erwähnen: was er augenfcheinfich nicht gethan 





1, Eine Bergleihung des von diefem 1807 formulirten württembergifchen 
Entwurfes, von welchem unten zu reden fein wird, kann das nur beftätigen. 
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vates Schriftftück, vielleicht eine kurerzcanzleriſche Vorarbeit für 
die Concordatsverhandlung ſein: auf welchen Urſprung ſeine 
* Uebereinſtimmung mit einer von dieſer Seite unzweifelhaft kom— 
menden weiteren Aeußerung deutet. 


Diefe iſt Titterarifcher Art und führt den Titel: „Privat— 
gedanken über das Necht deutſcher Yandesherren gegen Religion 
und Kirche nach der heutigen deutſchen Staats- und Kirchen— 
verfallung, mit Hinficht auf das zukünftige deutſche Concordat, 
durch wirkliche Fälle bei Negierungen und Vicariaten erläutert 
von Joſ. Richard von Roth, Würzburg und Bamberg 1805 
Der Verfaſſer (geb. 1748) war, nachdem er in Bonn docirt hatte, 
längere Jahre Profefjor und Negierungsrath in Mainz gewefen, 
damals auch in dem Numtiaturjtreite unter den litterarijchen 
DVerfechtern der mainzer Propofitionen verwendet worden, hatte 
an dem Wahleonvente von 1792 als Secretair der Divectortal- 
gejandtichaft theilgehabt, und beſaß eine tüchtige, practifch gefchulte 
Runde des alten Reichs- und Kirchenſtaatsrechtes. Mit der 
mainzer Regierung und Univerjität, als der Kurfürft flüchtete, 
nah Alchaffenburg verjeßt, war er 1805 neben jeiner Profejjur 
Dberappellationsrath, und in Begriff, im Dienfte Dalbergs noch 
zu fteigen. Daß ein fo geftellter Mann, wenn er „Privat 
gedanken“ über das Concordat veröffentlichte, damit nicht bloß 
private Gedanfen ausjprach, iſt, wenn man die engen Verhält— 
niffe am ajchaffenburger Hofe und die damalige Suchlage über- 
haupt in Betracht zieht, mehr als wahricheinlih. Mean wird 
mit Sicherheit in allen Hauptpunkten furerzeanzleriiche Gedanken 
in ihnen jehen dürfen. — Ste gehen auf Ein NRetchsconcordat. 
Daſſelbe werde am vichtigjten Nichts als Das enthalten, ') was 
als deſſen Gegenjtand in 8. 62 und $. 25 des Reichsdeputationg- 
hauptſchluſſes bezeichnet fei: eine neue Didcefaneintheilung, wobei 
Landesbisthümer worausgefett werden, jammt Einrichtung von 
Domeapiteln, und zweitens die Formation des deutjchen Primates. 
Dieje zwei Punkte müſſen „auf veichsgejegliche Art” neu beſtimmt 





1) ©, die angeführte Schrift ©. 32 fg. 
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werden; indem der Kaiſer ein Reichsgutachten darüber vom 
Keichstage fordere, ſich demnächſt mit dem Papfte „darüber be- 
nehme”, und nachdem das gefhehen ſei „Das Weitere einleite“. 
Bergeffe man dann den Unterſchied zwifchen Kirchengewalt (jus 
in sacra) und Kirchenhoheit (jus eirea sacra) nicht, jo fer dag 
Nöthige befchafft. Bei näherer Entwidelung dieſes Unterſchiedes 
zeigt Roth. eine mit feiner ſonſtigen reichsftantsrechtlichen Haltung 
nicht übereinftimmende, aber ſich aus den DVerhältniffen des Kurs 
erzcanzlers und aus deſſen Zwecken, für die er fchrieb, erflärende 
Borliebe für franzöfiiche Coneordatsgedanfen; während er daneben 
wieder in Die Bahnen des Neichsjuriften einlenft, und an und 
aus den Neichsgefegen jene Begriffe näher darlegt. Die „Rechte 
deutscher Yandesherren gegen Religion und Kirche” feinen die 
firhenhoheitlichen; während die Kirchengewalt durch den Reichs— 
deputationshauptichluß weder geändert fer, noch jest geändert 
werben fünne: „jelbjt wenn man das ganze franzöſiſche Concor— 
dat für Deutichland zu Grunde legen follte. Nach der Art, 
wie Roth ein Citat hinzufügt,') follte man meinen, dieſer Ge— 
danke fer ihm fremd; allen die Stelle, auf die er Bezug nimmt, 
enthält nichts, als einfach die franzöſiſchen Concordats-Documente; 
und es erhellt, daß er nur die Form wählt, feine oder feines 
Herrn Gedanken auf den Markt zu bringen. — Wenn aljo die 
beiden vorerwähnten Punkte durch das Reichsconcordat feitgeftellt 
jeien, jo ſoll dann alles Uebrige der Yandesgefeßgebung überlaffen 
werden. Wie diefe bei ihren Anordnungen die Rechte der Kirchen 
gewalt zu vefpectiven Haben werde, zeigt Roth an Einzel- 
fragen und Fällen, die aus der Praxis des afchaffenburger 
Bicariates jtammend ſich auf Simultaneum, Pfarren und Schulen, 
Sindererziehung bei gemifchter Ehe, Sonntags, Buß» und Bet— 
taasfeier, landesherrliches Placet, das. er gegenüber dem Papite, 
nicht auch gegenüber den Biſchöfen zulaffen will, landesherrliche 
Beftätigung kei Anftelung der Geiftlichen u. |. w. f. beziehen. 
Es ift nicht nöthig, ihm im diefe Einzelheiten zu folgen. 

Im Zufammenhalt mit der Bulle vom 1. Februar 1805 





') Poſſelts Annalen Jahrg, 1802 ©, 4. ©. 58, 
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was Dalberg wollte, klar genug. Er läßt die beiden in jener 
8B ulle gewiſſermaßen ſchon enthaltenen Momente als die für 
das Reichsconcordat genügenden bezeichnen. Es kam ihm darauf 
an, ſie in deſſen rechtsverbindlicher Form theils anerkannt, theils 
al, was den erjtrebten Primat betraf, feinen Wünfchen ge- 
Br. mäß gewendet zu ſehen. Daneben kommt in dem Vorfchlage, 
das franzöfifche Concordat zu Grunde zu legen, feine jeßt ein- 
gegangene Verbindung mit Napoleon zu Worte. — Zugleich richten 
fich diefe Vorfchläge aber an die dem NeichSconcorbate zuwider 
geſtimmten Landesherren: indem der nöthige Inhalt des Concor- 
dates — das Dalberg als in feinem Intereſſe gelegen nach wie 
vor vertrat!) — auf das thunlich geringite Maß beichränkt, indem 
der landesherrlichen Einwirkung daneben ein möglichſt ausge 
Dehntes Feld eingeräumt wird, foll die Idee des jo limitirten 
Reihsconcordates den Fürſten plaufibel gemacht werden. Tür 
Dalberg enthielt e8 doch noch genug. 

Andere im Hinblid auf das Neichsconcordat damals erichie- 
nene Schriften find unbedeutend.) 





1) Dies beftätigt (Frey) Erläuternde Bemerkungen zu der Schrift: 
Ueber den Frieden der Kirche im den Staaten der rheinischen Conföderation 
(1511) ©. 60, ausprüdlich auch für die Zeit, von welcher jetzt die Nede ift. 

2) Dergleihen Schriften find: 1. Patriotifhe Aufforderung an das 
katholiſche Deutſchland zu Aufmerkſamkeit bei Schliefung eines neuen Con— 
cordates mit dem Bapfte. Ulm bei Wohler 1803. Im diefem Verlage find 
von demfelben Berfafjer, „einem katholiſchen Geiftlihen‘‘, noch andere ähn— 
he Broſchüren, z. B. gegen den Cölibat ꝛc. erfchienen. 2. Sind wohl 
Biſchöfe in der fathol. Kirche nöthig, oder find fie in unferen Zeiten ent- 
behrlich? Eine Borbereitung zum bevorjtehenden Concordate mit Rom. 
Augsburg 1805. Th. Conr. Hartleben (Landesdirectionsrath und Profefjor 
in Würzburg) Ueber das Recht des Papftes, die deutſchen Synodalrichter 
der dritten Inſtanz fir jede geiftfiche Streitfache zu bevollmächtigen, .... bei 
Gelegenheit der annahenden reichstäglichen Berathſchlagungen iiber ein neues 
Concordat mit dem römischen Hofe. Würzburg 1805. 9. meint, gegen die 
römiſche Anficht, daß der Papft gehalten fei, ein für allemal ein jtändiges 
Profymodalgericht einzurichten, und will, daß Das in das neue Concordat 
anfgenommen werde. Für dieſen Gedanken beanſpruchte dann aber Gönner 
die Priorität, und es gab eine gereizte Litterarifche Fehde. Nönemanı) 
Das Spften der kirchlichen Hierarchie nach den Bedürfniſſen des Zeitalters 
bearbeitet, o. O. 1807 erwähnt zwar in der Vorrede bes Koncordates, deſſen 
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Dalberg hatte dem Erzbiſchofe von Trier gemeldet, daß zu BE 


Paris zwifchen ihm und dem Papjte im Anfange des Iahres 


1805 die Abjendung eines Yegaten zum Abſchluß des Coneordates 
nach Deutfchland verabredet worden fei. Artaud in feinen Leben 
Papit Yeo des XL. erzählt,') eben um dieſe Zeit ſei der damalige 
Monſignor delle Genga zum auferordentlihen Nuntius in 
Kegensburg zwecks Unterhandlung des Goncordates ernannt 


worden. Um über vie einjchlagenden jchwierigen Berhältniffe. 


von Conſalvi perſönlich Inſtruction zu empfangen habe er fich 
dann nach Kom verfügt, und Napoleon habe die Zögerung benust, 
um duch Caprara — angeblic auf DVerlangen des Kuverz- 
canzlers — einen andern Numtius, nämlich den vom franzöſiſchen 
Soneordate ber bekannten Bernier, jest Biſchof von Drleang, 


zu fordern, deſſen Abfendung nach Deutjchland dazu verhelfen 


werde, die ſcandalöſen kirchlichen Angelegenheiten dort zu arran- 
giren. Der erjte nach) des Papftes Heimkehr nah Rom, 
alio nah dem 16. Mai 1805, von ihm an Napoleon 


gejchriebene Brief beziehe fich hierauf.) Caprara jchreibe, jagt 


der Bapft, der Kaifer fenne und billige „Dalbergs Wunſch“. Aber 
gerade Dalberg ſei der Erjte geweſen, der vor wenig Monaten 
für den zu diefem Poſten Geeignetjten den Nuntius della Genga 
erklärt; Dalberg jet es, dem gegenüber der Papjt eingewilligt 
habe, jenen zu jenden, und der über dieſe Einwilligung dann jeine 
Freude bezeugt, und fich hierauf mit della Genga in Correſpon— 


denz gejetst habe. Noch eben empfange dieſer einen Brief vom - 


Kurerzcanzler, der das Verhältnig freundlichiten Einverſtanden— 
jeins durchaus fortfege. Jetzt den Entſchluß zu ändern, nachdem 
die Ernennung ſchon vor Monaten dem Kaiſer und verichiedenen 
deutjchen Fürften angezeigt worden, und dieſe ihre Zufrieven- 
heit damit erklärt haben, fer unthunlich. Zudem jet della Genga 


in Deutſchland orientirt, habe jeist zu Nom ſich mit der An 





man warte, feiner großen Schwierigfeiten, und daß vieleicht ein Machtſpruch 


diefe zuletst enden merde; ift aber ſelbſt Nichts als eine populäre kirchen 


rechtliche Darftellung des katholiſch-kirchlichen Verfaſſungsorganismus. 
1) Histoire de Leon XII. Paris 1843. 1, 8 fg. 
2) Artaud a. a. ©. p. 10. 11. 





| Bm u Par 


Della Genga beauftragt. 223 





RR gelegenheit genau beſchäftigt, und kenne des Papſtes Willens— 
Meinung. Ihm durch Zurücknahme des Auftrages wehe zu thun, 
liege kein Grund vor. — Hatte der Kurerzcanzler wirklich einen 
— Wunſch nach Bernier ausgeſprochen, ſo war ihm wohl eine jener 
Be. Doppelzüngigfeiten begegnet, wie fie bet Schwachen Menſchen vor— 
— kommen. Bernier als päpſtlicher Nuntius wäre für Napoleon 
ein zweiter Caprara geweſen, für den Papſt aber war er eben— 
deswegen ‚nicht möglich, 

Conſalvi in feinen Memoiren übergeht diefen Zwijchenfall, 
und berichtet nur,') die Sache habe ſich vejultatlos hingezogen 
bis zum Ausbruche des Krieges zwischen Dejterreich und Franf- 

reich, das ift nur wenige Monate. Denn ſchon am 9. Auguft 
1805 trat Defterreich dem ruſſiſch-engliſchen Bündniffe bei, und 
der Krieg in Süddeutſchland war zu erwarten; am 25. Sept. 
gingen Die aeige en Truppen über den Nhein, am 17. Det. 
capitulivte Ulm, am 2. December fiegte Napoleon bei Aufterlig, 
am 26. jchloß er den eh Srieven. Sobald die Erwar— 
tung des Krieges, deſſen Schauplatz Süddeutſchland werden mußte, 
nahe trat, veritand ſich der Aufjchub von della Genga’s Sendung 
von jelbit. 

Im Beginne dieſes auch in Obersstalien geführten Krieges 
geſchah es, daß Truppen des Generals Gouvier St. Chr, der 
E mit jeinem ſüditaliſchen Objervationscorps zu Maſſena's Ver— 
i ſtärkung nach der Lombardei z0g, ſich Meitte Dctobers 1805 auf 
Napoleons Befehl der päpftlichen Stadt und Yandfchaft Ancona 
} bemächtigten. Eine Maßregel, die gegen englifche Schiffe, welche 
das Mittelmeer beherrichten, und gegen die Ruſſen in Korfu 
vielleicht meilitärifch nicht zu vermeiden, für den Papft aber, neben 
der fortdauernden Verſagung der Yegationen, eine neue Verlegung 
jeiner landesherrlichen Nechte war. Er proteftirte daher, und die 
Verhandlung darüber mit Cardinal Teich, dem Nachfolger Cacaults, 


der Papit an Napoleon einen Brief fchrieb, in welchen er, wen 
auch in der N Form, die Eventualität, dent Cardinale die 


) Am früher angeführten Oxte, 





nahm einen fo wenig frievlihen Gang, daß am 13. November | 
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Papites Weigerung, die Che Jerome Napoleons für nichtig zu er- 
Hären, ohnehin gereizt war, zu viel. Er erhielt jenen Brief vor 
der aufterliger Schlacht, beantwortete ihn aber exit als er nad) 
Beendigung des Feldzuges in München verweilte, um jenen 
Stieffohn mit einer bayrifchen Prinzeffin zu verheirathen, am 
7. Sanuar 1806. Er jchrieb dem Papjte, und erlich Daneben 
eine zur Mittheilung beitimmte, hier vorzugsweile in Betracht 
fommende Note an Feſch,“ in welcher er fih als Nachfolger 
Carls des Großen für den Inhaber der alten römifchkaijerlichen 
Gewalt erklärt, und dem Papſte droht, falls er jich nicht in welt- 
lichen Dingen dieſer Gewalt ebenjo füge, wie andrerſeits der 
Kaifer fich der geiftlichen, falls er nicht des Kaiſers Feinde ſchon 


als jolhe auch für die feinen halte, ihn zum einfachen Biſchof 


von Nom zu degradiven. Daneben macht er ihm und Conſalvi 
ſtarke Vorwürfe, daß fie die Äirchlichen Dinge in Deutſchland, er 
nennt injonderheit Bayern, durch Nachläffigfeit verfommen laſſen, 
indem fie mit der Concordatsverhandlung nicht zu Ende fommen, 
und feine Rathihläge nicht hören wollen. Ste machen jich, jagt 
er, lächerlich damit; und droht, daß, wenn fie fich jest nicht be— 
eilen, er jie vor Europa als Egoiften beſchämen, und die Ver— 
hältniſſe der deutſchen Kirche ohne den Papjt und jeine Miniſter 
allen mit dem Kuverzeanzler oronen werde. Dalberg war 
damals in München gegenwärtig,) und jeine Aeußerungen gegen 
Napoleon müſſen — vielleicht neben Aeußerungen Montgelas’ 
und jonjtiger Stantsmänner von München, wo man mit Der 
römiſchen Curie ſchon jeit Jahren im Streit war — zu jenen 
Borwürfen wohl das Material geliefert Haben. Seinen Primatial- 





1) M&moires de Consalvi 2, 417 fg. Haussonville 2, 42 fg. 

2) Correspondance de Napoleon 11, 527 fg. Haussonville 2, 69 fg. 
Ergänzt 13. Februar. 

3) Er fam am 2. Januar nah München, und traute dort den Prinzen 
Eugen mit der bayriſchen Prinzeffin Augufte. Mehr über diefen Aufenthalt 
f. bei Gams Geſchichte der Kirche im 19. Jahrh. 1, 394 Tg. 






Paſſe zu ſchicken, in Ausficht ſtellte.) Diefer Verſuch, auf gler 
chem Fuße mit ihm zu verhandeln, war Napoleon, der durh ng 
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a vollkommen gepaft, und feiner Eitelfeit hätte 8 gejchmeichelt.') 


Der Papjt antwortete am 29. Januar, und auf wiederholtes 


Pr Schreiben Napoleons am 21. März.) Er lehnt ab, an der Ver— 
zgerung der Firchlichen Neorganifation Deutſchlands Schuld zu 


haben. Die Schwierigkeit und Unficherheit der noch wieder durch 
den neuejten Krieg: veränderten politiichen Verhältniſſe allein 
trage die Schuld. Er verwahrt fich, in weltlichen Dingen fich 
Napoleon unteroronen zu ſollen: Kaifer von Nom ſei Niemand, 


römischer Kaifer ſei nicht Napoleon, jondern Franz IL Die | 


jenigen, mit denen Napoleon im Kriege ftehe, auch ſeinerſeits alg 
Feinde zu behandeln, fei ihm als Papſt nicht möglich. Des Kur- 
erzeanzlers erwähnt der Papſt nicht. Daß derſelbe um dieſe Zeit 
bereit3 bedacht war, ſein Amt jelbjt an Napoleon zu verfaufen, 
fonnte er kaum wiljen. 

Am 14. April 1806 wurde aus Regensburg nah Hannover’) 
berichtet, Conſalvi habe „abermals die leicht vorauszuſehende 
Dertagung des Concordatsgeſchäftes angekündigt, und zwar wegen 
der jehweren Bekümmerniſſe und der beflommenen Yage des 
Papites, welche ihm im den jegigen jo gefahrvollen Zeiten nicht 
erlauben, fich jenen Unterhandlungen mit Erfolg zu unterziehen”. 
Es waren das die angeführten Differenzen mit Napoleon. 

Am 27. Mat überraſchte der Kurerzcanzler zu Regensburg 
mit der Bekanntmachung, daß er den Kardinal Fefch,‘) Napoleons 
Dnfel, zu feinem Coadjutor und Nachfolger ernannt habe. Die 


ı) Nah (Eilers) Deutfche Blätter 3, 107 hatte er die Idee, feine Pri- 
masjtelung mit franzöfifcher Hilfe zu Ausdehnung feiner Macht auf Koften 
des Papftes auszubreiten, ſchon damals, und ſchickte gerade in diefer Intention 
um etwa jene Zeit Kolborn nah Nom. 

>) Neuefte Gefchichte der Kirche Chrifti 1, 340 fg. Haussonville 2, 75 fg. 
93. 131 fg. 

) „Regensburger (officielle) Comitialcorreſpondenz“, Manufeript der Göt— 
tinger Umiverfitätsbibfiothef. Letter Band. — Ueber die Natur diefer von 
Gejandtichaftsfubalternen beforgten Correjpondenz, ſ. v. Ompteda zur 
deutſchen Geſchichte 2, 172, 

*), Mitglied der Propaganda. Polit. Journal Jahrg. 1803, S. 764° 
Augsburger Allgem. Zeitung Jahrg. 1906. S. 604, 

Mejer, Zur Geſchichte zc, 15 
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Comitialcorreſpondenz weiß am 29. Mat nicht genug von dem 
Erjtaunen zu berichten, mit dem Das aufgenommen ſei; denn 
Niemand habe es vermufhet. Am 2. Junius meldet fie Ge- 
naneres: Bayern und Heſſen verjchiweigen nicht mehr, daß «8 
ihre Abficht geweſen fei, Dalberg zu verdrängen und feine Länder 
jo oder jo zu acquiriren; Bayern habe menigjteng gern die 
Coadjutorie für feinen zweiten Prinzen haben wollen. Preußen, 
jagt die Correfpondenz, war einverftanden, wollte dert Kurerz— 
canzler opfern, und verhandelte deswegen in Paris, Dejterreich 
feinerſeits wollte Aichaffenburg erwerben, und beantwortete des— 
wegen Dalbergs Anträge beim Kaiſer über die Formation des 
neuen Ajchafferburg- Regensburger Domcapiteld durchaus nicht; 
und ebenjowenig gab ver Kaiſer Antivort, als Dalberg wieder- 
Holt erklärte, Perjonen aus jeinem Capitel zur Coadjutorſtelle 
vorjchlagen zu wollen. Der furerzcanzleriiche Gejandte in Paris 
war zitfett der Meinung, man werde fich nicht halten fönnen.') 
Da ſandte Anfangs Mai 1806 Dalberg den franzöſiſchen 
Legationsjeeretär Fenelon von Regensburg nad Paris, und ließ 
als Coadjutor Feſch vorjchlagen. Dies wurde günftig aufge 
nommen; am 22. Mai kam der Courier mit der vollen Garantie 
deg Kurſtaates für den Fall diefer Maßregel zurüd, amt 27. 
proclamirte fie Dalberg. Im Junius wurde fie von Napoleon 
formell genehmigt; der Papſt hat feine Einwilligung niemals 
gegeben.) In München war man „wüthend“ über die Sache, 
und wollte nun Dalberg auch nicht einmal mehr als Erzbiichof 
anerfennen; in Regensburg fam man darin überein, daß der 
Schritt ſich rechtlich nicht vertheidigen lafje; und mußte Ende 
Junius, daß der Wiener Nuntius mitgetheilt habe, dent Kurerz— 
canzler jet ſeitens des römifchen Hofes eröffnet, die Wahl eines 
Coadjutors bleibe nach wie vor an die alten Mainzer Formen 
gebunden, und das Regensburger Capitel bedürfe erſt noch der 





') Hiermit ftimmen Mitteilungen Wefienbergs bei Bed. Ig. 9%. 
Weſſenberg ©. 58 fg. übereim. 
2) Memoires de Consalvi 2, 298. 
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alſo rechtlich nicht gültig. Das Regensburger Domcapitel erließ 
am Dalberg ein unterwürfiges, der Kaifer ein mißbilligendes, 
würdig gehaltenes Schreiben.) Im Regensburg hatte man | 
Nachricht, dar zu Paris davon geiprochen werde, der Papſt 


E; dürfte bald reſigniren und der Kurerzcanzler Papft werden; dann 


2 BEN TT a ee 
. - 


hätte man alſo Napoleons Onkel, den Corficaner, zum Kurerz- 
canzler des deutſchen Neiches gehabt. 

Und in diejen leisten Augenbliden des alten deutichen Reiches 
fam der Nuntius della Genga noch nac Regensburg. Er hatte 
jein Creditiv dazu unter dem 17. Mat ausgefertigt erhalten. 

Am 12, Junius war er, nach Meldung der Zeitungen, ?) 
in Augsburg angefommen, und hatte dem Erfurfürjten von Trier 
einen Bejuch gemacht: „es hieß, er wollte nach einem Aufent- 
halte von einigen Tagen mit dem gleichfalls in Augsburg an— 
wejenden päüpftlichen Auditor Grafen Troni feinen Weg nach 
Regensburg fortjegen.” Am 24. Junius lantete e8 aus Negens- 
burg, er jei an dem Morgen dort eingetroffen: „Diefen Abend 
fommt der Herr Kuverzcanzler deshalb von Wörth in Die Stadt, 
und wird einige Tage hier verweilen”. Die Unterhandlungen 
mit dem Nuntius werden jchwerlich eher beginnen, als bis auch 
Feſch da jet. Am 27. Junius: „Der Herr Kurerzcanzler gab 
gejtern Mittags dem Herrn Nuntius feierliche Audienz“. Ein 
Kammerherr habe venjelben in jechsipännigem Wagen zu Hofe 
geführt, u. j. w. Seine bereits abgegebenen „vViſitenbillets“ 
lauten: lVArcheveque de Tyr, Nonce extraordinaire du 
St. Siege; als Fortjegung der cölner Miffion behandelte mar alfo 
dieſen Auftrag della Gengas nicht. Am 28. Junius: „Bis fünf- 
tigen Montag” jolle jein an Kaiſer und. Reich gerichtetes Be— 
glaubigungsichreiben „zur Reichsdictatur kommen“, hierauf aber 
gedenfe der Nuntius eine Reife nach München, Stuttgart und 
Carlsruhe „zu Vorbereitung des Concordates“ zu unternehmen. 


') Augsb. Allg. Zeitung Jahrg. 1806 ©. 731 u. 802 find diefe Schrei- 
ben gedrudt. 
2) Augsb. Allg. Zeitung 1806 ©. 668. 716. 722, 728, 
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Am 30. Junius fam das Creditiv zur Dietatur, deſſen 
Faſſung) Ausjtellungen veranlaßte: zwar nicht in Betreff des 
Auftrages jelbjt, der einfach dahin ging, über die Wiederheritellung 
der durch Die neueren politifchen Verhältniſſe desorganifirten 
firchlichen Verhältniſſe in Deutfchland zu verhandeln; aber dar— 
über, daß in der Auffchrift nicht ausdrücklich der Neichsfürften 
gedacht war, und darüber, daß die Proteftanten jich Die Anrede 
als „Söhne“ und die DBenediction des Papftes nicht gefallen 
Yafien wollten. Es gelangte alſo am 3. Julius ein verändertes 
Greditiv zur Dietatur,) und nun machten auch die Protejtanten 


1) Nach der Comitialcorrefpondenz (Göttinger Mf. a. a. D.) lautete 
das Ratisb. d. 30. Junii 1806 per Archicancellariensem loco dietaturae 
gedruckt vertheilte Actenſtück: Pius PP. VII. Carissime in Christo Fili 
Noster, Venerabilis frater, dilectissimi in Christo Filii Nostri ac di- 
lecti Filii, Nobiles Viri, Salutem et Apostolicam benedictionem. Ecclesiae 
universae gubernationi licet immerentes a Deo praepositi hoc maxime 
curare atque in id omnes industriae nervos intendere debemus, ut 
Catholica religio nusquam aliquid capiat detrimenti, eaque removean- 
tur, quae ejus officiunt et obstant integritati. Ea de causa ut rebus 
bene cognitis et expensis sarciantur damna illa gravissima, quae 
notissimae rerum conversiones in Germania religioni ipsi Ecelesiaeque 
juribus intulerunt, et omnia demum tuta ac tranquilla sint, ad vos 
mittimus extra ordinem Nuntium Virum generis nobilitate et virtutum 
praestantia conspicuum suoque merito perquam Nobis carum, rerum- 
que Germanicarum peritissimum, venerabilem fratrem Hannibalem 


Archiepiscopum Tyri, eique negotium commisimus, ut vice Nostra in 


hanc tantam rem perficiendam diligentissime incumbat. Itaque in 
omnibus rebus, de quibus idem Archiepiscopus Vobiscum aget, peti- 
mus, ut eandem ipsi tribuatis fidem, quam Nobis ipsis adhiberetis, 
vobisque, carissime in Christo Fili Noster, vererabilis Frater, dile- 
etissimi in Christo Filii Nostri ac dilecti Filii, Nobiles Viri, benevolen- 
tiae nostrae pignus apostolicam Benedictionem amantissime imperti- 
mur. Datum Romae apud S. Mariam Majorem sub Annulo Piscatoris 
d. 17. Maii iS06. Pontificatus Nostri anno septimo. .J. Archiepise. 
Carthaginensis. Auff&rift: Carissimo in Christo Filio Nostro Fran- 
cisco in Romanum Imperatorem electo, Venerabili Fratri Carolo Theo- 
doro Archiepiscopo Ratisbonensi S. R. I. Prineipi Electori, Dile- 
ctissimis in Christo Filiis Nostris S. R. I. Principibus Electoribus, 
ceterisque S. R. I. Statibus, eorumque Legatis in Ratisbonensi Dieta 
congregatis. 

2) Das Filii und die Apostolica benedictio find darin weggelaffen, zu 
Eeclesia universalis ift noch Catholica gefügt, und am Schluſſe heißt es 
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ihm die „Glückwunſchviſite“, die altfürftlichen indeß nur mit der 


„beſtimmten Erklärung“, daß fie mit den furfürftlichen Geſandten 
gleich behandelt zu werden verlangten: was denn der Nuntius 
auch zuſagte. Bei Gelegenheit der Credentialberichtigung bemerkt 
der Comitialeorrefpondent, fie werde „bei der bevorſtehenden wahr- 
iheinlich einige Monate erfordernden Neife des Nuntius nach 
München, Stuttgart und Karlsruhe in der Zwiſchenzeit geordnet 
werden, mithin das allhier zu verhandelnde Gefchäft nicht auf- 
halten; wenn anders nicht diefe Neife ſelbſt, weshalb die resp. 
Geſandten gedachter Höfe erſt angefragt haben, ganz umterbleibt, 
und dieſe vielleicht beauftragt werden, mit dem päpftlichen Nuntio 
hier die Concordatsangelegenheit zu berichtigen“. Allein ſchon 
vier Tage darauf (7. Julius) berichtet fie, „morgen gebt der 
Nuntius nah München, der Kurerzcanzler nach Wörth; alfo 
wenigjtens in München war mar bereit den päpftlichen Abge- 
jandten zu empfangen. Am 8. Julius reiſ'te der Nuntius dahin 
ab, und überreichte dem Könige in feierlicher Audienz feine Cre— 
ditive; am 23. Julius war er dann zur Negensburg wieder ange- 
fommten. ') 

Eine Verhandlung nicht bloß mit dem Reiche als folchen, 
jondern auch mit den betroffenen Ginzelftaaten — wie man die 
deutjchen Neichsterritorien jchon länger genannt hatte, und nach 
dem Frieden von Prepburg die ſüddeutſchen Territorien auch 
nennen durfte — galt zu Regensburg von Anfang an für beab- 
jichtigt. Dies geht nicht bloß aus den Nachrichten über vie 


intendirte und nach München hin ausgeführte Reiſe des Nuntius 


hervor, ſondern vom Tage ſeiner Ankunft in Regensburg an 
beginnen in der Comitialcorreſpondenz und in den Zeitungen 
Nachrichten von einer Specialverhandlung, die er zu Negensburg 
zunächit mit Bahern führte, Sie werben fpäter mitzutheilen ſein. 

Mit dem Reiche kam es, außer den berührten Formfragen, 


ftatt der Benedietionsformel: fausta omnia ex toto corde precamur. Es 
war Died genau genommen bie dritte Ausfertigung; die zweite war buch 
einen Druckfehler unbrauchbar gerathen. Vgl. Augsb. Allg. Zeitung 1806 
©, 736. 744. 748. 760. 

Augsb. Allg. Ztg. 1806. ©. 810. 828,. 
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jeit della Genga zu Negociation des Reichsconcordates beauftragt 
worden war, überhaupt nicht mehr zu einer Verhandlung. Der 
Nuntius war von München zehn Tage nad) Regensburg zurüd, 
als der Abfall der NAheinbündler, zwanzig Tage, als (11. Aug. 
1806) auch des Kaifers Abfall vom Neiche per Archicancella- 
riensem zu Regensburg dietirt wırde. Das Neich mit dem er 
negociiren jollte, fiel auseinander. 

Es war zwei Sahrzehende nach den Nejultaten des Emfer 
Congreſſes. Ihr damaliger Hauptvertreter, der Conferenzminijter 
Balentin Heimes ſtarb an demfelben Tage, wo della Genga von 
Münden nach Regensburg zurückkam (23. Julius 1806), ver- 
gejjen zu Hattenheim im Rheingau. Wie fehnell waren feine 
Pläne von der Gejchichte überholt worden. 

Und doch haben ihre Grundgedanken weit über Das — 
hinaus nachgewirkt. 
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1. Bur Lage. 


Conſalvi berichtet,') daß man, als Kater Franz aufgehört 
hatte deutſcher Kaifer zur fein, am päpftlichen Hofe fich von einer 


. Schwierigfeit befreit gefühlt habe: denn jetzt hatte er feinen Titel 


mehr, für das Neich mit Nom zu verhandeln. Ob man für das 
nicht zu Preußen oder zu Defterreich gehörige Deutjchland Einzel- 
concordate — und diefe entiveder, wie die betheiligten Regierungen 
wünſchten, in deren Nefidenzen, oder zu Kom —, oder ob man 
für dafjelbe Ein Concordat nunmehr mit dem Nheinbundspro- 
tector Napoleon verhandeln wolle, ſei dabei noch umentjchieden 
geblieben: indeß habe die Abneigung mit Napoleon zu verhandeln 
gefiegt, von deſſen Art, dem franzöfiichen Concordate Organiſche 
Artikel, dem italienifchen Melzi'ſche Decrete und was damit zu— 
ſammenhing anzufchliegen, man zu jchlimme Erfahrungen ge— 
macht hatte. Auch Habe man ihm den Anfpruch, Nachfolger 
der römischen Kaiſer zu fein, und als Rheinbundprotector deren 
kirchliche Stellung einzunehmen, nicht zugejtehen wollen. Es jei 
daher, jo wenig man bei den ſouverän gewordenen Rheinbund— 
ſtaaten Gunft erwartet habe, der Entſchluß zu Einzelverhand- 
ungen gefaßt worden, und e8 fer mit denjelben theils in Rom, 
theils im verſchiedenen deutſchen Negierungsfigen der Anfang 
gemacht. Oben ift beveitS bemerkt, daß dies nicht erſt nachdem 
die morjchen Fugen des Reiches auch förmlich auseinandergegangen 





1) Mémoires de Consalvi 2, 298. 
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waren, jondern von dem Augenblide an gejchehen zu fein ſcheint, 


wo ein ſolcher Erfolg als unvermeidlich erkannt wurde. 

Unter den Rheinbundsterritorien waren, als der Krieg von 
1806 durch den Tilſiter Frieden zu Ende gegangen und der 
Rheinbund auf ſeine volle Mitgliederzahl geſtiegen war, in Süd— 
deutſchland Bayern, Württemberg und Baden, in Mitteldeutſch— 
land Heſſendarmſtadt, welchem damals auch das Herzogthum 
Weſtphalen gehörte, Naſſau und das fürſtprimatiſche Gebiet, 
ſpätere Großherzogthum Frankfurt, in Norddeutſchland das Groß— 
herzogthum Gleve- Berg und das Königreich Weſtphalen die be— 
dentendjten. Seit 1810 wurde Die norddeutiche Seefüfte bis 
weit ins Yand unmittelbar franzöfiih. Was thaten num jene 
Rheinbundftaaten und was that für deren Gebiet der Papſt, um 


die Verhältnifje der Fatholifchen Kirche wieder zu orpnen?— Die 


Antwort muß zwei Perioden unterjcheiden, deren Grenze am 
Schluffe des Sahres 1807 liegt. Bis dahin jeste jich das jeit 
1802 obmaltende Beftreben nach Einzelconeordaten ungehindert 
fort: jeder Staat, wenn er überhaupt handelte, handelte bejon- 
ders, und in Verfolgung dieſes Zieles. Ende 1807 aber ver- 
langte Napoleon Ein Aheinbundsconcordat, hinderte den Abjchlug 
der fchwebenden Berhandlungen, und verwidelte Die deutſchen 
Kirchenverhältnifje in feinen Streit mit der römiſchen Curie. 


Preußen behielt zur katholiſchen Kirche feine bejonderen Ber 


ziehungen. In den Rheinbundſtaaten entjtand, Durch Frankreich 
bedingt, ein immer fteigender Verfall in diefen Dingen, und eine 
Unoronung, welche erjt auf dem Wiener Congreſſe wieder zu 
Yichten verfucht ward. — Für die erjte Periode muß demgemäß Die 
Darftellung für jeden Einzelſtaat gejondert fein. 

Doch iſt auch damals allen jenen Staaten die principielle 
Bafis, auf der fie fich bewegten, gemein. Sie — oder die ehemali- 
gen Neich8-Territorien, aus denen fie bejtanden — hatten bis zum 
Reichsdeputationshauptichluffe von 1805 zwar größtentheils auch 
Berhältniffe zur Fatholiichen Kirche gehabt, aber diefe waren von 
Alters her conereter, Durch Vertrag oder durch Gewohnheit bejtimmter 
Art geweien. Die Gentralpunkte der Kirchenregierung befanden 
ſich allenthalben in reichsunmittelbaren der Kirche gehörigen Ge— 
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bieten; was von da aus an kirchlichen Regierungsrechten in den ihr 
nicht gehörigen Territorien des Kirchenſprengels zu üben war, das 
Hatte, nach der Natur des öffentlichen Rechtes der Neichszeit, den 
—3 Character wohlerworbener Einzelbefugniſſe; und was an Einfluß 
auf die katholiſche Kirche jedes Territoriums den betvefjenden 
Landesregierungen zuftand, das erfchien gleichfalls als auf Her- 
fommen ober Vertrag begründetes Einzelrecht. Nicht daß fein 
Grenzitreit zwiſchen den beiden Gewalten jtattgefunden hätte: 
aber er betraf in der Regel nur die Ausdehnung jener Rechte; 
hin und wieder wurden auch einzelne davon als jolche in Abrede 
genommen; fait immer bejtand ſelbſt im Streitfalle ein herge- 
brachter modus vivendi, vermöge dejfen man genau wußte, was 
der ſich verletst erachtende Theil fich Doch unter Proteftation 
gefallen ließ. Selbjt das Beiſpiel Kaiſer Sofephs fand mehr Be- 
wunderung, als Nachahmung im Reiche; denn man war hier nicht, 
wie Dejterreih, außerhalb des Zwanges der Neichsgerichte, und 
diefe hätten der territorialiftiichen Doctrin im Streite mit 
einem nachweislichen Herkommen jchwerlich Necht gegeben. Bis 
Ende des Jahrhunderts gebrauchte man diefelbe Daher mehr zur 
Tarbegebung, wenn e8 einen Anſpruch motwiren galt, als zu 
practiichem Erfolge. Die wurde anders, jobald durch die Sü- 
culariſationen das Gebiet der geiftlichen Fürjtenthümer in weltliche 
Hände kam. Denn im jenen getjtlichen Gebieten war bis dahin 
Kirchenregierung und Landesregierung ungetrennt, oder jo qut 
wie umngetrennt geweien: als ein Zweig der Kirchengutsver— 
waltung war von Firchlichen Gewalten die Yandesregierung mit- 
bejorgt. Es bejtanden demgemäß Verhältniſſe, welche unter dem 
neuen Regimente nicht mehr fortvauern fonnten, vielmehr jelbjtver- 
jtändlih Einrichtungen Plat machen mußten, vermöge deren die 
geiftliche Gewalt auf ihr geiitliches Gebiet beſchränkt, Weltliches von 
der weltlichen Hand übernommen wurde: es war eine principielle 
Ausernanderjegung geboten. Diefe aber geſchah nun unter der 
um jene Zeit unwiderfprochenen Herrichaft der Theorie vom Social- 
eontracte und von der daraus hervorgehenden Omnipotenz Des 
auf jolchen Vertrag gegründeten Staates. Sie gejchab ferner 
in dem Selbitgefühle der neugewonnenen Souveränetät, und fonnte 
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unter folchen Umftänden nicht anders als territoriafiftiich ge 
ſchehen. 

Die Idee, das franzöſiſche Concordat zu recipiren, welche 
von Dalberg und ſeinen Angehörigen bald befürwortet ward, 
lag zwar Einigen ſchon 1802 nahe. Das Concordat wurde, ſo— 
bald es erſchienen war, mit den zugehörigen Organiſchen Artikeln 
und motivirenden Verträgen in Deutſchland überſetzt und ver⸗ 
breitet. Aber da es für ſeine Anwendung die franzöſiſche vorre— 
volutionäre Tradition vorausſetzte, ſo genügte es dem deutſchen Be— 
dürfniſſe nicht; und außerdem war mit ſeinen Sätzen nicht bloß die 
kirchlich⸗entſchiedene Rechte, ſondern auch ein großer Theil der 
Linken nicht einverjtanden. ine von diejer Seite fchon im Jahre 
1802 ausgegangene Flugichrift‘) z. B. jagt: „Gewiſſe von allen 
gelehrten Katholiken, und namentlich won den Franzoſen (Galli 
canern), fett langer» Zeit mit aller Gründlichkeit verfochtene 
Grundfäte hätte man gegen den römiſchen Hof geltend machen 
und auf ewig feſtſetzen follen: und jo wäre der Einfluß des Papftes 
auf das Wohl weltlicher Staaten unjchädlich geworden; der 
Papſt hätte „angehalten“ werden müſſen, die Declaration von 
1682 ausdrücklich anzuerkennen; Domcapitel, Erzbiichöfe, Cölibat 
und andere Dinge hätten nicht zugelaffen werden müfjen. Nom 
hingegen habe fich vorgefehn, und habe in der That nicht ver- 
(oren: e8 werde bald genug fich wieder geltend machen. 

Pofitiver äußerte ihre territorialiftiichen Gedanken eine an— 
dere, im Jahre 1803 erſchienene Flugſchrift, die mit der er— 
wähnten viel innere VBerwandtichaft zeigt. Sie heißt: „Materia- 
(ten zu dem nächſtens fommenfollenden geiftlihen Concordate 
zwiſchen dem vömifchen Stuhle und den deutſchen Fürſten, wie 
auch zu den künftigen Einrichtungen des deutſchkatholiſchen 
Kirchenweſens, Sulzbach 1803,“ knüpft an den Reichsdeputations— 





1) Bemerfungen über das Concordat zwiſchen der franzöſiſchen Regierung 
und dem päpftlichen Stuhle vom Jahre 1802. o. O. 1802, (48 Seiten) Das 
Angeführte: S. 17 fg. Die Schrift „Bemerkungen über das Coneordat des 
römifehen Hofes mit der franzöſiſchen Nepublit vom J. 1802, melde ange- 
führt wird, ift die nämliche. 










Flugſchriften von 1802. 1803, 29.1 


hauptſchluß an, iſt aus bayriſcher Feder,“) und zeigt dieſelbe 
Doppelheit der Auffaſſung, welche auch am Neichstage zum Aus— 
druck kam; indem ſie von Einem, aber einem durch viele Fürſten 
abzuſchließenden Concordate redet, und dabei Einzelconcordate 
meint. Sie beginnt damit, auf ſchlechthin febronianiſcher Grund— 
lage Das, „was der Papſt wirklich iſt und nie zu fein hätte 
aufhören ſollen,“ deſſen viel weiter gehenden „Anſprüchen“ ent- 
gegenzuftellen, und leitet hieraus für „die weltlichen Machthaber 
des deutſchen Vaterlands“ die Warnung ab, „worfichtig und bes 
hutſam“ mit Rom zu unterhandeln, damit es ihm nicht gebe, 
wie nach jenen „Bemerkungen“ von 1802 es der franzöfifchen 
Regierung gegangen ſei. Zur Frage ftehe, ‚wie die deutjchen 
Landesherren das kaͤtholiſche Kirchenweſen in ihren Staaten 
künftig einzurichten haben;“ daß fie es find, die dieſe Competenz 
beſitzen, wird vorausgeſetzt. Mögen fie in der bevorſtehenden 
Verhandlung dem Papſte immerhin die nach Febronius ihm zu— 
fommenden PBrimatialvechte zugeitehen; „pie Befugniffe ihrer 
Provinzialbijchöfe leiden dadurch nicht im geringiten, und Recht und 
Ordnung unter ihren Fatholijchen Unterthanen werden nicht geftört.“ 
Mehr als jene Rechte dem Papſte zuzugeftehen, würde jedoch ein 
Fehler fein. „Die Biſchofswahlen, Bejtätigung derjelben, Abtretung, 
— Ueberlaſſung an andere, Verſetzung der Biſchöfe, Errichtung neuer 
Bisthümer, deren Verlegung, Vereinigung, Aufrichtung neuer Haupt— 
kirchen, Coadjutorieen ꝛc. find feine jpiritiellen Gegenstände, unter- 
Liegen nicht ausjchließlich der geiftlichen Macht, fondern gehören zur 
kirchlichen Polizei, worüber der weltliche Yandesherr, nad 
angehörtem Rath jeiner Geijtlichkeit, wie einſt Carl der Große, zum 
Wohl der Keligion und des Staates, jowie es die Umftände 
fordern, gewijjenhaft entjcheiven muß.“ ?) „Dem römiſchen Papfte 


* 


1) Dies ergiebt ſich aus der Faſſung auf ©. 23 und 30 unzweifelhaft. 
Nach der Art wie ©. 34. Arm. die „Dalberge“ erwähnt werden, kann man 
auf einem der Regensburger Diöcefe angehörigen Verfaſſer, aber mit weniger 
Sicherheit ſchließen. Derſelbe ift gewiß katholiſch, ſchwerlich geiftlich, möglicher- 
weiſe ein Beauftragter des Minifters Montgelas. 
a ?) Etwaige Zweifel „über die Rechtmäßigkeit der landesherrlichen Befugniffe 
im vorliegenden Gegenftänden‘‘ werden S. 22 durch Berufung auf Febronius 
befeitigt. 
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als Primaten der riftlichen Kirche jer bloß „Das Kejultat 
folcher kirchlichen landesherrlichen Verfügungen, befonders die 
Wahlen der vont Yandesfürjten ernannten Bilchöfe gehörig Fund 
zu machen. Die Schrift geht dann auf das Mlaterielle der zu 
treffenden Einrichtungen ein: e8 fer genug an vom Landesherrn 
ernannten und „nicht übermäßig. bezahlten” Bilchöfen, ein Erz- 
bifchof fünne entbehrt werden; Pallien, Annaten, Abläffe, Ehe- 
dispenfe, andere Dispenjationen, Altarprivilegien, Bejtätigung 
geiftlicher Brüderfchaften, Weliquienhandel, „Unfuge, die der 
vömifche Hof ſich bisher zu Deutjchlands größtem Nachtheil er- 
laubt, und wodurch er viele Millionen aus unferen Grenzen 
gefchleppt „hat, müſſen aufhören. Abjchaffung des Cölibates 
werde, nachdem Frankreich diefe Sache verjehen habe, leider nicht 
mehr zu erreichen fein. Endlich führt der Verfaſſer aus, welcher 
Art die anzuftellenden Biſchöfe fein, und in welcher Weife die 
Landesherren jorgen müfjen, daß fie zwar feinesweges Domeapitel, 
aber brauchbare „Räthe“ und einen tüchtigen Clerus bejigen. Die 
Kirche betrachtet er als velativ jelbjtändige, aber auf Das geiftige 
Thun der Wort- und Sacramentsverwaltung bejchräntte Gejell- 
ichaft im Staate; alles über dies Thun Hinausgehende als nicht 
mehr kirchlich. Das landesherrliche Placet bedürfen nichtsdejto- 
weniger „ſämmtliche“ geiftliche Erlaffe; eventuell als ein Zeugniß, 
daß fie innerhalb ihrer Kompetenz geblieben ſind. Daß ber 
Berfaffer auch Recurs ab abusu annimmt, verjteht fich aus 
feinen Gefichtspunften von ſelbſt. — Gegen dergleichen Auf- 
faffungen war es, daß Joh. Richard von Noth') die Firchlicheren 
des Kurverzcanzlers geltend machte. 

Wie aber auf Grund derartiger Meinungen die Praxis in den 
Rheinbundſtaaten fich geftaltete, davon giebt ein anderer Diener des 
' Rurerzeanzlers, 3.9.0. Wefjenberg, der als Generalvicar von Con— 
jtanz in der Lage war, ausgedehnte Erfahrungen darüber zur machen, 
und nichts weniger, als feiner Gefinnung nach zu den Strengen, 
aber alferdings zu den Verletten gehörte, folgenden allgemeinen 





1) ©, oben Seite 219. 
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uUeberblick:) „Die erſte Folge der Beraubung der Kirche“ durch 
die Säculariſationen war, daß fie num auch ihre Selbftändigfeit, 
Freiheit und Unabhängigkeit verlor. Die Bijchöfe und ihre 


Capitel wurden Penfioniften des Staates, dem es jett ein ans 
gelegentliches, aber auch leichtes Gejchäft wurde, die Wirkſamkeit 
diejer geijtlichen Behörden nach Gutbefinden einzujchränfen, und 
den Abfichten der politifchen Verwaltung unterzuordnen. Von 
den Rechten, die der Bifchof oder fein Vicariat gemäß der Kirchen- 
verfaffung bisher ohne Störung ausgeübt Hatte, wurde eines nach 
dem andern jtreitig gentacht, willfürlich zugejchnitten oder ganz 
entzogen. Zuletzt trat man mit dem vergeblichen Verſuche einer 
genauen Scheidung der rein geiftlichen und der gemijchten Be— 
fugniſſe der Kirche auf, und das Nefultat dieſes einfeitig vom 
Staate als Richter in feiner eigenen Sace vorgenommenen 
Sceidungsproceffes war, daß der Kirche gar Nichts mehr ohne 
Beiſtimmung, und jehr wenig ohne Mitwirkung der Staatsbe- 
hörden zu thun vergönnt blieb. Das placetum regium erhielt 
eine unbeſchränkte Ausdehnung. Die Staatsgenehmigung wurde 
bifchöflichen Anordnungen verfagt, ohne dag ein politiicher Nach- 
teil von ihnen bejorgt werden fonnte, bloß weil die politifchen 
Machthaber perfünlich andere Anfichten hatten, als der Biſchof. 
Auch begnügten ſich dieſe nicht mit Verwerfung bifchöflicher 
Hirtenbriefe; fie jchrieben zuweilen ſelbſt die Abänderungen gleich 


ſam vor, die darin ftattfinden jollten ; fie verlangten endlich, daß 


fein Hirtenbrief fund gemacht werde, der nicht das Siegel der 


Staatsgenehmigung ausdrücklich an der Stivne trüge.“ „Was 


die Domcapitel betrifft, jo betrachteten Die meisten Regierungen fie 
als gänzlich aufgelöj’t, wozu ihre Mitglieder zum Theil jelbft 
den jcheinbaren Vorwand lieferten, indem fie fich nach den Er— 
löſchen ihrer politischen Eriftenz gern jeder Verpflichtung entzogen, 
die aus der firchlichen Verfaſſung hervorgeht, obgleich dieſe Durch 
den Hauptichluß der Neichsdeputation von 1803 war unberührt 


') Im einer dem Wiener Congreſſe überreichten Flugſchrift: Die deutſche 
Kirche, ein Vorſchlag zu ihrer neuen Begründung und Einrichtung. Im 
April 1815. S. 4 fg. 
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geblieben. Auch mußten dieſe Körperfchaften jehr zujammen- 
ſchwinden, da feit 1803 feines ihrer gejtorbenen Mitglieder wieder- 
eriegt wurde. Am auffallendften zeigte ſich die Nullität, in 
“ welche die Domeapitel im Angefichte des Staates gefallen waren, 
bei Abjterben der Bifchöfe, wo ihnen die Ausübung des auf all- 
gemeinen Kirchengejegen beruhenden Rechtes, für das verwaiſ'te 
Bisthum Fürſorge zu treffen, nicht gejtattet wurde. Man ging 
dabei von der umrichtigen Behauptung aus, die Kapitel jeien 
auch in ihrer Firchlichen Eigenjchaft aufgelöſ't; fie könnten fich 
daher nicht mehr gehörig verfammeln, fie jeien mithin außer 
Stande, canonische Verrichtungen auszuüben.” „In mehreren 
Staaten wurden die Prüfungen, denen die Geiftlichen fich unter- 
ziehen mußten, um fich zur Bewerbung um Pfründen zu be 
fähigen, den Bilchifen ganz entzogen. In einem Staate“ — 
Württemberg 1804 — „wurden jogar Geiftliche als landesherrliche 
Diener den bifchöflichen entgegenjegt, um die Wirkfamfeit der 
legteren zu lühmen. Beinahe in ganz Deutjchland ſah fich Der 
Geijtliche von feinem wahren Standpunkte hinweggedrängt, indem 
man ihn, nicht ohne angenommene Miene der Achtung, in einen 
Polizeibeamten des Staates zu verwandeln juchte. Als Staats— 
beamter mußte er num Manches thun und Manches unterlaffen, 
was ihm als Geiftlihem nicht geziemt, Das Band ziwiichen 
Biſchof und Geiftlichkeit erjchlaffte zujehendg, und ebenjo die 


fittliche Dronung unter der letzteren. Dieſe Auflöfung der 


Diseiplin erichwerte e8 der biſchöflichen Behörde ungemein, Der 
bejjeren Bildung des Clerus .... den erwünſchten Vorſchub zu 
geben.” „Deutſchland blieb immer noch vor Frankreich der Vor— 
zug, daß das Vermögen der Pfarren, der Schulen und der 
milden Anjtalten nicht geradehin der Naubjucht preisgegeben 
wurde. Vielmehr erklärte der Reichsreceß von 1803 $. 65 dieſes 
Bermögen für unantajtbar. . Aber mit Auflöfung des Reichsver— 
bandes fiel auch diefe Schranke nieder, und die Hand der Finanze 
fünftler griff gierig auch nach den einzig übrigen Gaben, welche 
die fromme und milde Meenfchlichfeit für höhere Zwede der 
Obhut der Kirche und dem Schuge des Staates anvertraut hatte, 


Man entzog die Stiftungen der Einficht und Aufficht der geiftr 
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* die Bi: ſämmtlicher Stiftungsgüter der 
ypermaltung des Staates gänzlich unterzuoronen.” .... 
kann .... eine Kirche leiften, die ihres Vermögens, ihrer 
öftändigfeit und ihrer Freiheit beraubt iſt?“ .... 

Sp Weffenberg. Betrachten wir mun, joweit es im den 
emmenpang dieſer Darftellung gehört, die wichtigeren ber 
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2. Sayrifche Concordatsunterhandiung 1806 und 1807. 


Der größte und für die fatholifche Kirche wichtigſte Rhein— 


bunditaat war Bayern. Es hatte bis zum Schluffe des vorigen 
Sahrhunderts — damals an Umfang kleiner und mit zerriffenerent 
Gebiete als jest — eine fatholiih normale Gejeßgebung und 
Verwaltung beſeſſen. Die fatholijche Religion war die ausjchließ- 
lich gedulvete, alle kirchlichen Einvichtungen entfalteten fich im 
Lande vollfommen frei, und wurden von der Staatsgeiwalt ge- 
ihüßt, jo oft der weltliche Arm dazu angerufen wurde.') Noch 
in den Sahren 1754 und 1756 waren dreizehnjährige Mädchen 
' als Hexen geföpft und verbrannt worden. Allerdings bejaß Die 
Landesregierung theils durch päpitliches Privilegium, theils auf 
Grund des Herfommens oder in Folge von Verträgen mit den 
Biſchöfen, mancherlei kirchliche Einzelbefugnijfe und Polizeivechte 
in Bezug auf die Kirche, die Hin und wieder weit genug gingen. 
Sie errichtete für deren Ausübung ſchon im jechzehnten Jahr— 
hundert eine Doch wejentlich mit Geiftlichen bejetste oberjte Behörde, 
den jg. Geiftlichen Rath. Aber hierauf beſchränkte fie ſich; be— 
anfpruchte in Betreff der Kirche feinerlei allgemeine Staats- 
befugniß; ihre Beziehungen zu den ſämmtlich von auswärts ing 
Land hereinregievenden Bilchöfen waren nicht immer ganz fried- 





1) &, über diefe Älteren Berhältniffe in Bayern v. Scheurl in der Zeit- 
fchrift für Broteftantismus und Kirche 13, 263 fg. (1847) Warnfönig Die 
ftaatsrechtlihe Stellung der fathol. Kirche in den kathol. Ländern des deut— 


ſchen Reichs, befonders im 18. Jahrh. (1855) ©. 130 fg. 211 fg. Roß— 


hirt Das ftaatsrechtl. Verhältniß zur fathol. Kirche in Deutichland feit dem 
weftphäl. Frieden (1859) ©. 42 fg. Auh Friedberg in Doves Zeit- 
ſchrift für Kirchenreht 9, 397 fg. 





e 
. 
4 
v2 






oe an, et u a An HR 0 
* * * 





Bayern ſeit 1799. 243 


N * 
üächer, immer aber ganz kirchlicher Natur. Die Kirche ſelbſt war 


bei dieſen Zuſtänden reich, jedoch verkommen. 

Da gelangte nach dem Tode Carl Theodors im Jahre 1799 
die jüngere pfälziſche Linie zur Regierung, und der neue Kurfürſt 
——— Joſeph brachte nach München als Miniſter den 


Societätscontracte beruhenden omnipotenten Staates durchdrun⸗ 
gen und fie zu handhaben fähig, fie in Bahern mit nicht edler 
Klugheit rückſichtslos und ohne Achtung vor entgegenftehenden 
Rechten ein- und Durchführte: gegenüber den Yandftänden, die er 


bei Seite ſchob, der Gemeindejelbftändigfeit, die er vernichtete, 


umd nicht minder gegenüber der Kirche:) unterjtügt in allen 
diefen Richtungen dadurch, daß er Zuftände vorfand, welche zu 
beftehen allerdings nicht wert waren. — Nachdem fchon 10. 
Nov. 1800, trotz der Nemonftrationen von Landftänden und Ge— 


liken gejtattet war,?) und jeit Januar 1802 ähnlich wie in 
Oeſterreich, nur roher als dort, ausgeführte Kloſteraufhebungen 
begonnen hatten,“) wurde der Standpunkt der neuen Staats— 


* —— Be 3 . ’ 
regierung prineipiell ausgefprochen in einem Generale vom 


) (Höfler) Concordat und Eonftitutionseid der Katholiken in Bayern 
1847. Das Recht der Kirche und die Staatsgewalt im Bayern feit dem 
Abſchluß des Concordates. 1852. Beides brauchbare Parteifchriften. Ueber 
Pontgelas Perthes Perfonen und Zuftände ꝛc. 1, 395 fg. Schwab 
Franz Berg ©. 335 fg. 

38 J. Wedekind, fathol. Profefior in Heidelberg, vertheidigte in einer 
1503 zu Göttingen erjchienenen Schrift „Die Aufnahme neuer Kicchen im 
Staate überhaupt und der proteftantifchen in Bayern insbeſondere,“ wohl 
im Auftrage, daß „mach den Grundfäten des allgemeinen Staatsrechtes, des 
gemeinen deutſchen und des bayrifchen Territorialrechtes“ der Landesherr 
durch entgegenftehende pacta religionis nicht gebunden werde. Denn der— 
gleichen Berträge feien inſoweit nichtig. 

3) ©. darüber Berg a. a. DO. Auch gegen die durch den Reichsdeputa— 
tionshauptſchluß beſeitigten geiftlihen Fürften verfuhr man mit Rohheit: 
jo wurden z.B. von Bamberg und Wiirzburg felbft die bifchöflichen Wagen 
und Pferde nad München abgeführt. Polit. Journal Jahrg. 1803 ©. 377. 
Einzelheiten über diefe Säcularifationen bei Gams Gefchichte der Kirche im 
19. Jahrh. 1, 473—1497, 


16* 


meinden, der Erwerb bayriſcher Heimathsrechte auch Nichtkatho⸗ 


: Grafen Montgelas mit, welcher, von der Idee des auf dem 
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11. März 1802: Da ohne Religion „ver Zweck der bürgerlichen 
Gejellichaft nicht erreicht werden‘ fünne, jo „haben Wir ung zur 
unmwandelbaren Maxime gemacht, diefe jo wohlthätige Stüße der 
jittlichen Ordnung und Cultur auf alle Weije zu handhaben, und 
von der Religion Alles zu bejeitigen, was den wirffamen Einfluß 
derjelben auf das Wohl Unjerer lieben Unterthanen dur das 
eine oder das andere Extrem von Unglauben oder Aberglauben 
ſchwächen, oder vielleicht vollends verftören könnte.‘ Die Welt- 
priejter jollen durch „veiferes Nachdenken fich überzeugen, daß 
Dpfer- und Altardienjt nicht ihre Hauptaufgabe ſei,“ umd Dabei 
„jede Aeußerung irgend einer niedrigen Yeivenjchaft, von Eigen- 
nuß oder Sinnlichkeit, jedes Merkmal eines rohen, ungebildeten 
Charakters jorgfältig vermeiden;“ d. h. jeden Verſuch, ſich ven 
Regierungsmaßregeln zu widerſetzen, unterlaſſen. Im October 
1802 wurde der alte Geiſtliche Rath aufgehoben, die Wahrung 
des Staatsverhältniſſes zur Kirche den Provinzialregierungen, 
ſg. Landesdirectionen, zugetheilt, für die Centralverwaltung aber 
ein Miniſterium der geiſtlichen Angelegenheiten errichtet. 

Ueber das Alles waren dem Papſte von Seiten der dadurch 
Verletzten Berichte zugegangen, in Folge deren er zuerſt Gegen— 
vorſtellungen durch den wiener Nuntius und durch den bayriſchen 
Agenten in Nom verfuchte, dann, als diefelben vergebens blieben, 
unter dem 12. Febr. 1803 ein jtreng gefaßtes Breve zur Mah- 
nung an den König ergehen ließ.) ALS Hauptbeſchwerdepunkt 
bezeichnet er die Staatstoleranz gegen Proteſtanten, die Forde— 
rung, daß katholiſche Geiſtliche gemiſchte Ehen einſegnen ſollen, 
das ſtaatliche Verfahren gegen Klöſter, vermöge deſſen ſie theils 
ſupprimirt, theils auch ſolchen Profeſſen, die ſich von der Staats— 
regierung ihrer Gelübde entbinden ließen, den Unterhalt zu 


reichen angehalten würden, das Anſinnen an die Biſchöfe, Faſt— 
tage aufzuheben, die weltliche Veränderung von Parochialgrenzen, 


die Ausdehnung mweltliher Gerichtsbarkeit auf gewiſſe bisher zur 
geiftlichen gehörige Sachen, das Unternehmen jtaatlicher Negierungs- 


') ©. dad Breve und die Fünigl. Antwort bei (Höfler) Concordat und 
Conftitutiongeid ©. 177 f. 
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behörden über Pfarrfunctionen, über die Congruau. dgl. Verordnung 
3 zu treffen, u. ſ. f. Mache der König ſolche Maßregeln nicht 
rückgängig, und kehre er nicht auf die Bahn feiner Regierungs— 
vorfahren zurüc, jo könne er ein getreues Glied der Kirche nicht 
E bleiben. — Der König antwortete am 31. Mai, indem er 


Einiges von den päpstlichen Befchwerdepunften als mißverftänd- 


lich bezeichnet, das Ihatjächliche jonft einräumt, aber bei jedem 
Einzelnen behauptet, daß es die Kompetenz der Staatsgewalt 
(eivilis oder saecularis potestas jagt er) nicht überjchreite. Er 
befige als Staatsoberhaupt das Injpectionsrecht und die Advo— 
catie in Betreff der Kirche, und betrachte Die ungefchmälerte 
Ausübung Diefer Befugniffe als Pflicht feines Gott verantwort- 
lichen fürjtlichen Amtes. In Uebung diefer Pflicht könne er fich 
nicht beichränfen laſſen, habe darin Nichts gethan, was nicht in 
fathofiihen Staaten jetst allgemein geſchehe, und wolle ferner 
jeinen katholiſchen Glauben dadurch bethätigen, daß er mittels 
gedeihlicher Einrichtungen und mittels wachfamer Aufficht auf 
Sitten und öffentliche Lehre die chriftliche Religion befeftige und 
fördere.) In res spirituales habe er nie eingegriffen, in ge- 
mijchte Dinge (negotia ecelesiastico-politica) nie ohne „Com— 
munication” mit den Bijchöfen. Beide Begriffe find territoria- 
Kitifch gemeint: „Wir haben‘, jagt er an einem anderen Orte?) 
ſchon mehrere Male unfern ernjtlichen Willen befannt gemacht, 
daß die geiftliche Gewalt in ihrem eigentlihen Wirfungs- 
freije nicht gehemmt werde, und daß Unfere weltliche Regierung 
in ganz geiftliche Gegenftände des Gewiffens und der 
Religionslehre”, das allein find ihm alſo res spirituales, 
„ſich nicht einmifchen jolle. Unfer eifriges Beftreben war einzig 
dahin gerichtet, ven ehrwürdigen Stand der Priefter zu der 
Würde feines wichtigen Amtes wieder zu erheben und einen 
reinen chriftlichen Religionscult wieder zu befördern; was Beides 
alſo der König als Staatsfache betrachtet. „Dagegen werben 


) Salubribus institutis et vigili in mores et doctrinam publicam 
inspectione Religio christiana confirmetur et promoveatur. 
2) Verordnung vom 7. Mai 1804, 


246 2, Bayrifhe Coneordatsunterhandlung 1806 ır. 1807. 


Wir auch nie dulden, Daß die Geiftlichfeit einen Staat im 


Staate bilde, und fich in ihren weltlichen Handlungen,“ d. i. in 
allen, die nicht im obigen Sinne geiftliche find, „und mit ihren 
Beſitzungen den Geſetzen und der gejegmäßigen Obrigfeit entziehe, 
Wir werden Unjere landesfürftlihe Mitwirkung in Gegenftänden, 
welche zwar geiftliche find, aber die Religion nicht weſentlich be- 
treffen, und zugleich irgend eine Beziehung auf den Staat 
und das weltliche Wohl der Einwohner dejjelben haben, wicht 
ausichliegen laſſen, folange Wir die Seelforger als Bolfserzieher 
in Religion und Sittlichfeit, nicht als bloße N ſon⸗ 
dern zugleich als Staatsbeamte betrachten.“ — 

Und wie die Regierung ſo die Litteratur. 

Die 1803 erſchienenen: „Materialien zu dem nächſtens kommen— 
follenden Concordate,“ welche früher beiprochen worden jind,‘) 
ſchreiben im bayrijchen Intereffe den Landesherren das echt 
zu, „ihre“ Biſchöfe zu ernennen, zu verjegen, neue Bisthümer zu 
errichten, fie abzutreten, zu univen, ihre Sitze zu verlegen, u. dgl. m. 
In einer im Jahre 1805 von gleichem Parteijtandpunite publicirten 
Schrift?) wird zwar die Kirche für eine Gefellichaft im Staate 
erklärt, über welche er Nichts als das Inſpections- und Schuß- 
vecht befie: vermöge diefer Nechte Habe aber der Staat die Ber 
fugniß, über „Äußere Kircheneinrichtungen“ zu bejtimmen, 3. B. 
über Gelübde, Drdensprivilegien, Amortijation; er beſitze das 
„Begenehmigungsrecht,“ d. i. Placet, bei Verordnungen kirchlicher 
Dberer, auch für ven firchlichen Lehrbegriff, denn auch für Die 
Reinheit der hriftlichen Lehre müfje der Staat jorgen. Er habe 
die Zufammenberufung firchlicher Vorfteher zu Beilegung kirch— 
licher Streitigkeiten, deren Niederſchlagung durch auferlegtes Stil- 
ichweigen, das Necht irreligiöſe wie ſuperſtitiöſe Bücher zu ver- 
bieten, die Abjchaffung der canoniſchen Quart und der biichöf- 
lichen Necognitionsgelder, das Necht die Kirche zu bejteuern und 


1) ©. oben Seite 236 fg. 

2, Grumdlinien eines dem jetigen Zeitgeift angemefjenen Kirchenrechtes, 
mit einigen Rückblicken auf die gegenwärtigen Kirchenveformen in Bayern. 
Minden 1805 (von Römer ?). 
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ein dominium eminens über das Kirchengut, das Recht die Pfrün- 


dencumulation zu verbieten, das Necht die Bisthums- und 





Pfarrſprengel abzugrenzen, u. ſ. w. f. Im Betreff kirchlicher 
Anſtellungen Yegt der Verfaffer dem Staate an ſich zwar nur 
das jus exclusivam dandi bei, will aber die Befugniß des 
Königs von Bayern zur Nomination der Landesbiſchöfe als auf 
biftorifchem Wege erworbenes uraltes bajuvariſches Necht be⸗ 
haupten. Zwiſchen beiden Schriften der Zeit nach in der Mitte 
ſteht das Staatsrecht des ſeit 1799 ingoljtadt-landshuter, früher 
Bamberger Fatholifchen Profeſſors Nicol. Thaddäus v. Gönner,‘ 
der in jpäteren Sahren in Bayern ein einflußreicher Mann ge- 
worden, und jchon für die Zeit, wo jein Buch erfehien, ein 
gültiger Zeuge über Regierungsanſchauungen ift. ES vechtfertigt 
fih, ihn ausführlicher zu Worte fommen zu lafjen. „Man ver- 
fällt in einen fichtbaren Widerfpruch”, jagt er, „wenn man Die 
Kirche als Anjtalt zum öffentlichen Gottesdienjt für Staatsbe- . 
dürfniß erklärt, und dennoch als eine vom Staate unterjchievene 
Gecſellſchaft zu einem gefonderten Zwecke darſtellt. Staaten und 
Kirchen konnten auch niemals nach dieſem feindlichen Geſellſchafts— 
verhältnig conjequent forthandeln, und während manche Philo- 
jophen dem Staate nur negative Nechte auf Kirchen im Staate 
zufprechen, können Staaten nicht umhin, den Cultus als moralifche 
Bildungsanitalt, Priefter als Volkslehrer zu behandeln, und nad 
weifen Grundſätzen der Stantsöconomie darauf auch pofitiw zu 
wirken. Doc) liegt die abjolute Einheit des Staates und der 
Kirche noch ferne im Reich der Ideale.“ Das deutſche Staats- 
recht beruhe auf anderen, minder richtigen Gedanken; Gönner 
ftellt aljo die „Negierungsgewalt über die Kirchen im deutjchen 
Staate nach diefen pofitiven, fie als Gejellichaften im Staate, 
die den Staatsgejegen unterworfen find, begreifenden Normen 
dar. „Soferne“, erwähnt er hierbei, „die Kirche als Gefellichaft 
über ihre Eriftenz im Staate mit diefem als Gejellfchaft eine 
Abrede, Concordata, trifft, erlaubt jchon das fubordinirte Ver— 
hältniß der Kirche nicht, fie als Staatsverträge anzujehen, viel- 


) Teutſches Staatsreht von N. Th. Gönner. Landshut 1804. $. 408 fg. 
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mehr find ſie dem Staatsregierungsrechte um jo mehr unterworfen, 
als Staat und Kirche, jener mit den nach Vernunft, diefe mit 
den aus der Offenbarung unabänderlichen göttlichen Ausjprüchen 
e8 zu thun haben, folglich ihre Uebereinfunft allemal auf einen 
proviſoriſchen Zuſtand (bis fich die Umftände oder die Einfichten 
ändern) hinweiſet.“ Concordate find hiernach Einrichtungen, Die 
der Staat verändern fan. „In dem Gomplerus der den 
Landesherren” — Gönners Buch ift noch zur Reichszeit gejchrie- 
ben — „zukommenden Herricherrechte ift auch Die Gewalt über 
Kirchen im Staate vermöge ausdrüclicher Reichsgrundgeſetze) 
nach ihrer ganzen Ausdehnung enthalten ...... Die Eigen- 
Ichaft eines Particularitaates kann daher bejonderen Concordaten 
oder Landesgrundgeſetzen ihr Dafein verjchaffen, deren Verbind— 
lichfeit nach dem oben Gefagten zu beurtheilen iſt.“ Der Landes— 
herr hat das Dberauffichtsrecht über die Kirche. Daſſelbe 
„begreift in jich die Einwilligung zu jeder im Lande anzuftellen- 
den Kirchenvifitation oder Synode; die Anordnung beider, wenn 
der Landesherr fie für nothwendig hält, mit der Gewalt, feine 
Sommifjarien dabei zu haben; das Recht die Entfernung eines 
dem Lande gefährlichen Kirchendieners zu fordern; ohne landes— 
herrliche Einwilligung darf fein SKirchengefeg befannt gemacht 
werden; der Landesherr kann der Kirche die fernere Beobachtung 
dejjelben unterfagen; auch die Firchlichen Zwangsmittel und 
Strafen find jeiner Aufficht unterworfen.” Sp in Betreff aller 
Kirchen; Hinfichtlich der katholiſchen insbefondere hat der Landes— 


herr zunächit die Nomination der Bilchöfe, denn „in den ſäcu— 


larifirten Landen iſt durch Suppreffion aller Domcapitel das 
denjelben bisher zugeftandene Wahlrecht auf die entjchäpigten 
Erbfürften übergegangen, und in ein landesherrliches Benennungs- 
recht verwandelt worden, womit jedoch die päpftliche Confirmation 
zu verbinden ijt. „Groß ift“ aber auch außerdem „ver Wirfungs- 
freis der Iandesherrlichen Gewalt, und .... zwar nicht über das 
Innere des fatholifchen Glaubens, aber doch über Alles ausge 


) So fhon Carl Theodor 1787. ©. oben Seite 109. 
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‘ breitet, was in das Aeußere Einfluß hat. Beſonders kann der 


Sandesherr über Cultus alle Anordnungen machen, welche das 
Staatsbejte fordert, .... worunter Abftellung der unzeitigen An— 


dachten, der Vehikel des Aberglaubens, der Proceffionen, geift- 


loſer oder gar die erhabene Religion herabwürdigender Gebräuche 
u. dgl. gehört. Ber Anftellung der Kirchendiener kann ver 
Landesherr ihre Eigenjchaften gefetlich bejtimmen, über die Ein- 
haltung diefer Geſetze bei allen Berleihungen wachen, ihre Be— 
jtrafung, wenn fie ſich wider den Staat verfehlen, vornehmen, 
die von der Kirchengewalt vorgenommenen Bejtrafungen feiner 
Aufficht unterwerfen; auf den Volfsunterricht, welcher durch Die 


Geiſtlichkeit gefchieht, Durch Befehle und Aufficht wirken, fanatifchen 


Predigern den ferneren Unterricht verjagen.” Er hat ein weit- 
gehendes Placet, ſowie „das Necht, über geistliche Sachen, welche 
mit dem Weltlichen zujammenhängen, Geſetze mit Wirkſamkeit 
für das innere Forum zu geben, z.B. dirimirende Ehehinderniſſe. 
Bei kirchlichen Anftalten kann der Yandesherr nicht nur mit der 
Dberaufficht, jondern auch mit der anordnenden Gewalt wirken, 
um jie dem Zwecke des Staates und der Religion anpafjender 
zu machen; worunter die Vertheilung der Pfarreien, zweckmäßige 
Einrichtung ihrer Befoldungen, Verwendung fimpler Beneficien 
zur Seeljorge, Abihaffung des Chorfingens, Verwendung zweck— 
loſer Stiftungen in nüßliche, Aufnahme der Mönche und deren 
Abſchaffung, .... Beltimmung des Alters zur Aufnahme der 
Novizen und ihrer Profeß, Amortifationsgefege und dgl. gehören. 
Rückſichtlich der geijtlichen Güter übt der Landesherr das Recht 
der Dbervormundichaft aus; was der Cultus fordert, ift zwar 
mehr im engeren Sinne Kirchengut, aber Alles, was dazu nicht 
bejtimmt ift, insbejondere das Vermögen der Klöſter, .... muß 
als Staatsgut angefehen werden. .... Das Kirchengut jteht 
unter der Dberaufficht des Negenten, welche auf ordentliche Ver— 
waltung und zwedmäßige Verwendung gerichtet ift; dagegen das 
Bermögen anderer Stiftungen,” namentlich der Klöfter, „ver 
wendet der Staat nach dem Bedürfniſſe der Zeit! .... Von 
Dem, was Gönner jchlieplich über Gerichtsbarkeit und über 
Beſteuerung jagt, jet hier nur noch der Schlußfat hervorgehoben: 
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daß „bei jteigender Noth des Staates ... Hinmwegnahme des 
entbehrlichen Kirchengutes gerechtfertigt” tft. 

Wenn in Bayern die Regierung, wenn die Flugjchriften, 3 
mit denen fie auf die öffentliche Stimme zu wirfen bejtrebt war, 3 
und wenn nicht minder die Compendien ihrer Univerſitätslehrer . 
folche Grundſätze ausiprachen, jo ijt begreiflich, daß deren Durch 
Montgelas’ihe Diener ausgeübte Praxis Männern, die eine jelb- 
ftändigere Bewegung der Kirche gewohnt gewejen waren umd 
geleitet Hatten, den Eindruck machte, welchen Wejjenbergs im 
vorigen Abjchnitt erwähnte Schilderung ausprücdt, ober den Das 
bifchöffiche Vicariat von Freifing in einem Berichte an jeinen 
Bifchof vom Februar 1803 in die Worte faßt: die biſchöfliche 
Gewalt ſei durch die Furfürftliche Landesdirection „vollkommen 
vernichtet.) Einzelheiten aus dieſer Praxis werden, nicht ohne 
Barteifärbung, in den Schriften „Concordat und Conſtitutionseid“ 
von Höfler und „Kirche und Staatsgewalt in Bayern‘ berichten.”) 
Wie wenig man auch den einzigen noch vorhandenen unabhängi- f 
geren Bifchof zu ſchonen geneigt war, zeigte ein Vorfall mit 
Kegensburg.?) Im Reichsdeputationshauptſchluſſe war nur Des 
Fürſtenthums, nicht ausdrücklich des dortigen Bisthums erwähnt 
worden, dejjen Adminijtration dann, als es jehr bald vacant 
wurde, durch päpftliches Breve vom 15. Julius 1803 dem Kurz 
erzcanzlev übertragen war.‘) Died Breve wurde jeitens Der 
regensburger Behörde früher der Didcefangeiftlichfeit, als dem 
münchner Hofe infinuirt. Als es hierauf auch diefem mitgetheilt 
ward (14. Aug.) erfolgte von München (19. Sept.) die Antwort: 
da es unpräjudieirlich erjcheine, jo „nehmen Wir feinen Anſtand, 
den durch jenes Breve ernannten proviforifchen Aominijtrator 
des Bisthums Regensburg, injoweit deſſen geiftliche Verwaltung 
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1) (Höfler) Concordat und Conftitutionseid ©. 5. 

2) ©. dieselben oben. Anderes bei Gams Gefchichte der Kirche im 
19. Jahrhundert 1, 497 fg. 

3) ©. die Schrift: Die erften Irrungen zwifchen den kurfürſtlichen 
Höfen Münden und Regensburg im Jahre 1303. Ohne Ort 1804. (136 ©. 
8%), Gams 1, 380 fg. 

4) S. oben Seite 205. 
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über Unſre Lande ſich auspehnt, aus landesfürſtlicher Macht bis 
auf weitere Verordnung zu bejtätigen. Nach diefer Entjchliegung 


find die einfchlägigen Behörden mit dem gemejjenften Befehle 


anzuweiſen, feine Ordinariats- und Bicariatsverfügungen Fünftig 


anzunehmen, noch viel weniger zu publiciven, welche nicht mit 
Unſrer landesfürftlichen Beftätigung verjehen find ꝛc.“ Dem 
gegenüber erließ zwar der Kuverzcanzler einen Hirtenbrief voll 
Süße, das vegensburger Konfiftorium aber erklärte öffentlich, e8 
babe die gegebene landesherrliche Betätigung nicht nöthig, „müſſe 
fie Daher für ein bloßes Compliment nehmen; traf auch einfeitige 
Einrichtungen iu Betreff der Pfarrorganifation. Worauf eine 
von der Regierung veranlafte Flugſchrift an die den Agilolfingern 
zuftändig gewejene, „mac den Säcularifationen wiedererwachte“ 
Befugniß des Kırfürjten erinnert, Bisthümer zu trennen und 
zu vereinigen, Bijchöfe zu ernennen, durch welche er dem Kur- 
erzcanzler jein nach Bayern fich erjtredendes firchliches Regiment 
allezeit nehmen könne, u. j. w. f. 

As nach dem Frieden von Preßburg Tyrol bayriich 
wurde,') verfuhr man dort, wo zwar die jojephiniiche Geſetz— 
gebung gegolten hatte, ihre Praxis aber gelinde geweſen war, 
nach denjelben Grundſätzen, wie in Altbayern: der fie durch— 
führende Graf Arco meinte, das Papſtthum nähere fich feinem 
Untergange. Hier aber begegnete man entjchloffenem, vom Papite 
in Schug genommenen Widerjtande, und gebrauchte Dawider, 
während man mit Nom Concordatsunterhandlungen anfing, harte 
Maßregeln. Die Biichöfe von Augsburg, Trient, Brixen und 
Chur wandten jich mit Beſchwerden über diefe an den Nuntius?), 
und Hagen in ihrer Schrift über eine ganze Neihe von Be- 
thätigungen der Firchlichen Negierungs- Praxis; konnten aber fo 
wenig bei ihm, wie beim Papfte Hülfe finden. Der münchner 





') Die auf voriger Seite Note 3 genannte, 

>) (Höfler) Concordat und Conftitutionseid ©. 7 fg. veferirt den 
Vorgang, und theilt die Beſchwerdeſchrift — Gravamina etc. — im An— 
bange mit. Vgl. Longner Zur Gefhichte der Oberrheiuifchen Kirchen— 
provinz ©. 66 fg. 126 fg. Memoires de Consalvi 2, 301 fg. (Eilers) 
Deutjche Blätter N. 5. 2, 177 fg. 
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Hof blieb dabei, der Kirche ſei feinerlei Unrecht gejchehen, da 
die ſtaatliche Competenz nicht überjchritten jet: im Uebrigen 
würden die entjtandenen Schwierigfeiten mittels Abjchlufjes der 
Soncordatsverhandlungen alle geebnet werden. 

Ob dergleichen Verhandlungen ſchon durch den münchner 
Weihbiſchof Häffelin, Biſchof von Cherionnejus, angeregt wor— 
den find, als er im Spätherbit 1803') in Folge der Durch das 
päpjtliche Februarbreve und jeine Beantwortung ſchwebenden 
Streitigfeiten nach Rom ging, vermag ich nicht nachzuweiſen: 
doch ſollte man es aus Conſalvis Mittheilung jchliegen, daß 
ſchon um dieſe Zeit Bayern Vorſtellungen gegen ein Reichscon— 
cordat und für Landesconcordate zu Rom gemacht hat?) Als im 
Junius 1806 della Genga zur Negoriation des Reichsconcordates 
nad Regensburg fam,’) wurden bayriſche Particularverhandlungen 
daſelbſt bereits erwartet. Unmittelbar nad) feiner Ankunft jchreibt 
die Comitialeorrefpondenz,‘) nun „werben die Unterhandlungen 
mit Bayern wegen Abjchliefung des Concordates eröffnet wer— 
den;” und als er dann am 8. Julius nah München reiſ'te, 
dort jeine Creditive zu übergeben, bemerfte die von feinem 
Empfange erzählende Zeitungsnachricht,”) „Die Unterhandlungen 
über das Goncordat mit Bayern werden,” mie e8 des Nuntius 
Wunſch fer, „zu Negensburg fortgejest werden; und am 
5. Auguft: „Das Concordat zwifchen Bayern und dem Papjte 
wird jest in Regensburg unterhandelt: der Präfivent des Schul- 
wejens, Baron Frauenberg‘) ijt, als hierzu mit beauftragt, von 
München hier eingetroffen.” Die Comitialcorrefpondenz berichtet 
unter gleichem Datum: „Der fönigl. bayriiche Gejandte von 


) Er fam anf der Reife nad Italien am 5. November durch Regens— 
burg, und hatte eine Conferenz mit dem Kurerzcanzler. Gams 1, 383, 

2) ©. oben Seite 207. 

3) ©. oben Seite 227 fg. 

4, In dem oben Seite 225 fg. benugten Manuferipte der Göttinger 
Bibliothek. 

5) Augsburger Allgemeine Zeitung Jahrgang 1806. ©. 810. 828. 880. 

6) Geheimerath und Präfivent des Schul- und Studienwejend Baron 
von Frauenberg wurde 1821 Biſchof von Augsburg, 1824 Erzbiſchof von 
Bamberg, und ftarb 1842, 
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Nechberg joll mit dem Nuntius wegen des Concordates in Unter- 
handlung ſtehen;“ und am 18. Auguft, wo dieſe Correſpondenz 
troß der erfolgten Auflöfung des Reichstages noch bei Beftande 
war: „Die Concordatsunterhandlungen mit Bayern machen gute 
Fortjehritte. Der eine k. bayriſche Deputatus Freiherr von 
Frauenberg') ift geftern ſelbſt nah München abgereif’t, um 
einige Nachgiebigkeiten der Deputation, zu der auch Nechberg ge- 
hörte, „zu rechtfertigen und durchzufegen. Der päpftliche Nuntius 
hält nah Gewohnheit der römischen Curie auf den alten Formen 
und Prätenfionen ziemlich feft, und man fucht mehreren Ein- 
ftreuungen dejjelben auszuweichen. Was Frauenberg mit nach 
München nahm, und dort zu vertreten hatte, wird fpäter als 
„Baſis“ der Convention bezeichnet. Am 21. Auguft berichtet Die 
Eorrefpondenz: „In Anfehung der Concordatsverhandlungen mit 
Bayern ift ein vorläufiges Abkommen dahin getroffen worden, 
dag Ein Erzbisthum zu München, wozu der Freifinger Kirchen- 
fprengel gejchlagen wird, und jechs Bisthümer, nämlich zu Augs- 
burg, Bamberg, Eichjtädt, Chur, Trient und Briren errichtet?) 
auch zur nöthigen Dotation vderjelben und des übrigen Kirchen- 
wejend ein Fonds von jehs Millionen Gulden von den noch 
vorhandenen unverfauften geiftlihen Gütern verwendet werden 
joll. Es bleiben nun noch einige Anſtände zu befeitigen übrig, 
welche die Temporalien und die Grenzlinie zwiſchen der geiftlichen 
und weltlichen Jurisdiction betreffen.‘ 

Gerade als der Nuntius im Julius von München nach 
Regensburg zurückehrte, um die bayriiche Negoeiation zu beginnen, 
brachte die Augsburger Allgemeine Zeitung?) „Concordatsprä- 
Iiminarien oder Hoffnungen und Wünjhe das neue deutſche 


1) Sie jhreibt irrthümlich: Franfenberg. 

2) Dies find, außer Paſſau, ſämmtliche damals im bayrifcher Hand be= 
findlihe alte Bisthümer. Allerdings nennt die fpäter zu erwähnende Er— 
innerung von Werkmeifter ein Bisthum mehr; und fo könnte Paſſau hier 
bloß vergejien fein, Es ift aber, da München mit Freifing vereint werben 
follte, wahrſcheinlicher, daß die Abficht war, Paſſau aufzuheben. Dem 
München lag in der damaligen Didcefe Paſſau. 

3) Jahrgang 1806. Num. 201 fg. vom 20. 21. 22. Julius. S. 804. 
808. 812, 
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Concordat betreffend, zur Beherzigung für Kirchenftaatsrechts- 
lehrer vor der Abjchliegung des nächjtens zu erwartenden folgen- 
reichen Concordates mit dem Fatholiichen Theile von Deutſchland,“ 
die durch ihre Anmerkungen unzweifelhaft bayriichen Urſprung 
zeigen. Man wird nicht irren, wenn man fie als von München 
aus in Erwartung der. bayriichen Negociation eingejandt, und 
das „deutſche“ Concordat bloß als verhüllende Redeform be— 
trachtet. Was fie von dem neuen Concordate fordern, iſt aber 
ein „ven damaligen Zeitgeifte angemeſſenes“ Kirchenjtaatsrecht mit 
genauer Grenzberichtigung zwischen der Firchlichen und der politiſchen 
Macht, und wobei „Natur- und Staatsrecht ihre gebührende 
Autorität behaupten.” Demgemäß allgemeine Toleranz, ange 
mefjene Regulirung des Firchlichen Aufwandes nach Dem Ver— 
hältnijje des Nationaleinfommend und der Staatsrevenuen ıc. 
und „Belebung jest unproductiver, zum Prunfe conjerpirter 
todter Kirchenſchätze; Tandesherrliche Beſetzung aller geijtlichen 
Steffen, ohne Ausnahme, Verbindlichkeit ſämmtlicher Geiſtlichen 
dem Landesherren Eid und Pflicht zu leiſten, „weil jte die Ehre 
und den Unterhalt des Staates genießen, ausnahmslofes Placet, 
Aufhebung der geijtlichen Gerichtsbarkeit, Aufhebung aller Klöfter, 
in denen nicht entweder barmherzige Brüder, bezw. Schweſtern 
wohnen, oder Schulen gehalten werden; Einrichtung von Semi— 
narien, in denen Die Geiftlichen zu Volkslehrern erzogen werden; 
allgemeine Freigebung des Bibellefens; Neduction der Ceremonien, | 
Feiertage, Fafttage, Chehindernijje; Abjchaffung der Controvers- | 
predigten, dev Proceffionen, der Wallfahrten, des Cölibats; Ein- | 
führung der Scheidung vom Bande. Augenfcheinlich war der 
Artikel gefchrieben, um auszufprechen, was etwa bahrijcherjeits 
gefordert werden fönne; und wohlhatte er, um den Nuntius zu 
jtimmen, Ciniges mehr gefordert, als womit man zufrieden zu 
ſein entſchloſſen war. 

Vielleicht iſt er nicht ohne Zuſammenhang mit einem nach 
der Vorrede im Auguſt 1806 beendeten, unzweifelhaft im Auf— 
trage geſchriebenen Buche: „Gutachtlicher Entwurf einer geſetzlichen 
Beſtimmung des Verhältniſſes zwiſchen Staat und Kirche, mit be 
fonderer Rückſicht auf die bayrifche Monarchie: ein Beitrag 





E 


Ei en ra mn an ln 2 22 ul udn na Sl dl EEE u a me 


. 
—3 
N —— 






b 





Regensburg 1806. 255 


zu dem bevorjtehenden Kirchenconeordate von I. B. St.) Der 


Berfaffer hieß Stürmer, und iſt als Schriftteller fonft nicht be- 
fannt. Seine Schrift ſtimmt in der Gefinnung fo völlig, im 
Einzelnen zwar nicht allenthalben, aber in manchen Punkten doch) 
jo buchſtäblich mit den Forderungen der augsburger Zeitung 
überein — jelbjt den Ausdruck Präliminarien hat fie —, daß 
man auf eine Stammverwandtſchaft zwifchen beiden wohl 
ſchließen darf. Sie wiederholt ausführlich, hin und wieder breit, 
in ſyſtematiſch geglieverter Form und bis ing Einzelne eingehend, 
die aus dem Bisherigen bekannten Süße der münchner An— 
ſchauungen, und hat ihrer Zeit durch die rücfichtslofe Unbedingt- 
heit und durch den wiſſenſchaftlichen Character ihrer Deduction 
größeren und länger hin wirkenden Eindrud gemacht, als die 
ihr vorausgegangene Flugſchriftenlitteratur. 

Was die Regierung, deren Stellung zur Sache aus dem 
Allen zur Genüge erhellt, mit dem Nuntius della Genga in der 


That zu Regensburg verabredet habe, darüber iſt bisher Nichts 


bekannt geworden. Der in dieſen Dingen vermöge ſeiner Ver— 
bindungen wahrſcheinlich orientirte württembergiſche Kirchenrath 
Werkmeiſter, von welchem noch zu reden ſein wird, theilte zehn 
Jahre ſpäter mit,“ es ſeien damals für Bayern ein Erzbisthum 
und ſieben Bisthümer verabredet, es ſei für alle Biſchöfe derſelbe 
Gehalt beſtimmt geweſen, in dem erzbiſchöflichen Kapitel haben 
zwölf, in jedem bijchöflichen zehn Domherren fein, und ihre 
Stellen haben in den ehemals päpftlichen Monaten durch den 
König, in den übrigen Monaten zur Hälfte durch den Bischof, 
zur Hälfte durch das Capitel bejegt werden jollen. Dignitarien, 
Canoniker und Beneficiaten ſeien nur zu neunmonatlicher Reſidenz 
verpflichtet, die Seminarien vollftändig — auch was Anftellung und 
Abſetzung der Lehrer betraf — vom Biſchofe abhängig erklärt 


) Nürnberg und Sulzbach 1807 (XXXII. u, 225 ©. 80.) Den Namen 
des Berfafjers nennt (Höfler) Concordat und Conftitutiongeid ©. 27. 

*) Bemerkungen über das neue bayrifche Coneordat, verglichen mit dem 
neuen franzöftihen und dem früheren bayrifchen vom Jahre 1807. (Januar 
1818 Heidelberg). Daß Werfmeifter der Berfaffer fei, behauptet (Höfler) 
Concordat und Conftitutiongeid a, a. O. 
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geweſen. — Darunter wäre Einiges für Die Kirche günjtiger, ale 
man nach dem „SKirchenrechte des Zeitgeijtes erwarten jollte; | 


auch günjtiger, als das in einem mit „Holler“ unterzeichneten 
Entmwurfe Enthaltene, den Höfler') als zu diefen Verhandlungen 


von 1807 gehörig mitgetheilt hat, der aber in der Form, in 


welcher er vorliegt, aus einer fpäteren Zeit, und deshalb erſt 
ipäter zu berühren tft. 

Bon Rom liegt darüber, wie man die bayriiche Concordats— 
verhandlung dort beurtheilte, bis jest nur Eine Aeuferung vom 
15. April 1807, alfo aus einer Zeit, nachdem man bereits acht 
Monate verhandelt hatte, vor.?) In den Differenzen der tyroler 
Biſchöfe mit der Staatsregierung hatte Diefe von ihnen im 
Jan. 1807 verlangt, allen weltlichen, auch den unmirtelbar an die 
Seeljorger ausgefertigten Anordnungen eirca sacra unverzüglich 
zu gehorchen. Der Biſchof von Briren legte, während die an- 
dern remonjtrirten, dieſe Sache dem Papſte vor, und in der vom 
Cardinal Antonelli gegebenen Antwort ift jene Aeußerung ent- 
halten: Der Papjt habe den Monfignor delle Genga zum Ab- 
ichluffe eines Concordates „wodurch die bisherigen Unordnungen 
verbejjert und das Uebel geheilt werden möchte” nah München 
gejendet: „aber bis jest ift es nicht möglich geivejen, die föniglichen 
Miniſter zu einer billigen und annehmbaren Uebereinfunft zu 
bewegen. Seine Heiligkeit ift zu vielen Opfern bereit. Allein jo 
willig jeine wäterlihe Nachgiebigfeit zu Allem ift, was immer mit 
den Pflichten feines apojtoliichen Amtes bejtehen kann, ebenjo 
feit und ſtandhaft verweigert der Papſt auch Alles, was irgend- 
wie die Neligion verlegen, das Anfehn des apoſtoliſchen Stuhles 
herabmwürdigen, die geheiligten Rechte des Epifcopates benach- 
theiligen, und die Ordnung der firchlichen Disciplin .... ganz- 
lich verkehren könnte. Noch iſt nicht alle Hoffnung verihwunden, 
durch erneute Bitten und durch Fortjegung der Unterhandlungen 
Bayerns Minifter gewinnen, und endlih ein vernünftiges und 


1) Coneordat und Conftitutionseid ©. 29 fg. 


2) Concordat und Conftitutionseid ©. 14 fg. Longner a. a. O. 
©. 129 fg. 
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annehmbares Concordat abjehliegen zu können.“ Der Cardinal 
erwähnt dann des Staatsanfpruches auf alle geiftlichen Anjtel- 
lungen: diefer ſei „einerder Hauptpunkte, welcher in der Coneordats- 
unterhandlung fo viel Schwierigkeit macht. Der Landesherr will 
allein alle Beneficien, jelbjt pfarrliche nicht ausgenommen, im 
allen Bisthümern feiner Staaten vergeben: nicht nur die, deren 
Patronatrecht ihm von Alters her gehört, ſondern auch alle übrigen, 
die bisher von den Bijchöfen, oder von dem heiligen Stuhle 
vergeben wurden .... Inſoweit ich in die Zufunft blicke, bejorge 
ich, es werde Dies eine der Klippen werden, an denen die Con— 
eordatsverhandlung zulett noch fcheitern wird.’ — „Eine der 
Klippen” fagt Sardinal Antonelli, und daß er gerade dieſe berührt, 
war Durch die Frage des brirener Fürjtbiichofs veranlaft. Bayern 
hatte ihm und anderen Biichöfen gegenüber den Anſpruch auf 
dieſen jogenannten landesherrlichen Batronat') ſchon länger geltend 
gemacht, und war zu Bamberg deswegen auch jchon in eine 
Titterarifche Fehde verwidelt. Das dortige Virariat, das ihn 
nicht anerkennen wollte, griff ihn im der Schrift „Das landes- 
herrliche Patronatrecht eine neue Erfindung‘ o. D. 1804 an, 
3. 3. Gregel mußte ihn in der Antwort „Das landesherrliche 
Patronatrecht nach den veränderten Verhältniſſen der bijchöflichen 
Gerechtiame betrachtet,‘ Würzburg und Bamberg 1805 verthei- 
digen, und das PVicariat ſuchte in „Bemerkungen über J. 8. 
Gregels Schrift: Das ꝛc.“ o. D. 1805 die Vertheidigung zu 
entkräften. 
Sp die Nachricht aus Rom vom April 1807. In einer zu 
der bayriſchen Concordatsverhandlung von 1817 gehörigen Re— 
- gierungsinitructtion?) wird erwähnt, daß am 6. Februar 1807 
ein „Concordatsproject aus Nom gekommen“, und daß in demfelben 
dem Könige das Nominationsrecht zu allen Bisthümern, ſowie 
Das zugejtanden gewejen jet, daß andere als der Regierung 


1) ©. Hinſchius Das Tandesherrlihe Patronatrecht gegemüber der 
fathol. Kirche. Berlin 1856. 

2) (Höffer) Coneordat und Conftitutionseid ©. 89. 92, Nur personae 
regi gratae ſollten Pfarrbeneficien erhalten. 

Mejer, Zur Gedichte zc. 17 
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genehme Perfonen nicht als Pfarrer angejtellt werden jollen. Er 
Nachher ift noch etwa vier Monate lang zwifchen Bayern und 
dem Nuntius, der ſich bald zu Negensburg, bald bei dem alten 
Kurfürjten von Trier zu Augsburg, bald zu München aufhielt,') 
verhandelt worden; und in einer über dreißig Jahre jpäter zu 
Montgelas’ Andenken gehaltenen Rede hat Freiherr von Freyberg?) 
behauptet, es ſei „bereit3 won Seiten Noms in die Fönigliche 
Ernennung der Biichöfe, in die Präfentation zu allen nicht im 
Privatpatronate jtehenden Pfründen, in ven Recurs an Das 
weltlihe Staatsminifterium, in die Eivesform, in das Place 
gewilligt, und über die Grenzen der gegenfeitigen Zuftändigfeit 
eine Auskunft gefunden‘ geweien, als in Folge auswärtigen 
Einfluffes diefe Verhandlung von dem Nuntius wieder abge- 
brochen worden ſei; und allerdings betätigt Conjalvi?) die That- 
ſache, daß man auf dem Punkte gewejen jet abzujchliegen, als 
ein Befehl Napoleons im Herbite 1807 die bayrifche Negociation 
abgejchnitten habe. 

Allein daß man über jämmtliche von Freyberg genannte 
Punkte wirklich einig gewejen wäre, iſt auf Grund der Parallele 
einerjeitS Der vorausgegangenen franzöfifchen und italientichen, 
andererjeitS der gleich nachaefolgten württembergijchen Concordats— 
verhandlung faum anzunehmen; — und der Abbruch der Ver— 
handlungen durch Napoleon gejchah erſt nachdem der Nuntius 
München und die dortige Negociation ohne daß fie erledigt 
war, ſchon eine Zeit lang verlafjen hatte, um auch in Stuttgart 
eine Unterhandlung zu verjuchen. 


) So die württembergiſche Regierung bei Winfopp Der rheinifche 
Bund 6, 102. 

2) Rede zum Andenken an den verewigten Staatsminifter M. G. von 
Montgelas (1839) ©. 80 fa. 

3) M&moires de Oonsalvi 2, 302. 
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Das alte Herzogthum Württemberg war ein völlig prote- 
Stantifches Land gewefen: nach dem Entjcheidungsjahre 1624 gab 
es dort feinerlei fatholifche Neligionsübung. Es hatte aber von 


1733 bis 1797 katholiſche Yandesherren gehabt, und dadurch 


waren zu Stuttgart und Ludwigsburg Fatholifche Gemeinden ent- 
ftanden. Auch erwarb es bis Ende des Jahrhunderts einige 
katholiſche Diftricte, ſodaß es damals im Ganzen ſechzehn katho— 
liſche Gemeinden beſaß.) Sie blieben unter den Biſchöfen, zu 


E: deren Didcefen fie ſchon vor ihrer Erwerbung durch Württem- 
berg gehört hatten; umd folchergeftalt reichte Die conftanzer, die 


augsburger und die wormfer Didcefe anerfanntermaßen in das 
damalige Herzogthum herein. Da erwarb Herzog, dann Kurfürft, 
dann König Friedrich I. durch den Parifer Bertrag vom 20. 
Sulius 1802 und den Neichspeputationshauptichluß, Durch den 
Preßburger Frieden (26. Decbr. 1805) und den Beitritt zum 
Rheinbunde (12. Julius 1806) in furzer Zeit fo wiele bisher fatho- 
liſche Reichsländer, daß ihr Flächeninhalt feinem altwürttem- 
bergifchen Befite gleichfam. Größerentheils hatten fie zum Diö— 
cefanfprengel von Gonftanz, andere hatten zu Augsburg, Worms, 
Würzburg, umd einige zu Speyer gehört; und da die 1803 er- 
iworbene Propftei Ellwangen in wichtigen Beziehungen exemt 
war, jo fonnte fie als Heiner fechjter Didcefanfprengel von Neu- 


1) ©. das Genauere: Mejer Die Propaganda 2, 238 fg. Eifen- 
lohr in der Einleitung zu Reyſchers Württemb Gefeßfammlung Bd. 9. 


S. 131 fg. u. Lang daſelbſt Br. 10 ©. 3 fg. 


17* 


260 3. Württembergiſche Concordatsverhandlung 1807. 





württemberg angejehen werden. Fünf von diefen bijchöflichen 
Regierungen waren auch jett noch nichtwürttembergijche. Den 
Katholiken der neuerworbenen Lande ficherte der König mittels 
Keligionsedictes vom 14. Febr. 1803’) volle Religionsübung zu, 
erklärte aber in dem Organijationsedicte, durch welches Neu— 
württemberg zu einem beſonderen Staate gejtaltet wurde (1. Januar 
1805),°) er wolle e8 bei der daſelbſt bejtehenden Epiſcopalregie— 
rung nur infofern, „als die Fälle auf bloß geiftliche Gegenjtände 
Dezug haben’, laſſen: in Ehedispenſen und anderen nicht bloß 
geiftlichen Gegenſtänden müſſen die bifchöffichen Behörden mit der 
landesherrlichen Negierungsbehörde communiciren, und ohne deren 
„Cognition“ dürfen „bis in Abficht einer eigenen Yandeshierarchie 
neue Vorkehrungen getroffen werden können‘ weder „Abjtrafungen 
und Amtsentjegungen“, noch auch „Verfügungen ftattfinden. 
Das Kirchengut wurde nur „soweit es nicht ſäculariſirt wird“ 
garantirt. — Nach dem Beitritt zum Rheinbunde dehnte ein 
Keligiongedict vom 15. Det. 1806 die freie Neligionsübung der 
fatholtichen Kirche auch auf Altwürttemberg aus, und jchon das 
fönigliche DOrganifationsdeeret vom 18. März 1806, indem es 
die „oberjte Staatsbehörde” in ſechs Departements theilte, wies 
dem jechjten die geiitlichen Angelegenheiten zu, und bejtimmte:‘) 
vom Cultusminiſter „reſſortire“ einerſeits das protejtantijche 
Oberconſiſtorium, andererfeits „in Anſehung der katholiſchen Kirche, 
neben dem Bifchofe und deſſen Offtcialate, ein bejonderer joge- 
nannter Geiftliher Nath, zu Bejorgung und Wahrung der Sou- 
veraimetätsrechte. Derjelbe wird mit zwei weltlichen und einem 
geiftlichen katholiſchen Räthen beſetzt, und erhält einen Secretatr 
und einen Canzliſten“. Der Yandesbifchof, den man bier ge- 
nannt hatte, war aber noch nicht da; vielmehr rvegierten jtatt feiner 
der Propſt von Ellwangen, welches Amt der alte Biſchof von 


') Reyfher Sammlg. württemb. Gefete ꝛc. 9, 3. 10, 6 fg. Mohl 
Württemb. Staatsreht Th. 1. $. 3. Th. 2. $. 227. Aeußerungen des con— 
ftanzer Generalvicariates über das Toleranzedict |. b. Gams Gefchichte der 
Kirche im 19. Jahrh. 1, 412. 

2) Reyſcher 10, 1. Artikel 5. 

) Pölitz Europ. Verfaffungen 1, 351 fg. ©. beſonders $. 59 fg. 
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Augsburg Ex-Kurfürſt von Trier mit befleivete, und die fünf 
- außerwurttembergiſchen geiſtlichen Regierungen, deren vorhin ge— 
dacht iſt. Die von Conſtanz und Worms waren dalbergiſch. — 
Ihnen allen gegenüber jtellte fich für die neue landesherrliche 
Kirchenbehörde das allenthalben durch das Aufhören der geiftlichen 
Staaten hervorgerufene Bedürfniß der Competenzabgrenzung 

heraus; es war nöthig, die geiftlichen Gegenftände, in welchen 
jene noch fortzuregieven hatten, von denen, in welchen die Regie— 
rung jest an die landesherrliche Behörde überging, zu trennen; 
und die Löſung diefer Frage war in Württemberg ähnlich wie in 
Bayern. Der Iandesherrliche Geiſtliche Nath, ſpäter Kirchenrath, 
beanjpruchte von Anfang an ein tiefgreifendes Auffichtsrecht, und 
für jeden geiftlihen Erlaß das Placet.‘) Das „dringende Be- 
dürfniß, jowie der damalige Glaube an die unbegrenzte Zuftän- 
digkeit der Staatsgewalt führten” dahin, daß diefe Staatsbehörde 
„nie ganze neue Organijation jelbjtändig in die Hand nahm, zum 
proviforifchen Centrum des einheimifchen Kirchenregimentes fich 
ſelbſt machte, und dabei freilich über das ftaatliche jus eirea 


J sacra nach allen Seiten hinausgriff,“ und den ausländiſchen 





Ordinariaten wenig mehr übrig ließ, als neben ven jura ordinis, 
wie Priefterweihe, Firmung u. ſ. f., eine ungenügende Kenntniß— 
nahme oder eine untergeordnete Mitwirkung bei der Verwaltung.) 
Wie diefe Art zu verfahren von Denen empfunden wurde, die fich 
auf ein jo geringes Maß an Einfluß bejchränft fahen, zeigen die 
früher angeführten Aeußerungen Wefjenbergs, ver als dal— 
bergijcher Generalvicar von Conftanz von den fünf nichtwürttem- 
bergifchen Orpdinariaten das größte Gebiet im Lande hatte. Denn 
jene Aeußerungen find großentheils von pofitiv in Württemberg 


) v. Longner Zur Gef. der Oberrhein. Kirchenprovinz ©. 39 fa. 
Das Placet mußte bei gebrudten Erlaſſen vorangeftellt werden: Lang bei 
Reyſcher 10, 12 fg. 

>, Einen reichen Catalog von Beifpielen dazu ftelt Sams a. a. O. 
©. 413 fg. zufammer, 

) 9. Rimelin in den officiöfen Artifehr über das Concordat v. 1857 
im Württembergiſchen Staatsanzeiger 1857 Nummer 139 fg. Eine Menge 
Einzelbelege dafiir |. bei Longner ©. 226 fg. Lang a. a. O. 
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gemachten Erfahrungen abjtrahirt: ') und Wejjenberg war Doch 
einer von den Geiftlichen, die weit entfernt blieben, fich mit 
mittelalterlichen Idealen firchlicher Selbftändiafeit zu durchdringen ; 
im Gegentheil fam er den Negierungsmaßregeln vielfach ent- 
gegen.?) In Augsburg amt Hofe des alten Kurfürften von Trier 
empfand man dergleichen Erfahrungen ungleich jchmerzlicher. 


Die Seele des „füniglichen fatholifchen Kirchenrathes“ zur 


Stuttgart war eines feiner geiftlichen Mitglieder, Benedict Maria 
Werfmeifter:?) er hat von 1807 bis 1823 deſſen Grundſätze 
bedingt, und perſönlich dargeftellt. Er war, als er in den Kirchen— 
rath eintrat, ſchon lange litterarifch befannt. Im Algäu geboren 
und früh in die Schule der Schwäbischen Benedictinerabtei Neres- 
heim gefommten, hatte er dort zwanzigjährig Profeß gethan (1765), 
dort und zur Benedietbeuern jtudirt, war dann Docent der Philo- 
jophie int Orden, Secretair des Prälaten von Nereshein, Lehrer 
des SKirchenrechtes (17S0—84), hierauf zehn Jahre lang Fatho- 
licher Hofprediger zu Stuttgart und ſpäter Landpfarrer geweſen. 
Als ftuttgarter Hofprediger trat er 1790 in den Weltpriefterjtand, 
Schon nicht lange nach Beendigung feiner Studien, als Novizen- 
meifter im Neresheim, wußte er fich int Gegenjat gegen den 
Mönchsſtand; aber — erzählt er‘) — wenn es da das Kürzefte 
geweſen wäre, den Zöglingen zu jagen, „geht fort, der Mönchs— 
jtand taugt nicht‘, wäre e8 auch „das Klügjte, das in jener Lage 
Schicklichſte“ gewefen? „Die jungen Leute würden an dieſer Er- 
klärung nur Anftoß genommen, und einen andern Nopizenmeifter 


1) ©. oben Seite 238 fg. u. Mejer Die Concordatsverhandlungen Würt- 
tembergs vom Jahre 1807 ©. 15 fg. im den Anmerkungen. Bol. Bed 
Freih. 3. Heinrich von Weſſenberg. Sein Leben und Wirken ©. 93 fg. 

2) Seiner Aeußerungen über das Toleranzediet von 1803 ift oben ge— 
dacht. Neformatorifhe Verordnungen, die ev in württembergiſchem Intereſſe 
ergehen ließ, f. bei Gams ©. 412, wo auch ähnliche würzburgiſche Verord— 
nungen angeführt werben. 

3) Weber fein Leben Longner ©. 291 fg. Seine mit dem Jahre 1773 
beginnenden zahlreichen Schriften ber Meuſel. Eine wenig wohlwollende 
Darftellung feiner litterariſchen Thätigfeit bei Brid Die rationalift. Be— 
ftrebungen im fathol. Deutihland ©. 21 fa. ! 

) Schwab Fram Berg ıc. ©. 510, 
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erhalten haben. Ich wäre dann lebenslänglich unter beſondere 
Aufſicht geſtellt, und von allem weiteren wohlthätigen Einfluß 
auf meine Umgebung entfernt worden. Ich hätte nichts Anderes 
gewonnen, als daß ich mich für den Staat und die Kirche un— 
brauchbar gemacht hätte. Es war daher mein Entſchluß, in 
dieſem mir anvertrauten Wirkungskreiſe ſo viel Licht zu verbrei— 
ten, als die Klugheit und die Umſtände geſtatteten ꝛc.“. Mean 
ſieht, die Gabe des Muthes und die eines zarten Gewiſſens hatte 
Werkmeiſter nicht: aber er war ein practifcher Mann. Er be- 
gann im Sinne der theologiichen Aufklärung zu Ichriftjtellern, 
und ftand bald mit Würzburg und Wien, mit Mainz, Freiburg 
und Bonn in Conner; denn die Vertreter der fatholifch »theo- 
logiſchen Aufklärung hingen damals cameradfchaftlich zufammen, 
leiſteten ſich Hülfe in den Litteraturzeitungen, und waren fich der 
Gemeinſamkeit ihrer Beftrebungen eifrig bewußt. Werkmeiſter 
ſchloß auch Berbindungen mit Fitterarifch einflußreichen gleichge- 
finnten Brotejtanten, z. B. dem Göttinger Pland.') Seine fchrift- 
ſtelleriſche Thätigkeit berührte ſchon practiſch folgenreiche Punkte. 
Sp weiſ't er in feinen Liturgiſchen Beiträgen?) darauf hin, daß 
der Begriff der Macht und des Gefetes auf religiöfem Gebiete 
unftatthaft ſei: denn die Religion verlaufe nach ihrem Weſen in 
einer geiftigen Eimwirfung auf Verſtand und Herz des Menfchen, 
um ihn durch Wahrheit und Tugend zu beglüden. Etwas ganz 
Anderes, der Religion nur Aeuferes und Zufälliges jet die Kirche. 
Diefe habe bloß in dem Hange des Menfchen zur Gefellfchaft 
ihren Entjtehungsgrumd, ſei daher an fich nicht geiftlich, ſondern 
befaſſe fich nur mit der gefellfchaftlichen Ordnung der Neligion. 
Selbſt Beftimmungen der Glaubens- und Sittenlehre, Ausübung 
des geiftlichen Hirten» und Predigtamtes ſeien nicht als „geſetz— 
gebende Macht” und das Priefterthunt nicht etwa ihretwegen als 
Obrigkeit, „Gebieter“, der Gläubigen zu betrachten. „Es kann 
daher zwifchen der Macht der weltlichen Souveräne und der 
Macht der Kirchenvorjteher nicht die geringfte Aehnlichfeit be- 


1) Dafelöft S. 213. Anmerkung. Longner ©. 292. 
2) Um 1789 ©, 180 fg. 
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hauptet werben, und die jo berühmten Ausdrücke von zwei Mäch— 
ten, die fih im Beherrichung des Menjchengefchlechtes getheilt 
haben, die einander gleich und voneinander unabhängig find, - = 
deren eine dag zeitliche, die andere das geiftlihe Wohl der Men— 
ichen beforgt, find eine bloße Chimäre.“ Demgemäß war er der 
Meinung, die Veränderung kirchlicher Disciplinargefete, z. B. die 
Aufhebung des Cölibates, Fünne einfeitig von der Staatsgewalt 
geſchehen,) die jtaatlich anerkannte Eheſcheidung vom Bande jet 
als ſolche auch Eirchlich anzuerkennen, u. drgl. m. — Unzweifelhaft 
iſt es richtig, daß geiftliche Gewalt feine Obrigkeit jet; aber ebenfo 
unzweifelhaft ift es nicht Fatholiih: in der Neformationszeit war 
gerade diejer Punkt auf das Unzweideutigſte feitgeitellt worden. 
Werfmeifter mußte daher durch ſolche Anfichten weitergetrieben 
werden; und fo griff er die fatholijche Yehrautorität, ähnlich wie 
fein Freund Blau und fait gleichzeitig mit diefem, aber nicht jo 
offen, jondern pſeudonym, an ihrer Wurzel an, indem er in 
einer ausführlihen Monographie?) die Unfehlbarfeit der Kirche 
befämpfte. — Ein Mann von untadelhaftem Rufe war er folcher 
Ketzereien wegen von jeiner Kirche niemals in Zucht genommen 
worden, und für eine autocratifche, von ihrer Staatsjouverainetät 
auch über Firchliche Dinge durchdrungene proteftantiiche Regierung 
der rechte katholiſche Gewährsmann. Denn die berrichende 
Theorie der Juriſten, daß die geiftliche Gewalt ſich auf rein 
innerliche Momente beziehe, alles Kirchliche aber der Staatsge— 
walt unterworfen jet, hatte Werfmeifter ſchon jeit zwanzig Jahren 
theologifch vertreten, und da er trotzdem als Fatholiicher Geift- 
licher geduldet und ſogar befördert worden war, jo fonnte die 
Kegierung annehmen, daß feine Lehre katholiſch unverwerflich jet, 
und ihn in diefem Sinne gut gebrauchen. Im den zur Diöceſe 
Conſtanz gehörigen Yandestheilen hatte er zudem an deren General | 
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) Schwab Franz Berg ꝛc. ©. 372. | 
2) Thomas Freifich oder freimüthige Unterfuhungen über die Unfehl- 
barfeit der katholiſchen Kirche. Bon einem fathol. Gottesgelehrten. Frank | 
furt und Leipzig (eigentlih Göttingen) 1791. Bd. 1. Vgl. oben Seite 82. 
Auszug bi Schwab Franz Berg ©. 215 fg. 
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viecar Weſſenberg einen in den Principien mit ihm übereinſtimmenden 


Gefinnungsgenoffen und Freund als Kirchenregenten fich gegen- 
über; und jo wurde er jtantsfeitig um fo ungehinderter und erfolg- 
reicher verwandt. Von Uebelwollen gegen Chriftenthum und 
Kirche war dabei nicht die Rede.) 8 etablirte fich nur in der 
fatholifchen Kirche von Württemberg ein Staatsregiment wohl- 


meinender rationaliſtiſcher Despotie. 


So lagen die Umſtände, als della Genga nach Stutt— 
gart kam.?) 

„Kurze Zeit nach dem Abſchluſſe des Preßburger Friedens,“ 
ſagt die württembergiſche Regierung in einer Circulardepeſche vom 
November 1807,°) „bezeugte der päpſtliche Stuhl ſein durch die in 
Deutſchland und beſonders in den Königreichen Württemberg und 
Bayern entſtandenen Veränderungen nothwendig gewordenes Ver— 
langen, die gottesdienſtlichen und hierarchiſchen Verhältniſſe der 
katholiſchen Kirche in Deutſchland berichtigt zu ſehen. Er erklärte 
daher ſeine Abſicht, einen außerordentlichen Nuntius an dieſe 
beiden Höfe zu ſchicken.) Seine Wahl fiel auf den Erzbiſchof 
von Tyrus Grafen della Genga, welcher auch in dieſer Eigen- 
ihaft im Jahre 1806 zu Negensburg ankam, und fich jofort an 





Als Repräſentantin für die Gefinnung des Gefammtfreifes, in wel- 
chem Werfmeifter die Seele war, fanı die ulmer „Sahresichrift für Theologie 
und Kirchenrecht der Katholiken, herausgegeben won einigen katholiſchen Theo— 
flogen‘ Ulm bei Wohler 1806 fg. angefehen werben, die Werfmeifter mit 
herausgab. Sie jchließt fih an die vom Canonicus Dunfer in demfelben 
Berlage, der für dieſe katholiſch-liberalen Publicationen auch fonft thätig war, 
feit 1793 herausgegebenen „Beiträge zur Reformation der riftlichen Theologie 
überhaupt und der fathofifhen Dogmatik insbejondere‘ an, wollte aber zu= 
gleich auch als Fortjegung des in Hadamar erfchienenen, durch die Zeitum— 
ftände unterbrochenen „Journals für die fatholifche Theologie‘ angefehen werden. 
Die Auffäte find überwiegend theologifchen Inhalts. In Bd. 2. Heft? (1809) 
findet fi einer: „Von der Aufficht des Staates über die im Staate befind- 
lichen Kirchen,‘ der die Kirche als relativ felbftändige Religionsgeſellſchaft faßt. 

2) ©. über feine Berhandlungen überhaupt: Mejer Die Concordats- 
verhandlungen Württembergs vom Jahre 1807. Stuttgart 1859. 

3, Abgedrucdt bei Winfopp Nheinifher Bund 6, 101 fg. 


— 


* Nicht ganz genau. ©. oben Seite 229 fg. 242 fg. 
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den königlichen Staatsminifter Grafen von Normann-Ehrenfels, 


welchen damals in Abweſenheit des Grafen von Winzingerode 
das Portefeuille der auswärtigen Angelegenheiten übertragen war, 
wandte, um ihn won dem Zwecke feiner Sendung zu benachridy- 
tigen, und jein Verlangen auszudrüden, die Unterhandlungen 
mit dem Württembergifchen Hofe gleih nach Beendigung ver 
Unterhandlungen mit der Krone Bayern anzufangen. ©. f. Mas 
jejtät willigten gern in die Anträge des päpitlichen Stuhles, und 
beitanden allein darauf, daß die Unterhandlungen in Stuttgart 
gepflogen werden ſollten, worein zu willigen der Nımtius auch 
feinen Anjtand nahm. Da indejjen die Unterhandlungen mit 
dent bayriichen Hofe ſich in die Yänge gezogen hatten, und unvor- 
hergejehene Schwierigkeiten fanden, jo hielt fich der päpftliche 
Nuntius beinahe ein volles Jahr bald zu Negensburg, bald zu 
München, bald zu Augsburg auf, ohne während diefer langen 
Zeit jeine diplomatiichen Relationen mit dem Hofe zu Stuttgart 
fortzufegen. Am 10. Sept. 1807 machte er endlich dem Mint- 
jterium die Eröffnung, daß er zum Abſchluſſe einer definitiven 
Uebereinfunft .. . fih ... nach Stuttgart begeben werde, wobet 
er allein bedauerte, daß durch den langen Aufichub ... jein Be- 
glaubigungsjchreiben von ziemlich altem Datum je.” Er kam 
den 25. Sept. in Stuttgart an, übergab am 29. dem Könige 
die Greditive, und begann gleich darauf feine Konferenzen mit 
den beiden von dieſem ernannten Commifjären, Cultusminifter 
von Mandelsloh und Vicepräfivdent des Oberjuftizeollegiums von 
Linden. „Gleich im der erjten Conferenz fam man dahin über- 
ei, daß, da es ich hier von einem mit einen proteftantifchen 
Souverain abzufchliegenden Vertrage Handle, man fich der ge- 
wöhnlichen Form eines Concordates nicht bedienen, jondern die 
Form einer Convention ... wählen wolle, nach welcher S. Maje- 
jtät ein die Verhältniffe Ihrer Unterthanen zur vömifchen Kirche 
bejtimmendes Geſetz erlaffen, und in Folge dejjelben der Papft 
den Bilchöfen die erforderlichen Inftructionen ertheilen werde. 





) Bon einer Theilnahme von Perfonen des königlichen Geiftlichen Rathes 
verlautet. Nichts. 
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der Nuntius übergab zu dieſem Zwecke das Project einer Con— 
J——— und zu gleicher Zeit das eines von Seite des Königs an 
den Papft zu erlaſſenden Schreibens. Man unterhandelte über 
dieſe Projecte, und in ganz furzer Zeit war man über die dabei ‘ 
5, zur Sprache gefommenen Grundfäte bis auf wenige Artifel ein- 
verſtanden,“ in Betreff deren „der Nuntius glaubte, von ſeiner 
Inſtruction nicht abgehen zu dürfen. Am 28. October ſahen ſich 
die königlichen Commiſſäre in Stand geſetzt, dem Könige das 
Reſultat der Conferenzen vorzulegen.“ 

Dieſe Vorlage!) beſtand aus dent „Projecte einer Conven— 
tion“ in Form des Entwurfes. eines vom Könige zu erlaſſenden 
Geſetzes, aus einigen geheimen Artikeln dazu und aus dem Brief- 
entwurfe. 

Der Gejegentwurf zerfiel in zwanzig, oder — da Artikel 10 
bverſehentlich Doppelt vorhanden war — einundzwanzig Artikel, 
von denen der erſte ausfpricht, daß die „katholischen Unterthanen“ 
des Königs öffentliche Religionsübung im Lande beſitzen, und aus 
dem franzöſiſchen Concordate die Beſchränkung hinzufügt, daß ſie 
ſich der ſtaatspolizeilichen Ordnung fügen müſſen, welche das 
Gouvernement für die öffentliche Ruhe nöthig erachte; dagegen 
wolle der König jede Herabwürdigung ihrer Kirche oder der 
Diener derſelben ſtreng verbieten. Der letzte Artikel iſt formeller 
Natur, indem er das entworfene Geſetz für ein Fundamental— 
geje des Staates erklärt, und für Fünftig etwa mit dent heiligen 


Stuhle entitehende Schwierigkeiten weiterer Verhandlungen vorbe- 
f hält. Die königlichen Commiffäre wollten noch hinzugefügt willen: 
für alle in diefent Gefete richt erwähnten Angelegenheiten der 
3 fatholifchen Kirche entſcheide das in Geltung befindliche canoniſche 
| Recht, der König behalte fich aber vor, die Geltung der cano- 


niſchen Regeln zu juspendiven, jo oft diefelben mit dem Wohle 
des Staates oder auch der Kirche im Golfifion fommen; dem 
widerſprach aber der Nuntius, da er eine königliche Befugniß ver 
Art, die dem canonifchen Rechte entgegen iſt, nicht einräumen 
fonnte. — Die übrigen neunzehn Artikel handeln theils von der 


©. diefelbe bei Mejer a. a. O. ©. 25 fg. 





268 3. Württembergiſche Coneorbatsverhandfung 1807. 


Drganifation und Dotation der neuen Bisthümer (Art. 2—5), J 
theils von der Ernennung, Conſecration und Machtſtellung der 


Biſchöfe (Art. 6—10a und 16—19), theils von der Diöceſan— 
geiftlichfeit Art 10b—15). 

In Betreff des erjten diefer drei Punkte läßt der Entwurf 
den König Jagen: nachdem er vom Papjte das formelle Verſprechen 
der Errichtung zweier Bisthümer zu Ellwangen und Rothweil 
für feinen Staat und die in demſelben enclavirten oder fait 
enclavirten Gebiete erhalten habe, jo dotire er fie, ſammt 
ihren Capiteln und je einem Seminare, in bejtimmter Höhe der 
Einfünfte. Ueber das Maß ver letzteren blieb eine nicht bedeu— 
tende Differenz; über die Form war man einig. Die Seminare, 
in welche die Kandidaten nach Beendigung ihrer Univerfitäts- 
itudien je auf eın Jahr einzutreten haben, jollen von den Biſchöfen 
errichtet werden; alle Dotationen möglichit (autant que possible) 
in Grund und Boden geichehen. Der König verjpricht Die 
Schulen in den katholiſchen Städten unverändert zu laffen, und 
zur Vorbildung für die Seminare in einer katholiſchen Stadt 
des Landes eine Yehranjtalt für theologische Wiſſenſchaften und 
Kirchenrecht zu errichten. Die Lehrer an dieſen Anjtalten jollen 
hinsichtlich des Neligionsunterrichtes und der Sitten unter In— 
jpection des Bifchofes, in practiichen und bürgerlichen Beziehun- 
gen unter der Staatsregierung jtehen; ſie werden vom Biſchofe 
geprüft, vom Landesherrn ernannt. Die Lehrbücher bejtimmt der 
Biſchof: darüber, ob fie von der Staatsregierung approbirt, oder 
ihr bloß fundgegeben werden müſſen, blieb man uneins. Das 
Diöcefanjeminar follte in Allem, was Lehre und Leben angeht, unter 
dem Bilchofe, im Uebrigen unter der Regierung jtehen. Der 
ipeciellen Bejtimmung, daß letterer alles Finanzielle und Polizei- 
liche dabei gebühre, widerfprach der Nuntius. Der König garan— 
tirt das noch vorhandene Kirchengut und deſſen Freiheit, ebenſo 
die neu entftehenden firchlichen Stiftungen. Daß dieſe der landes- 
herrlichen Bejtätigung bedürften und dag ihre Verwaltung fortan, 
unter dem Staatseinfluß jtehe, wie gegenwärtig, wollte der Nuntius 
nicht zugeben. 

Die Machtjtellung ver Biſchöfe wird nach Dem Gejegent- 
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wurfe von der Staatsgewalt dahin gavantirt, daß der Biſchof 
das Necht der Ertheilung, beziehungsweife Verweigerung der 
# Weihen, das Recht der Cenfuren und Strafen, aljo die Dis— 
diplinargewalt über feinen Clerus, die geiftliche Jurisdiction über 
E causae ecelesiastieae, insbeſondere über Chejachen, joweit fie 
kirchliche find, und die Befugniß Haben jolle, nach erlangtem 


Einverſtändniſſe des Königs neue Parochieen zu errichten und be- 
ſtehende zu vismembriven; überhaupt „gänzliche Freiheit, Alles 
zu thun, was für- Erhaltung der reinen Yehre, der Disciplin, der 
Sitten und der Liturgie fein Amt erfordert.” Jedoch wird ihm 
alle diefe Gewalt nur über „vie Katholiken‘ ſeines Sprengels 
eingeräumt, Die königlichen Commiſſarien hatten mancherlei 
Beſchränkung hinzuzufügen verlangt: dag die biichöfliche Gerichtg- 
barkeit, insbejondere auch in Ehejachen, fich nur auf „rein“ geift- 
lihe Dinge erjtrede, daß der Necurs ab abusu ans Staats- 
minifterium vworzubehalten ſei,) daß ſchwere Strafen gegen 
Geiftlihe und ebenjo Bann oder öffentliche Sacramentsiperre 
gegen Laien königlicher Bejtätigung, daß bifchöfliche Verordnungen 
über Lehre, Leben und Liturgifches des Füniglichen Placet be— 
dürften; überhaupt follte für bifchöfliche und päpftliche Erlafje das 
Placet in weitefter Ausdehnung vorbehalten, jeder Jurisdictions— 
act päpftliher Nuntien, Legaten oder Vicarien ausgejchloffen, der 
Berkehr der Biſchöfe mit Nom füniglicher Kenntnignahme unter- 
worfen fein. Das Alles aber wollte der Nuntius nicht zugeben. 
Dagegen war er einverftanden, daß die Biſchöfe exemte fein und 
jo weitgehende Facultäten erhalten follten, wie möglich; nicht ein- 
verjtanden hingegen, daß dieſe Facultäten, anftatt den Biſchöfen 
perſönlich, vielmehr den Bifchofsfiten beizulegen fein würden. — 


1) Art. 16... . Les cas d’abus sont: l’usurpation ou l'excès du 
pouvoir ecclesiastique, la contravention aux lois de l’Etat, l’exelusion 


_ absolue des ordres majeurs donnee aux candidats de l’etat ecclesiasti- 


que, ou celle des benefices donnee aux ecclesiastiques actuels sans 
raison suffisante; le reproche d’heresie mal fond& fait aux personnes 
ou aux 6crits, et en general tout procede dans l’exercice du culte, qui 
peut compromettre l’honneur des citoyens, troubler arbitrairement leur 
conscience, ou degenerer contre eux en oppression, en injure ou en 
scandale public. 
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Auf die Beſetzung der Biſchofsſtühle bezogen fich der Convention 


Hinzugefügte geheime Artikel, in welchen der Papft dem Könige 
einräumte, er jolle das Necht Haben, Die beiden Landesbiſchöfe zu 
nomintren. Der Geſetzentwurf hebt nur gewilfe Qualitäten 
hervor, die der zum Biſchof Beſtimmte befigen müſſe, und fügt 
Hinzu, der Papſt werde den in verabredeter Art Anzuftellenden 


die Inſtitution in gewöhnlicher canonifcher Form ertheilen, falls 


er fie ihrer würdig finde (les en trouvera dignes), Bor der 
Conſecration joll hierauf der Ernannte und Beftätigte dem Könige 
den aus dem franzöfischen Concordate recipirten Treueid leiften. 
Der dem Papfte von ihm zu fchwörende Eid und fein Glaubens— 
befenntniß werden dem Könige mitgetheilt: daß fie vom Könige 


beftätigt werden müßten, lehnte della Genga ab. Nachdem der 


Biſchof inſtituirt iſt, und geſchworen hat, tritt er in den Genuß 
feines Einfommens und in die Ausübung feines Kirchenregimentes 
ein. Der Nuntius verweigerte, daß ein Verbot jeder Exemtion 
vom bifchöflichen Didcefanrechte und jedes befchränfenden Privi— 
fegiums hinzugefügt, und daß gewiſſe Yimitationen der Geld- 
feiftungen nach Rom wenigftens an diefer Stelle und überhaupt 
vom Könige ausgeiprochen würden. 

Der Didcefangeiftlichfeit wird vworgefchrieben, Reſidenz zu 
halten, und verboten, Pfründen zu cumuliven. Cine dabei ange 
brachte Neuerung gegen den Chordienjt und eine Verwahrung, 
daß die firchlichen Ganones nur foweit im Lande gelten dürften, 
als fie mit deſſen Wohle nicht in Widerſtreit ſeien, beanftandete 
della Genga. Jeder Biſchof jollte, unter Approbation des 
Königs, feirten Sprengel in Decanate theilen; Doc gab ver 
Nuntius nicht zu, daß der Decan allemal in der Oberamtsjtadt 
wohnen, und daß er unter bejonderer Concurrenz des Königs 
gewählt werden müffe. Alle Geiftliche legen bei ihrer Anjtellung, 
vor dem Bifchofe das Glaubensbefenntnig und vor der Kreisbe- 


Hörde denjelben Treueid wie die Bifchöfe ab. — In Betreff der 


Stellenbefegung innerhalb der Diöces war eine beveutende 
Differenz geblieben. Zwar darüber war man einig, Daß für 
Domherren- und Seminarlehrerftellen der Bijchof vier Candidaten, 
deren Idoneität die gewöhnliche ift, vorjchlagen, der König unter 
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ihnen die Wahl Haben jollte. Seinen Generalvicar und ſonſt 
ihm nöthig erſcheinende Offieinlen follte fich der Bifchof, wie ev 
will, aus der Zahl der eraminirten Sandidaten wählen. Daß fie 
aus dem Gapitel jein müßten, lehnte der Nuntius ab, Der 
Biſchof ſollte fie beſolden. Uneinig aber war man in Betreff 
der Pfarrbeſetzungen; wenn die württembergifche Regierung hierin 
auch um Etwas weniger weit, als die bayriiche ging.) Sie nahm 
an, die den Stiftern und Klöſtern, welche vom Reichsdeputations— 
hauptſchluſſe aufgehoben worden waren, zuftändig gewejenen Pa— 
tronate jeien ihr zugefallen, wogegen der Nuntius fie der Strenge 
nach für mitaufgehoben hielt. Er wollte drei Claffen von Pfarr- 
jtellen unterjcheiven: Wo die Biſchöfe vor 1803 freie Gollation 
gehabt hatten, da jollten fie diejelbe behalten, jedoch, wie in 
Sranfreich, Feine dem Könige nicht genehme Perſon anftellen. 
Beſtehende Privatpatronate jollten unverändert bleiben. Wo 
ſäculariſirte Stifter das Patronatrecht gehabt hatten, da ſchlug 
er den Mittelweg vor, daß der Biſchof vier in einer Concurs— 

prüfung bejtbejtandene Candidaten dem Könige zur Auswahl 
proponiren, diefer alsdann den unter ihnen Ausgewählten zur 
EB biſchöflichen Injtitution präfentiven ſolle. Die füniglichen Com— 
miſſare wollten die erſte von diefen drei Kategorieen zwar zuge 
jtehen, fich aber dabei über die Art der bifchöflichen Thätigkeit 
jo ausprüden, daß man auch verjtehen kann, die Biſchöfe hätten 
zur Anjtellung dem Könige vorzufchlagen. Die Privatpatronate 
wollten fie nicht ausdrücklich bejtätigen. Für die dritte Kategorie 
verlangten jie pofitiv anerkannt, daß e8 mit den Anftellungen fo 
bleiben jolle, wie es damit 1807 thatjächlich ſei; das heißt daß 
nicht der Biſchof, jondern der Staat prüfe und anjtelle, 
Soweit der Gefegentwurf. 

In dem Hinzugefügten und von beiden Thetlen angenom- 
menen Entwurfe eines Briefes?) zeigt der König dem Papfte an, 
er habe nach erhaltenem päpftlichen Verſprechen der Errichtung 
zweier Bisthümer fich entjchlofien, ein Gefeß über die VBerhält- 


1) Bgl. oben ©. 257. 
) Abgediudt Mejera. a. O. ©. 37 fg. 
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niffe der fatholiihen Kirche jenes Yandes zu erlaſſen.) Da der 


Papſt deſſen Nugen für die fatholifche Kirche nicht verkennen 
werde, jo hoffe der König verichtedene Zuſagen und Conceſſionen, 
um die er erjucht. Unter Anderem will ev das Verſprechen, daß 
beit etwaiger Vergrößerung jeiner Staaten die Bisthümer ent- 
Iprechend neubegrenzt und ausgedehnt werben jollen. Prineipiell 
wichtige Punkte find unter diefen Forderungen nicht. 

Ueberblift man im Ganzen, wie beiderjeits die Verhandlung 
ſtand, jo zeigt fich auf Seite der füniglihen Bevollmächtigten 
zwar anerfennenswerthe Billigfeit, aber gänzlich territorialijtijche 
Grundanihauung Sie wollen vom Papjte Anerkennung der 
landesherrlichen Befugniß zu einer tief in das Innere der Kirche 
eingreifenden Yegislation, einem weitausgedehnten Placet, einer 
Kecurscompetenz, welche auch im jehr innerkichlichen Dingen 
den Staat zur Oberhörde der Kirche gemacht hätte, einem Be— 
jegungsrechte zu weitaus den meijten firchlichen Aemtern u. ſ. w. f. 
Das Alles lehnt der Nuntius ab. Er hat dabei den Vortheil, 
daß der Verhandlung das von ihm ausgegangene Project zu 


Grunde gelegt wird. Er giebt fein Fatholifches Princp auf. 


Wenn er zufrieden iſt, daß dem Biſchofe nur die Katholiken 
feiner Diöcefe unterjtellt werden, jo jcheint er zwar Damit einzu- 
räumen — was die Meinung der Regierung war, aber gegen die 
fatholifche Lehre gewefen fein würde, — daß die übrige Chriftenheit 
des Sprengels dem Bifchofe nicht unterjtellt ſei. Allein er 
fann fich möglicherweife dabei beruhigen, daß nach römiſcher Lehre 
auch dieſe übrigen Chriften Katholifen, nur ungehorjame Katho- 
Itfen find; er hat alsdann der Univerjalität und Ausjchlieplich- 
feit feiner Kirche im Grunde Nichts vergeben. Wenn er zufrie- 
den ijt, ja beantragt, daß der Inhalt des Vertrages durch ein 
fönigliches Gejes im Lande ausgejprochen werde, jo jcheint er 
zwar nachzugeben, daß über Dinge, in Betreff deren die Kirche 
fonft ausichlieglih zu bejtimmen beanjprucht, auch der Staat 
für gefeßgebungsfähig gelte. Allein auch das tft genau betrachtet nur 





) — à donner une loi, qui contienne larrangement à prendre 
pour l’Eglise catholiqgue de ses Etats. 
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Zunächſt iſt der Grund, deſſenwegen der Nuntius dieſe 
Form proponirte, „daß der König von Württemberg Proteſtant 
und mit einem Proteſtanten ein Concordat in den gewöhnlichen 
Formen nicht zu ſchließen“ ſei, entweder von den königlichen 
Commiſſarien mißverſtanden, oder vom Nuntius nur vorgeſchützt 
worden: denn die römiſche Kirche und Curie unterſcheidet recht— 
lich in der That nicht zwiſchen katholiſcher und proteſtantiſcher 
Staatsobrigkeit. Site fordert von Beiden Ebendaſſelbe: es iſt 
nur ein Factum, daß fie bei der proteftantiichen regelmäßig 
weniger Neigung, e8 zu erfüllen, als bei der Fatholtichen findet. 


Ferner iſt es ein Sat weder des katholiſchen gültigen Kirchen- 


vechtes, noch der römischen Praxis, daß man etwa mit Protejtan- 
ten nicht fürmliche Verträge jchliegen fünne: und Nom hat zehn 
Sahre jpäter über die Schliefung eines fürmlichen Koncordates 
mit Hannover lange verhandelt, mit Preußen gern verhandeln 
wollen, mit den Niederlanden wirklich abgefchloffen. Della Genga 


hätte alfo auch mit Württemberg jo abſchließen fünnen. Warum 


er ftatt dejfen den von ihm eingefchlagenen Weg wählte, dar— 
über liegt eine Vermuthung nahe, welche nach Lage der Sachen 
die Wahrfcheinlichkeit für fih Hat. Das gegebene Mufter des 
Concordates mit Württemberg dem Rheinbundſtaate wäre das 


auch in dem Gefegentwurfe anflingende franzöfiihe Concordat 


geweſen. Ein demjelben nachgebildetes württembergiiches Concor— 
dat aber würde dann, wie in Frankreich, Durch Staatsgejet 
publicirt fein, und hätte dabei unzweifelhaft württembergijche 
organijche Artikel hinter .fich gehabt. Wegen der organijchen 
Artikel aber dauerte noch der Streit der Curie mit Frankreich; 
und Aehnliches in dem erjten deutſchen Lande, mit dem man ein 
Concordat abjchloß, zu vermeiden, war eine Hauptaufgabe, 
Dieſe fonnte bis auf einen gewilfen Punkt gelöf’t werden, wenn 
man fich auf die Faffung des ohnehin zu erwartenden Staats— 
geſetzes ſelbſt Einfluß verschaffte, indem man alsdann dafür 
jorgen fonnte, daß daſſelbe nichts der Curie Allzuanſtößiges ent- 
hielt. Daß der Staat Gejegvorfehriften über Kirchliches giebt, 
it an und für fich nicht principwidrig; nur Dürfen jeine Vor— 


ſchriften Nichts, als was ohnehin ſchon kirchliches iſt, ent- 


Mejer, Zur Geſchichte ꝛc. 
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halten. Und dies würde mit dem für Württentberg geplanten 
* 


Geſetze, wie der Nuntius es haben wollte, der Fall geweſen ſein. 
Es verweiſ't nicht nur als auf ſeine Ergänzung auf das canoniſche 
Recht, ſondern es enthält auch keine einzige Rechtsvorſchrift, 
welche nicht eine katholiſch-kirchenrechtliche im Weſentlichen ſchon 
wäre; ſodaß Nichts einzuwenden war, wenn die Regierung, nach 
Verabredung mit dem Papſte, ſtaatsſeitig Dergleichen vorjchrieb. 
Ganz andere Dinge wären durch dieſe Verabredung gevedt ge= 
weſen. — Der einzige Punkt, auf welchem man materiell von dem 
canonijchen Rechte eventuell abwich, wurde jorgfältig und ausprüd- 
lih von der Aufnahme in die fönigliche Verordnung ausgejchloffen: 
die Verabredung wegen Nomination der Bifchöfe. Bis dahin war 
von der Curie das Nominationsrecht, ähnlich wie für andere 
geijtliche Stellen das Patronatrecht, Ketern und Schismatikern 
niemals zugejtanden. Mean geht in Kom davon aus, dag die 
ordentlihe Form der Beſetzung bifchöfliher Stühle die freie Er— 
nennung (motu proprio) durch den Papft ift, ausnahmsweile ge 
jtattet man mittels päpftlicher Gonceifionen, wie die Capitelmahl, 
jo die landesherrliche Nomination, und verjteht darunter Die 
Befugniß eines Vorjchlages, durch den, wenn er eine canoniſch 
mögliche Perſönlichkeit trifft, die päpftliche Curie gebunden tt. 
Der Papſt giebt jeine „Injtitution‘ indem er ausprüdlich er- 
wähnt, daß es auf den Vorſchlag des Nomtinationsberechtigtert 
geichehe. Etwas Anderes iſt eine Regierungsempfehlung ohne 
rechtliche Verbindlichkeit. Sie kann thatfächlich zwar gleichfalls 
bewirfen, daß der Empfohlene mit dem betreffenden Bisthum 
beffeivet wird; aber er erhält e8 dann nicht mittels eigentlicher 
Inftitution, jondern vielmehr durch Mlotuproprio des Papites, 
in welchem der Empfehlung nicht gedacht wird. In jolcher Art 
waren jeit Mitte vorigen Jahrhunderts für Rußland und dann 
für die von Preußen erivorbenen polnijchen Bisthümer die Re— 
gierungsempfehlungen der griechiihen und protejtantiichen Yandes- 
herren, die an Stelle der Fatholiichen nominationsberechtigten 
Staatsgewalt von Polen getreten waren, zwar thatjächlich rejpectirt, 
aber rechtlich nicht als Nominationen behandelt worden. Ob Der 
Nuntiaturauditor Graf Troni, wenn er mit dem Kuverzcanzler 





* Br Br, Entſcheidung des Königs. 275 


Dalberg im Jahre 1804 darüber einig war, allenthalben in 
Deutſchland jolle die „Präfentation“ der Bifchöfe beim Landes- 
a ‚herren, die „Nominirung“ beim Papfte fein,') zu Gunften nicht- 
kaaͤtholiſcher Yandesherren über das bis dahin Beobachtete hinaus- 
gehen wollte, erhellt aus den gebrauchten Worten nicht. Daß 
hingegen in Bezug auf Württemberg jest della Genga dieſe Abficht 
hatte, muß jtreng genommen aus dem gebrauchten Worte „In— 
ſtitution“ gejchloffen werden; obwohl der Numtius diefelbe nicht 
für alle Fälle, wo dem Nominirten die canonifchen Eigenschaften 
nicht fehlen würden, ſondern nur falls der Papſt „ihn würdig 
finde” versprach. Unterftügt wird die Annahme durch das Ge- 
heimniß, mit welchem della Genga diefe Concefjion zu umkleiden 
für nöthig hielt.) — In der Vorlage an den König vom 28. Det. 
ſtanden die Positionen des Nuntius und die der Commiffarien 
noch unvermittelt nebeneinander. Die „wenigen Artikel“, bis auf 
welche man einverjtanden war, enthielten alſo näher angejehen 
die Erklärung, man fer noch keinesweges einverjtanden. 

Es fam auf die Enticheidung des Königs an; und König 
Friedrich gab diefelbe jchon am folgenden Tage (29. October). 
Er hielt im Wefentlichen feit an dem Dotationspunfte, verän— 
derte bei der Biihofsnomination den Entwurf in Etwas zu 
feinen Gunjten, ſodaß es nun hieß, der Papft verpflichte jich, die 
Injtitution zu geben, wenn die Bifchöfe die „nöthigen Qualitäten 
haben”, daß alfo das Injtitutionsrecht ein völliges war. Er hielt 
endlich fejt daran, daß die durch Erlaß des fatholifchen geiftlichen 
Kathes vom 19. bis 21. April 1807 eingeführten Concursprü- 
fungen für alle fatholifchen Geiftlichen des Königreiches fejtge- 
halten werden müßten, die, von den bifchöflihen Prüfungen pro 
eura verjchieden, vor einer aus Geijtlichen bejtehenden Staats— 
commijjion, in Gegenwart eines weltlichen Beamten abgelegt 
werden mußten. In allem Andern Hingegen entſchied er wider 
jeine Commifjarien, für den Nuntius; und ſo ſchien die Sache 





1) ©. oben Seite 213 Note 1. 


2) Er madıte fie avec la condition expresse, que jamais et dans 
aucun cas elle — die Convention darüber — ne pourrait &tre inseree 
dans le Concordat meme. Mejer a. a. O. ©. 39, 


18* 
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beendet. Denn mehr, als daß der König zu Gunſten der päpſtlichen 
Poſitionen ſeine territorialiſtiſchen aufgäbe, konnte römiſcherſeits 
nicht verlangt werden. Demgemäß erzählt die württembergiſche 
Regierung,) daß „ver Nuntius mit dem Reſultate ſehr zufrie— 
den war,“ „die Ueberſetzung der Convention ins Lateiniſche über— 
nahm,“ und dieſelbe den königlichen Commiſſarien Sonnabends 
31. October übergab.) 

Da aber zeigte fih: man war doch nicht einig. 

Der Nuntius hatte in der franzöfiichen Convention auf einem 
und dem anderen Punfte den gewählten Ausdrud anders ver- 
jtanden, als die föniglichen Bevollmächtigten; vielleicht auch Hin 
und wieder einer in der Debatte von ihm vertretenen Meinung, 
mit der er nicht durchgedrungen war, jest noch Plat zu jchaffen 
verfucht; jedenfalls die Convention in mehr als einer Beziehung 
für den Papft und feine Kirche günftiger formulirt, als die 
württembergifche Negierung eingertumt zu baben fich bewußt 
war.) Sp 3. B. hat in dem Briefe des Königs, der jekt vor— 
angejtellt ift, jchon der Eingang eine andere Farbe, als ber 
franzöfifche. Letzterer ſagte, der König wolle ein Gefeß geben, 
qui contienne l’arrangement à prendre pour l’Eglise eatho- 
lique. Nach der lateiniſchen Fafjung will der König ein Geſetz 
bloß „promulgiven,” in welchen varia in favorem religionis — 
die Kegierung muß erinnern, daß bier eatholieae nicht zu ver— 
gejjen jet — stabiliuntur; und da es am Schluffe jett heit, 
wenn den vom Könige ausgeiprochenen Wünjchen die päpftliche 
Antwort entjprechen werde, wolle er „in Zeit von ſechs Monaten 
jowohl diefe Antwort, wie das verabredete Geſetz wörtlich und 
mit wortgetreuer Ueberjegung publiciren und aufrechterhalten“, fo 
war dem Papfte offen gelajjenr, durch Form und Inhalt feiner 
Antwort jedem Firchlichen Bedenken gegen ein Staatsgejeß der 
Art Genüge zu thun. — Im erjten Artifel des Geſetzentwurfes war 
nach dem franzöfiichen Texte den „katholiſchen Unterthanen“ des 


!) Eireufardepefhe: Winfopp Der Rhein. Bund a. a. DO. 

2) ©. das Schriftftid mit den MonitiS der Regierung bei Mejer a. 
4.90. ©. 58 fg. 

3, Eine genaue Zufammenftellung der Differenzen a. a. O. ©. 51 fg. 








3 
* 


Lateiniſche Formulirung. RENT 


Königs freie öffentliche Neligionsübung, nach ver (ateinifchen 


Ueberſetzung der „katholiſchen Religion“ im Lande freie Entfaltung 
geſtattet: was etwas Anderes war. — Die Jurisdiction der 


Biſchöfe in geiſtlichen, beſonders in Eheſachen Hatte ihnen der 


Nuntius jetzt „ven canoniſchen Ordnungen gemäß” (prout ordina- 
tionibus canonieis statutum et definitum est) alſo in weit 
gehendem Maße vwindieirt, während die franzöfische Convention 
diefelbe nur einräumte, „ſoweit die Sachen geiftlicher Natım 
jind,“ über welche Grenze befanntlich geftritten wurde, Der 
Nuntius beanfpruchte jegt eine bijchöfliche Disciplinargewalt auch 
über Laien, die in der franzöfifchen Convention nicht vorfam.') 
Ebenſo verfuchte er mittels Paraphraſe des vorher Verabredeten 
den Biſchöfen die Garantie noch zu fihern, daß fie alleg für 
die „Erhaltung der kirchlichen Ginheit und der Derbindung 
zwiſchen Haupt und Gliedern“ Nöthige thun dürften ; womit, wenn 
man es urgiven wollte, ein großer Schritt dem Proteftantismus 
gegenüber gethan war. Andrerfeits läßt er weg, daß der Papit. 
den Biſchöfen die in Deutichland vorkommenden „ausgedehnteſten“ 
Facultäten geben müſſe. — In Betreff der Biſchofsernennung führte 
er die nöthigen Qualitäten des von der Negierung zu Nominiren- 
den näher aus, und fuchte die bei der franzöfifchen Faſſung von 
ihm vertretene, von der Regierung nicht acceptirte Sormulirung 
(dignos), welche dem Papſte bei Ertheilung ober Nichtertheilung 
der Inſtitution freiere Hand ließ, wieder aufzunehmen. — Hinficht- 
lich der Stellenbejegung innerhalb der Diöcefe vermied er die 
Erwähnung des ftaatlichen Concursexamens, und wählte die 
Faſſung jo, daß, ganz entgegen der Regierungsmeinung, für die 
ehedem von den jest fäcularifirten Stiftern beſetzten Stellen ver 
Biſchof mit Beitimmtheit als der Anftellende bezeichnet, dem 
Könige nur eine Mitwirkung zugefchrieben wurde. Und jo 
weiter fort. 

Die Eöniglichen Commiffarien, als ihnen am 31. October 
die Ueberjeßung übergeben wurde, nahmen an diejen „Mängeln 


) In den vorausgegangenen Verhandlungen aber muß fie vorgefommen 
fein, wie der Catalog der Necursfachen oben ©. 269, Note 1 ausweiſ't. 
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und Abweichungen” im Vergleiche zum „Franzöfifchen Originale‘ 
Anſtoß; und man Fam überein, ſie „gemeinschaftlich durchzugehen;“ 
wobei der Nuntius fich wegen Unwohljeins durch feinen Auditor 
Grafen Troni vertreten laſſen wollte. 

Allein die gemeinjchaftliche Arbeit wurde nicht mehr gemacht. 

„Nachdem dieje Angelegenheit jo weit vorgerücdt war,” jagt 
die württembergifche Regierung in ihrer Gireulardepefche, ') „hätte 
man gewiß Nichts weniger, als die ganz fonderbare Erklärung 
erwarten jollen, welche der Numtius Sonntags (1. Novbr.) früh 
um acht Uhr dem Baron von Mandelsloh machte, nach welcher 
er neue Befehle von Nom erhalten hätte, welche ihn verbänden, 
jeine Vollmacht für erlofhen anzufehen, alle Unterhandlungen 
abzubrechen, und fich ohne Zeitverluft nach Paris zu begeben. 
Der Baron von Mandelsloh glaubte fich nicht ermächtigt, eine 
Erklärung diefer Art .... jelbjt anzunehmen, fondern dem 
Nuntius bemerfen zu müſſen, daß wenn er auf verjelben be 
barren wolle, er fich im Diefer Beziehung an das Minifterium 
der auswärtigen Angelegenheiten zu wenden hätte. Der Graf 
von Taube, der den Nuntius noch an demſelben VBormittage bet 
fich empfing, bezeugte demfelben fein Erftaunen und jeine gerechte 
Empfinolichfeit über ein ebenjo umerwartetes, wie unerhörtes, 
und allen bisher allgemein angenommenen und zwijchen jouveränen 
Staaten beobachteten &ebräuchen zuwiderlaufendes Benehmen, 
und verjtand fich nur unter der Bedingung dazu, folches zur 
Kenntnig des Königs zu bringen, wenn ihm der Nuntius jeine 
Erklärung jehriftlich mittheilen würde, wozu dieſer fich auch jofort 
verftand ... .” 

In feinen Memoiren?) gedenkt Conſalvi des VBorganges nur 
furz, im Jahre 1818 hat er einem Mitgliede der damaligen 
hannoverſchen Gefandtichaft zu Nom folgende Auskunft darüber 
gegeben:?) Der Traetat fer in der That jo, wie von der württent- 
bergiichen Regierung angegeben, zu Stande gebracht. Dann aber 





1) Winfopp Der Rhein. Bund a, a. O. 
2) Memoires de Consalvi 2, 302. 
3) Mejer aa D.©. 73. 
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habe der Nuntius, deſſen Inſtructionen vielleicht nicht ganz ge— 


J nügend geweſen ſeien, ſich Doch nicht entſchließen können, den Ent- 


wurf mit dem Vorbehalte bloß noch der Ratificirung als Convention 
zu unterzeichnen. In Vorausſicht des Widerſpruches, welchen 
einige Der feſtgeſtellten Artikel im Cardinalscollegium finden 
dürften, habe er für die getroffenen Verabredungen vielmehr den 
Character eines bloßen Projectes feſthalten, und nur in dieſem 
Sinne ſie unterſchreiben wollen. Der König hingegen habe auf 
förmlichen Abſchluß der Convention mit Heftigkeit beſtanden; es 
ſei mehrere Tage hin und her darüber gekämpft, und ver— 
muthlich würde della Genga zuletzt nachgegeben haben, wäre nicht 
ganz unerwartet von Paris eine „peremtoriſche Inſtruction“ nach 
München und Stuttgart angelangt, welche die Sache anders 
wendete. Napoleon habe nämlich die Könige von Württemberg 
und Bayern angewieſen, jedwede Particularnegociation mit dem 
Papſte unverzüglich abzubrechen, und befohlen, daß die Verhand— 
lungen gemeinſam und unter ſeinen Augen in Paris fortgeſetzt 
werden ſollten. Denn er wollte für den Rheinbund, als deſſen 
Protector, ein gemeinſames Concordat. Auch der Nuntius habe 
directen kaiſerlichen Befehl zu unverzüglicher Abreiſe nach Paris 
erhalten, und ſich — zur Unzufriedenheit des Papſtes — ohne 
Weiteres gefügt. Während nun der bayriſche König Napoleons 
Befehl ſtillſchweigend hingenommen, habe der König von Würt— 
temberg, da er gegen Napoleon ſelbſt ſich nicht regen dürfen, 
ſeine Kränkung durch Die angeführte Circulardepeſche und eine 
mit derjelben veröffentlichte Note an den Nuntius zu maskiren 
geſucht. 
Dieſe Darſtellung Conſalvi's, bei welcher fraglich bleibt, wie 
richtig oder unrichtig ſie von dem hannoverſchen Referenten auf— 
gefaßt worden, ſtimmt mit der württembergiſchen nicht ſoweit über— 
ein, daß ſie bloß als deren Ergänzung angeſehen werden könnte. 
Den Differenzen weiter nachzugehen, fehlen aber die Mittel. 

Die württembergiſche Note an della Genga') iſt ein heftiger 





1) Abgedrucdt aus dem Winfopp’fhen Rhein. Bunde a. a. D. bei 
 Mejer ©. 76. 
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Ausdruck des Mißmuthes, der infofern nicht bei der Wahrheit a 


bleibt, als Graf Taube darin behauptet, die Convention jet 
formell abgejihloifen, und nur noch zu unterjchreiben gemejen: 
was in der That nicht der Fall war. Der König läßt erklären, 
er jehe von dem Augenblide an alle Unterhandlungen mit Rom 
„vergeitalt als abgebrochen an,“ daß er „ſie nicht mehr an— 
fnüpfen laſſen“ ... und nunmehr „ohne andere Kechte und 
Intereſſen, als Diejenigen, welche er als König, als Souverän 
und Bater feiner Unterthanen zu berüdjichtigen habe, zu Rathe 
zu ziehen, ſolche Maßregeln treffen werde, welche er für dag 
Wohl feiner fatholiichen Unterthanen für nothiwendig und an— 
gemejjen finde. „Niemals“, und Dies ijt, was der König 
an Napoleon nicht zu jagen wagte, und doch gern gehört willen 


wolte, „werden und fünnen ©. 8. Majejtät Maßregeln, die 


im Auslande eingeleitet und in Ordnung gebracht werben fünnten, 
anerfennen, noch ſich darein miſchen, noch ihre Unterthanen, für 
deren Wohl zu wachen Sie allein das Recht und die Verbindlichkeit 


haben, denſelben unterwerfen. Alſo fein Aheinbundsconcordat. 


Db der König gemeint gewejen wäre, ein jolches abzulehnen, 
wenn Napoleon es zu Stande gebracht hätte, darf bezweifelt wer- 
den. Seine Erklärung, mit Rom nicht wieder anknüpfen zu wollen, 
betrachtete er bald als nicht gejchehen. Indeß die Unterhand- 
fung von 1807 war mit dem 1.Novbr. definitiv zu Ende, Dieje 
Unterhandlung hat weder in Bayern, noch in Württemberg, weitere 
Folgen gehabt. Was über das von Napoleon befohlene Ahein- 
bundsconcordat Ergänzendes zu ihr hinzuzufügen jein wird, bleibt 
im Zuſammenhange der Darjtellung der Verhältniffe Frankreichs 
zu den deutjchen SKirchenangelegenheiten weiterhin zu bemerken. 

Der Nuntius verließ Stuttgart augenblidlih, und reij’te 
nah Paris. 









4. Uebrige Rheinbundftanten bis Ende 1807. 


Unter den übrigen Nheinbundftaaten von 1806/7 war ber 

bedeutendſte 
1. Baden.') 

Das Yand wurde jeit langer Zeit von dem Neftor der deut- 
ſchen Fürften, dem trefflichen Carl Friedrich regiert, Die Mark 
grafichaft Baden-Durlach, welche allein er 1738 geerbt und bei 
ſeiner Volljährigkeit 1746) allein beſeſſen hatte, war jo gut wie aus— 
schließlich lutheriſches Land, die bei Ausjterben dev Baden-Badenjchen 

inte 1771 dazu erworbene Mearkgrafichaft Baden-Baden fait 
ausſchließlich katholiſches. Beide Landestheile wurden nach Normen, 
wie ſie durch Reichsgeſetz und Herkommen beſtimmt waren, ohne 

Anſtoß kirchlich geleitet.) Dur) den Reichsdeputationshaupt— 
Schluß von 1803 erhielten fie einen ihrem Umfange faſt gleich— 
kommenden Zuwachs von bisher ſei es ausschließlich oder ſei e8 
überwiegend fatholiichen Territorien, darunter die rechtsrheiniichen 
Gebiete der Fürftbiichöfe von Straßburg, Conftanz, Speyer, einen 
Theil des fürſtbiſchöflich baſelſchen „Gebietes, ferner Abteien, 
Reichsſtädte, pfälziihes Yand, ſodaß von da an die Mehrzahl 
der badiſchen Unterthanen Katholifen waren, Noch mehr katho— 
liſches Staatsgebiet brachte der Preßburger Friede von 1805 


) Eine recht brauchbare Darftellung der einfchlagenden Verhältniſſe 
giebt Lafpeyres in Richter und Schneiders kritiſchen Jahrbüchern für 
deutſche Rechtswiſſenſchaft Sahrg. 1842. ©. 510 fg. befonders 524 fg. Dazu 
Saaß Die Gefegebung über die Regelung der kirchlichen Verhältniſſe im 
Großherzogthum Baden in Dove's Zeitfhrift f. Kirchenrecht 1, 267 fg. 

r 2) Vgl. Mejer Die Propaganda ꝛc. 2, 240. 
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hinzu: den früher vorderöſterreichiſchen Breisgau, die Meinau, 


Drtenau, die Stadt Conjtanz, u. |. w. Kaum weniger im Jahre 


darauf Die Nheinbundsacte: verjchiedenes von Württemberg 


Gedirte, Beſitzungen des deutſchen Sohanniterordens, der Häufer 
Auersberg, Fürjtenberg, Leiningen, Löwenjtein-Wertheim, Schwarzen- 
berg, u. |. w. Innerhalb eines Zeitraums von zehn Jahren 
war Baden viermal jo groß geworden, als vorher, hatte jetzt 
fajt eine Million Einwohner, und zwei Drittheile waren fatholifchen 
Glaubens. Ueber die Hälfte verjelben (399 Pfarren) gehörten 
von Alters her zum Bisthume Conftanz, die übrigen zu ven 
fünf Diöcefen Straßburg (96 Pf), Speyer (92 Pf), Worms 
(44 Pf.) Würzburg (66 Pf.) und Mainz (31 Pf). Conjtanz, 
Mainz und Worms waren in des Kuverzcanzlers Dalberg Hän— 
den, und der Verwaltung feines conjtanzer Generalvicars Weſſen— 
berg war, als 1802 ver lette Fürjtbiihof von Straßburg Car— 
dinal Rohan jtarb, auch der ftraßburger Antheil übertragen 


worden:') fait vier Fünftheile der Fatholifchen Pfarren jtanden 


ſeitdem unter Dalberg, mehr als zwei Drittheile davon unter 
Weſſenberg, der jeitder badischen Erwerbung von Conſtanz (1805) als 
Verwalter einer inländiſchen Kirchenregierung betrachtet werden 
fonnte. Von den beiden nicht dalbergijchen Bisthumsiprengeln war 
der von Speyer gleichfalls inländiſch, da Biſchof und Vicariat zu 


Bruchſal refidirten; der würzburgiiche Diöcefantheil wurde von 


Würzburg ber, wo der Bifchof feinen Sit hatte, regiert. 
Solange Großherzog Carl Friedrich lebte, war Die Staats— 
rvegierung geneigt, die Beſtimmung des Reichsdeputationsreceſſes, 
nach welcher bis zum Abſchluſſe eines Concordates die Firchliche 
Drganijation der Reichszeit bei Beſtand bleiben follte, zu rejpec- 
tiren.?) Gin Edict über die Neligionsübung vom 11. Februar 
1803 erklärt die drei chriftlichen Confeſſionen hierin für gleich 
berechtigt: den Katholiken wird unter Bezugnahme auf den Reichs— 


1) ©. oben Seite 206. 

2) Neber die Anſchauungen des damals in diefen Verwaltungszweigen 
entfcheidenden Geheimerathes Brauer giebt deſſen Schrift „Das Chriften- 
thum ift Regierungsanftalt‘‘ Leipzig 1807 (XVI und 224 ©. 8°) interefjante 
Auskunft. Er kämpſt damider, daß es bloß Lehranftalt fer. 
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deputationshauptſchluß, zugefagt, die geiftlichen Gerichte in ihren 
umbeſtrittenen Rechten nicht zu ſtören; in Sachen von weltlicher Be- 
ziehung würden diejelben ſich mit der Negierung zu vereinbaren 
haben. Für die Verwaltung „aller Staatsrechte in Kirchen- 
und Schulſachen“, die „ven landesherrlichen Amte anhangen“ 
richtete man zu Bruchjal, am Reſidenzorte des ſpeyerſchen 
Biſchofs, eine „katholiſche Kirchencommilfion“ ein,') adhibirte dem 
Geheimerathscollegium Geheime Referendare Fatholifchen Be— 
fenntniffes, und oronete bei dvemfelben eine ‚katholische Conferenz“ 
gm, zur Vorbereitung aller „Segenjtände, welche die Aufrecht- 
haltung der Kirchenverfaffung und des Kirchengutes“ betreffen 
f und zu thunlichiter Verhütung von Mapregeln, „vie etwa in 
dem reichsgeſetzlichen Stande des Neligionstheiles Veränderungen 
einführen“ "könnten. Die,Kirchencommiſſion“ jollte etwa Diefelbe 
Stellung, wie der Stuttgarter Geiſtliche Rath haben, follte neben 
den weltlichen auch zwei geijtliche Mitglieder befigen, und erhielt 
Inftructionen, in denen die fatholifche Kirche als eine mit den 
ihr eigenthümlichen geiftlichen Meitteln veligiögsfittlicher Kultur 
arbeitende „Kirchengeſellſchaft“ im Staate gefaßt wird, welcher 
der Staat freie Entwickelung jener Mittel fichert, „ver Givilin- 
ſpection über jie und ihre Handlungen im Uebrigen unbeſchadet.“?) 

1) Ediet vom 4. Februar 1803, Laſpeyres bei Richter ©. 540. 
Longner Zur Gefhichte der Oberrhein, Kirchenprovinz ©. 147. 

2) Die am 31. October 1803 publieirte Kurbadiſche katholiſche Kirchencom— 
miffionsordnung (Carlsruhe, Müllerſche Hofbuchhandlung 1804 fagt im 
Eingange: „Wenn die Staatsverbindung dafiir eriftirt, um jedem Einzelnen 
eine möglichſt ausgebreitete und ungehinderte Sphäre feiner Berftandescultur 
anzuweiſen und zur fiherr, jo muß das Ziel einer jeden Kirchengeſellſchaft, 
die fiir vernünftige Zwede vereinigt ift, dahin gehen, Jedem den möglicht 
ausgebreiteten und ungehinderten Boden eimer fittlichen Cultur zu ebenen 
und fiher zu ftellen. Die Wege zu diefem Ziele individualiſiren fich aber 
nahmals je nach ven Individualverhältniſſen des veligiöfen Glaubens, 
auf welchen fich eine Kirchengejellichaft wereinigt bat. Da nun Glaube 
und Meinung ihrer Natur mach von menjchlichen Autoritäten als 
folhen unabhängig find, jo ift es natürlich und rechtlich, daß die Indi— 
vidualitäten der Mittel zu jener fittlihen Cultur, welche Durch dem religiöſen 
Glauben beftimmt werden, nicht der Autorität der Staatsgewalt unterliegen, 
ſondern von ihr, ſobald fie dieſe beftimmte Kirche im Staate dulden will 


oder muß, unberührt und ungekränkt gelaffen werden müſſen, dev Eivilinfpec- 
tions... unbejhadet.‘ Longnera a. O. 


26. che u ee Bere 
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Sah man nun als derartige Mittel vegierungsjeitig nur die ſo⸗ ET 


genannten mere spiritualia an, ſo ergab ſich der Sache nach 
derjelbe Zujtand, wie in Württemberg und Bayern, 


Und ſolche jofephinische Grundanjchauungen fich anzueignen 


war der protejtantiichen Wegierung jchon durch die mit dem 
übrigen Vorderöjterreih Durch den Preßburger Frieden (1805) 
erworbene Univerjität Freiburg nahegelegt. Unter den lang- 
jährigen Einflüffen des Grafen Kaunitz und jeiner Gefinnungs- 
genojjen war dieſelbe nicht weniger als andere öſterreichiſche Lehr— 


anftalten mit Männern der theologijchen Aufklärung und des 


jofephinifchen Kirchenrechtes bejest worden. Ein 1806 zu Frei 
burg jelbjt über fie gejchriebener Aufſatzt) jagt: nicht nur im 
jechzehnten Jahrhundert Habe die Univerfität, worüber ausführ- 
licher berichtet wird, eine hervorragende Stelle behauptet; „auch 
in den legten Sahrzehnten, zum Theil ſchon 1767, aber noch 


weit mehr jeit der Aufhebung des Jeſuitenordens im Jahre 1773, 42 


und am allermeijten jeit dem Xegierungsantritte Joſephs LI, 


— 


(1780) wirkte fie mächtig auf Die Denkweiſe ihrer Religionsge 


nojjen, wohlthätig jelbit auf Deutichland. Der im Jahre 1795 
zu Prag als fatjerl. Gubernialrath verjtorbene Joſeph Anton 
von Riegger, er den die größten Canoniſten unter den Protejtan- 
ten, Böhmer, Wiefe, Glück u. a. als einen vortrefflichen Rechts— 
gelehrten beinahe auf jeder Seite anführen und lobpreifen, lehrte 
an der hieſigen Univerfität dreizehn volle Jahre (1765—1778) 
anfangs das Natur» und bald hernach das canoniiche Recht, 
und hauchte ſchon unter den Jeſuiten der gleichfam jehlummern- 
den Albertina durch feine Thätigkeit und manntgfaltige noch jetzt 
geſchätzte Werke neuen Geift und neues Leben ein. Bald hernach 


(1767) fam der biedre Auguftinermönd Klüpfel als Profeifor 


der Dogmatik nach Freiburg, und ward das Schreden und Die 
Geißel der Iefuiten und ihres Anhangs. Ihnen wurde im Jahre 
1772 ein dritter Mann, Dannenmayer, beigejellt, und nun be— 
gann im Jahre 1775 die Bibliotheca ecelesiastica Friburgensis 


') Augsburger Allgemeine Zeitung 1806 ©. 601 fg. Blide auf deutſche 
Univerfitäten. Freiburg. Die angeführte Stelle S. 605 fg. 
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das erſte katholiſche Journal, und das einzige in ſeiner Art, das 


. . . den ungetheilteſten Beifall erhielt. Im Jahre 1780 und 
1781 nahm die hieſige theologiſche und philoſophiſche Facultät 
einen rechtlichen Mann Martin Wiehrl, Profeſſor zu Baden, und 
deſſen Theſes aus der practiſchen Philoſophie, welche die Heidel— 
berger und Straßburger als falsas, erroneas, periculosas, 
haeresi proximas, immo haereticas et omnis doctrinae 
moralis eversivas gebrandmarft hatten, in Schuß, und vettete 
ihn glücklich aus den Händen der geiftlichen Deipotie, der er von 
Kebermachern preisgegeben war. Dadurch zog die hiefige Uni— 
verfität jchon damals die Aufmerkfamfeit ihres jetigen neuen 
Landesfürſten auf fih. Im folgenden Jahre (1782) fingen drei 
biefige Profefforen, Dannenmayer, Sautter und Ruef an, eine 
periodiiche Schrift unter dem Titel der Freimüthige (Ulm, bet 
Wohler, 4 Bände und 3 Beilagen 8°) herauszugeben, die nach 
dem einftimmigen Urtheil der Recenjenten durch philojophiichen 
Geiſt, echte Gelehrſamkeit, gründliches Raiſonnement, Würde des 
Ausdrucks .... vor allen aufflärenden Schriften der damaligen 
Zeit fich auszeichnete, und von welcher Schlözer .... in feinen 
Staatsanzeigen ...., bei Gelegenheit, als Jemand die injpruder 
Univerfität auf Koften der freiburger erhob, fein Bedenken trug, 
zu behaupten, daß der Freimüthige allein eine Univerjität werth 
ſei,“ und „daß in Wien felbjt die Wahrheitsfonne lange jo hell 
nicht ſcheine, als jett in Freiburg.) An die Stelle des Frei- 
müthigen traten in der Folge die Freiburger Beiträge zur Bes 
förderung des älteften Chriftenthums und der neueften Philo- 
fophie (8. 1788—1793, acht Bände 8°), deren Herausgeber Ruef 
zwar von der einen Seite, es läßt ſich denfen von welcher, ge- 


ſchimpft, geläftert und verfolgt, von der andern Seite aber als 


einer der vorzüglichiten und aufgeflärteften Fatholiihen Schrift 
jteller mit Lobſprüchen überhäuft wurde.) Ein jeltenes Beiſpiel 





1) Longnera.a. O. ©, 141 fg., Note, giebt Die Inhaltsüberſicht des 
Freimüthigen. Schon aus den Titeln der Auffäge erklärt ſich das Schlözerſche 


Urtheil. 


2) Ruef ſchrieb einem Juden ind Stammbuch „Wir gehören Alle zu 
Einer Kirche, oder wenn man will zu Einer Synagoge, wenn wir Alle ein— 
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von toleranten und eveln Geſinnungen gab die hieſige hohe 


Schule im Jahre 1785, da ſie den berühmten Dichter Jacobi, 
einen Proteſtanten, als öffentlichen Lehrer der Philologie und 
Aeſthetik mit Vergnügen in ihren Schoß aufnahm, und in der 
Folge zwei Mal zum Rector erwählte; wodurch er bei den breis— 
gauiſchen Landſtänden unter den Prälaten Sitz und Stimme 
befam .... Das im Jahre 1798 von der hieſigen theologiſchen 
Facultät ertheilte Reſponſum über Die geſchworenen Prieſter 
Frankreichs wurde von Hyperorthodoxen häufig verhöhnt, ge— 
ſchmähet und verdammt, und doch wurde ſpäter von dem Ober— 
haupte der Kirche ein Concordat mit Frankreich nach den Grund— 
ſätzen dieſes Reſponſums geſchloſſen. Noch wichtiger iſt, daß 
mehrere hieſige Profeſſoren Verfaſſer von Handbüchern ſind, die 
mit jo viel Beifall aufgenommen wurden, daß fie auf mehreren 
Univerjitäten .... als 2eitfaden bei öffentlichen Vorleſungen 
dienen. Dergleichen jind die .... Dogmatik des allgemein ge— 
ihätten Beteranen unter den fatholifhen Theologen Klüpfel, die 
. . . . Kirchengefchichte des num jeligen Dannenmayers, die Moral 
des noch lebenden Prof. Wanfer, Hugs Einleitung in die Bücher 
des neuen Teſtamentes,“ .... Einen bejonders großen Einfluß 
in allen Eirchenrechtlichen und kirchenſtaatsrechtlichen Anſchauungen 
gewannen bald Sof. Anton Sautters zuerit 1805 erichienene Fun- 
damenta juris ecelesiastici eatholicorum, ein durchaus auf 
natırrechtlich-febrontanifcher Grundlage jtehendes Lehrbuch des 
Kirchenrechtes. 

Allerdings war die alte pfälziſche Univerfität Heidelberg im 
achtzehnten Jahrhundert DVertreterin einer anderen Gejinnung 
geweſen. Aber Gejinnung und Univerjität waren in Verfall, 
und als, noch früher als Freiburg, Heidelberg an Baden fan, 
und von der neuen Regierung veorganifirt und zu der Stellung 
erhoben wurde, welche e8 als Univerjität noch heute einnimmt, 
fonnte jelbjtverjtändlich Die protejtantiihe Negierung nicht eine 
Richtung befördern wollen, welche den Protejtantismus. ausjchloß. 


ander lieben. Schwab Fran Berg ©. 222. Für einen fatholifcher 
Theologen bezeichnend. j 
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Gleich der erjte Band der für die deutjche Geſammtentwickelung 


wichtig gewordenen Sammeljchrift, in welcher das junge Heidel— 


berg jeinen Weltanfchauungen weitere Verbreitung zu geben 
bejtrebt war,!) brachte einen Auffat des als Civilift berühmt 
gewordenen PBrofefjors A. Heiſe — gejtorben als Präfident des 


Uübecker Oberappellationsgerichtes — „Weber die Gewiljensfreiheit 


im Staate,” der als Zeichen der Zeit intereffant ift. Die Kirche 


iſt ihm eine auf gemeinfamen Glauben, gemeinjame religiöſe 
Ueberzeugung gegründete Gemeinjchaft rein geiftiger Art. Sie 


kann die Gemeinschaft aufheben, wo deren VBorausfegung, Die 
Gemeinjamfeit gleicher Ueberzeugung, nicht mehr vorhanden iſt; 
aber ſie hat feinerlet Befugniß zur Beichränfung der Gewiſſens— 
freiheit des Einzelnen. Sp die Kirche; anders der Staat. Denn 
jobald der Glaube „durch That und Lehre aus der inneren 


Ueberzeugung in die Äußere Welt übergeht,“ tritt er „Togleich 


in die Sphäre des Staats; und wenn man „die Freiheit des 


E Glaubens mit vollftem Nechte gegen jede durch die Kirche geübte 


Beichranfung vertheidigt,“ jo darf man nicht überjehen, „daß in 
Anfehung des Staates hier ganz andere Nüdfichten und Be— 
fugniffe eintreten. Auf Grund kantiſch-frießſcher Meinungen 
beftreitet Heife die Lehre vom Staatswertrage: aber „ver Staat 
exijtirt nur,” jagt er, „um die Freiheit jedes Einzelnen injoweit 
zu bejchränfen, als e8 die gleiche Freiheit der Uebrigen und der 
Zweck der fichern Coeriftenz Aller in der äußeren Welt erforderlich 
macht: folglich eben um die Freiheit eines Jeden innerhalb diefer 
Grenze zu beſchützen und zu fichern; daher er Durch eine weitere 
Einihränfung der allgemeinen Freiheit feinem eignen Zwecke 
entgegen arbeiten würde. Was der Einzelne aber für feine 
Vreiheit überhaupt zu fordern hat, das darf er auch für feine 
Geiwifjensfreiheit oder für die äußeren Handlungen, welche er 
fraft feiner Religionsgrundfäge vornehmen will, begehren.“ Denn 
den Staat geht nur diefe Äußere Handlung, nicht ihr Motiv ar; 
und ebenjo wie der Staat Handlungen, welche ihm nachtheilig 


') Studien. Herausgegeben von Daub und Creuzer. Band 1. (1805) 
©. 292 fg. 
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find, ohne auf ihre Motive Rückſicht zu nehmen, befchränfen 
kann, eben jo ift der Einzelne kraft feiner Freiheit fehlechthin 
und ohne dem Staate über feine Motive Nechenfchaft ſchuldig 
zu fein, jede Handlung, die für das Stantswohl gleichgültig ift, 
vorzunehmen befugt. „Wenn demnach der Staat durch feine 
Verfügungen direct oder indirect in die Gewifjensfreiheit eingreifen 
will, darf Dies immer nur aus Gründen des Staatswohls, zum 
Behuf des gedachten Staatszwedes, und insbeſondere niemals 
aus Firchlichen oder religiöſen Rückſichten geſchehen“ u. j. w. 
Aus Gründen des Staatswohles aber kann, was Heiſe in einer 
Reihe von Anwendungen ausführt, der Staat wie jede andere 
Freiheit ſeiner Angehörigen, ſo auch die Gewiſſensfreiheit in jeder 
Beziehung, die er für ſtaatlich erſprießlich erachtet, ganz ſo 
weit, wie er es für zweckmäßig hält, beſchränken. Ja, falls er 
aus dieſem Geſichtspunkte „Die Kirche als Staatsanſtalt braucht, 
und die Erhaltung oder Ausbreitung einer beſtimmten Kirche 
zur Erreichung des Staatszweckes nöthig hält“, kann er ihr auch 
„ſowohl über ihre innere Organiſation, als auch über die Art 
ihres Gottesdienſtes und die Grundſätze, welche ſie lehrt, Geſetze 
vorſchreiben; nicht bloß negative über Das, was ſie weil es zum 
Nachtheile des Staates gereicht nicht thun und nicht lehren ſoll, 
ſondern auch poſitive darüber, wie ſie zur Beförderung der 
Zwecke des Staates ihr Inneres organiſiren, ihren Gottesdienſt 
einrichten, ihre Lehrſätze bilden ſoll.“ Die Kirche kann 
alſo „als eine freie Geſellſchaft im Staate,“ ſie kann, wenn der 
Staat das nützlicher findet, ebenſowohl „als Staatsanſtalt und 
durch den Staat exiſtiren.“ „Der Zweck der Kirche iſt die religibſe 
und moraliſche Bildung ihrer Glieder. Die gehörige Ausbildung 
der Staatsbürger in dieſer Hinſicht iſt ohne Zweifel für die 
beſſere Erreichung des Staatszweckes wichtig genug“ u. ſ. w. „Iſt 
aber die Kirche eine Staatsanſtalt, ſo ergiebt ſich hieraus von 
ſelbſt das Recht des Staates, ihre Organiſation, ihren Gottes— 
dienſt, und die Grundſätze, welche fie lehren ſoll, .... auch 
pofitiv zu bejtimmen. Wie der Staat allen übrigen Staatsan- 
jtalten ihre innere Einrichtung und ihre äußere Wirkſamkeit vor— 
ichreibt, wird er dann bet der Kirche dafjelbe thun Dürfen. Es 
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jteht auch nicht zu leugnen, daß unfere Staaten dies wirklich 
thun, und diefe pofitiven Nechte wirklich ausüben. Zwar zunächſt 
in Betreff der protejtantifchen Kirche, aber „allgemach“ auch in 
der katholiſchen. — Alſo: der Staat, wenn er es für nützlich 
hält, bejtimmt alles und jedes Innerkirchliche, einfchlieglich der kirch— 
lichen Dogmen. Ganz ähnlich war von Hobbes und Spinoza 
der Territorialismus gelehrt worden. 

Die katholiſchen Kirchenrechtsiehrer auf den ehemaligen 
Hochſchulen zu Bonn und Mainz, oder auf den noch bejtehenden 
zu Würzburg und Freiburg, hatten das zwar weder ehemals 
ebenjo jchroff gejagt, noch drückten fie es jetst ebenſo ſchroff aus: 
aber den, wenn man ihn premirte, nicht minder weit führenden 
febrontanischen Sat, daß im Intereffe des Staatswohles der 
Landesherr ins Kirchenregiment eingreifen fünne, lehrten fie ſämmt— 
lich gleichfalls. Dalberg, Weſſenberg und ihre Freunde waren ihn 
zu bejtreiten nicht gemeint, Auch daß eine proteftantiiche Staats- 
vegterung in dieſer Hinjicht weniger als eine Fatholijche berechtigt 
jet, ergab ſich weder aus innerer Conjequenz, noch wurde es von 
den Theoretifern behauptet: man war um jene Zeit ohnehin 
wenig geneigt, confejfionelle Unterjchievde zu macen; worüber 
ſchon früher die Rede geweſen iſt. 

Wenn nun die badiſche Regierung in den vorderöſterreichiſchen 
Landen das Staatsregiment über die katholiſche Landeskirche von 
Joſeph II. her organiſirt vorfand, und katholiſche Geiſtliche in 
Fülle zur Hand hatte, die es ganz ebenſo der proteſtantiſchen Staats— 
gewalt einräumten, ſo iſt Nichts natürlicher, als daß ſie ſich jenem 
Exempel unbedenklich und in gutem Rheinbundsſouveränetäts— 
glauben anſchloß, und Einrichtungen traf, wie ſie Dem entſprachen. 

Nach den Vergrößerungen von 1805 und 1806 wurde, um 
das fortan für unanwendbar gehaltene SKirchenftantsvecht des 
Reiches: zu erfegen, am 14. Mat 1807 ein „Sonftitutionsedict 


über die firchliche Staatsverfafjung“ erlaffen,') Das die verjchie> 


denen im Staate vorhandenen Kirchen als mit relativer Selb- 
ftändigfeit fich bewegende kirchliche Societäten — „Sammlungen 


1) Abgedrudt bei Winfopp Der Rhein. Bund 3, 257, 
Mejer Zur Gejhichte ꝛc. 19 
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von Menfchen unter eine eigene für die Neligionsübung be> 
jtimmte gejellfchaftliche Verbindung‘ — faßt, deren „Beaufſich— 
tigung‘ ſeitens des Staates aber zu einer tevritorialiftiichen 
Leitung jteigert. „Jede im Staate aufgenommene Kirche kann 
verlangen, daß innerhalb des Großherzogthums eine ihr zugethane 
Kirchengewalt, eingerichtet auf die Grundſätze ihrer Religion, 
beitehe und anerfannt werde. Die fatholifche insbejondere, deren 
allgemeine Kirchenverfaffung einen Mittelpunft der Glaubens- 
einigfeit forvert, erwartet mit vollem Nechte, daß dieſe Central 
stelle als folche geachtet, umd ihr all jener Einfluß unter ihren 
Glaubensgenoſſen gejtattet werde, welcher zu Erhaltung der Ein- 
heit der Vorfchriften für Glauben und Yeben der Kirchengliever 
unentbehrlich iſt.“ Alſo das gallicaniſch-epiſcopaliſtiſche centrum 
unitatis. — Dagegen könne keine Kirche „ihre Handlungen der 
Staatseinſicht und Aufſicht entziehen. Für die Leitung ihrer 
Glieder zu einem bloß inneren oder ſittlichen Zwecke, imgleichen 
zu einem zunächſt nur äußerlichen und kirchlichen — der aber 
wegen der Beziehung auf das Innere mit jenem eng verbunden, 
daher ihr vom Staate zugelaſſen wäre, — kann jede Kirche 
Unterricht, Warnung, Zuſpruch, Ausſchließung von einzelnen 
kirchlichen Vortheilen und Ausſchließung von der Kirchengemein— 
ſchaft anwenden, ohne dazu einer beſonderen Staatsbewilligung 
zu bedürfen. Keinem ihrer kirchlichen Zwangsmittel kann aber 
irgend ein Einfluß auf das geſellſchaftliche Leben und die bürger— 
lichen Verhältniſſe im Staate gegönnt werden ꝛc.“ „Rechtmäßige 
Gegenſtände der Kirchengewalt, über welche ſich ihre Wirkſamkeit 
nach der Grundverfaſſung jeder Kirche verbreiten mag, ſind: 
Erziehung der Jugend für die Religion, Anhaltung ihrer Glieder 
zu Erfüllung ſolcher kirchlichen Geſellſchaftspflichten, die Glauben— 
ſache ſind, Prüfung der Idoneität zum Kirchendienſt, und der— 
gleichen Einzelnes ($. 12), deſſen Umfang ſich aus den Staats— 
rechten bejonders ‚ergeben wird.‘ „Ernennungen zu jtändigen, 
mit Dienftgehalt verjehenen Kirchenämtern‘ gehören zu dieſen 
Gegenständen nicht, jondern find dem Staate vorbehalten, wenn 
auch der Kirche eine Mitwirkung zugefichert it. Das Nomina- 
tiongrecht der Biichöfe wird von der badifchen Negierung bei 
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einer ſpäteren Gelegenheit) als „Ausfluß der höchſten Staats— 
gewalt, wie es der Beſitzſtand der Staaten Europas bekundet“ 
aufgeführt. Von der kirchlichen Gerichtsbarkeit bleibt nach dem 
Conſtitutionsedicte für die Kirche nur die „richterliche Gewalt 
im Sachen des Gewiſſens“ und einiges Angrenzende, dagegen 
weder Straf, noch Streitgerichtsbarkeit; und für ganz außerhalb 
der kirchlichen Competenz gelegen, „für eine rein weltliche Sache,” 
ift „alles Das anzufehen, wo der Gegenftand, der bei der Obrig- 
| feit in Frage kommt, im irdischen Lebensverhältniffen, in liegen— 
ſchaftlichen oder fahrenden Vermögensſtücken, in Berlaffenichaften, 





in Theilnahme an jtaatsbürgerlichen Nechten und VBorzügen, in 
Unterwürfigfeitsverhältnifjen gegen den Staat oder in Exremtionen 
davon, endlich in angefchuldigtem Mißbrauche der Kirchengewalt 

| für weltliche Zwecke, für leivenjchaftliche Anläſſe oder für Unter— 

| grabung der Staatsanoronungen beſteht.“ Für die „gemifchten - 
Gegenstände”, namentlich Ehejachen, wird ein Mittelweg einge— 
Schlagen. Die der Kirchencompetenz allein überlafjjenen Gegen 
ſtände find im Allgemeinen offenbar nur die mere spiritualia 
des joſephiniſchen Kirchenrechtes. 

Was nun die DOrganijation der katholiſchen SKirchengewalt 
betrifft, jo joll Ddiefe Gewalt zwar „von dem Oberhaupte der 
katholiſchen Kirche als dem Mittelpunkt ihrer Glaubenseinigfeit”, 
wie jchon erwähnt worden, „nicht getrennt, noch won irgend 
einiger Handlung oder Beziehung, die dazu wefentlich nothiwen- 
dig tft, abgehalten werden: fie kann aber außerhalb Fällen, bie 
zu einer außerordentlichen oberhauptlichen Sendung geeignet find, 
nur durch einen im Lande feinen ftändigen Aufenthalt habenden 
Bischof bejorgt werden, der alle fatholifchen Kirchipiele des Groß— 
herzogthums unter fich vereinige, mit feiner Sorge für auswärtige 
Kirchipiele mit beladen jei...., und der zur Regierung feiner 
Diöces den erforderlichen geistlichen Senat, . ... . feine Officialate 
. . .. und Decanate zu Mitbeforgung der Polizei in Kirchenfachen 
aufgeftellt Habe. Das Nähere über die Setung, Verfaſſung und 


* 


) Denkſchrift über das Verfahren des römiſchen Hofes wider Weſſen— 
berg. Frankfurt 1818 S. VI. 
19* 
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grundgeſetzliche Wirkſamkeit dieſer Verwalter der Fatholifchen 
Hierarchie bleibt dem Concordate mit dem römiſchen Hofe vor- 
behalten. Bis dahin bleiben alle Biſchöfe der verſchiedenen in- 
und ausländischen Biichofshöfe, welche dermalen ein katholiſches 
Kirchenregiment im Yande führen, in Beſitz ihrer Amtsberech- 
tigungen, jedoch nur in allen diefer Conſtitution gemäß ferner 
als geiftlih zu behandelnden Sachen, und nur fo lange, als 
deren dermalige Biichöfe leben: ſowie Hingegen einer derſelben 
ſtirbt, iſt Die Gewaltsattribution feiner geiftlichen Gerichte in 
Unſerm Staate für erloſchen anzufehn, und kann nur (wie e8 
dermalen in gewilfer Maße ſchon mit dem jtraßburgiichen 
Diöceſanantheil dieſſeit Rheines gejchehen ift) eine der anderen 
noch in Amtsgewalt befindlichen biſchöflichen Rathsſtellen Unferer 
Lande durch proviſoriſche Delegation des jeverzeitigen Metropoli— 
tanats“ — e8 gab damals nur das dalbergifche zu Negensburg — 
„die Fortfegung des firchlihen Negimentes übernehmen ; 
jolange nicht der römiſche Hof mit Uns ſich zu einer defini— 
tiven Einrichtung der Diöces Unferer Lande vereinbart hat, 
als welcher DVereinbarungseinleitung Wir bisher vergebens ent- 
gegengejehen haben, dazu aber nach wie vor immer bereit find. 
Die weltliche Kirchenherrlichkeit bei den katholiſchen Kirchjpielen 
wird, ftatt bisher von der Kirchencommiſſion, durch) Unfere 
Negierungen der Provinzen verwaltet ꝛc.“ Dieſe „Stirchenherr- 
lichkeit“ — Kirchenhoheit — enthält das Recht der Kenntniß— 
nahme aller Handlungen der Kirchengewalt, das jus eavendi, 
das Recht des Placet zu allen „öffentlihen Verkündigungen“ und 
Anjtellungen der Kirchengewalt, eine tiefgreifende Beauffichtigungs- 
befugniß über die firchlichen Inftitute, das Nomtnationsrecht für 
alfe nicht durch dieſe Gonftitution entweder der Kirche oder 
Privaten überlafjenen Stellenbejegungen, „das Recht, alle . 

Wirkſamkeit der kirchlichen Diener, Gejellfchaften und Staatsge— 
nojjen anzuordnen und zur leiten, welche zu Erreichung des firch- 
lichen Zweds und zum Genuß der daraus zugleich für den 
Staat hervorgehenden Vortheile nöthig find —“ in welcher Befugniß 
das gefammte Kirchenregiment dem Staatevindicirt fein konnte — 
das Recht des umfafjendjten Recurſes ab abusu. In Aus» 
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übung diejer Befugniije „Handeln die Verwalter Unſerer Staats- 
gewalt ebenjo unabhängig von den Grundſätzen und dem Be— 
gehren der Kirchengejellichaft oder ihrer Vorjteher, wie in den 
übrigen Theilen der Staatsiphäre ....” „Die Pfarrer ... 
find bei der Verfündigung und Einfegnung der Che, bei der An— 
nahme der Perjonen zur Taufe .... oder zur Ablegung eines 
Religionsbefenntnijjes bei dem Uebertritt von einer Kirche zur 
anderen, endlich im Begraben der Todten nicht bloß Kirchen- 
Diener, fondern auch Staatsbeamte;” wonach ſich Das Einzelne 
ihrer Stellung daber richtet. 

Es bedarf feiner Auseinanderjegung, wie weit die jo vorbe- 
haltene Staatscompetenz greift. 

So wurden diefe Verhältnifje gleichzeitig mit den bayrijchen 
Concordatsverhandlungen von einer Negterung geordnet, deren 
Ehrerbietung gegen Religion und Kirche und deren Wohlwollen 
für die katholiſche feinem Zweifel unterliegt. Auch Darf Die 
badtjche Denkjchrift über das Verfahren gegen Wejjenberg rühmen, 
daß der Regierung die Zufriedenheit des römiſchen Hofes über 
ihr Verfahren gegen die fatholifche Kirche auf directem und in- 
directem Wege wiederholt zu vernehmen gegeben jei.') 

„Als,“ Fährt fie fort, „ver päpftlihe Nuntius della Genga 
im Jahre 1807 die Abficht Sr. Heiligkeit anfündigte, unmittel- 
bar mit der großherzoglichen Regierung über die Einrichtungen 
des Fatholifchen Kirchenwejens in Unterhandlung zu treten, er— 
flärte lettere ihren lebhaften Wunjch, von ihrer Seite Alles dazu 
beizutragen. Iene Ankündigungen find indeß erfolglos geblieben.“ 
Hiermit jtimmt Conſalvi überein:?) della Genga war beauf- 
tragt, wie mit Bayern und Württemberg, jo auch mit Baden 
zu unterhandeln. Wir haben erwähnt, wie er, als er 1806 
nach Regensburg fam, auch für Karlsruhe acereditirt war. Es 
fam aber zu feiner Unterhandlung, weil bevor jie begann er von 
Napoleon abgerufen wurde. 

Anhangsweiie fer Hier an eine im Jahre 1807 in Baden 
entjtandene Schrift erinnert, welche die Aufgaben der firchlichen 


) Am angeführten Orte ©. IV. 
2) Memoires de Consalvi 2, 302. 
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Zeitlage berührt, und nad Form und Inhalt geeignet tft, das 
Bisherige zu ergänzen: „Weber die Nothwendigfeit der Fatholiichen 
Sirehenverfammlungen, ſammt einem Anhange von den päpjtlichen 
Concordaten, ein Wort zu feiner Zeit, von Dr. Karl Schwarzl.‘') 
Der Verfaſſer, Nieveröfterreicher von Geburt, war 1784 als 
Mann jojephinifcher Farbe zu Freiburg Profeffor der Moral- 
philofophie geworden, und Hatte ſich am ven practiichen Be— 
ſtrebungen Dalbergs und Wefjenbergs jchriftitelleriih und jonjt 
betheiligt: jet war er Pfarrer am Dom zu Freiburg und 
Schuldirector. Auf die „Gruppe jchwarzer Obſcuranten und 
rüſtiger Klopffechter der dogmatiſchen Spifindigfeiten‘‘, Die „in 
Augsburg ſitzen,“ iſt er Schlecht zu ſprechen; und nicht minder 
auf die auch von anderen Männern feiner Art Aufklärung, 
z. B. von Franz Berg, befümpfte damals moderne Philofophie; 
nur daß er weiter als Berg geht: „Was ift das für ein Unter- 
richt, den die heranwachſende Geiftlichfett heut zu Tag in manchen 
Schulen und Seminarien empfängt? Die jugendlichen Köpfe 
werden da Durch den einreißenden Philoſophismus, durch neu— 
erfundene Wortfrämereien und fuperfeine Kopfſpeculationen mehr 
verdorben als unterrichtet, und ihr Verſtand wird Durch derlei 
Aftergelehriamfeit mehr verjchoben als ausgebildet; denn von den 
zwei Grundquellen des Glaubens, nämlich von Schrift umd 
Tradition, hören fie wenig oder gar Nichts, ja vor Diefen ges 
heiligten Gegenjtänden efelt fie ſogar, weil dieſe graue Alter 
thbumslehre nicht aprioriftiich genug Eingt in ihren Ohren; ein 
Kant, Fichte oder Schelling find ihre Geleitsmänner” u. ſ. w. 
Schwarzl begnügt fich mit den Sätzen der febronianiichen Schule, 
in welcher er ein bejcheivenes Maß firchlicher Gelehrſamkeit er- 
worben hat. Hier iſt ihm die Meberzeugung aufgegangen, von 





1) Ich finde die Schrift angeführt als zu Augsburg 1807 bei Doll erſchienen: 
das mir vorliegende Eremplar (407 ©. 80) — „Augsburg 1808 — giebt 
als Verleger Chriftoph Kranzfelder an, umd tft von bemfelden Sr. k. k. 
Majeftät .... Napoleon I. .... Protector des rheinischen Bundes, dem 
Friedensftifter Europa’s, . . .. dem Vater feiner Bölfer, dent allerdurchlauch- 
tigften Kaifer und Herrn Herrn,“ jowie außerdem dem Fürſten Primas 
dedieirt. 
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der römijchen Curie fomme nie und nimmer etwas Gutes; dem 
Staate Dagegen räumt er großen Einfluß ein, und iſt z. B. 
weit entfernt, im Sachen des Placet für die Kirche Partei zu 
nehmen: „Man werfe ja die Schuld nicht auf Das eingeführte 
und zu Rom fveilih ſehr verhaßte Placıtum Regium. Denn 
ohne Urjache ift es gewiß nicht eingeführt worden, und gleichwie 
man den alten Kirchenjfagungen und den ehrwürdigen Synodal- 
ſchlüſſen des Altertfums niemal für nothwendig befunden hat, 
den Damm eines ſolchen Placitums entgegenzufegen, weil fie 
nichts Uebles mit fich führten, jondern nur Liebe athmeten, und 
weil fie im Geijte der Religion abgefaßt wurden, jo müfjen doc 
die päpftlichen Bullen, gegen welche man fich jo jehr verwahren 
zu müjjen glaubt, entweder nicht den nämlichen Geift ver Religion 
mit jich führen, oder auf anderen Grundſätzen beruhen, oder 
wohl gar auf herrſchſüchtige Abjichten Hinzielen, und Eingriffe 
in die landesfürjtlichen Rechte verrathen.“ Aber jo jehr er diefen 
landesfürtlichen Nechten zugethan iſt, er hofft doch von ihnen 
gleichfalls Feine Beſſerung der firchlichen Uebel: vielleicht unter 
Anderem deswegen, weil er als öſterreichiſch Gefinnter die neue 
protejtantifche Landesregierung für nicht geeignet hält, Etwas 
auszurichten. Wenigjtens führt er nur öſterreichiſche Landesge— 
jeße an, und obwohl das Buch, wie die benutte Litteratur zeigt, 
im Sahre 1807 gejchrieben ijt, jo ijt doch darin von Baden 
mit feinem Worte die Rede. Für das umntrügliche Heilmittel 
aller kirchlichen Schäden Hält ev nad) Art der achtziger Jahre 
„Kicchenverfammlungen‘, im weiteren und engeren Kreiſen zu 
reorganifirende Shnoden: fie zu empfehlen bemüht er fich in 
feiner Schrift; und wünſcht auch das für Deutjchland in Aus- 
fiht ftehende Concordat ‚nicht ohne Beizug mehrerer Bijchöfe 
und womöglich in einer Kirchenverfammlung abgeſchloſſen“ zu 
jehen. Mit dem franzöfiichen Concordate iſt er, troß ausge 
ſprochner Anerkennung feiner gallicaniſchen Vertheidigungen, nicht 
zufrieden. Es gehe „eigentlich nur auf die zwei Punkte hinaus, 
daß der Papſt mit Einwilligung des erjten Conſuls die Macht 
habe, die Didcefangrenzen zu bejtimmen, und daß es ihm zuftehe, 
die vom erſten Conſul ernannten Biſchöfe einzufeen und zu 
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injtalliven.” Ueber erjteren Punkt werde aber im deutſchen 
Soncordate „nicht viel zu jagen nothwendig jein, die Yandes- 
fürjten haben dieſes zu beſtimmen;“ und was die „Verpflegung 
und Anſtellung der Biſchöfe“ betreffe, „jo fann man demjenigen 
Landesfürjten, der ihre Verpflegung auf jih nimmt, das Recht 
ihrer Benennung nicht abjprechen. Den franzöfiichen Concor— 
datsartifel über Firchliche Stiftungen verjteht er dahin, daß jie 
allgemein erlaubt ſeien; und meint; diefe Erlaubniß, „daß das 
Volk jeine Geiftlichfeit und Kirchen wiederum von vorne zu 
jtiften anfange,“ jei Alles, was „auch dermaleinjt in Deutjchland 
die Kirche zu erwarten‘ habe, „wenn es einmal zu Concordaten 
kommt.“ Alſo neben der Erwartung Eines Concordates zugleich 
die Erwartung von Particularconcordaten für das vheinbündneriiche 
Deutihland: Schwarzl zeigt hier und in vielen der von ihm ber 
iprochenen Einzelpunfte mit der Thot, daß er von „KRopfipecula- 
tionen‘ fein Freund ift. 


2. Hejjen-Darmitadt, 


bis dahin lutheriſch, Hatte durch den Keichsveputationshaupt- 
ſchluß verſchiedene mainzische Aemier, Etwas vom Hochitifte 
Worms und das ehemals cölnische Herzogthum Weſtphalen mit 
der Hauptitadt Arnsberg erworben, wo damals Tas kurcöolniſche 
Gapitel . jeinen Sit hatte.) Im Drtober 1802 begann hier 
unter Grolmanns Yeitung die Kiviforganiiaiion. Wie die Be— 
amten, jo wurden die katholiſchen Pfarrer beeidigt, augenjchein- 
fih weil man jie als Beamte anſah; alle NRegierungscollegien, 
bis auf eines zu Arnsberg, wurden aufgehoben; das Officinfat- 
gericht zu Werl, welches bis dahin als geiftliches Gericht eine 
concurrirende Civiljurisdictton im ganzen Herzogthume beſeſſen 
hatte, wurde auf mere ecclesiastica bejchränft, ohne nähere Be— 
jtimmung, was darunter zu verjtehen ſei; geijtliche Stellenbe- 
jeßungen jollten zur Genehmigung, Dispenfationen und Aehnliches 
zu Ertheilung des Placet angezeigt werden. Im Lande wurde 
dies von der weltlichen Regierung beanſpruchte Bejtätigungsrecht 


1) ©. oben Seite 202, 
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als Gewiſſensbedrückung aufgefaßt.) Das Generalvicariat zu 
Arnsberg wurde angehalten, ſeine Kirchenregimentsverwaltung 
auf das Herzogthum Weſtphalen zu beſchränken; damit dieſelbe 
auf die Grenzen einer ſogenannten landesbiſchöflichen reducirt ſei.?) 

Am 13. October 1803 wurde eine organiſche Verordnung 
erlaſſen, durch welche drei Kirchen- und Schulrathscollegien zu 
Darmſtadt, Gießen und für das Herzogthum Weſtphalen zu 
Arnsberg, letzteres Collegium aus lauter katholiſchen Mitgliedern 
beſtehend, errichtet wurden, denen die Verwaltung aller landes— 
herrlichen Rechte in Kirchen» und Schuljachen übertragen ward: 
alſo Alles was Volksbildung betrifft, in Bezug auf die katholiſche 
Kirche unter Borbehaltderdem Bifchofe über den Religionsunterricht 
zuftehenden Bejugnijje, alle kirchlichen Verhältniſſe, die auf den 
Staat oder die bürgerliche Ordnung Einwirkung haben, wohin 
3. B. die Ausübung des auch hier beanjpruchten landesherrlichen 
Patronates gezähft wird, die Aufjicht über alle Verwaltung von 
Kirchen und Schulfonds, die Handhabung der Tandesherrlichen 
Rechte über die Firchlichen Gemeinden, die Recursinſtanz bei 
Mißbrauch geijtlicher Gewalt, eine Goncurrenz bei Ertheilung 
von Ehedispenjen u. dgl. Die civile und die criminale Gerichts- 
barkeit der Officialate fam an die Staatsgerichte; indeß jollten 
Saden, welche nach fatholiichen Grundſätzen ausjchlieglich zur 
kirchlichen Jurisdiction gehören, dem Biſchofe refervirt bleiben.‘) 
Ueber die Praxis dieſer Einrichtungen gab die darmſtädter 
Regierung im Sahre 1803 der naffanischen folgende Auskunft:) 
„Das (landeshercliche) Potronat und die Vergebung der Pfarreien 
wird immer und in allen Fällen, wo fie geiftlichen Fürften zu- 
jtand, als ein Ausflug der weltlichen Tandesherrlichen Gewalt 
betrachtet, und Deswegen von dem neuen Yandesheren ausgeübt. 
In der vormals mainziichen Beraftraße find jeit dem darm— 


1) Pofit. Journal Ihre. 1802 S. 1169 fg. Archiv für das fatholifche 
Kirchen- und Schulweſen vorzüglich in den rhein. Bundesftaaten, -(Frani- 
furt 1809) 1, 122. 

2) Lafpeyres Gefchichte der fathofifchen Kicche Preußens S. 742. 

3) (Eiler$) Deutihe Blätter 4, 51. 

4) Dafelbft 3, 89. 
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ſtädtiſchen Beſitze ſchon Pfarritellen erledigt worden, die vormals 
Mainz vergab, Darmitadt hat diejelben ohne Widerſtand bejekt. 
Don einer Einmiſchung der Officialate in die Bejegung jolcher 
Pfarreien, die von jenfeitsrheinijchen Corporationen dependirten, 
iſt ohnehin feine Rede. Zweitens wird dem DOfficialate durchaus 
feine Jurisdiction zugejtanden, außer in causis mere ecelesia- 
stieis, das heißt jolchen, die den Prieſter als Priefter oder den 
Gerjtlichen als Geiftlihen betreffen, und jein Officium. Bei 
allen andern Sachen tritt die Civilobrigfeitt und deren Juris— 
diction ein. AS vor einiger Zeit ein Geiftlicher an der Berg- 
ftraße jtarb, wurde die Obfignation von den Civilbeamten vor- 
genommen. Der Decan erhielt davon Nachricht, und nahm 
num auch die Obfignation im Namen der mainziichen geiftlichen 
Gerichte vor. Allein die Siegel wurden von der Civilobrigfeit 
ivieder abgenommen, und dabei ijt es geblieben. Bei diefer 
Gelegenheit hat man fih ganz nach den Grundſätzen gerichtet, 
die in den pfähziichen Yanden jchon lange durchgeſetzt worden 
find, und beobachtet werden. — Cbenjo wird man drittens 
niemals zugeben, daß Verordnungen, ohne vorher dent Landes— 
herrn vorgelegt worden zu fein, evlaffen werden. Auch hier 
richtet man fich nach den älteren pfälziſchen Vorgängen, die über- 
haupt jo beichaffen find, daß man fich durch deren Annahme 
gegen die Geiftlichfeit Nichts vergeben würde.” 

Dieſe pfälziſchen, das heit pfalzebayriichen Vorgänge find 
jo alt nicht. Denn es find im Wejentlihen die Maßregeln, 
welche durch Montgelas feit 1800 zur Anwendung famen;') und 
daß man durch deren Annahme nicht in Gefahr gerieth, ich gegen 
die Geiftlichfeit Etwas zu vergeben, war allerdings richtig. Man 
jieht, von wie großer Bedeutung das bayriſche Beiſpiel hier war. 


3. Nafjau und Frankfurt. 
Die Reichsitadt Frankfurt hatte durch den Reichsdeputations— 
hauptſchluß alle innerhalb ihres Umkreiſes gelegenen Stifter, 
Abteten und Klöfter erworben, und erregte ein gewiljes Aufjehen 


— 
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dadurch, daß auch fie die Ordensgeiftlichen ihrer Gelübde zu 
entbinden fich für competent erachtet. Dev Senat veroronete, 
„daß ihre Ordensregeln unter fich aufgehoben jeien, und daß 
fie der ihnen vermöge derſelben oder ſonſt vermöge der canontjchen 
Gefete obgelegenen bejonderen Cleriſei- und Orvenspflichten und 
Berbindlichkeiten fich für entledigt anzufehen haben.“) Der 
Kuverzcanzler, welcher ſchon damals das Compoftell in Frankfurt 
erhalten hatte, und dem als Biſchof von Mainz die Epijeopal- 
gewalt zujtand, ließ das, ſoviel ich finde, gejchehen, ohne weiteren 
Einſpruch, als daß er dem Magiftrate erklärte, ihre getjtliche 


- Tracht jollten die ſäculariſirten Religioſen behalten; während dev 


Papft durch ein befonderes Breve die Schritte des Magiſtrates ver- 
warf, der dann fein Vorgehen gegen Mißdeutungen vertheibigte, *) — 
Durch die Aheinbundsacte erhielt Dalberg die landesherrliche 
Gewalt über Stadt und Gebiet Frankfurt, und mit dem Sommer 
1807 hörte die Stadt auf, jelbjtändig zu exiſtiren. 

Die beiven damals noch beitehenden naſſauiſchen Linien, 
Uſingen (ausgejtorben 24. März 1816) und Weilburg, hatten 
anfangs noch getrennte Negierungen; amt: 30. Auguſt 1806 ver- 
einigten fie fich aber zu Einer gemeinschaftlichen, Naſſau⸗Uſingen 
erwarb durch den Neichsveputationsjchluß mainziſche, trierjche, 
cölnische, Naſſau-Weilburg erwarb trierſche Yandestheile und einige 
Abteien; beide Linien en auch durch ven Aheinbund katho— 
liſches Land. 

Der vechtsrheiniiche Neft der Diöceſe Trier, zu welchen jchon 
bisher das katholiſche Naſſau gehört hatte,“) und zu dem jet 
weitaus die meiften Katholifen im Yande gehörten, wurde geijtlich 
zunächit durch Das trieriche Vicariat vegiert, welches zu Limburg 
an der Lahn feinen Sit genommen hatte, und an deſſen Spite 
der geijtliche Geheimerath und Official Bee ftand; derſelbe, deſſen 
Theilnahme an den emjer Bejchlüffen erwähnt iſt.) Er war von 


1) Bolt. Journal Jahrgang 1503. ©. 67. 
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das Folgende aus dem Aeten mit, 
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feinem in Augsburg reſidirenden Erzbijchofe beauftragt, das kirch— 
liche Intereffe nach Kräften zu vertreten, und reichte in Folge 
deſſen jchon am 28. Februar 1803 den Fürjten von Nafjau ein 
Gutachten ein, in welchem er ausführte, wie nad) dem Reichs— 
deputationsſchluſſe die geiftlichen echte der Biſchöfe unverändert 
fortbejtehen: der Bifchof behalte demgemäß die Befugniß der geifi- 
lihen Verwaltung feiner Diöceſe und der Ausübung Der oberen 
Seelforge. Aus diefer Natur jeines Amtes fließe Das echt, Die 
dazu erforderlichen Prieſter zu bejtellen. Sonach habe der 
Biſchof die Anjtellung der Pfarrer, nicht der Yandesherr. Das 
war fatholifch richtig; denn der Bifchof tft der eigentliche Pfarrer 
der Diöcefe, und deren Pfarrer find nur feine Stellvertreter: 
aber e8 war gegen die damals bei den Staatsregierungen ob— 
waltende Anſchauung. 

Die naſſauiſche Negierung holte ji) von Darmjtadt und 
von anderen Orten Rath,') und erließ am 16. Aug. 1803 ein 
weilburgiiches,; am 31. Aug. ein ähnliches ufingenjches Edict über 
die Verhältniſſe der katholiſchen Kirche.) „Der vielleicht noch) 
mehr oder weniger entfernte Abjchluß des zwiichen dem päpftlichen 
Stuhle und Kaifer und Reich zu berichtigenden Concordates“, 
jagt der Fürft von Nafjfau- Weilburg, „veranlagt Uns auf eine 
jorafältige Bejtimmung ver landesherrlihen und bijchöflichen 
Gewalt .... Bedacht zu nehmen.‘ Er habe hierbei nicht Die 
Abfiht, ſich „in die inneren Angelegenheiten der römiſchkatho— 
liſchen Kirche zu mifchen, noch auch die urſprünglichen bifchöflichen 
Rechte zu beeinträchtigen, deren Aufvechthaltung und thätigjte 
Unterftügung vielmehr Wir zur landesherrlihen Pflicht jtets 
rechnen werden.” Er zählt aber dieſe „uriprünglichen‘ bifchöflichen 
Rechte, und hierauf in drei Reihen theils biichöfliche, theils ſolche 
tirchlihe Befugniſſe auf, bei denen er landesherrlich concurriven 
werde. Lehre, Schlüffelgewalt, Verwaltung der Sacramente und 
gewilfer Sacramentalien, Aufficht darüber, Institutio autoriza- 


1) Der darmftädter Antwort ift ſchon erwähnt. Eine andere unge— 
nannte ſ. in den Deutfchen Blättern 3, 90. 
2) Longner Oberrh. Kichenprovinz S. 46 fg. Deutſche Blätter 3, 91 fg. 
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bilis der Pfarrer, Disciplinargewalt über ſie, und einige Con— 


currenz bei der Ehegerichtsbarkeit werden als biſchöfliche Gerecht— 
ſame anerkannt; das naſſau-uſinger Edict braucht dafür den 
techniſchen Ausdruck mere spiritualia. Andere Jurisdiction 
behält der Biſchof keine. Viſitationen, Abhaltung von Synoden, 
Beſtellung der Sendgerichte bei den Pfarrämtern und dgl. ſoll er 
ohne landesherrliche Einwilligung nicht vornehmen dürfen. „Die 
Ernennung zu Beneficien und Pfarreien iſt auf Uns als Landes— 
herrn in alljenen Fällen devolvirt, wo das Patronatrecht von den 
vorigen“ geiſtlichen „Negenten, oder von einer Uns zur Entſchä— 
digung angewiejenen Corporation ausgeübt wurde.” Der Biichof 
injtituirt den Ernannten, an feiner Einführung nehmen Staat 
und Kirche Theil. Außerdem enthielten beide Edicte mancherlei 
Einzelheiten. — Das Beckſche Erachten hatte wenig geholfen: 
höchſtens war etwa in feiner Folge das landesherrliche Batronat- 


‚recht anders, als jonjt geichehen fein dürfte, motivirt. 


Schon vor Erlaß des weilburgifchen Edictes hatte der alte 
Clemens Wenzel von Trier aus Augsburg an den Fürjten ge 
ſchrieben (22. Junius 1803),') ihm den Generalvicar Bed 
empfohlen, um die Hoffnung ausgedrückt, daß der Fürſt „vie 
bifchöffichen und firchlihen Befugniſſe jtetshin aufrechterhalten, 
und ſolche aufs Gedeihlichite unterjtügen werde.‘ Am 8. Auguft 
antwortete der Fürft,?) und zwar fo, daß der Antwort fein gleich 
darauf erjchtenenes Edi‘ augenfcheinlih zu Grunde liegt. Es 
ſei fein heißer Wunsch, fagt er, die der katholiſchen Yandesreligion, 
ihren Dienern und Gtabliffements bei der Beſitznahme des 
Yandes gegebene Berficherung in Allem zu erfüllen, und hiernach 
die Religion, die bifchöflihen und Tirchlichen Befugniſſe ſtetshin 
aufrechtzuerhalten und zu unterftügen. Er fer entfernt, ſich in 
gend etwas einzulafjen, „was eim Gegenjtand der uriprüng- 
lichen bifchöflichen echte fei, oder auch nur von Weiten unter 
die Spiritualien gehören könne.” In Glaubenslehre und Sacra- 
mentsverwaltung, in die „Art des Predigtamtes,” den Neligions- 


1) Deutſche Blätier 3, 98. Longner ©. 5l. 
2) Deutfche Blätter 3, 99. Longner ©. 53, 
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unterricht der Jugend, Die Einweihungen der Kirchen, die canonifche 
Einjegung und die Einführung der Pfarrer werden er oder feine 
Regierung ſich niemals mijchen. Mit Vergnügen werde er die 
Anzeige vorzunehmender Viſitationen oder zu haltender Synoden 
aufnehmen, u. ſ. w. Kurz: was nur innere Einrichtung des 
Gottesdienſtes betreffe, ſolle unangetaftet bleiben; ſowie e8 fich 
andrerjeit3 zieme, daß Alles, was zu den Äußeren Religions— 
übungen gehöre und neu veranftaltet werden wolle, ihm „zur 
vorderſamen Wiſſenſchaft gebracht werde, und meine Bege— 
nehmigung erwarte. Seine Abficht gehe Tediglich dahin, zwar 
die Religion feiner Unterthanen zu ſchützen, was aber jeine geijt- 
fihen Vorgänger nicht als Biſchöfe, ſondern als Landesherren, 
wenn auch etwa durch geiftliche Behörden geübt Haben, ſich vor— 
zubehalten: wie ja auch „andere und felbit fatholiiche Landes— 
fürjten Die beftimmte Abſonderung der geift- und weltlichen Be- 
fugnifje ven Grundſätzen einer Fugen Staatsverwaltung angemefjen - 
gefunden“ haben. „Ja um meiner fatholiichen Geiftlichkeit 
einen untrüglichen Beweis zur geben, wie jehr ich ihr Anſehn zu 
ſchützen gemeint fer’, werde er „verjelben in Hinficht der Civil— 
gerichtsbarfeit gleih meinen übrigen Staatsdienern 
ein forum privilegiatum in dem Sujftizfenate anweiſen.“ 
Deutlicher konnte der territorialiftiiche Grundfaß nicht ausge— 
iprochen werden, daß die Geiftlichfeitt im Staatsdienfte je. Wie 
ganz anders hatte doch ehemals dem Papfte gegenüber berjelbe 
Kurfürſt von Trier fih auf Die „uriprünglichen echte der 
Biichöfe berufen. 

Sett flagte er dent Papſte (18. Julius) fein Leid und das 
der katholiſchen deutichen Kirche, ward dafür durch Breve vom 
20. Auguft 1803 belobt, und gemahnt, daß bei den eingetretenen 
Berluften an Kirchengut er wenigſtens die geiftlichen Nechte der 
Kirche wahre;') und beantwortete am 15. Detober in dieſem 
Beitreben das Schreiben des nafjautichen Fürjten und deſſen 
unterdeffen ergangenes Edict:“) Er habe gehofft, Die geiftliche 


) Longner Seite 62 fg. 
2) Deutſche Blätter 3, 101. Longner a. a. O. 
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Gewalt werde nach dem Reichsdeputationsſchluſſe bei ihrem Be— 
ſitzſtande gelaſſen werden; und ſo wenig er das Advocatierecht 
und das jus eirea sacra des Fürſten in Zweifel ziehe, jo könne 
er doch „nicht begreifen, wie auf einmal die bifchöfliche Gewalt 
auf ihren Urſprung und ad mere spiritualia, fodann die Reli- 
gionsübung gegen den Reichsdeputationsſchluß 8. 63 nur auf die 
Freiheit des inneren Gottesdienstes hingeleitet werden könne.“ 
Dem Bijchofe jtehe das jus episcopale et in sacra nad) wie 
vor zu, umd es werde dem Fürften von Naſſau bei näherer Er- 
wägung einleuchten, daß „mir als Erzbifchof und meiner Geijt- 
lichkeit“ — in dem „meiner“ Liegt die Antwort auf den fürftlichen 
Territorialismus — „weniger Gewalt und Immunität, und dem 
katholiſchen Religionstheile weniger Freiheit in Hinficht des 
Religionsexercitiums überlaffen werde,’ als den Proteftanten. — 
Auch an den Kuverzcanzler wandte fich der Erzbiichof (26. Det.) ,') 
gab Nachricht, er habe wider die beiden naſſauiſchen Verordnungen 
durch Das Generalvicariat zu Limburg vemonftrirt, und bat, da 
die Eingriffe der Regierungen in bifchöfliche Nechte eher zu=-, als 
abnähmen, um Beförderung des Concorvates, Worauf Dalberg 
(1. Nov.) über das Concordat Nachricht gebend?) eingejteht, daß 
„pie entſchädigten weltlichen Fürften mehr und mehr immer 
fortfahren, in die bifchöflichen Didcefanrechte einzugreifen, deren 
Erhaltung doch im Reichsschluffe ausdrücklich vorbehalten‘ ſei, und 
hinzufügt, er ſeinerſeits habe bei ähnlicher Erfahrung auf Be- 
ſchwerde beim Kaiſer die „tröftliche” Antwort erhalten, daß der 
Kaiſer die Didcefanrechte jchügen wolle, fobald „Ffürmliche und 
orventliche Anzeige von betreffenden Eingriffen gemacht werde. 
— Der nafjauer Herr antwortete dem alten Kurfürften erſt 
nad) beinahe fünf Monaten (3. März 1804),°) indem er den 
Verzug durch die Hoffnung entichuldigt, daß das Neichsconcordat 
mit dem Papfte unterdeß abgefchloffen, und dadurch die Discuffion 
abgejchnitten gewefen fein würde. Unzweifelhaft, meint ex, wäre 


1) Longner ©, 63, 
2) ©, oben ©. 210, 
) Deutiche Blätter 3, 103, Longner a. a. O. 
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er durch ein folches Concordat in den Mafregeln gerechtfertigt, 
die er in Uebereinjtimmung mit feinen Vettern vom Dranien- 
Fuld und Naſſau-Uſingen geglaubt habe treffen zu müſſen, umd 
die ganz ebenjo in Bayern, Defterreich und Frankreich getroffen 
worden feien. Der Neichsveputationshauptihluß $. 62 fg. 
garantire nur die Grenzen der bisherigen Didcefen und die big- 
herige Neligionsübung der Territorien: Beides jet feinerjeits 
nicht verletst. — Der Erzbifchof wandte fih noch einmal an den 
Papit und ven SKurerzcanzler.') Dalberg antwortete: „das 
grundverderbliche Benehmen ver weltlichen Regierungen‘ jet ihm 
wohlbefannt, und „ein Hauptgegenjtand feiner Reife nah Paris‘ 
zur Krönung Napoleons geweien. Papjt und Cardinäle jeten auch 
ſehr betrübt, und man habe „über die Weittel, den großen End- 
zweck zu erreichen, berathſchlagt.“ Allen weder that er etwas 


Ernitliches in der Sache, noch hätte er jie Ändern können; fie _ 


blieb, wie fie war. 

Daß der Nunttus della Genga fich mit Naſſau ins Ver— 
nehmen gejett hätte, erhellt nicht. In einem VBortrage der nun— 
mehr „herzoglich“ nafjauischen Meinifter von 1807, im welchen 
fie ihren Herren eine Ueberfiht der Zuftände des Herzogthums 
nach Ablauf des erjten Jahres feit jeiner Bildung geben,’) fommt 
folgender Paſſus vor: „Auch den päpftlichen Hof haben Sie — 
die Herzöge — „freundlich begrüßt, und es kann uns gleichgültig 
jein, ob durch Concordat der ganzen Nation,“ das heift Durch 
Ein Rheinbundsconcordat, „oder durch eigene Verträge, d. h. 
dur) Spectaleoncordate, „das Epifeopat im Herzogthum ſeine 
Beſtimmung erhält.‘ 

Die Frage war alio offen. 

Ebenjowenig findet ſich Nachricht, Daß der Nuntius mit 
dem ehemaligen Erbjtatihalter der Niederlande, Fürjten von 
Naſſau⸗Oranien, welhen durch ven Reichsdeputationshauptichluß 
die Fürjtbisthümer Fulda und Corvey und verjchiedene Abteien 
zugefallen waren, Unterhandlungen angefnüpft habe. Der Fürft 
von Nafjau-Weilburg in feinem angeführten Briefe vom März 

ı) Zongner ©. 64 (1505). 

2, Abgedrudt bei Winfopp Rhein. Bund 7, 268 fg. 
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1804 erwähnt, vor dieſem feinem Vetter ſeien für fein Territorium 
y ähnliche Einrichtungen getroffen, wie von ihm. — Sein Beſitz war 
nur ein worübergehender: im November 1806 wurde das Land 
franzöſiſch; aus welcher Hand Corvey 1807 an das Königreich 
Weſtphalen, Fulda im Februar 1810 an Dalberg gekommen iſt.) 


4, Andere Rheinbundjtaaten. 


Unter den fechzehn Fürften, welche 1806 den Rheinbund 

mit abjehlojjen, kommen aufer denen von Bayern, Württemberg, 
Baden, Helfen und Naſſau noch der Kurerzcanzler Dalberg, nun— 
2 mehr Fürftprimas, und der Herzog, num Großherzog von Cleve-Berg 
B Joachim Mürat in Betracht. Die übrigen find ohne jelbjtändige 
J Bedeutung. 
Der Kurerzcanzler als geiſtlicher Herr behandelte die ihm 
zuugefallenen Lande, was die Interefien der Fatholifchen Kirche 
angeht, in Bielem günftiger, als es die weltlichen Fürſten thaten : 
er 309 zwar gleichfalls geiftliche Güter ein,?) aber er lieh 3. B. 
die kirchliche Gerichtsbarkeit bejtehen. Mit ihm ein Concordat 
Ei zu schließen, hätte ſeine befonderen Schwierigkeiten gehabt; da 
ä er nach curialer Auffafjung auch als Fürſt bloß ein Untergebener 
des Papſtes, alſo zum Concordatſchließen nicht competent, nach 
Beer eigenen Auffaffung auch als Biſchof und Erzbiichof wefent- 
lich unabhängig von Nom, alfo zum Concordatichliegen auch in 
diejer Eigenjchaft competent war. Unüberwindliche Principien- 
ſtreitigkeiten wären mit ihm durchzukämpfen gewejen; und es 
ſcheint, daß an particnlare Concordatsverhandlungen mit ih 
- xömifcherfeits niemals gedacht worden ift. Er felbjt hatte ebenfo- 
wenig Grund, fie zu fuchen; denn für feiner Territorien geiftliche 
3 Bedürfniſſe kam er als Biſchof nicht in Verlegenheit, und ſeine 
primatialen Intentionen waren durch Einzelconcordate nicht zu 
verfolgen. Die Rolle, welche er nach 1807 geſpielt hat, berührt 
unſer folgender Abſchnitt. 





) ©. über Fulda Gams Geſchichte der Kirche im 19. Jahrh. 1, 607. 
2) Gams Gecſchichte der Kirche im 19. Jahrhundert 1, 507 giebt 
* nicht unintereſſante Mittheilungen darüber. 
Mejer, Zur Geſchichte ꝛc. 20 















dat zu —— es gehörte, ee es gone war, zur € 
des Erzbifchofs von Cöln'), und wurde durch ben Domcap 
von Gaspers verwaltet. Man — von Rom — niem: 
unterhandelt zu haben. 


Rheinbunde getreten find, war — abgejehen von dem et si 
entjtandenen Königreihe Weftphalen — nur eine, die des 


—* reichiſchen Großherzogs von Würzburg, katholiſch, die übrigen pr 
teſtantiſche. Daß der Papſt alsbald Schritte gethan hätte, 
— ſeiner Kirche durch den Rheinbund gewährten Vortheile, deren ſpäter 
* zu gedenken ſein wird, zu Concordatsverhandlungen oder | 
57 lichen Negociationen mit diefen Staaten zu benugen, finde ich 

* ı) Mejer Propaganda 2, 242. 
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5. Napoleoniſche Zeit im Rheinbunde. 


Daß im Herbite 1807 della Genga um ein Nheinbunds- 
concordat zu unterhandeln nach Paris gefordert wurde, war 
nicht der erſte Schritt, den Napoleon in Bezug auf deutſche 
Kirchenverhältniſſe that: — wir haben gefehen, wie er fehon nach 
dem Keichspeputationshauptfehluffe den deutſchen Landesherren 
Vermittelung für Concordatsverhandlungen anbot, wie er im 
Zanuar 1804 am Reichstage feine Theilnahme für die deutjche 
atholiſche Kirche erklärte, wie er im Januar 1806 von München 
aus dem Papfte ihre VBernachläffigung vorwarf und ihre Ange— 
—J legenheiten eventuell allein mit dent Kurerzcanzler Dalberg in 
Ordnung bringen zu wollen drohete. Dieſe Drohung war da— 


ſollte; die Verhandlungen darüber hatten um Mitte Junius 1806 
mit definitiver Ablehnung ſeitens des Papſtes und mit Conſalvi's 
Rucktritt geendet.) 

Es war um dieſelbe Zeit, daß zu Paris die Rheinbundsacte 
unterhandelt ward, und in dem Protectorate des Bundes dem 
Kaiſer, der fchon in feinem münchner Schreiben an den Papſt 
die Pofition eines Nachfolgers Karls des Großen in Anjpruch 
genommen hatte, für Dergleichen eine neue Baſis gewährte, 
Geœwiß war e8 nicht zufällig, daß, indem er Dalbergs alten Wün— 


% 9 S. oben S. 223 fg. Haussonville Le premier Empire et 
PEglise 2, 171 ig, 192 fg. Ueber Cafoni 2, 273 fg. Vgl. Memoires de 
- Consalvi 2, 221 fg. 
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mals in Verfolg des Verlangens geſchehen, daß der Papſt ein | 
Schutz- und Trutzbündniß mit Frankreich ſchließen, und deſſen 
Feinde, namentlich die Engländer, auch als die ſeinen behandeln | 
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ſchen entgegenkommend ihn zum Fürſten- Dane des Rh 
bundes erhob, er ſich für den Fall der Vacanz dieſes Poſ 
die Beſetzung deſſelben, und alſo die Nomination zum erzbiſchö 
lichen Stuhle vorbehielt:) damit wurden die päpftlichen Beſtin 
mungen über das Capitelwahlrecht von Regensburg bei Seite 
gefchoben. Des Papftes Zuftimmung fonnte indeß Dur) das Con 
cordat oder font noch nachgebracht werden: über Die Sache fe Kb 
fann fein Zweifel fein.) Es iſt ferner dieſelbe Zeit, wo in 
Frankreich der fatjerliche Katechismus mit feiner gewaltfamen Be > 
tonung des Gehorfams gegen den Kaifer publicirt wurde.) A 
hierauf im October 1806 Preußen niedergeworfen war, und Na — 
poleon im nachfolgenden Winter als Rheinbundsprotector die — 
nachträglich dem Bunde beitretenden deutſchen Fürſten in den⸗ 
ſelben aufnahm, ließ er fie, ſoweit fie proteſtantiſch waren, ‘) 
ſämmtlich als Acceffionsbedingung ausjprechen,?) daß Ratfofiten 
in ihren Landen künftig nicht nur Diejelben bürgerlichen und 
politifchen Nechte wie Proteftanten Haben follten, ſondern an 
die katholiſche Kirche das gleiche Keligionserereittum wie die bis— 
berige protejtantijche Yandesfirche daſelbſt. Die beiden Sonfeffionen 
wurden hierbei als zwei Religionsgejellichaften im Staate behan⸗ 


1) Rheinbundsacte Art. 12: Napoleon als Protector au acers de 
chaque Prince-Primat en nommera le successeur. — 

2) Als im Julius 1807 Napoleon bei Dalberg in Frankfurt anweſend 
die Frage einer Vermehrung ſeiner Dotation, das iſt der Dotation ſeines * 
Sites, berührte, ſagte er: je ne puis assez vous donner, car ce que je 
vous donne, je le donne au fond à moi-meme, car c’est moi, qui 
nomme le Primat. Die Anwartichaft Feſchs betrachtete er ſchon damals * 
als folgelos, denn der Primas von Deutſchland müſſe ein Deutſcher fein, 
— Aus Frankfurter Aufzeichnungen mitgetheilt von Bockenheimer Dar Er 
bergs Aufenthalt in Paris im den Jahren 1807 — 1808. (Mainz u 
546,7. 

3) Dagegen war die Lehre, daß extra Ecclesiam nulla salus iſt, gemäf 
dem ftaatlihen Ioleranzprineipe der liberté de tous les cultes, anfangs 
weggelafien, wurde dann aber, auf Intereeffion Feſchs, nachträglich noch ein- 
gefügt. Haussonville 2, 271 fg. k 

*) Dem fatholifchen Großherzoge von Würzburg (Oefterreicher), welcher 
ſchon im September 1806 dem Rheinbunde beitrat, ſtellte er eine ne 3 
Acceffionsbedingung zu Gunften der Proteftanten nicht. 

5) Mejer Lehrbuch des Kirchenrehtes S. 219 Not. 8. 
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Die K. Sächſiſche Beitrittsurkunde) ſpricht ſich über Die 
Gründe der Acceſſionsbedingung fo aus: „Da die Geſetze und Acten, 
welche das in Deutichland beftehende gegenfeitige Necht der Con— 
# feſſionen beſtimmen, durch die Auflöſung des ehemaligen deutſchen 
Reichskorpers abgeſchafft, und übrigens nicht mit den Grund— 
ſatzen verträglich ſind, auf welche der Rheinbund gegründet wor— 
den, jo ſoll die Ausübung des katholiſchen Gottesdienſtes im ganz 
zen Königreiche . . . der Ausübung des hutheriichen Gottesdienftes 
ganz gleichgeftellt werden, und die Unterthanen beider Religionen 
ohne Einſchränkung die nämlichen bürgerlichen und politifchen 
ehte genießen. S. Majeſtät der Kaiſer machen dies zu einer 
ganz beſonderen Bedingung.“ Auch die Conſtitution des neuen 
Königreichs Weſtphalen ſicherte deſſen Unterthanen le libre exer- 
— eiee des eultes.?) — In weit den meiften Aheinbundsterritorien 
erhielt auf diefe Weife die fatholifche Kirche eine Stellung, wie 
: ; fie feit dev Reformation dort nicht mehr gehabt hatte; umd es 
woar auch nicht unnatürlich, daß die im proteftantifchen Deutſchland 
zerſtreuten Katholiken fich folchergeftalt des kaiſerlichen Schutzes 
erfreuten. Theils waren fie des Kaifers Glaubensgenoſſen, theils 
x gehörte ihre Dankbarkeit und ihr Zutrauen zu gewinnen zur fei- 
2 ner Politik: Die hamburger Ratholifen haben noc) jest eine Durch 
ſeinen Präfecten ihnen eingeräumte Kirche, die medlenburger mach— 
ten durch ihn einen weentlichen Fortſchritt, u. ſ. w. f.“) Allent- 
Salben trat er als ihr Schußherr auf; einen mäÄchtigeren Ver— 
vbündeten fonnten die Bejtrebungen der römifchfatholifchen Kirche 
in Deutſchland kaum gewinnen. 

Unter ſolchen Umſtänden nahm er jetzt auch dem Papfte 
gegenüber feine Beziehungen zu deutichen Kirchenverhältniffen wie— 
der auf. Nach der Schlacht von Jena hatte ex durch den peters- | 
burger Nuntius Monfignor Arezzo, den ev in Berlin ſprach, 
ſeine Forderung eines Schug- und Trutzbündniſſes an der Curie | 


— 1) Pofener Friede vom 11. December 1806. Winkopp Rheiniſcher 
J Bund 3, 468. 

2) —— art. 10. Auch in des Königs Antrittsproclamation 
= 15. December 1807 heißt e8: V’egalite des cultes sera maintenue.) 

E23) Beier Die Propaganda ꝛc. 2, 364 fg. 369, 
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| wiederholen laſſen, dort aber war fie im Januar 1807 von 
Neuem abgelehnt.) Nach dem Frieden von Tilfit werjuchte er 
dann durch Prinz Eugen den päpftlichen Hof zu ſchrecken Su 
lius 1807), und forderte hierauf Die Abordnung eines Bevoll— er 
mächtigten von dort nach Paris,?) wo er ein drittes Mal unter 
handeln wolle: und zwar müſſe der franzöfiiche Cardinal Bayanne 
diefer Benollmächtigte fein. Auch er hatte nicht mehr Die big- 
herigen Unterhändler: der Cultusminifter Portalis war gejtorben 
und durch Bigot de Preamenen erjest, und an ZTalleyrands 
Stelle als Miniſter des Auswärtigen war joeben Champagny 
getreten.) Am 21. Auguſt nahm eine Note des Yetsteren Die 
deutjche Kirchenjache im Tone der münchner Depefchen von 1806 
wieder auf. 

Und wieder war Dalberg gerade in Paris anweſend. 

Er hatte fich, feitvem er im Jahre 1802 durch Napoleon 
Hülfe der Säculariſation entgangen war, Diejem mehr und mehr 7 
verfauft, und hatte feine Wahl mehr, als ihm zu gehorchen.‘) 
Schon feine Primasgedanken feffelten ihn an des Kaifers Dienft. 
Denn den deutichen Aheinbundfürjten, territoriafiftiich gefinnt 
wie fie blieben, war fein in den Jahren 1803 und 1805 begrün- 
detes Erzbisthum, vermöge deſſen er in ihren Gebieten, ohne ihr 
Untertban zu fein, firchliche Negierungsrechte hatte, zumider. 
Bayern hatte ihn als Erzbiſchof nicht anzuerfennen erklärt, hatte 
mit dem Numntius della Genga wegen eines eigenen Landes 
erzbiichofes, der bloß den bayriſchen Biſchöfen vorgeſetzt fein follte, 
verhandelt, Württemberg hatte unzweifelhaft die Abficht, jei es 
einen Erzbifchof, ſei es erimirte Yandesbifchöfe zu fordern, Die 
Selbjtändigfeitstendenzen König Frieverihs waren befannt. Dal- 
berg fonnte wiffen, daß della Genga auf den bayriichen Wunſch 
eingegangen, auf den württembergiichen einzugehen bereit, hin- 


ı) Haussonville 2, 308 fg. 

2) Anfang Auguft: Haussonville 2, 329 fg. 

3) Haussonville 2, 333; 3, 172. 

') Ueber die „Schwäche Daldergs gegen Napoleon f. die Darftellung 
bei Perthes Polit. Zuftände und Perfonen in Deutfchland zur Zeit der 
franzöftichen Herrihaft 1, 328 fg. Es ift ihr Nichts hinzuzufügen. 
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x gegen jeinen auf den Primat gerichteten Beftrebungen als Ver— 
S treter der Curie direct entgegen war. Suchte er für diefe Be- 
ſtrebungen Unterjtügung, jo fand er fie alſo weder bei den deut- 
ſchen Einzelvegierungen, noch zu Rom, jondern er fonnte fie 
lediglich in Paris zu finden hoffen; da bier die mittels des Pri- 


mas auszuübende Einwirkung auf Deutſchland und die deutſche 


Kirche unter Anderem offenbar durch Erhaltung feiner vollen erz— 
biſchöflichen Competenz bedingt war, und durch Erhöhung feiner 
Amtsgewalt, jo lange er jich fügſam erivies, nur gefördert wer- 


den konnte. Ginzelconcordate der Rheinbundſtaaten, durch die 
jene Amtsgewalt eingeengt worden wäre, gingen ebendeswegen wider 
— Napoleons Intereſſe; dieſer war Dalbergs natürlicher Verbündeter 





gegen fie, wie er es gegen den Papſt war, deſſen Macht Beide 
verringert zu jehen wünjchten, Sie begegneten fich daher in der 
Tendenz nach Einem Aheinbundsconcordate, für welches der 
Fürſtprimas Dalberg mit noch größeren Erwartungen eintreten 
fonnte, als ehedem der Kurerzcanzler Dalberg für Ein Reichs— 
concorvat eingetreten war. 

AS Napoleon nach dem Frieden von Tilfit in die franzöfi- 
ſche Hauptjtadt zurüctehrend durch Frankfurt fam (24. Julius 
1807), wo Dalberg damals refidirte, lud er ihn ein, zu Berich- 
tigung der deutſchen Angelegenheiten unverweilt nach Paris zu 
fommen; insbejondere zu Abfaſſung eines Fundantentalitatutes 
für den Rheinbund und zu Abjchliegung eines deutſchen Concor— 
dates mit Rom. Schon am 11. Auguft war Dalberg dort, be 
gleitet, außer von einigen Cavalieren, von feinen Geheimen Staats— 
zäthen Freiherrn von Cberftein und Weihbiichof von Kolborn, 
und blieb am franzöfiichen Hofe bis Anfang März 1808: Erin- 
nerungen v. Eberjteins an viefen Aufenthalt find neuerdings 
befannt geworden.') Nach der Nheinbundsacte follte der Bund 
eine in zwei Gollegien gegliederte Bundesverfammlung haben, 
und der Fürftprimas dem erjten diefer Gollegien, dem „Rathe 


') Der ſchon angeführten Kleinen Schrift von Bodenheimer liegen 
Papiere zu Grunde, die Eberftein im Jahre 1822 auf der mainzer Stadt- 
bibliothek niedergelegt hat. ©. die Schrift Seite T. 
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der Könige” präfidiven. Er hatte indeß-vergebens verfucht, den 
Bundestag zum Zwede näherer Berathung über den Ausbau der 
Verfaſſung zufammenzubringen; Bayern und Württemberg wollten — E 
Mancherlei daran und unter Anderem fein Präfidium nicht, Seht 
nahm er einen Berfalfungsentwurf nach Paris mit, von welchen 2 | 
in Betracht fommt, daß unter den der Bundesverfammlung darin — 
zugedachten Befugniſſen auch die Ertheilung des „Placet bezüglich 
der päpſtlichen Bullen, ſowie aller von dem Primas, als dem 
Haupte aller Kirchen der Konföderation, erlaffenen geiftlichen 
Verfügungen‘ aufgeführt war.') Außerdem folite dem Funda- gi 

mentaljtatute eine Reihe von Sätzen hinfichtlich der Verhält— 2 ; 
niffe des Bundes zur katholiſchen Kirche einverleibt werden, 
für welche Dalberg folgendes Programm?) aufgejtellt Hatte; 
„it. Wirkſame Garantie des Beftandes und der Rechte der fatho- 
liſchen Kirche Deutfchlands gegen das won protejtantifchen Fürften 
beanspruchte jus reformandi; 2. Garantie für die Kicchengüter | 
gegenüber dem gleichfall® angerufenen Grundſatze, daß diefe Gü— Ge 
tey nicht Eigenthum der Kirche, fondern des Staates‘ ſeien; — 
3. Erhaltung der Einheit der deutſchen Kirche durch einen natioe⸗ 
nalen Mittelpunkt, ven Primat, der jelbjtwerftändlich dem Mitte 
punfte der univerjellen Kirche unterftellt ift; 4. Gemeinſames 
Concordat für alle Diöcefen des Bundes; 5. Dotation der Bi | 
thümer und der anderen Stiftungen mit liegenden Gütern, unter 9 
Verwaltung der Biſchöfe; 6. Beitimmung der Grenzen zwiſchen 
Kirche und Staat nach Maßgabe des katholiſchen Dogma’s md 
der Nechte der Kirche, inſoweit als Iettere die Erfüllung ver 
biſchöflichen Pflichten und die Erhaltung des nöthigen Anfeheng 
im Auge haben; 7. Freiheit der deutſchen Biſchöfe, wie fie die a 
Biſchöfe Frankreichs und Italiens bei Verwaltung ihrer Didcfen 
nach bejtehenden, oder noch zu erlaffenden Gefegen genießen; 
8. Berpflichtung aller verbündeten Fürften, die von dem Primate Br 
ausgehenden, Durch die Mehrheit des Bundestages oder. feines a 
Ausichuffes genehmigten Verfügungen für ſämmtliche 

anzunehmen.“ i 


— 
— — 
—* 








Y Bockenheimer a. a. O. Seite 14. 
2) Bodenheimer.a, a. D, Seite 20 f. 
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Dicieſe Sätze zeigen hinveichend, wie Dalbergs ehedem in den 
2 Abmachungen mit Graf Troni und in den „Privatgedanken“ von 
2 Roth formulicte Idee) ſeitdem entwidelt worden war. Der Pri- 
mat wird durch die practiſch gedachte Vorſchrift, daß die Einzel- 
egierungen feine vom Bundesrathe, dem der Primas vorfikt, 
placetirten Verfügungen „anzunehmen, das Heißt mit ihrem welt- 
r lichen Arme durchzuführen verpflichtet jein follen, zu einer realen 
Macht gejtaltet, neben welcher ver „Mittelpunkt der univerjellen 
Kirche in Die vom Epifcopalismus ihm gezogenen Grenzen zurücd- 
tritt: damit fein Einzelſtaat Hiervon abfönne, foll Ein Bundes- 
concordat bejtehen (Sat 3. 4. 8.). Die dem Primas unterftell- 
ten Bifchöfe werden felbjtändige Verwalter der von den Landes— 
Be .- herren in liegenden Gründen zu bejchaffenden Bisthumspotationen, 
welche, wie das Kirchengut überhaupt, vor territorialiftiichen An— 
Sprüchen durch Bundesgarantie geſchützt find; im Uebrigen wer- 
den fie gejtellt wie in Frankreich und Italien, in welcher Beſtim— 
mung der ſchon bei Roth hervortretende Hinweis auf das franz 
zoſiſche Concordat fich erneuert (Sat 2. 5. 7.). Ueber das Ver— 
hältniß zwiſchen Staat und Kirche ein unbejtimmter und deshalb 
—  nichtsfagender Satz neben einer Verwahrung gegen das proteftan- 
iiſch-ſtaatliche jus reformandi, die vielleicht nichts weiter be— 
zweckt, als die Aufnahme der oben erwähnten Beftimmungen der 
Aeceffionsacten in die Bundes-Berfafjungsurfunde (Sat 1. 6.). 
Der Fürftprimas, welcher gleich nach feinem Eintreffen in 
Paris eine allgemeine Darjtellung dieſer Intentionen übergeben 
hatte, bemühete fich, wie Eberjtein erzählt, dort und in Fon— 
-—  tainebleau, wo fich der Hof vom 27. September an aufhielt, ver 
gebens um ein Geſpräch mit dem Kaifer über die deutiche An— 
‚gelegenheit. Vom 16. November bis Anfang 1808 war dann 
Napoleon auf einer Neife nach Italien abweſend; aber auch als 
er zurücgefehrt war, hielt ev Dalberg hin, ohne ſich mit ihm 
einzulaſſen. Diefer fuchte wenigjtens mit Champagny und Tal- 
leyrand unausgejegte Verbindung, und jchrieb Noten und Me— 
moires, während Eberftein ven Entwurf der Rheinbundsverfaflung 


1) ©, oben Eeite 213. 219. 
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dem für die deutjchen Angelegenheiten im auswärtigen Minifte- 23 * 
rium beſtellten Diviſionschef de la Besnardiere vorlegte, und 
Punkt für Punkt mit ihm discutirte. Hierbei ſcheinen indeß die 
acht geiſtlichen Artikel, wohl weil ſie nicht zu Eberſteins, ſondern 
zu Kolborns Reſſort gehörten, nicht weiter zur Sprache ge— 
kommen zu ſein. 
Schon im Beginne ſeines pariſer Aufenthaltes ſegnete der 
Fürſtprimas am 23. Auguſt 1807 die Ehe Jerome Napoleons 
mit einer württembergiſchen Prinzeſſin ein, obwohl ihm nicht un— 
| befannt fein konnte, daß deſſen erjte Che vom Papjte als recht 
lich noch bejtehende angejehen wurde,) und daß fie nach fatholi- 
ſcher Lehre auch nicht wohl anders anzufehen war. Allein theils 
befand er fich zu jehr in Napoleons Hand, um Dergleihen ab 
Ihnen zu-fönnen, theils entſprach es feiner Gefinnung, auf jo * 
chen Punkten gefällig zu ſein: je unzufriedener darin der Kaiſer 
mit Rom war, um jo mehr fonnte Dalberg zeigen, daß er brauch- 2 
barer fei, als die Römer. Wenn aber Eberſtein auf ven Gedan | 
fen fommt, Napoleon habe bei der ganzen Einladung wohl weiter J— 
Nichts gewollt, als dieſe Trauung; mit der deutſchen Frage ſei 
es ihm nicht Ernſt geweſen: ſo dürfte das kaum richtig ſein. Der 
„Menſch, welcher ganz-fremde Wirkungen aus ſich herausbrachte“, 
— wie einmal Dalberg von Goethe characteriſirt wird —, war 
in jeiner Unjelbjtändigfeit zu Beherrſchung deutſcher Firchlicher 
Verhältniffe Napoleon zu nützlich, als daß dieſer nicht im Ernſte 
gevacht hätte, ihn dazu zu gebrauchen,?) und danach die Einrich- 
tungen zu treffen. Dies wurde jchon durch Die Aheinbundsacte 
vorbereitet, und es ift faum zu bezweifeln, daß bei der Berufung 
nach Paris es gleichfalls in Abficht war; wenn auch Das deut— 
che Concordat Napoleon weniger intereffirte, als das italieniſche 


1 
ö 


1) Es wäre der Mühe werth, die principiellen und die perſönlichen Col— 
liſionen des napoleonifhen Eherechtes mit dem fatholifchen näher zu beleuch- 
ten: eine umfängliche Litteratur hat fih am diefelben angefnüpft. Allein die 
Grenzen diefer Darftellung würden damit überjchritten werben. 

2) Daß das im der That der Fall war, beftätigt der dieſer Verhältniſſe 
kundige Verfaſſer der Schrift: Katholiſche Zuftände in Baden. Abth. 2. 
Regensburg 1813. ©. 39.; 
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Bundniß, und wenn fein ganzer Apparat auch etwa in erſter 


Linie dienen jollte, dieſes zu erreichen. 
Champagny's Note vom 21. Auguft erging, als Dalberg 
zehn Tage in Paris und dort bereits in Thätigfeit war; an ihren 


Aeußerungen über Deutfehland wird man ihm aljo einige Mit— 


urheberichaft immerhin zufchreiben dürfen. Champagny erläutert 
das Verlangen, daß ein päpftlicher Bevollmächtigter zur Verhand— 
Yung nach Paris fomme, und überjchüttet die Nathgeber des Pap- 
ftes mit Vorwürfen: unter Anderem „haben fie in Deutjchland 


Die Religion verkommen laſſen, wo man fie lieber den Proteftan- 


ten geopfert, als die Biſchöfe herangezogen hat“.“ leichzeitig 
hatte Napoleon mündlich von Gaprara gefordert, das deutſche 
Concordat müſſe zu Paris unter feinen Augen verhandelt werden. 
Als der Papit den Cardinal Bayanne zwar wie verlangt war 
jenden, aber nur mit beſchränkten Aufträgen ſenden wollte, folgte 
am 21. September eine zweite Note Champagny's: Bayanne 
dürfe nicht anders, als mit unbedingter Vollmacht zum Abſchluß 
eines Schuß- und Trutzbündniſſes fommen; Napoleon babe als 
Nachfolger Karls des Großen das Recht, die Schenkung Pipins 
zurüdzunehmen, wenn der Papſt deren Bedingung, ſich von der 
Politik des Kaijerreiches nicht zu trennen, nicht erfülle. Man werde 
eventuell an ein allgemeines Concilium, als an den einzigen 
Inhaber der Infallibilität, appelliven. In Bezug auf Deutfchland 
müſſe der Kaiſer „für das Intereffe der Religion dieſes großen 
Landes Sorge tragen: dazu befittt er feine weltliche Gewalt. 
Und wenn der römiſche Hof durch die Verblendung oder die Un- 
wiljenheit einiger treulojer Räthe das Intereffe der deutſchen 
Katholifen den Proteftanten aufzuopfern bejtimmt wird, follte 
da nicht der Kaiſer, ver fich erinnert, daß die Religion nicht 
untergehen darf, und deſſen fih Gott zum Werkzeuge ihrer 
Wiederherſtellung in Frankreich bedient hat, fich als Den betrach- 
ten, der für Deutjchland denſelben Beruf zu erfüllen hat? St 
er nicht mit einem priefterlichen Amte beffeivet, das ihm die 


1) — — ont laisse perdre la Religion en Allemagne oà l’on a mieux 
aime la livrer aux protestants, que de s’adresser aux Ev&ques. 
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Pflicht giebt, die Katholiken an der Weichjel, der Oder, dem 
heine gegen proteftantichen Einfluß zu ſchützen? — dieſer Secte, 


welche aus den Mißbräuchen des römiſchen Hofes hervorgegangen R > 


durch deſſen Fehler täglich ihre Macht wachfen ſieht. Demgemäß 
verlangt der Kaifer, daR das Concordat für Deutſchland unter 
feinen Augen jet e8 dur) .... Caprara, der das italieniſche jo abge 
ichloffen hat, ſei eg durch den Cardinal Bayanne, ſei e8 durch 
den Nuntius della Genga abgeichlojfen werde, jobald nur Der 
Unterhändler mit den nöthigen Vollmachten verſehen iſt.“) 
Einer von Napoleon fo peremtorisch ausgedrüdten Forderung 
war nicht zu widerfprechen. Cardinalſtaatsſecretär Caſoni, der 


Nachfolger Conſalvi's, antwortete daher (an Caprara) am 7. | 


October: „Was das Concordat für Deutjchland betrifft, jo Hatte 
©. Heiligfeit mir bereitS aufgetragen .... zu melden, daß es 


mit Ihrer Genehmigung in Paris unterhandelt und abgejchloifen i 


werden könne. Man erwartete nur noch Antwort” won dort „in 
Betreff der Theilnahme des Monfignor della Genga. Da nun die 


Note vom 21. September ſchließen läßt, daß man zu Parıs in E 


diefelbe willigt, jo hat der heilige Vater Befehl extheilt, das Be— 
vollmächtigungsbreve jo, wie e8 hier beigefügt ijt, für ven 
Sardinal Bayanne und für Monfignor Genga gemeinihaftlidh 
auszufertigen, und diefen zu fchreiben, daß fie ſich unverzüglich 
nach Paris begeben. Nur muß ic Ew. Eminenz noch bemerfen, 
daß, da es fich um Angelegenheiten der Religion und um ſolche 
handelt, von denen den Genannten einige nicht geläufig find, der 
Papſt darauf befteht, das für Deutfchland abgeſchloſſene Coneor- 
dat vor der Unterzeichnung, zur Beruhigung feines Gewiſſens, 
zugejendet zu erhalten: was um fo nöthiger ift, da man in 
diefem Vertrage auch mit proteftantifchen Fürften zu thun hat. 
Dabei fol ih Ew. Eminenz verfichern, daß der heil. Vater über- 
zeugt ift, das Goncordat werde zu Paris unter Sr. Majejtät 
Auſpicien ſchneller und für die Religion vortheilhafter zu Stande 
fommen, als in Deutfchland, wo die Verhandlung bis jest hin 


') Haussonville 2, 333. 337. 343.422. Pacca Memoriestoriche 
del Ministero etc. Orvieto 1843. 1,94 fg. 
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Boayern gehen; denn von dem Gange der erſt mit dem laufen- 
den Monate begonnenen württembergiſchen Verhandlung konnte 
ad & man am 7. October in Nom noch Nichts willen, ſodaß auch was 
B über Proteitanten gejagt wird micht auf dieſe Verhandlung 
ſſpeciellen Bezug hat. Was aber das Gompliment für den 
ES Kaiſer betrifft, jo giebt es zu denken. Denn wenn mat die 
ftuttgarter Negociation begirmen ließ, als man Napoleons Ber- 
Yangen, in Paris zu unterhandeht, fängt fannte — die Zeit 
unnd della Genga’s Aeuferung zu Anfang diefer Negoeiation, er 
werde nach Paris reifen müſſen,) beweilen Das —, fo iſt nicht 

Be anders anzunehmen, als daß man fie unter Hinblick auf die 
pariſer Forderungen angefangen bat: jet es um fie eilig abzu— 
jchliegen, und das württemberger und — wenn man auch dies noch 
ſchloß — das bayrijche Concordat als vollendete Thatfachen in 
Paris zu verwerten, ſei es bloß um für bie parifer Verhand— 
{ung dasjenige Material zu gewinnen, was durch Kennenlernen 
der württembergifehen VBerhältniffe und Intentionen zu erlangen 
mar. Iſt zudem richtig, Daß der Befehl an della Genga, gleich ab- 
zuureiſen, am 7. October ſchon abgejandt war, fo muß er, bevor 
ex ihn geltend machte, ihn bereit! eine Zeit Yang gehabt haben, 
und daß er troß feiner danı weiter verhandelt, ſpricht mehr 
für die zweite, als für die erſte Möglichkeit. 

Nach der Dartellung feines Biographen Artaud reiſ'te er 
am 1. November 1807 von Stuttgart ab, Fam gleichzeitig mit 
dem Gardinal in Paris am, wurde dort Falt aufgenommen, und 
arbeitete mit Bayanne und Caprara zufammen, bis mar fran⸗ 
zoſiſcherſeits die Conferenzen bald abbrach, und die Idee des 
Rheinbundsconcordates für jetzt zurückſtellte.) Dies bedarf ber 


1) Organon, oder kurze Andeutungen iiber kirchliches Verfaſſungsweſen 
der Katholiken, mit vorzugsweiſer Hinſicht auf Staaten gemiſchter Confeſſion. 
Augsburg 1829. S. 7 fg. Vgl. Pacca Memorie a. a. D., wo bie Be— 
zugnahme auf die Proteftanten motivirt wird: non conoscendosi ancor 
bene lo stato degli affari religiosi di quel paese governato da prineipi 
protestanti. 
2) Nach der oben ©. 265 angeführten württembergiſchen Circularnote. 
3) Artaud Hist. de Leon XII. 1, 13. 
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Ergänzung: Champagny legte dem Cardinal Bayanne im No- a 
vember den Entwurf eines Tractates') vor, vermöge deſſen der 


Papft mit Napoleon das vielerörterte Schug- und Trugbündniß 
ichliegen, alle in Deutjchland und Italien durch den Kaiſer be- 
liebten politischen Arrangements und eingejetten Fürſten aner- 
fennen jollte u. |. w.; ein Drittel der Cardinäle jollten franzöfiiche 
Unterthanen und unausihließbar von dem Rechte der Theilnahme 
an den päpftlichen Conſiſtorien ſein; das italtenifche Concordat 
ſollte ausgedehnt, fein italienischer Biſchof künftig verpflichtet 
werden, zur Confecration jich nach Nom zu begeben. In Bezug 
auf Deutichland war nur gejagt, daR zwiſchen Napoleon und 
dem Papſte ein Rheinbundsconceordat alsbald geſchloſſen werden 
ſolle.) Mean verlangte franzöfiicherjeitS unverzügliche Annahme, 


behielt aber jich noch Zufäte zu machen vor. — Bayhanne's 


Bericht über diefe Propofitionen freuzte ſich Hierauf mit einem 
Briefe des Papſtes an ihn, in welchem die Vollmacht zu ver— 
handeln ſchon juspendirt wurde, weil der Papſt durch einen neuen 
franzöfischen Eingriff in feine landesherrliche Gewalt irritirt war: 
General Lemarrois hatte fich zum Generalgomverneur einer An— 
zahl päpftlicher Provinzen erklärt, und deren Verwaltung über- 
nommen. Auc den Tractat jelbit lehnte dann Papſt Pius ab, 
rief feine Unterhändler zurüd (2. December), und es folgten Die 
von Napoleon vorbereiteten Schritte, welche zur franzöſiſchen 
Beſetzung von Rom (2. Februar 1808) führten. Selbjtverjtänd- 
fich fiel mit dem Gefammtvertrage für jest auch das Rhein— 
bundsconcordat. 

Am 4, October 1807 hatte die Augsburger Allgemeine 
Zeitung dafjelbe noch als Grund von Dalbergs fortdauerndem 
Aufenthalte in Paris zu bezeichnen gehabt, und das Frankfurter 
Sournal hatte darauf ſogar gemeldet, das Concordat werde bald 
zu Stande fommen, und „nach Verficherung Hoher Perfonen“ 


') Haussonville 2, 356. Pacca Memorie a. a. O. 

2) ]] sera immediatement negoci@ et conclu à Paris un Concordat 
entre sa Majeste et le St. Siege pour tous les Etats d’Allemagne 
compris dans la Confederation du Rhin. 
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a werde es bie Prieſterehe geſtatten.) Eberſteins Aufzeichnung?) 
mieldet: ein Paar Tage vor dem Schluſſe des Aufenthaltes in 
Fontainebleau, alſo um die Mitte Novembers, was mit den 
römischen Zeitangaben übereinſtimmt, „war dafelbft der päpftliche 
außerordentliche Nuntins Kardinal Bayanne, und kurz nach 
unſerer Rückkehr nach Paris der Prälatus Domefticus Monfignor 
della Genga von Stuttgart aus eingetroffen, um mit dem Fürſt— 
primas unter des Kaifers Bermittelung ein Concordat abzufchließen. 
Nedereien über die auf beide diefer Herren in Gemeinfchaft mit 
dem dem franzöfiichen Hofe accreditirten gewöhnlichen. Nuntius 
Cardinal Caprara ausgejtellte Vollmacht waren jedoch ſchon 
ſchlimme Borboten zu der zu Hoffenden Beförderung des Ge— 
Ichäftes, und die ſchon damals beginnenden Irrungen zwiſchen 
dem Kaiſer und dem Papfte über die von Petterem verweigerte 
- Schließung feiner Häfen gegen England, ließen wenig Gutes 
bon dem Erfolge hoffen. Auch Hatte der Fürftprimas in Paris 
eine einzige Conferenz mit diefen Herren, in Beifein des Herrn 
Weihbiſchofs Kolborn; und nad) des Kaifers Rückkehr aus Italien 
Anfangs Januar 1808 erhielt della Genga bald ven Befehl vom 
3 Kaifer, Frankreich zu verlaffen, und fi nach Nom zu begeben: 
dem Cardinal Bayanne aber wurde erlaubt, als franzöfticher 
Kardinal, jedoch ohne allen öffentlichen Character, in Frankreich 
zu verbleiben.” Sp wenig erfuhr der in Paris mitlebende 
fürftprimatiiche Staatsmann von dem Gange der Sache. 

Sicher ijt, daß dieſe im Januar und Februar 1808 fran- 
zöſiſcherſeits jchon aufgegeben war, während Dalberg im diefen 
Monaten noch gemeint haben mag, wenigjtens fein Nheinbunds- 
ftatut, einſchließlich der geitlichen Artikel, durchjegen zu fünnen. 
Napoleon aber war vorfichtiger, als daß er folche Artikel ſchon 
damals ausgeiprochen hätte. Er ließ ftatt deffen zu Nom’) ı 
die militärische Negierung des Generals Miollis neben dem päpft- 
lichen Regimente und die Reihe vonimmer weiter gehenden Eingriffen 
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) Fr. Sournal 1807, Nr. 186. Bodenheimer a. a. O. ©. 22. Note. 
2) Bodenheimer a. a. O. 
3) Haussonville 2, 365. fg. 3, 1 fa. 32 fg. 59 fg. 
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und immer fehärfer werdenden Conflicten beginnen, die fich jpäter big 
zur Gefangennahme des Papſtes fteigern ſollte. Miollis vertrieb alle 


nichtitalienifchen Gardinäle, der Papſt rief Caprara von Paris ab, 


Napoleon inceorporirte die von Yemarrois bejetsten Provinzen dem 


Königreiche Italien, der Papjt erließ an ihre Biichöfe ein Circular, 
welches die Gefangennahme feines Cardinaljtaatsjecretärs Gabriellt 


(12. Junius 1808), der auf Caſoni und Doria gefolgt war, Diefe 


aber die Ernennung Pacca's zum Cardinalitaatsjecretär zur Tolge 
hatte: das hieß das Fallenlaffen jeder bisher ſeitens der Curie 


genommenen Rückſicht und deren Uebertritt auf einen ſcharfge— 


prägten einfeitig firchlichen Standpunkt. Napoleons ſpaniſche 
und öfterreichiiche VBerwidelungen wirkten dann noch vetardirend. 
Kaum aber hatte er im öfterreichiichen Kriege von 1809 jeinen 
erjten Erfolg gehabt, als er (17. Mai) die Einziehung auch des 
Heftes der päpftlichen Staaten decretirte, und hierauf Nom für 
das Königreich Italien in Befis nehmen ließ: 8. Junius 1809. 
Am felben Tage ward die Ereommunication wider den fran- 
zöſiſchen Katfer werfündet, worauf Nacht vom 5. zum 6. Julius) 
die Gefangennahme und Wesführung des Papites folgte: amt 
20. August fam Pius in Savona an.) 


Durch die Gefangennahme des Papftes wurden neue partis. 


culare Koncordatsunterhandlungen gejtört, welche Württemberg 
und wie es jcheint auch Bayern wiederum in Nom aufgenome 
men hatten. Eine fürftprimatiiche Zeitichrift berichtet in der 
eriten Hälfte von 1809 aus Nom, daß „die Concordate, welche 
Bayern und Württemberg daſelbſt verhandeln laſſen,“ feinen 
rechten Fortgang haben; Cardinäle aber, die nach der Bejik- 
nahme von Nom in Paris lebten, theilten dort mit, big zur 
Sefangennahme Pius des VII. habe eine Kardinalscongregatton 
eifrig an Concordatsprojecten mit Rheinbundſtaaten gearbeitet.) 





1) Haussonville 3, 88 fg. 98 — vgl. 168 fg. 104 fg. 

2) Archiv fir das katholiſche Kirhen- und Schulweſen vorzüglich im den 
rheinifchen Bundesſtaaten. Bd. 1. St. 1. ©. 177 (Frankfurt 1809). Bericht 
der Kirchencommiffton von 1809 an Napoleon bei (Barral) Fragmens 
relatifs A l’histoire ecclösiastique des premiöres annees du XIX Siecle. 
(Paris 1814) p. 156. 
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Bon Württemberg her wird erzählt,') daß der König um 1808 
den geiftlichen Rath Keller zu neuen GConcordatsunterhandlungen 
nad Rom jandte, daß daſelbſt eine Congregation von vier Car- 
dinälen, mit welcher er zu diefem Zwecke conferirte, ernannt 
ward, und daß jeine Ausficht nicht ungünftig, aber eine Schwierig 
feit die war, daß um die gewünfchten erimirten Bisthümer zu 
errichten, man Dalbergs Einwilligung, bezw. Refignation als Erz 
biichof von Regensburg und Biſchof von Conftanz bedurft hätte, 
und diefe nicht zu erhoffen war.) Die Gefangennahme des 
Papftes unterbrach) die Verhandlungen, 

Sp lange jeine Gefangenjhaft dauerte (6. Julius 1809 
bis 23. März 1814) war Papit Pius, obwohl nicht immer 
gleich eng gehalten, niemals in ver Yage, feine firchlichen Ges 
ſchäfte in gewöhnlicher Art bejorgen zu fönnen. Für das Yanfende 
hatte er, noch bevor er gefangen genommen ward, zu feiner Ber 
tretung den Cardinal di Pietro bevollmächtigt;’) dann bildeten 
ſich Verſtändniſſe und Verbände von Katholifen mit einem Mit— 
telpunfte zu Lyon, um einen den Augen der franzöfiichen Polizei 
ſich entziehenden Verkehr zwifchen Papſt und Gläubigen zu ver 
mitteln: ex erhielt auf diefem Wege Eingaben und Berichte, und 
expedirte feine Entſcheidungen und Befehle. Für Manches waren 
auch die Nuntien oder die Biſchöfe ſelbſt mit erhöheter Vollmacht 
von ihm ausgejtattet.‘) So ftand die Fatholifche Kirchenregierung 
nicht ftille. Aber mit Ausnahme einer kurzen Zeit des Jahres 
1813 hatte der Papſt niemals die Cardinäle, und wenn einmal 
Einzelne, doch nicht die Männer feines Vertrauens um ſich; zu 
Geſchäften, die eine umftändlichere Vorbereitung verlangten, fehlte 
ihm der Apparat; und jo iſt in der ganzen Zeit auch von Con— 
cordatsunterhandlungen — mit Ausnahme der franzöfiihen von 
1813 — Nichts vorgefommen. 

1) Longner Beiträge zur Gefhichte der Oberrheinifhen Kirchenprovinz 
Seite 341. 

2) Namentlich nicht die erzbifchöflihe, demm fie wäre mit Dalbergs 
Primatialhoffnungen in Streit geweſen. Dies wurde Hrn. v. Keller noch 1811 
in Paris durch die dortigen Cardinäle beftätigt. Longner ©, 360. 

») Haussonville 3, 388 fg. 443. 448. 

*), Mejer Propaganda 2,373. 

Meier, Zur Geſchichte ꝛc. 21 
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Was der Bannbulle gegenüber zu thun ſei, darüber hatte 
Napoleon anfangs geſchwankt: nach der faſt gleichzeitig mit der 
Gefangennahme des Papſtes geſchlagenen Schlacht bei Wagram 
beſchloß er, ſie durch eine völlige Unterwerfung des Papſtthums 
zu überwinden.) Ob er die kirchliche Gewalt des Zaren als 
Beiſpiel vor Augen gehabt hat, iſt gleichgültig, aus ſeiner domi— 
nirenden Stellung in Europa ergab ſich bei den territorialiſtiſchen 
Grundanſchauungen, die er nicht weniger als andere damalige 
Regenten vertrat, der Anſpruch von ſelbſt, daß auch der Papſt 
fich als feinen Staatsdiener wiſſen müſſe. Napoleon überjiedelte 
vorläufig die römischen Archive und die wichtigiten Curialbehör- 
den nad) Paris,“ verfantmelte dort eine Mehrzahl von Cardinälen, 
unter denen jeit Anfang 1810 gezwungener Weife auch Konfalot 
war, und fam im den mancherlei Verhandlungen, die er 
mit dem gefangenen Papfte geführt hat, immter wieder darauf 
zurüd, daß diefer ſich entichliegen jolle in Frankreich, am liebſten 
in Baris, feinen Sit und zu Napoleon als Kaifer diejenige Unter- 
ordnung einzunehmen, welche deſſen DVorftellung nach der ehe 
malige römische Pontifer zu Carl dem Großen eingenommen 
hatte, Allein er mußte die Erfahrung machen, daß er hier 
mit einer Macht kämpfte, die ſich ihm entzog. 

Schon vor der Gefangennahme des Papjtes waren über Die 
päpftliche Beſtätigung franzöfischer Biſchöfe Unterhandlungen im 
Gange gewejen. Nach Art. 5 des Concordates hatte Napoleon 
die Biſchöfe zu nominiren, der Papft fie zu inſtituiren. Während 
nun jeit 1805 die Differenzen zwijchen Paris und Rom ſich 
häuften, waren die von franzöfiichen Nominirten erbetenen In— 
jtitutionen nicht extheilt worden; ähnlich wie Dies auch Dem 
Königreiche Italien gegenüber, bevor man dort den jeit den 
Melzi'ſchen Deereten ſchwebenden Beſchwerden des Papites gerecht 
werde, verweigert worden war. Für Italien nun hatte fich 
im Julius 1807 PBapjt Pius entjchloffen, die Nominirten zwar 





1) Er wollte den Bann dabei ignoriren. Haussonville 3, 182, 


2, Haussonville 2, 302 fg. 311 fg. 


Inftitution franzöſiſcher Biſchöfe. 323 


nicht zu inſtituiren, aber Motu proprio zu ernennen;') womit die 
Regierung zufrieden war. Für Frankreich blieb die Sache un- 
erledigt, und eben waren darin neue Borjtellungen napoleonifcher 
Biichöfe?) und minifterielle Anträge nach Nom gefommen, als 
durch Napoleons Ereommunication "und des Papjtes Gefangen- 
nahme der Streit in ein neues Stadium trat. Napoleon hatte 
— bereit nach dieſer Mafregel, aber bevor er fie kannte (15, 
Julius 1809) — von Schönbrunn aus Befehl gegeben, die 
Sache ähnlich zu leiten, wie im italienifchen Reiche: Die Cardinäle 
Feſch, Maury, Caprara und Cafelli, jetzt gleichfalls Kardinal und 
Anhänger Napoleons, mußten dem Papfte die Verwirrung, welche 
der Mangel inftitwirter Bischöfe in den. vacanten Diöceſen her— 
vorbringe, jchriftlich vorjtellen, und ihn angehen, zwar nicht ganz 
zu verfahren, wie in Italien, denn fo weit wollte Napoleon nicht 
weichen, aber wie ohne Erwähnung der Nomination, jo ohne den 
Ausſpruch, daß es motu proprio gejchehe, Diejenigen „einfach zu 
inſtituiren,“ welche ja nicht von Napoleon, jondern vom Cultus- 
minifterium nominirt jeien. Der Papft, der diefe Briefe ſchon 
in Savona erhielt, antwortete Ende Auguft, der Cultusminifter 
jei Napoleons Bertreter, diefer wegen Sacrilegiums im Banne, 
und Daher jest nicht nominationsberechtigt; er feinerfeits wolle 
der Noth jener Diöcefen gern auf außerorventlichem Wege Hülfe 
bringen, allein einen jolchen Weg zu finden fehle ihm in Savona 
jein hierzu unentbehrlicher Rath, das Cardinalscollegiumt.‘) 


1) ©, über die Bedeutung diefes Entfchluffes die oben ©. 274 bei Ge— 
legenheit der württembergiſchen Concordatspläne gegebene Erläuterung. 

2) (Barral) Fragmens etc. p. 56 fg. 

°) Haussonville 3, 343 fg. 384 fg. 400 fg. Dal. 4, 293. Nach 
einem Berichte des preußiichen Generalconfuls Bartholdy am den Staats- 
canzler Hardenberg vom 27. December 1817 erzählte damals Confalvi, daß 
Anfangs 1809 der interimiftische franzöſiſche Gefchäftsträger zu Rom Iſouard 
die Confirmation fir den von Napoleon nominirten Erzbifchof von Mecheln 
de Pradt gefordert, und der Papſt fie zugeftanden, aber aus der Bulle nad 
dem faiferlichen Titel die Worte Nostri in Christo carissimi filii megge- 
laſſen habe. Auch bei anderen Bifchöfen habe ſich das um jene Zeit wieder— 
holt. Napoleon aber Habe vergleihen Bullen nicht angenommen, . Wenn 
bier nicht Bartholdy irrt, fo könnte auch ein Irrthum Conſalvi's, der da— 
mals nicht Eardinalftaatsfecretär war, vorliegen. 

21* 
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Napoleon mußte anderweit zu helfen ſuchen. 

Zu dem Ende entſchloß er ſich (Sept. 1809) eine „Kirch— 
liche Commiſſion“ oder conseil ecclésiaſstique nach Paris zu be— 
rufen,') welche ihm über die Injtitutionsfrage, der fich andere Fra- 
gen anjchlojjen, jachveritändigen Rath erteilen, und unter Umftän- 
den Berantwortlichkeiten übernehmen follte, für die jie ihm brauch- 
bar ſchien. Sie trat nad Mitte Novembers 1809 zufammen, und 
beftand, unter Vorſitz des Cardinals Feſch, aus acht Mitgliedern: 
dem Cardinal Maury,?) jest Erzbiichof von Montefiascone und 
Napoleon völlig Hingegeben, dem Erzbifchofe von Tours, den vier 
Biihöfen von Evreux, Nantes, Trier und Vercelli, dem Superior 
de8 Seminars von St. Sulpice Emery, einem gelehrten alten 
Gallicaner von ſchlichter Gewifjenhaftigfeit, und dem Barnabiten- 
general Pater Fontana, der wenig an den Arbeiten theilnahm. 
Feſch hatte, feit er nicht mehr Gejandter in Rom war, fi) mehr 
und mehr zu einem VBertheidiger des Papſtes entwicelt, ver aber 
doch that, was fein Neffe befahl. Die beiden Hauptglieder der 
Commiſſion waren Barral, Erzbifchof von Tours, der auch 
einen Theil ihrer Acten jpäter herausgegeben hat,’) und Duvoiſin 
Biſchof von Nantes: beide Geiftliche von vorwurfsfreiem Wandel, 
ausgezeichneter Perjüönlichkeit, gelehrt, Napoleon vollkommen er- 
geben, und jeine Kirchliche Theorie mit Ueberzeugung vertheidigend. 
Darral, von vornehmer Familie, war vor der Revolution Agent 
des franzöfiichen Clerus in Nom und ſchon 1788 Biſchof im 
partibus und Coadjutor feines Oheims des Biſchofs von Troyes 
gemwejen, hatte, nachdem er mit emigrirt war, als Conclaviſt des 
Cardinals von Luynes das Conclave von Venedig erlebt, dann 
— nach dem Coneordate nah Frankreich zurüdgefehrt — als 
Berwandter Sofephinens erit das Bisthum Meaux, hierauf das 





!) Ueber ihre Geſchichte |. die angeführten Fragmens von Barral, und 

—— 3, 234 fg. 256 fg. 407 fg. 4, 41 fg. 52 fg. 70 13. 
) ©. über ihn oben Seite 134. 

e In den fchon mehrfach angeführten Fragmens relatifs à l’histoire 
eccles. des premieres annees du XIX. siecle. Paris 1814 p. 96 fg. Ueber— 
jest von Paulus im den Beiträgen zur Gefhihte der katholiſchen Kirche im 
19. Jahrhundert. Heidelberg 1823. 
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Erzbistum Toms und die Anftellung als Senator und Almo— 
fenter der Raiferin erhalten, an deren Hofe er ſich weltmänniſch 
bewegte. Duvoiſin, früher Profeffor an der Sorbonne und als 
die Revolution begann Generalvicar in Laon, hatte als Canoniſt 
einigen Namen, und war, als er zugleich mit Barral aus der 
Emigration zurückehrte, durch Berniers Empfehlung Biſchof von 
Nantes geworden. Achnlichen Characters, wie die Beiden, Doch 
weniger als jie hervortretend, waren Mannay Biſchof von Trier, 
ein Freund Duvoifins,') und die Biſchöfe von Evreux und 
Bereelli. Wes Geijtes Kinder dabei alle Neun, oder ihre Mehr: 
zahl waren, zeigt ihre gehorjame Goncurrenz zu Napoleons 
Eheicheidung?) und ver Paſſus eines ihrer Berichte an ihn, in 


welchen unter jeinen Wohlthaten gegen die Kirche auch aufgeführt ' 


wird, daß „er einer großen Zahl Präfaten die Deeoration der 
Ehrenlegion, den Erzbiichöfen und Biſchöfen des Reiches die 
Titel Graf und Baron gegeben habe.“ ?) 

Napoleon legte der Commiſſion dreierlei Fragen vor. Zur 
erſt die ganze Chriftenheit interejjirende: ob der Papft auf Grund 
weltlicher Intereſſen feine Mitwirkung in geiftlichen Dingen ver- 
jagen könne? ob bei dem engen Gefichtsfreife der leitenden 
Perjönlichkeiten der päpftlichen Curie es zwedmäßig jet, ein 
Concil zu berufen? ob nicht zur bejjerer Inſtruction des Papites 
jein Rath aus Männern aller Nationen bejtehen müſſe? ob 
nicht Napoleon alle Eirchlichen Privilegien der Könige von Frank— 
reich umd derjenigen anderen Fürjten, deren Kronen er jett trage, 
überfommen Habe? Zweitens Tragen, welche Frankreich betreffen: 
ob der Katjer oder feine Regierung das Concordat verletst haben ? 
wenn nicht, ob der Papjt willfürlich die Injtitutionen verweigern 
fünne? was, wenn nicht Frankreich, fondern der Papſt gegen das 
Concordat Handelt, und der Kaiſer jich demgemäß entjchlieft, es 
als abrogirt zu betrachten, im Intereſſe der Religion zu thun 

', Beim Concilium von 1811 wohnten fie zuſammen: Bed Leben 
Wefienbergs ©. 197. Görres nennt Mammay einen Pfaffen, der fich dem 
Kaifer zur Ausführung aller Schlechtigfeiten und Anmaßungen Hingebe: 
Perthes Perjonen und Zuftände ze. 1, 273. 

2) Haussonville 3, 237 fg. 

3) Gedrudt bei Haussonville 4, 70. 
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jet? Drittens Die augenblicliche Yage betreffende Fragen. » Hier 
nahm Napoleon die feit 1807, wie e8 fcheint, unberührt ge- 
bliebene Verhandlung über die deutſchen Kirchenverhältniife wieder 
auf: „Seine Majeſtät, die fich mit Necht als den mächtigjten 
unter den chrijtlihen Fürften betrachten kann, würde ſich im 
Gewiſſen bejehwert fühlen, wenn fie ihre Aufmerkſamkeit nicht den 
Klagen der deutſchen Kirchen und der Verkommenheit zuwendete, 
in welcher der Papjt fie feit zehn Jahren beläßt. S. Minjejtät be 
ſchwört ihn, die Ordnung dort wiederherzuftellen, der Fürjtprimas 
hat ihm noch vor Kurzem darüber Vorftellungen gemacht. Fährt 
der Papſt fort, aus weltlichen Gründen oder aus perjünlicher Ge— 
häſſigkeit· — wohl gegen den Fürfiprimas — „dieſe Kirchen in ihren 
Berfalle verſinken zu laffen, jo wünjcht ©. Majeſtät als Suzerain 
von Deutjchland, als Nachfolger Carls des Großen, als veritabler 
Kaiſer des Decidents, als ältefter Sohn der Kirche zu willen, 
was Er, um die Wohlthat der Religion bei den Völkern Deutjch- 
Yands zu vetabliven, thun muß.” Eine zweite Trage diefer Serie 
betraf Verhältniſſe in Toscana, die dritte die Ercommunication. 

Unter dem parifer Clerus war damals angenommen, den 
Bericht der Commiffion über die erjte Sragenreihe habe Mannayh, 
den über die zweite Duvoifin, den über die dritte Barral zu 
vedigiven gehabt. Für Deutſchland interefjirt die dritte.‘) 

Die Beantwortung der deutschen Trage giebt an, daß fie 
auf eingezogenen Meittheilungen vom Fürjten Primas beruhe, der, 
da er in der gejtellten Frage in Bezug genommen wird, wohl 
auch an der FTrageftellung Antheil gehabt Hatte. Selbſt der 
wörtlihen Faſſung der Antwort fcheint im Allgemeinen die jener 
Mittheilungen zu Grunde zu Liegen. Die Commiſſion habe fich, 
jagt jie, vor Weiterem über „ven ganzen Umfang der die deutichen 
Kirchen drücenden Uebel, über die bisherigen Verfuche, fie zu 
heben, und über die vornehmjten Hindernijie unterrichten müſſen, 
in Folge deren das nicht gelungen ſei.“ Sie erwähnt dann kurz 
des „Concordates von 1447, des weſtphäliſchen Friedens, des 
Reichsdeputationshauptſchluſſes und der durch Denjelben hervor: 


— 


) Fragmens p. 152 fg. Beiträge ©. 115 fg. 
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gerufenen Concordatsverhandlungen von 1804. Was fie darüber 
mittheilt, ijt oben berührt worden.) Durch den öfterreichifchen 
Krieg von 1805, den Rheinbund und den Untergang des Reiches 
jet die Phyſiognomie Deutjchlands von Neuem verändert, umd 
dadurch zu den bayrifchen und württembergiſchen Concordatsver- 
Handlungen della Genga's Grund gegeben worden, von deren 
Inhalt „ver Fürftprimas, troß des unermüdlichen Eifers, den 
er für alle Unterhandlungsverjuche, die einigen glüclichen Erfolg 
veriprachen, am den Tag gelegt bat, Nichts kennt.“ Förderung 
für jeine Beftrebungen, was er glüdlichen Erfolg nannte, ver- 
jprachen dieſe beiden Unterhandlungen allerdings nicht; vielmehr 
war er als ihr Gegner zu betrachten und deshalb won ihnen 
ansgejchlojfen*) geweſen: worüber jett eine bei feiner erz— 
biſchöflichen Stellung nicht ganz unberechtigte Empfindlichkeit fich 
ausdrüdt. „So viel Verzug,’ führt die Commiſſion fort, „ge 
reicht der Religion gu großem Schaden: daß derſelbe Durch 
den Papjt verjchuldet worden ſei, deutet fie nicht an, im Gegen- 
theile wird bei Gelegenheit der Unterhandlungen von 1804 die 
firchliche Unannehmbarfeit der damals von della Genga zurüd- 
gewiejenen Sätze von ihr zugegeben. „Die vechtsrheinijche Didces 
Cöln Hat feinen Biſchof, und nicht einmal mehr einen Ver— 
waltungsorganismus, die Bisthümer Freifingen, Paſſau, Würz- 
burg, Bamberg find vacant.“ Bon Cöln ift oben die Rede ge- 
wejen,’) Freijingen war feit April 1803, Bamberg und Würzburg 
jeit April 1808 ohne Bischof; der Biſchof von Paſſau Leopold 
Leonhard Graf Thun Hatte fich feit dem Jahre 1800 nach Böhmen 
zurücgezogen, und ließ das Bisthum durch fein Officialat und 
jeinen Weihbiichof Grafen Gaisrud verwalten, vacant war es 
alfo nicht wirklich. „Die Zeritreuung der Capitel mehrerer dieſer 


1).©. oben Seite 212 fg. 

2) Für die Art, wie man in Württemberg ihn anſah, ift was der Würt— 
temberger Plank in feinen Betrachtungen über die neueften Veränderungen 
im dem Zuftande der deutjchen katholiſchen Kirche (1808) S. 111 fagt ein 
haraeteriftiicher Ausdruck. 

3) S. oben Seite 148 fa. 201 fg. 297. 
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größeren Bisthümer hat nicht einmal erlaubt, ihnen während der 
Vacanz die Verwaltungseinrihtungen zu geben, durch welche 
Subordination, Ärchliche Ordnung und genügender Religions— 
unterricht aufrechterhalten wird.“ Dies paßte nur auf Cöln; 
denn in den übrigen genannten Bisthümern' bejtand, wenn auch 
influirt von den weltlichen Regierungen, eine geordnete Vicariats— 
verwaltung; vielleicht Ipricht indeß hier wieder ein mehr perjün- 
fiches Mißbehagen des Fürften Primas, der für Würzburg ſich 
beim Großherzoge erboten hatte, als Erzbiichof die Diöceſanver— 
waltung zu übernehmen ,') damit aber nicht durchgedrungen war, 
indem Landesherr und Capitel vorzogen, einen aus dem 
Gremium des Lesteren vom Papite ernannten Vicar zu haben. 
„Da die neue Diöcefenabgrenzung noch nicht beſtimmt iſt, jo 
mißachten die Landesherren die bejtehenden Didcefanvechte, und 
verhindern deven Verwaltung jeitens folcher competenter Biſchöfe, 
die nicht in ihrem Lande refidiren. Hieraus entjteht eine durch 
vermittelnde Maßregeln, welche der Fürjtprimas für Theile von 
Böhmen und Weftphalen neuerlich vorgejchlagen hat, nicht völlig 
überwundene firchlihe Anarchie. Fromme Stiftungen werden 
täglich geſchädigt und zerjplittert: Die Yandesherren ſchließen von 
deren Verwaltung Biſchöfe und Pfarrer aus, und Disponiven 
itiftungswidrig über ihr Vermögen. Pfarren bleiben zuweilen 
Jahre hindurch umbejet, und werden faum durch Bicare ver— 
waltet: ihre Bejegung gejchieht nicht jelten ohne Mitwirfung des 
Biſchofs und feiner Behörde, welcher durch die weltliche Gewalt 
Nichts gelaffen wird, als eine oberflächliche Prüfung der ohne 
Sorafalt bei ihrer Auswahl Ernannten. In einigen Staaten 
fordert der Landesherr bei biichöflichen Viſitationen die Gegenwart 
eines von ihm ernannten Commijjars, und gejtattet dieſem, ſich 
in dag Detail der inneren geiftlihen Verwaltungsverhältniſſe 
zwiſchen Bifchof, Pfarrer und Pfarrkindern zu miſchen: was nicht 
nur der Natur des geiftlichen Amtes zuwider it, ſondern auch 
furchtſam macht und entmuthigt. CS fommt vor, daß Erlafje 
des Biſchofs an die Pfarrer, jelbjt wenn fie ſich auf Gewiſſens— 


1) (Eiler$) Deutſche Blätter 4, 50, 
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ſachen beziehen, dem landesherrlichen Amtmann vorgelegt werden 
müſſen, daß der Landesherr den Pfarrern mit Umgehung des 
Biſchofs und ſeiner Behörde direct den Gegenſtand und ſelbſt 
den Text ihrer Predigten vorſchreibt. Man ſollte meinen, dieſe 
Fürſten betrachten den Pfarrer als Mißtrauen erregenden Feind. 
. . . . Dieſe ſelben Fürſten erſtrecken ihr Regieren auf Cultus— 
reglements, Religionsunterricht, Kirchengutsverwaltung: ihre Be— 
hörden greifen in die biſchöfliche Gerichtsbarkeit ein. Sie über— 
wachen mit argwöhniſcher Aufmerkſamkeit die biſchöflichen Conſiſtorien, 
und verbieten ihnen, die Aſpiranten zu Seminar oder Clericat 
anders, als in Gegenwart weltlicher Commiſſarien zu prüfen. 
Die Seminare, dieſe rein geiſtlichen und in der ganzen katholiſchen 
Welt allein dem Biſchofe anvertrauten Anſtalten, werden nicht 
bloß landesherrlicher Oberaufſicht, was in der Ordnung wäre, 
ſondern auch inſofern dem Landesherrn unterſtellt, als er 
Directoren und Lehrer wählt, und die Hausordnung vorſchreibt. 
Endlich unternimmt er, ſich zwiſchen die Gewiſſen ſeiner Unter— 
thanen und das Kirchenoberhaupt zu drängen, indem er die 
Vermittelung aller an den Papſt gerichteten Geſuche um ſittliche 
und disciplinare Entſcheidungen, um Ehedispenſen, oder in der 
päpitlichen Pönitenziarie rejervirten Fällen des Gewifjensforums 
jeinem Staatsminijterium, ſelbſt einem protejtantifchen, vorbehält; 
und dieſer unerträgliche Gewijjensorud wird für eine Conſe— 
quenz der gerühmten Gemiljensfreiheit ausgegeben. — Dies find 
die Leiden, von denen in größerem oder geringerem Grade alle 
Kirchen der Tatholifchen wie protejtantifchen Aheinbundjtaaten 
gebrücdt werden. Wir haben ihre Hauptzüge aus den offictellen 
Publicationen der angejehniten Zeitungen, aus den Protocollen 


- der regensburger Conferenzen ‘von 1804 und vorzugsweife aus 


den vertraulichen Mittheilungen des Fürjten Primas entnommen, 
dejjen Einficht, Unparteilichkeit und Mäßigung ficherfte Gewähr 


für die Zuverläſſigkeit feiner Nachrichten find. Das betrübte 


Gemälde ſtimmt nur allzufehr mit der Energie des Ausdrucks, 
mit welchem ©. K. 8. Majeftät uns die Kirchen Deutfchlands 
als in einem Zuftande ver Verderbniß und Verkommenheit be- 
findlich bezeichnen.” Der Unterjchted war, daß Napoleon die 
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Schuld diefer Zuftände auf den Papjt jchob, die Commiſſion fie 
den betheiligten weltlichen Regierungen beilegte. | 
„Am jo großen Uebeln zu begegnen, führt fie fort, „zeigt 

ſich uns als erjtes, reguläres und canonisches Mittel das Zu- 
jammenwirfen des heil. Stuhles mit ven Fürften ver Ahein- 
bundjtaaten. Allein die Erfahrung hat gezeigt, daß ohne die 
mächtige Intervention Sr. faiferlichen Majeftät als Bundes- 
protectors es innerlich (moralement) nicht möglich war, jo mancher- 
Yet bedeutende Interefjen zu einigen, und die Vorurtheile zu 
zerjtveuen, welche bisher dem Erfolge diefer Negociation zwijchen 
Staat und Kirche entgegengejtanden haben. Schon Mitglieder 
der regensburger Konferenzen von 1804 jahen das voraus: bald 
beriefen ſie ſih auf Namen, Beifpiel, Hülfe, Intervention des 
Erſten Conjuls, bald erfennen fie an, daß das Concordat mit 
dem ganzen, feinem Haupte vereinten Neiche, nicht mit ben 
einzelnen Yandesherren — cum universo imperio, capiti suo 
unito, non vero cum singulis statibus seorsim') —, abge- 
ichloffen werden müſſe. Dann gejtehen fie zu, daß nach jo viel 
Erſchütterungen und Calamitäten die deutſche Kirche nicht anders 
als auf Grund einer Pragmatifchen Sanction des Neiches zu - 
fihern jet — ut Ecclesia Germanica post tot ealamitates 
et concussiones contra prineipum consiliariorum innovationes 
tuta fiat?) Die Gewalt des ehemaligen KeichSoberhauptes iſt 
jet zerjtört, feine kaiſerliche Würde vernichtet. Mit ungleich 
größerer Macht und größerem Erfolge ruhet fie auf dem Haupte 
des Kaiſers der Franzofen; ſodaß von ihm allein die deutſche 
Kirche den mächtigen Schuß und die Hülfe erwarten fann, deren 
fie jo jehr bedarf. Dahın geht auch der Wunjch des Fürften 
Primas, und wir dürfen ihn mit feinen Worten ausdrüden: 
„Die Hoffnung der Katholiken im Aheinbunde ruhet auf der 
„Autorität des höchiten Protectors, der ſich für die Sache der 
„katholiſchen Religion erklärt hat. Wenn Er verlangt, daß 
„daſſelbe hierarchiſche Shitem, melches im franzöfifchen Reiche 


1) Aus den Protocollen von 1804, 
2) Aus denjelben Protocollen. 
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„beſteht, auch in den Staaten der Conföderation beſtehe, wird 
„unter der geiſtlichen und höchſten Autorität des Oberhauptes 
„der Kirche und durch die ihren kirchlichen Stellungen ent— 
„ſprechende Mitwirkung der Biſchöfe und des Erzbiſchofs“ — 
„d. i. Dalbergs — „pie gute Ordnung jih wiederherftellen. 
„Dann werden die deutihen Biſchöfe, wie die franzöfijchen es 
„hun, das Beifpiel geben für die Ehrfurcht und die Unter: 
„werfung, welche in weltlihen Dingen der gute Katholif der 
„Gewalt feines Souveräns“ — Napoleons — „ſchuldet und 
„zollt.““ Wie dieſe Schlußbitte, jo iſt ficher auch Die vor- 
bergehende Motivirung aus den „vertraulichen Mittheilungen“ 
des Fürjten Primas; und von jeinem Parteiftandpunfte aus an— 
gejehen tjt jie zwar jeitens des ehemaligen deutjchen Kurerzcanzlers 
immer niedrig, doch aber nicht, was fie anders angejehen fein 
würde, unwahr. Daß für die Erreichung feiner primatialen 
Wünſche, ja für die Erhaltung feines Erzbisthums anders als 
durch Napoleons Intervention feine Hoffnung ſei, hatte er aller- 
dings erfahren. Daß er und jein Kolborn fehon 1804 an dieſe 
Intervention gedacht, und ſich darauf irgendwie bezogen hatten, 
fann richtig jein, obwohl die aus den damaligen Protocollen 
angeführten Neuerungen nicht für, jondern gegen Napoleon 
gethan find; denn diejer jtand um jene Zeit gegen das Reichs— 
conceordat auf Seite der Yandesconeordate.') Daß Napoleon, jet 
e8 als Aheinbundsprotector, jei es ohnedies, in die Rechte des 
deutſchen Kaijers getreten jet — er ſelbſt nennt ſich in feiner 
Anfrage an die Commifjion den „Suzerain‘ des Aheinbundes —, 
gehörte zu den Dingen, die Dalberg anerfennen mußte, wenn er 
mit ihnen operiven wollte, und vettete ihn vielleicht noch vor 
jeiner eignen Scham. Daß das franzöfiiche Concordat auf 
Deutihland auszudehnen, oder in Deutihland nachzuahmen jet, 
hatte ex bereits 1805 und 1807 anregen Yajjen: bier gejtaltete 
er es nun zu einem eigentlichen Antrage an Napoleon. 
„Alles läßt uns erwarten,“ ſchließt der Commiſſionsbericht, 
„daß der Papſt einen den canoniſchen Regeln und dem dringenden 


1) ©. oben Seite 207 (Konfaloi). 
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Bedürfniſſe der fatholiichen Kirche entiprechenden Plan jelbjt ent— 
weder proponiren, oder aboptiren wird, jobald feine Yage und 
der Beiftand feines ordentlichen Nathes ihm ermöglichen werden, 
jich diefer jo wichtigen Angelegenheit mit Ihätigfeit zu widmen. 
Der Weg eines Concils, um die Schwierigkeiten der Lage zu en— 
den, würde nur dann gerechtfertigt fein, wenn ©. Heiligkeit, was 
bei Ihrem Character und Ihrer Frömmigkeit feinen Augenblid 
vorauszujegen iſt, jich jeder verjtändigen Maßregel zur Beſſerung 
entzöge. Und auch in folchen Falle würde ein Concil bloß der 
franzöftihen Biſchöfe, wäre es ſelbſt durch die fleine Zahl ver 
im Rheinbunde noch exiſtirenden verjtärkt, zur Reorganiſation 
der Kirchen dieſes Gebietes nicht competent jein. Ein eignes 
Rheinbundsconcil aber zu berufen iſt wegen fo vieler Vacanzen 
im dortigen Epifeopate nicht möglich. So kann alfo nur das 
von unſern Wünjchen erjehnte Einverjtändnig zwiſchen dem Ober— 
haupte der Kirche und dem mächtigen Herricher helfen, welcher 
nach dem Beifpiele unferer alten Fürften fich mit dem Titel des 
ältejten Sohnes der Kirche Ihmüdt.‘ 

Was die Commiſſion über Anderes als die deutjche Frage 
jagte, iſt für Deutjchland nur von mittelbarer Bedeutung; Einiges 
davon wird weiterhin zu berühren ſein. Hier beachten wir, daß 
der Fürftprimas jene Meittheilungen an die parijer geiftliche 
Commiſſion noch durch einen zweiten Schritt begleitete und 
ergänzte. 

Er war als jene Commiſſion noch arbeitete, im Anfange 
1810, wiederum perjönlich in Paris.') Bei diefer Gelegenheit 
fühlte er jich, wie eine unter feinen Auſpicien erjcheinende Zeit- 
ſchrift es ausdrückt,) „in feiner Eigenfchaft als Primas der deut— 
chen Kirche verpflichtet, den gegenwärtigen Eirchlichen Zuftand und 
ſeine desfallfigen Wünſche vor den Thron des erhabenen Pro- 
tectors bringen zu müſſen“; und that dies in einer an Napoleon 
gerichteten Denkichrift De la paix de l’Eglise dans les Etats 
de la Confederation Rhenane, 4,Bon dem Frieden der Kirche 


) Krämer, in den Zeitgenofjen 6, 162. j 
2) Archiv für das katholiſche Kirchen- und Schulmefen 1, 427. (Note.) 
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in den Staaten der Rheiniſchen Conföderation“, die er zugleich 
im Buchhandel ericheinen ließ.) Sie ift vom Februar 1810, 
aljo faſt gleichzeitig mit feinen Mittheilungen an die Commiſſion 
und mit deren Berichte, — Dalberg beginnt mit allgemeinen 
Bemerkungen über das Weſen und den Frieden der Kirche, die 
ſich mit eleganter Salbung in der Schwebe bewegen. Der Frie— 
den der Kirche jei „Die Gewiſſensruhe in den Seelen der Gläu— 
bigen“. Dieje werde geftört, „wenn der Katholif feinen Ober— 
hivten in der Ausübung der Gottesverehrung . . . - gehemmt fieht, 
wenn er die weltliche Macht” .... territorialifttiche Regierungs— 
maßregeln nehmen jieht, die in einer Neihe von Beiſpielen auf- 
gezählt werden. Der Katholif bevürfe als Führers auf dem 
Pfade ver Tugend des frei wirkenden Biſchofs; in den vheinijchen 
Bundesitaaten aber werde „dieſe Beruhigung gejtört, weil mehrere 
ihrer Bisthümer offen bleiben, alle jeit der Säculariſation .. 

ihrer Dotation beraubt find; was nothiwendig die Furcht herbei 
führt, daß die fatholifchen Yänder der Conföderation in wenig 
Sahren ohne Biſchöfe fein werden. Schon befinden fich die Bis— 
thümer Pafjau, Freifingen, Bamberg, Würzburg und Münſter in 
diefem Falle. Der vechtsrheiniiche Theil der mainzer, wormfer, 
ftraßburger und conjtanzer Diöcefe wird proviforifch von Dem 
Erzbiichofe von Regensburg verwaltet. Die Diöcefen Trier, Cöln 
und Bajel, jofern fie auf dem rechten Rheinufer liegen, die von 
Eichjtädt, Speyer, Paderborn, Hildesheim, Dsnabrüd, Corvey, 
Fuld, Salzburg, nebjt deren vier Suffraganeaten, haben zwar 
ihre eigenen Bifchöfe, die nur lebenslängliche Benfionen genießen, 
ihre Site aber, die feine eigne Dotation haben, gehören in die 
Kategorie derjenigen, die nach dem Tode ihrer Biſchöfe unbejett 
bleiben .... Die Bejorgniß vermehrt ſich noch dadurch, daß 


') De la paix de l’Eglise dans les Etats de la Confederation Rhe- 
nane. Voeux exprimes par Charles archeveque-mötropolitain de Ratis- 
bonne. Paris. 1810. (16 S. 80.) Bon dem Frieden der Kirche in den Staa- 
ten der Rheinischen Conföderation; ausgefprochene Wünſche Karls Erzbifchofs- 
Metropolitan von Regensburg. Koblenz bei Pauly & Co. 1810, Abgedrudt 
in dem genannten Arhive a. a. DO. — Daß die Denkſchrift vom Februar 
fei, bemerft Krämer. 
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alle Beitrebungen des Metropoliten, um ein Coneordat zu eriwir- 
fen, ohne Erfolg geblieben find. Das iſt die Lage des Katholi- 
cismus in einigen Staaten der rheiniichen Conföderation. Wenn 
man den noch lebenden Biſchöfen nach ihrem Tode feine auf das 
Bisthum eingefete Nachfolger giebt, wenn man die Grenzen 
ihrer Diöceſen und den Wirkungskreis ihrer geiftlichen, das Seelen- 
heil umfaſſenden Amtsverrichtungen nicht bejtimmt, jo wird ſich 
diejer beträchtliche Theil der alten Kirche” in übeljter Yage befinden. 
„Aus dieſen Betrachtungen ergiebt fich die traurige Wahrheit, daß 
in vielen Gegenden der rheinischen Conföderation die Gewifjens- 
angjt über den gegenwärtigen Zuftand und die Beſorgniß über 
die Zufunft die Ruhe und den religiöfen Frieden der Gläubigen 
jtören.” — Allerdings waren die Zuftände in hohem Grade be- 
denklich. Aber bedenklich auch, daß der Metropolit entweder 
ihlecht in feinem Erzbisthume Beicheid wußte, oder im Intereffe 
der Colorirung nicht ganz bei der Wahrheit blieb. Paſſau war 
nicht ohne Biſchof, Conftanz feineswegs bloß „proviſoriſch“ in 
Dalbergs Verwaltung, andererfeits hatten Cöln, Bafel, Dsna- 
brüd feine Biichöfe. Salzburg und feine „vier Suffraganeate 
jcheinen genannt, um die Zahl zu vermehren‘) Daß alle im 
Kheinbundsgebiete gelegenen Diöcefen, die ihre Biſchöfe noch be— 
jaßen, und unter denen nicht bloß, wie gejagt, Paſſau, Conftanz, 
Kegensburg, jondern auch Augsburg, Trient, Chur zu nennen 
gewejen wären, nach dem Tode diefer Biſchöfe unbejest bleiben 
würden, war bloß eine Vorausfegung. Das Alles iſt jelbjt für 
das cavaliere Ungefähr des fürftprimatifchen Denkens und Redens 
zu viel, ES fommt hinzu, daß neben folchen Klagen über den 
Mangel feiter Dotationen der biichöflichen Site Dalberg jelbit 
eben damals die einzige noch bejtehende völlig feſte Dotation, fein 
geiftliche8 Fürſtenthum, wider feinen Bifchofseid gegen eine für 
jeine Lebenszeit zu genießende Einfommensvergrößerung ſäcula— 


') Salzburg hatte ſechs Suffraganbisthümer; von diefen aber war Frei- 
fingen jchon vorgefommen, Gurf, Lavant und Sedau lagen nit im der 
rheinifchen Conföderation, nur Briren und Chiemfee fonnten genannt wer— 
den, und von diefen war Chiemfee verſchwindend Hein, gehörte auch jeit 
1805 genau genommen nicht mehr zu Salzburg. 
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rifirte, und mit feinem Tode aufgab: Vertrag vom 19. Februar 
1810. Durch ein Decret Napoleons vom 1. März 1810 wurde, 
„da die Grundſätze des Empire”, zu welchem alfo Deutfchland 
bier gerechnet wird, „der Vereinigung des Fürftenthums mit ir- 
gend einer weltlichen Souveränetät entgegenjtehen‘, der fürft- 
primatische Staat zum Großherzogthum Frankfurt erklärt, und 
dem Prinzen Eugen Beauharnois die Nachfolge gefichert. Diefer 
jollte den Nachfolger Dalbergs in feinem Metropolitenamte er- 
nennen und bejolden.') 

Dalberg beſchäftigt fich aber in feiner Denkfchrift nicht bloß 
mit den Mängeln der deutjchen Kirchenverhältniffe, ſondern auch 
mit den Mitteln zu ihrer Heilung, indem er darauf hinwei’t, 
daß „Altar und Thron fich wechjelieitig unterſtützen“, und. Gott 
bittet, Napoleons Herz zu Ienfen. — Es fomme auf Sicherung 
der Exiftenz der rheinbündneriichen Biſchöfe für die Zukunft an, 
aber es jet ſchwer, fie „zu hoffen, nach ven feit fechs Iahren vom 
Erzbifchofe von Regensburg beim päpftlichen Stuhle ehrfurchtvollſt 
wiederholten Vorſtellungen, nach den von mehreren conföderirten 
Fürſten mit dem römischen Hofe angefangenen Unterhandlungen“. 
Die Sache würde indeß jogleich erreicht fein, wenn?) der erha- 
bene Protector der Konföderation und Ihro päpftliche Heiligkeit 
übereinfänten, das franzöfische Concordat auch für diefe Staaten 
aufzunehmen. Alsdann hätte jeder Staat einen oder mehrere 
Biſchöfe zu ernennen, die nach erhaltener päpftlicher Bejtätigung 
die nämliche geiftliche Gewalt ausübten, welche die franzöfifchen 
Biſchöfe befigen, und deren bifchöfliche Dotation durch jeden Sou— 
perän unter Vermittelung Ihrer Majeftät des Kaifers und Ihrer 
päpftlichen Heiligkeit bejtimmt würde. Die Heineven Staaten ver- 
einigten ſich auf eine abwechjelnde Nomination. Der Erzbiichof 
von Regensburg würde dem Oberhaupte der Kirche und dem 
Kaiſer der Franzojen die vereinigte Entjcheivung der Frage über— 
lafjen, ob, jedoch mit Beibehaltung feiner biichöflichen Gewalt in 


') Krämer a.a.D. ©. 162. Der Vertrag dv. 19, Februar hei Win- 
kopp Ahein. Bund 16, 405 fg. Der 4. Artikel daf. 408. Vgl. die Ver— 
faffung des Großherzogthums daf. 258 und befonders 8. 5. daf. 260. 

2) Ardiv a. a. O. ©, 435 fg. 
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feiner befonderen Diöceje, feine Mletropolitangewalt in den con- 
füderirten Staaten aufhören jolle, oder nicht. Der Metropofit 
it ein Nachfolger des heiligen Bonifactus .... und feine 
Amtsgewalt ift durh die Bulle” vom 1. Februar 1805 „beitä- 
tigt, auch haben mehrere Nationen Deutihlands die 
Metropolitanrechte in allen Jahrhunderten ſtandhaft aufrecht 
erhalten. Dieſem Allen unerachtet“, aber augenjcheinlich jehr un- 
gern, will Dalberg, wenn es jein muß, die Erzbiihofswürde auf- 
geben. ES war das Schein. Er wußte, daß Napoleon dur 
den Primas regieren wollte, aljo ihn beibehalten und ftärfen 
müſſe. Dalbergs auf Renten zu jegender Nachfolger jollte, nach 
jeiner desfallfigen Convention, nicht in Regensburg, jondern Frank 
reich mehr zur Hand in Frankfurt wohnen. — Gelinge die Ber- 
einigung mit dem Papjte nicht, jchließt der Fürftprimas, jo müfje 
auf ein Generalconeilium vecurrirt werden; da ein franzöfiiches 
Provincialeoneilium über den Gegenjtand nicht würde beſchließen 
fönnen, noch wollen. In Deutichland aber jei, jelbjt wenn man 
den zujammengejchmolzenen Epifcopat vervollitändigen wollte, ein 
Provincialeoneilium nicht zu Stande zu bringen, weil man nicht 
hoffen könne, die „Gefinnungen und Beiftimmungen jo vieler 
Souveräne zu vereinigen”. 

Ueber die Berwandtichaft des pariſer Commifjionsberichtes 
und dieſer primatifchen Denkſchrift bedarf es feiner weiteren Nach- 
weiſung. Unmittelbaren Erfolg bei Napoleon hatte fie feinen. 


Joch bevor Dalberg feine Denkichrift herausgab, ſuchte er 
durch die Firchenpolitifche Tageslitteratur Einfluß zu üben. 

Im Frühjahr 1808 waren von dem göttinger Kirchenhifte- 
rifer Gottl. Jac. Plank Aufmerkjamfeit erregende „Betrachtungen 
über die neuejten Veränderungen in dem Zujtande der deutjchen 
fathol. Kirche, und bejonders über die Concordate ziwifchen pro- 
teſtantiſchen Souveräns und dem römischen Stuhle, welche dadurch 
veranlagt werden möchten“, erjchienen.‘) Er habe die Schrift, 


ı) Hannover 1808, Die Vorrede ift vom 2. April. 
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jagt ex, ſchon im Herbite 1807 „größtentheils entworfen‘ gehabt, 
als er aus den Zeitungen von der fchwebenden wiürttemberger 
Concordatsverhandlung erfahren, und die Arbeit zurücgelegt habe: 
nachdent jest der Abbruch jener Verhandlung befannt geworden 
jet, gebe er fie wejentlich fo, wie damals beabfichtigt, heraus. 
Planck war ein Württemberger, war, bevor er (1782) als Profeffor 
nach Göttingen kam, Yehrer an der Garlsichule gewefen, und hat 





bet jeinen Darlegungen Württemberg im Auge Zwar nennt er. 


außerdem noch Baden und Heffen ald proteftantiiche Territorien, 
denen Durch die neueren Entwidelungen vorzugsweiſe katholiſches 
Land zugefallen ſei; vergißt aber Helfen dann gänzlich, und er- 
wähnt von Baden nur, daß e8 vor Württemberg den Vorzug 
babe, einen Biſchofsſtuhl, Conſtanz, im Lande zu befiten.‘) Er 
will nachweijen, in welcher Art für Verhältniffe, wie Die württen- 
bergijchen, eine nöthige Convention mit Rom zu geftalten fet, 
und ift überzeugt, daß?) dabei „fein Hinderniß umd feine Schwie— 
rigfeit eintreten kann, die fich nicht befeitigen, oder über die fich 
nicht durch eine leicht anmwendbare und auch meiftens jchon als 
anwendbar erprobte Auskunft hinüberfommen ließe‘. Die Sace 
jet alfo gar nicht jo ſchwierig. — Ausgehend von dem ommipo- 
tenten Staate und dem Territorialismus jagt er:?) „mach der Auf- 
löjung des NReichsverbandes kann die Macht der Negenten feine 
Schranke mehr, auch in Bezug auf die Kirche und den firchlichen 
Zuftand ihrer Staaten haben, als die fie fich ſelbſt in der Acte 
des Rheinischen Bundes‘) durch die Erklärung ihres Entjchluffes, 
allen chriftlichen Neligionsparteien volle Freiheit des Gottesdien- 
ſtes zu gejtatten, gefteckt haben‘; es handle fich bloß darum, daß 
der Landesherr die Ausübung jeiner Nechte vegulive, und zu dem 
Zwede jchliege er ein Concordat. In Württemberg werden die 
außerwürttembergiichen Bifchöfe, unter denen die katholiſche Kirche 


1) Bol. S. 12. 191. 197 der Schrift. 

2) Seite 181 der Schrift. 

3) Seite 6 der Schrift. 

*) In der Aheinbundsacte fteht Dergleichen nicht. Pland denkt an die 
Acceffionsurfunden zum Aheinbunde und an die Conftitution des Königreichs 
Weftphalen, zu welchem Göttingen gehörte, ©. oben Seite 309, 
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des Landes fich befinde, augenblidlih noch in ihrem Beſitze ge- 
laſſen: gefetst aber es ftürbe einer von ihnen und es würde ihm 
ein Nachfolger gewählt, ſo „läßt fich gar nicht abjehen,*) aus wel— 
chem Nechtsgrunde auch nur das Anfinnen“, denſelben gleichfalls 
anzuerkennen, ‚in dem neuen BZuftande der Dinge an die Re— 
gierung gemacht werden könnte“. Den Biichofsjtühlen erfennt 
alfo Pland keinerlei Recht mehr zu: jo war allerdings die Sache 
nicht mehr ſchwierig. Errichte der König, fährt er fort, wie man 
annehme, daß er thun wolle, zwei eigne Yandesbisthümer für 
ſeine Fatholifchen Unterthanen, und „werden dann eigene, fatholi- 
iche Landesbifchöfe im Königreich Württemberg angeſtellt“, jo 
fönne man zwar, ob päpftliche Betheiligung dabei nöthig jet, 
itreiten; aber habe der protejtantifche Landesherr einmal erklärt, 
ſeinen katholiſchen Unterthanen die Grundſätze des katholiſchen 
Syſtems ungeſchmälert belaſſen zu wollen, ſo werde er ihnen 
nicht der canoniſchen Inſtitution entbehrende und daher ihnen 
nicht legitimirt erſcheinende Biſchöfe aufzwängen. Er aber ſei es, 
der ihnen aus landesherrlicher Vorſorge Biſchöfe gebe: haben 
daher fie ven Wunſch und das Bedürfniß, daß dabei der Papſt 
concurrire, ſo mögen ſie dieſen veranlaſſen, Anträge deswegen zu 
ſtellen, und der proteſtantiſche Landesherr thue genug, wenn er 
die päpſtliche Betheiligung demnächſt zulaſſen zu wollen erkläre. 
Der Papſt hätte?) einen Nuntius zur Unterhandlung zu ſenden; 
die Form eines eigentlichen Concordates würde aber beijer zu ver- 
meiden fein, da fie ſtets mit proteftantifch nicht zuläffigen Indul— 
ten verbunden ſei. Die proteftantifche Regierung brauche mit 
dem Nuntius nur ein „Regulativ“ für ihre katholiſchen Unter- 
thanen zu verabreden, bei dem fie — im Uebrigen nach Zimed- 
mäßigfeit und Staatsconvenienz handelnd — Davon ausgehe, 
nichts mit wefentlichen Grundfägen des Katholicsmus Streitendes 
und vom Papſte nicht auch katholiſchen Negierungen ſchon Be— 
willigtes zu verlangen, — Errichtung und Dotation‘) neuer Bis— 





1) Seite 12 der Schrift. 
2) Seite 28 fg. der Schrift. 
3) Seite 111 fg. der Schrift. 
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thümer ſeien Staatsfache, der Papſt Habe fie nicht erſt zu be— 
ftätigen ; doch ſei zweckmäßig, daß er die neuen Bisthumsgrenzen 
billige, und diejenigen Bifchöfe refigniven laſſe, die innerhalb der- 
ſelben nicht mehr commpetent bleiben. In Betreff ver Biſchofs— 
ernennung könne der proteftantifche Yandesherr das Nominations— 
recht fordern; wolle es der Papft nicht einräumen, jo treffe 
man für das erfte Mal ein Abkommen, und laffe nachher Die 
Sapitel in Gegenwart eines Yandesherrlichen Commiſſars und 
eventuell jo, daß fie dent Landesherrn zwei Kandidaten zur Ans: 
wahl vorfchlagen, wählen. Unter allen Umftänden hat diejer die 
Wahl zu „approbiren”. Die Biſchöfe unterfcheiden fich in ihrer 
Stellung zum Landesheren nicht von andern Unterthanen, und 
haben ihren desfallfigen Gehorfam durch denfelben Eid zu ver: 
fprechen, der von den franzöfiichen Biſchöfen geſchworen wird. 
In Betreff der kirchlichen Hierarchie feier. fie am beſten exemt. 
Das Recht, fie zu beftätigen, und eine näher zur firirende Ein: 
nahme davon möge dem Papfte bleiben, der diefem zur leiftende 
Biſchofseid verändert werben; die Konfecration könne das erjte 
Mal durch einen päpftlichen Delegaten, nachher durch den andern 
Landesbiſchof geſchehen. Was die fonftigen Primatiatrechte des 
Papſtes betrifft, jo müſſe er bei Appellationen judices in par- 
tibus geben; feine ſämmtlichen Erlaffe unterliegen nicht dem 
Placet, aber — was ebenſoviel ift — der „Approbation‘‘ des Lan— 
desherrn. Hinfichtlich der päpftlichen Dispenfationen könne der 
Staat fich auf die Prineipien von Ems ftellend über Tacultäten- 
erweiterung für die Landesbifchöfe verhandeln, Die Befugniſſe 
der Biſchöfe beziehen fich auf Nichts, als auf mere spiritualia; 
der Staat habe felbitverftändlich Inſpectionsrecht, Advocatie und 
Recurs ab abusu, 

Sp äußerte fich in voller Uebereinftimmung zu den Staats- 
anfprüchen der vorhergehenvden Sahre ein mit der Gefchichte der 
fatholifchen Kirche vertrauter, mit ihren Aufflärungstheologen in. 
vielerlei Verbindung ftehender, unzweifelhaft ihr wohlwollender 
Proteftant, der eine wiſſenſchaftliche Autorität war. Ueber den 
Fürjtenprimas fagte ex bei Gelegenheit des Verlangens nach exi- 
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mirten Bifchöfen:') „wenn man auch jogleih wüßte, wo man 
den auswärtigen Metropoliten‘‘ einheimifcher Bijchöfe „zu juchen 
Hätte, wenn man ihn auch, wenn ihn bejonders die in dem Rhei— 
nijchen Bunde begriffenen Staaten in der erhabenen Berjon des 
Fürftenprimas am ſchicklichſten und natürlichiten finden könnten,” 
die Bulle ». 1. Febr. 1805 behandelt Pland als nicht vorhan- 
den, — „ſo würde man es doch unendlich ſchwer finden, ſich über 
ein Regulativ zu vereinigen, durch das Die Grenzen jeiner Ge— 
walt und die Eintrittsfälle jeiner Metropolitanjurisdiction auf 
eine Art bejtimmt werben jollten, die feiner Bejorgnig megen 
möglicher Collifionen mit den landesherrlihen echten mehr 
Kaum ließe. Die Bundesverhältnifie ſelbſt fünnten und würden 
wahriheinfich nur eine Schwierigkeit mehr Dabei machen; denn 
es würde um dieſer Verhältnijje willen nöthig werden, jorgfältige 
Borfehr dagegen zu treffen, daß nicht leicht der Bundesprinas 
in dem Character des Metropoliten und der Metropolit im Cha- 
vacter des Bundesprimas handeln fünnte‘. Nach der projectirten 
Berfafjung des Rheinbundes jolle Dalberg Vorſitzer des „Rathes 
der Könige’ jein. Sein Titel als Primas bezog fich aber nicht 
auf den Bund, jondern auf die Kirche; und wurde hier von Pland 
nur willfürlich und in übertragenem Sinne als Titel eines welt- 
lihen Bundesamtes genommen. Das war am menigiten Dal- 
bergs Abficht. 

Er brauchte andere Meinungen in der Litteratur. 

Im Jahre 1809 begann zu Frankfurt, damals jchon jeiner 
Refidenz, eine Zeitihrift — „Archiv für das Fatholifche Kirchen- 
und Schulwejen vorzüglih in den rheinijchen Bundesitaaten, 
herausgegeben von einer Geſellſchaft“ — zu ericheinen, deſſen 
Redacteur Georg Ludw. Karl Kopp, ein jüngerer, ihm perjön- 
lich nahe jtehender geiftliher Beantter ſeines Dienſtes“ war. 


?) Seite 1i1 der Schrift. 

2) Geb. zu Aſchaffenburg 1774 war er jeit 1300 Aſſeſſor beim geiſtl. 
Gerichte in Aſchaffenburg, wurde ſpäter geiftl. Rath am Vicariate und Mit- 
glied der Großh. Frankfurtiſchen Oberfhulinfpection, daneben Hofcapları Dal- 
bergs, der ihm 1811 mit nach Paris und 1813 mit im die Schweiz nahm. — 
Er ift Verfaſſer de8 Buches: Die katholiſche Kirche im 19. Jahrhundert, auf 
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„Das beginnende Sahrhundert“, jagt ihre Vorerinnerung, „hat 
in der Form unferes Kirchenweſens eine mächtige Erjchütterung 
bewirkt; noch tft der Sturm nicht vorüber, und das neu aufzus 
führende Gebäude geht langjam der Vollendung entgegen. Das 
Beitreben des Archivs geht bei diefen Ereignifjen dahin, die Form 
des Katholicismus in feiner Außenfeite jo rein und geläutert als 
möglich darzuftellen,“ in der Kirchenverfafjung und der Schule. 
„Die verſchiedenen neueren Creigniffe zwifchen Staat und Kirche 
nach dem Geijte der Neligion zu prüfen, und in eine richtige 
Anficht zu jtellen, das Zweckverhältniß der gegenwärtigen Kirchen- 
verfaflung zu den Bedürfniſſen der Zeit zu unterfuchen ..., 
iſt die vorzügliche Abficht unjerer Unternehmung.” 

Eröffnet wird daher das Archiv durch eine feine Geſichts— 
punfte befundende Abhandlung „Ueber das Prineip zu richtiger 
Beitimmung des VBerhältnifjes zwijchen dem Staate und der darin 
befindlichen fatholifchen Kirche mit Hinficht auf die rheinischen 
Bundesftanten.” Das Verhältniß zwifchen Staat und Kirche, 
bei welchem Alles auf das richtige Prineip anfomme, könne weder 
auf Hiftorifchen Wege allein, noch allein auf dem des Natur- 
rechtes bejtimmt werden. Die Kirche ſei eine Gefellfchaft von 
gleicher innerer Nothwendigfeit, wie der Staat; die fatholiiche 
Kirche eine vergleichen einheitliche, im die verſchiedenen Staaten 
nur hineingreifende Gefellichaft; der Staat aber immer nur mit 
jeiner katholiſchen „Gebietskirche“, nicht mit dem Papfte in un- 
mittelbarem Verhältniß. Denn der Papft habe Nichts als in 
Beziehung auf die „einzelnen Kirchen“ beſtimmte „weſentliche“, 
auf die Verfaſſungsgeſtaltung dieſer Einzelfirchen ſich nicht be— 
ziehende PBrimatialrechte zu üben. Die fo geftaltete Fatholifche 
Kirche habe num mit dem Staate pofitive, auf dem Befitftande 
wohlerworbener Rechte berubende Verhältniſſe. Sie ſei vom 
Staate und zwar mit ihrem „inneren öffentlichen Kirchenrechte“ 
vecipirt. Will er dies Kirchenrecht kennen lernen, „will er genau 
wiſſen, welche Rechte in specie das Kirchenoberhaupt, wann, wo 


defien Titel, Mainz 1830, er fich nocd als „Großh. Frankfurt. Geheimer 
geiftl, und Oberſchul⸗ und Studienrath, des Concordienordens Ritter‘ nennt, 
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und wie es ſolche über jeine (Des Staates) Gebietsfirche auszu- 
üben habe, jo bat ſich der Staat lediglich an feine Kirche zu 
halten.” Er jteht mit dem Kirchenoberhaupte „nicht in unmittel- 
barer Berührung, jondern nur mittels feiner Kirche‘, Gebiets— 
firche. „Entjteht alfo eine Abweichung in den Syſtemen, wonach 
die Rechte des Kirchenoberhauptes bejtimmt werden jollen, jo ift 
flay, daß der Staat das Syſtem feiner Kirche zu adoptirem habe; 
denn wollte er fie nad anderen Grundſätzen behandelt, als 
wozu fie fich befennt, jo würde er ihr Gewalt anthun, indem er 
die ihr gebührende Freiheit nicht ſchützt. So können aljo Die 
Spuveräne der rheiniſchen Bundesjtaaten fein anderes, als Das 
Epiſcopalſyſtem der Katholifen® als Das echte anerfennen, weil 
die fatholifche deutjche Kirche mit Verwerfung des ultramontaniſch— 
monarchiſchen Kirchenſyſtemes fich zu jenem bekennt. Wirklich ift 
auch das neue franzöfiiche Concordat auf das in Frankreich ſchon 
herrſchende Epijcopalipitem gebaut.“,) Hieraus und aus anderen 
ähnlichen Aeußerungen ergiebt ſich, wie der Verfaſſer ſich Das 
Verhältniß von Einzelkirche und Gebietskirche denkt. Er verſteht 
unter „einzelnen Kirchen“ zunächſt biſchöfliche, dann die Einheiten 
der erzbiſchöflichen Sprengel, eventuell Nationalkirchen: aber er 
ſetzt voraus, daß künftig die Grenzen der Diöceſen und der Ter— 
ritorien ſich im Allgemeinen decken, dann alſo die Einzelkirchen 
zugleich Gebietskirchen ſein werden. Bis dieſe Veränderung indeß 
eingetreten ſei, müſſe der überkommene, beſtehende deutſche Kirchen— 
organismus von den Staatsregierungen anerkannt und reſpectirt 
werden: wobei als ein weſentliches Moment die auf dem Reichs— 
deputationshauptſchluſſe und der Bulle vom 1. Februar 1805 
beruhende erzbiſchöfliche Stellung des Fürſtenprimas hervorgehoben 
wird: „Die deutſche Kirche in hierarchiſchem Sinne kann noch 
als Ein Ganzes betrachtet werden, und es würde vielleicht dieſer 
Grundſatz die glücklichſten Reſultate hervorbringen, wenn man 
ihn zur Anwendung wollte kommen laſſen. Die Angelegenheiten 
der katholiſchen Kirche in den ſämmtlichen rheiniſchen Bundes— 
ſtaaten würden in dem kürzeſten Zeitraume und mit allgemein 
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erwünschten Erfolge in Ordnung gebracht werden können, wert 
die Souveräne ein Nationaleoneil veranitalten wollten. Im Na— 
tionellen jpricht ſich die Fräftige Bejonderheit eines Volkes .... 
am beiten aus’ u. ſ. w. f.“ „Das Kirchenoberhaupt Fünnte einer 
ſolchen Organifation, welche jich die deutſche Kirche ſelbſt mit Zu- 
ftimmung der Souveräne giebt, jeine Zuſtimmung nicht verjagen, 
denn es find ja nur Disciplinarpunfte, welche hier feitgejetst wer— 
| den“, und die Primatialvechte des Papſtes beziehen fich lediglich 
auf Dogmen und Dogmatiſch-Moraliſches. 

Alſo: ein anderes, als das febronianiiche Syitem anzuneh- 
men, wäre Gewiljenszwang; nach dieſem Syſtem iſt die Stellung 
des Fürjtenprimas zu beurtbetlen; mit einem Nationalconetlium 
— unter „deutſcher Nation‘ iſt immer bloß die rheinbündnerifche 
veritanden — unter Dalbergs Vorſitze die kirchlichen Angelegen— 
beiten Deutichlands zu ordnen, würde das Richtige fein. Der 
Papſt würde erſt hinterher aefragt, und müßte Ja fagen. Es 
war vielleicht nicht ganz zufällig, daß daſſelbe Heft des Archivs 
die Nachricht aus Rom brachte, Die dortige bayriiche und würt— 
tembergiiche Concordatsverhandlung habe ohnehin feinen Fort- 
gang; und daß daneben in einer Anzeige von Nechbergers Hand- 
buch des öſterreichiſchen Kirchenrechtes (1807) und Michls beſon— 
ders für Bayern berechnetem Kirchenrechte (1809) ausgeführt 
ward, erſt jeit Febronius und Joſeph II. gebe es eine nennens- 
werthe Kirchenrechtswiljenichaft in Deutjehland. Der Iojephinis- 
mus wurde dabei mehr gerühmt, als jelbjt der Fürjtprimas im 
Grunde verantworten fonnte. 

Das zweite Stüd des Archives bejchäftigte ſich vorwiegend 
mit andern Gegenjtänden. Das dritte, 1810 erjchienene, wurde 
mit Dalbergs Denkſchrift Ueber den Frieden der Kirche eröffnet, ?) 
in welcher ver Gedanke des deutjchen Nationalconciliums als un- 
durchführbar fallen gelaſſen, umd jtatt deſſen Napoleons Hülfe 
angerufen war. 

Zu dieſer fürjtprimatiichen „vortrefflicben‘ Schrift erjchienen 
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2) S. oben Seite 332—336. 
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1811 von Franz Andreas Frey, einem geborenen Bamberger 
(geb. 1763), der feit 1795 dort Profeſſor des Kivchenrechtes und 
geiftlicher Rath, feit ver bamberger Vacanz PVicariatsrath und 
Syndicus war, anonyme „Erläuternde Bemerkungen“,) jei es 
einfach auf Beitellung, fei e8 auf Anlaß, der ähnlicher Art war. 
Sie find Nichts als eine jchmeichleriiche Paraphraje ver „Wün— 
ſche“ Dalbergs, Paragraph für Paragraph: kriechend gegen den 
„erhabenen“ Verfaſſer, deſſen Mifgriffe in Thatſachen, ſoweit 
Frey's Kunde reicht, ſtillſchweigend verbeſſert werden, kriechend 
gegen die Rheinbundfürſten, kriechend gegen Napoleon. Materia— 
lien zu näherer Erläuterung bringt der Verfaſſer keine; doch mö— 
gen einige ſeiner allgemeinen Aeußerungen zeigen, wie einem Mit— 
gliede des Vicariates, durch welches die bamberger Diöceſe regiert 
ward, die Yage der Dinge vorkam. Er beginnt mit einem Preije 
der Fürforge, welche der Reichspeputationshauptichluß für Die im 
Folge unvermeidlicher Umftände ihres Gutes beraubte Kirche und 
deren Diener gehabt habe, Leider aber feien feine Bejtimmungen 
darüber nicht ausgeführt: „Der?) deutſche Epifcopat, ehemals jo 
erhaben und glänzend, befteht nur noch in einigen Individuen, 
und mehrere Diöcefen werden bloß Durch Generalvicare, deren 
Gewalt und Anfehen jehr bejchränft ijt, verwaltet. Die Dom- 
capitel, deren Exiſtenz politifch aufgelöſ't iſt, haben ſich auch im 
firchlicher Nücficht ihren urfprünglichen Verrichtungen .... ent 
zogen, und viele Individuen derſelben haben, theils verleitet durch 
einen gewiſſen Zeitgeift, ungeachtet der bedeutenden Suſtentation, 
die fie aus dem Kirchengute annoch beziehen, das geiftliche Kleid 
mit geiftlichen Gefinnungen abgelegt, oder fie leben in einer ihnen 
freilich manchmal abgezwungenen Indolenz und Yethargie, Das 
Anjehen der Vicariate und ihr Wirkungskreis tft durch die über- 
ipannten Grumdfäte einer erſt neu erfundenen Kirchenpolizei wo 
nicht vernichtet, doch beinahe ganz gelähmt“; alle übrigen kirch— 





) Erläuternde Bemerkungen zu der vortrefflihen Schrift: Von dem 
Frieden der Kirche in den Staaten der Rheiniſchen Conföderation; aus— 
geiprochene Wünſche Carls Erzbiſchofs-Metropoliten. Bamberg und Wihz- 
burg bei Iof. Ant. Goebhardt 1811, 

2) Seite 11 der Schrift. 
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lichen Gorporationen ſeien aufgelöft. — Das Mißlingen der 
Concordatsverhandlungen von 1803 folg. habe drei Gründe;') 
Zuerſt die „Stimmung der Regierungen im Gontrafte zu den 
Gefinnungen des päpftlihen Stuhls;“ denn wie diefer nicht ge— 
neigt gewejen ſei, jeine mittelalterlichen Gefichtspunfte aufgebend 
„nem Genius des Zeitalters in einigen Punkten ein Opfer zu 
bringen‘, jo feien „Die meijten Regierungen in Beurtheilung der 
Befugniffe und Behandlung der Rechte der Kirchengewalt von 
einer Negative ausgegangen, durch welche beinahe alle Nechte der 
Kirche in Zweifel und Widerjpruch gezogen“, und was man ihr 
noch habe einräumen wollen nur als Begünftigung und Brecartum 
erſchienen ſei.) Man habe durch beiverjeitiges Extrem fich ein- 
ander mißtrauiſch entfremdet, Der zweite Grund fei, daß fich 
„ſeit etwa dreißig Jahren”, das wäre -jeit den jiebzigern, im 
Schoße der fatholifchen Kirche eine Schule gebildet habe, „die viel 
gefährlicher ijt, als auswärtige Feinde“, und bei erfolgter Säcu— 
lariſation beſtrebt geweſen ſei, „durch exorbitante Vorſchläge und 
empörende Behauptungen die katholiſche Kirche ſelbſt zu unter— 
graben und in die Luft zu ſprengen.“ Frey citirt als Vertreter 
dieſer Schule den Proteſtant gewordenen Erlanger Harl,’) meint 
aber alle jcharf entwidelten Territorialijten, denen er im Inter— 
efje ver Kirche von lange her widerfprochen hatte, und dadurch 
Ipäter den Ruf eines Curialiften gehabt hat. Der dritte Grund 
jet Die unſympathiſche Gefinnung der 1803 mit fatholiichen Ter— 


1) ©, 52 fg. der Schrift. 

2) Al8 einen Hauptvertreter diefer Negative citirt Frey den oben ©. 254 
berührten Kayriihen gutachtlihen Entwurf von 3. B. Stürmer 1807. 
Frey hatte in Bamberg gerade die bayrifche Regierung fich gegenüber. 

3) Deutichlands neueſte Staats- und Kirchenveränderungen, biftorifch, 
politiſch, ſtaats- und kirchenrechtlich entwidelt: Mit befonderen Geſichts— 
punften für die Entihädigungslande Sr. Majeftät des Königs von Preußen, 
wie auch für das der deutſchen Nation von dem römischen Papſte angedrohete 
Concordat. Berlin 1504. Auch unter dem Titel: Entwidelung der aus 
dem Säculariſations⸗ oder Entſchädigungsſyſtem und deſſen Folgen hervor— 
gehenden politischen, bürgerlichen und firchlichen Reformationen des deutfchen 
Keihes. — Harl war Profeffor in Erlangen, ein geborener Salzburger. 
Was er giebt, ift Nichts als plump verarbeiteter Joſephinismus: durchaus 
unproteftantiich gedacht und gefaßt., 
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ritorien bedachten proteftantiichen Yandesherren. Die practiiche 
Spite der Schrift iſt, daß Frey für den einheitlichen Metropo— 
litan⸗Nexus des Aheinbundterritoriums unter Dalberg eintritt.‘ 

In dem Hefte des Frankfurter Archives, in welchem Dalberg 
feine Denkſchrift hatte abpruden laſſen, erichtenen zugleich „Apho— 
rismen über die fünftige Einrichtung der Capitel und der Yandes- 
biſchöfe“: „Bald vielleicht nahet fich der entſcheidende Zeitpunft, 
wo die neuen Landesbiſchöfe mit ihren Kapiteln die erichütterten 
Stühle unferer abgegangenen Fürftbiichöfe einnehmen werben. 
Laut und hoch ſpricht fich der Wunjch aus, daß ein wohlwollen- 
der humaner Genius dieſe große Anftalt leite, und zum hoben 
Ziele einer glüdlichen Verbindung des Staats- und Kirchenwohles 
hinführe. Sei es mir”, jagt der Verfafier, „im Momente großer 
Hoffnungen vergönnt, im hohen DVorgefühle der Umſchaffung 
einige Grundlinien zum fünftigen Gebäude zu zeichnen.“ Der 
„mächtig wirkende Schöpfergeift“, welchen ſchließlich empfohlen wird, 
diefe Pläne „zum Dafein zu rufen“, iſt der auch in Dalbergs 
Denkfchrift angegangene franzöfiiche Kaifer. Was das Einzelne 
betrifft, jo ſollen die Gapitel, mit „liberalerer“ Verfaffung als 
bisher, wieder der geiltliche Nath des Bilchofs, der Capitels- 
dechant joll zugleich Generalvicar und Weihbifchof fein, u. j. w. 
„Dem Landesherrn gehört das Necht; die Kapitel zu bejegen“, 
doch ſoll er fich dazu vom Bijchofe zwei Kandidaten vorjchlagen 
lajien. Den Dechanten, Official, Scholajter ernenne aus dem 
Gapitel der Biſchof. Der Yandesherr ſoll das Capitel „decoriren“ 
und dotiren. „Der Staat übe das Recht aus, den Bilchof aus 
der Mitte des Capitels zu ernennen .... Der Ernannte melde 
feine Beftimmung dem Primas der deutichen Kirchen; dieſem Tiege 
es nun ob, fich über deſſen Tugenden, Gründlichfeit der Kennt- 
niſſe und Reinheit der Sitten genau zu verläffigen, und nad 
Befund der Umstände das Zeugnig der Idoneität auszuftellen: 
die Vorlage dieſes Zeugniſſes muß genügen, die Bejtätigung des 
römischen Stuhles zu erwirken.“ Selbjt zu unterfuchen habe der 
Papft nicht. „Der Neuernannte legt hierauf im die Hände des 





') Seite 62 der Schrift. 
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Regenten .... ven Eid ab, deſſen Formel das franzöfiiche Kon- 
cordat feſtſetzt. Die Conſecration gefchehe durch den Primas.... 
Man umjchaffe aber die bisherige Form des Vaſalleneides der 
Treue gegen den Papſt.“ Es folgt der Dotationspunkt und der 
Des bijchöflichen Reſidenzhaltens. Der Biſchof ſoll eventuell vom 
Primas und von dem Landesherrn Urlaub nehmen. 

E* Sp dachte man fich aljo die Herübernahme des franzöfifchen 
Concordates, wie auch in der Sache lag, nicht ohne Modification. 
— Nachdem das folgende Heft Des Archives eine Erörterung 
über die Tragweite der franzöfiichen Berordnung vom 17. Febr. 
1811, durch welche die Gallicanifchen Artikel (Declaration von 
1682) zur loi de !’Empire erhoben wurden,') gebracht hatte, 
kam das fünfte Heft auf diefen Gegenſtand zurüd. Es enthielt 
von einem „weltlichen Staatsdiener eines angefehenen deutſchen 
Staates“ eingefandte „Bemerkungen über die Anwendbarkeit des 
franzöſiſchen Neichsconcordates auf deutſche Staaten.) Der 
Verfaſſer giebt darin eine Ueberſetzung des Concordates und der 
Drganijchen Artikel, und jtellt Artikel für Artikel eine Erwägung 
an, ob jever unverändert, oder ob etwa nur mit Veränderungen 
in Deutichland aufgenommen werden könne. Für unanwendbar 
hält er bloß wenige jpeciell franzöfiiche Artikel, Bet feinen 
Modificationsvorichlägen geht er davon aus, daß das franzöfifche 
Coneordat für den römifchen Hof immerhin günftiger jet, als 
gut; es müjje mit dent Papſte „weiters über Nichts, als über 
deſſen Verhältniſſe zur deutſchen Kirche und zu den deutſchen 
Souveränen, dann zu dem veutichen Epifcopate im Allgemeinen 
eine Uebereinkunft getroffen, die Einrichtung der Landeskirchen— 
dideefe aber und alles Defjen, was dahin gehören mag, lediglich 
der Anordnung des Staatsregenten in Uebereinjtimmung mit 
dent von ihm bejtellten Yandesbijchofe vorbehalten werden.” Im 
Allgemeinen jei demgemäß das franzöſiſche Concordat, ſammt den 
Organiſchen Artikeln, als Rheinbundsconcordat brauchbar: nur 
daß der Verfaſſer ven Inhalt etiva der oben berührten Aphorismen, 





') ©. darüber Haussonville 3, 335 fa. 
2) Archiv Jahrgang 2. Heft 2. Seite 159 fg. 
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noch um Etwas verichärft, hineingetragen wiſſen möchte, wobei 
er ſich auf jojephintiche Canoniften, auf Gmeiner und als auf 
„nie volljtändigjte und zugleich freimüthigite Schrift über vie 
Soncordatenjache” auf den von Frey befümpften bayriichen Gut- 
achtlihen Entwurf von Stürmer‘) beruft. Bei der Nomination 
der Bijchöfe durch den Landesherrn foll auch der im franzöfifchen 
Concordate unberührt gebliebene Fall „vorgeſehen werden,“ daß 
etwa der Papit fich weigern jollte, einem vom Landesherrn 
Nominirten Die Injtitution zu geben. — Aber nicht bloß die Bis— 
thümer, auch die Pfarren müſſe der Yandesherr bejegen; Das 
Recht dazu fer „für den Regenten höchſt wichtig, und darf um 
feinen Preis aufgegeben werden; die gejetlichen Verhältniſſe des 
Patronatrechtes jind dahin zu modificiren, dag dem Souverän 
das Patronat auf alle Pfarreien zujtehe, wo nicht ein Anderes 
erweislih iſt.“ Die Organijchen Artifel gefallen dem Verfaſſer 
bejjer, als das Concordat; nur dürfe man z. DB. Die barmherzigen 
Schweitern nicht zulaſſen: „am beiten müchte es fein, im Con— 
cordate mit dem Papſte hiervon ganz Umgang zu nehmen, und 
hierüber mit dem fünftigen aufgeflärten Yandesbifchofe zu ver— 
handeln.” — Da, wo die Organtichen Artifel von. den Amtsge- 
ihäften der Erzbiichöfe iprechen, fommt der Einjender auch auf 
die von Dalberg erjtrebte Primatenftellung, und in einer für 
das frankfurter Archiv auffälligen Were. Dalbergs Säcularifirung 
jeines nunmehrigen Großherzogthums brachte nach dieſer Seite 
ihre unangenehmen Gonfequenzen mit fich: aber der Einjender 
muß auch nach feiner perfönlichen Stellung Rüdficht gefordert 
haben, jonjt hätte man ihm wohl an diefer Stelle feine Aeußerungen 
nicht erlaubt. Landeserzbiichöfe, jagt er, ſeien „Zugehör eines 
größeren Reiches, welches auch im geiftliher Hinficht die Provincial- 
eintheilung adoptirt;” die meiſten Aheinbundfürjten würden jie 
nicht haben fünnen. Nun werde „pie Oberaufjicht über ven 
Biſchof ohnehin nach der neuen Einrichtung meiſtens vom Staate 
geführt; ſei indeß eine firchliche Aufjicht in der Sache noth— 
wendig, ſo habe die unmittelbare Unterjtellung der Landesbiſchöfe 
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unter den Papft das gegen fih, daß man Ginwirfungen von 
Nom Her fürchten müſſe. Ein einziger NAheinbundserzbiichof, der 
— mie nach Dalbergs Tode jet zu erwarten war — nicht 
felbjt Yandesherr wäre, würde in das Land als Unterthan eines 
fremden Souveräns heveinvegieren. Das jet nicht zu ertragen. 
„Für die Frankreich nahe gelegenen Bundesjtaaten und für ihre 
Politik“ ſei es daher angemeſſener, „die Negoeiation dahin zu 
richten, mit dem nächjten Erzbisthume Frankreihs in die Metro- 
politanverbindung zu treten, als irgend einen anderen Weg einzu- 
ichlagen,” und jener Weg müfje „ven minder mächtigen deutjchen 
Souveräns feſte Regel“ fein. — Das Archiv wagt, da es hier 
Frankreich gilt, nur vorfichtigen Widerſpruch: der Grund der 
Behauptung laſſe fih, jagt e8, „um jo weniger einfehen, da 
ichwerlich zu leugnen ift, daß der franzöfiiche Clevus von oben 
bis unten in der religiöfen Aufklärung weit hinter dent deutjchen 
zurüciteht.” Mean werde Collifionen mit ihm haben: der Fürſt— 
primas jet als Erzbischof bequemer. 


Die vorgeführten Stimmen aus der Litteratur werden, in— 
dem fie ſich an früher erwähnte anfchliegen, genügen, einen Ein- 
blick in die Meinungen über Fortentwidelung der Kirchenverfaffung 
zu gewähren, von denen man in den Ffatholiichen Kreiſen des 
rheinbündnerifchen Deutjchlands zu der Zeit, vorn welcher Die 
Rede ift, bewegt war. Blicken wir jest wieder auf die Differenzen 
zwiichen Napoleon und dem Papite. 

Sm Januar 1810, eben als die firchliche Commiſſion in 
Paris ſaß, und Dalberg dorthin ging, um fpäter feine Denkſchrift 
zu übergeben, hatte Napoleon fich feinen Plan, ven Papſt, nach- 
dem Kom und der Kichenftaat definitiv mit dem Reiche vereinigt 
jein würden, als einfachen Untertyanen zu jtellen, bejtimmt 
formulirt.) Für Pius VII. perſönlich wollte er eine Art Aus- 
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nahmeftellung geftatten; er follte nur feinen Sit in Frankreich 
nehmen: fünftige Päpfte aber follten ihm als weltlichem Herrn 
des Occidents den Unterthaneneid leiſten. Solange fein Scheivungs- 
proceß ſchwebte, ließ er dies ruhen; dann vereinigte er zumächit 
— durch Senatusconfult vom 17. Tebruar 18i0 — Rom und 
den Kirchenjtaat offictell mit dem Kaiferreiche, und ſetzte ven 
Papit auf Renten:') gleich nach feiner Heirath (April 1810), 
bei der er die Macht der päpftlichen Ereommunication in der 
Weigerung einer Anzahl Gardinäle feiner Trauung zu affiftiren 
bitter empfunden hatte,) nahm er den Plan von Neuem auf, 
und e8 wurde zunächit, durch Metternichs Vermittelung, ein dem 
Papſte befannter öfterreichiicher Diplomat unter einem Vorwande 
nach Savona geſchickt, Pius des VII. Dispofition zu erfunden. 
ALS diefer Bote feiner günftigen Stimmung begegnet war, jandte 
Napoleon in ähnlichem Auftrage, wieder unter einem Vor— 
wande, die Cardinäle Caſelli und Spina, Diefelben, welche vor 
zehn Jahren beim Concordate mtitbetheiligt, jett aber ins fran— 
zöfifche Yager übergegangen waren, zu Anfang Julius an ven 
Papſt.“) Sie fanden ihn in Betreff des Refivirens in Frank 
reich nicht eingehender: er werde fich, fagte er, dort ftets als 
Gefangenen anſehen. Günftiger hingegen ſchien er in Betreff des 
zweiten Punktes, im welchem ſie Aufträge hatten, in der Inftitutiong- 
frage geftimmt. 

Die Archlihe Commiffion, welcher diefe Frage von Napoleon 
mit vorgelegt worden war,‘) hatte fich, indem fie auseinander- 
jetste, daß weder einfeitige Löſung durch Staatsgefeß, noch auch 
ein Generalconcilium thunlich ſei,“) beftrebt, Antworten zu geben, 
durch welche ſie außer Verantivortung bliebe; wurde aber von 
dent Kaifer zu bejtimmter Antwort gedrängt, und ertheilte fie 
zulegt dahin, dag, wenn der Bapft fich wirflih durchaus mweigere 


!) Haussonville 3, 252. 318 fg. 

2) M&moires de Consalvi 1, 416 fg. Haussonville 3, 285. 

3) Ueber die erfte Sendung Haussonville 3, 411fg. 415 fg. Ueber 
die zweite daſ. ©. 422 fg. 

4) ©. oben Seite 322. 325. 

5) Haussonville 3, 407 fg. 4, 26 fg. 
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zu inftitmiven, und wenn dadurd der Nothfall feſtſtehe, alsdann 
die Berufung eines franzöfiichen Nationalconciliums das richtige 
Mittel, und diefe Kirchenverfammlung — angefehen den Nothfall 
und die Unmöglichkeit eines Generalconciliums — auch competent 
jein werde, zu erklären, daß die durch den Metropoliten coneihai- 
rement, und wenn er jelbjt zu inſtituiren ſei durch den älteſten 
Biſchof gegebene Injtitution anftatt der päpftlichen Inſtitutions— 
bulle fo lange genüge, al8 der Papſt oder fein Nachfolger fich 
nicht zu Erfüllung des Concordates werde bereit finden laſſen. — 
Es kam alſo zunächht auf Unterhandlung mit dent Papſte zu 
Feſtſtellung des Nothitandes an. Inſofern war derfelbe vorhan— 
den, als bereits jiebenundzwanzig Didcefen ohne Bifchöfe waren, 
Der Papſt aber Tprach ſich Caſelli und Spina gegenüber jeßt 
dahin aus, daß er auf Berhandlumgen über die Frage einzugeben 
bereit jei, wenn er mehr Freiheit des Verkehrs mit den fran- 
zöfischen Clerus, und wenn gm erjter Stelle er mindefteng zwei 
frei von ihm ausgewählte Cardinäle als feine Räthe nach Savona 
erhalte. Napoleon wollte jedoch dieſe Bedingungen nicht be— 
willigen, jondern antwortete mit dent Befehle, den er einer An— 
zahl von ihm nominivter, aber — da fie noch nicht die Inſtitu— 
tion Hatten — nach franzöfifcher Sitte von ihrer bifchöflichen 
Stadt fich fern Haltender Bischöfe gab, unverzüglich ihre Site 
einzunehmen, und der Didcefanregierung, wie wenn fie Bifchöfe 
jeien, fich zu unterziehen. Widerſetzlichkeit in den Kapiteln fehlug 
er mit Gewalt nieder. Auf geheimen Wegen überfommene 
Breven des Papites, in denen folchen Quafibiichöfen der Schritt 
verboten ober verwieſen, auch was fie als Biſchöfe thun würden 
für ungültig erklärt ward, — unter anderen ein derartiges Breve 
an den zum Erzbifchof von Paris nominirten Cardinal Maury, — 
ließ er vom Senate annulliven, und beftrafte den Papſt durch 
Freiheitsbeſchränkungen, Einſchränkungen im Haushalte, und 
ähnliche Mapregeln, die jo weit gingen, ihn der Bücher und 


der Schreibmaterialien zu bevauben.!) Im Januar 1811 ließ er 
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alstann, in Anlaß des Maury'ſchen Falles, ſich vom parifer 
Domeapitel eine ausführlihe Zujtimmungsadrefje überreichen, 
und zu derjelben im ganzen franzöfiichen Clerus Beitrittger- 
Härungen bejorgen,!) die jümmtlih im Moniteur abgedruckt 
wurden: dem einzigen Blatte, welches der Papſt zu leſen befant. 
Diefer follte den Eindrud erhalten, die franzöfiiche Geiftlichkeit 
ſtehe grundſätzlich und vollftändig auf des Kaiſers Seite, 

Ferner berief er eine zweite kirchliche Commiſſion zuſammen, 
die von Anfang Februar bis Anfang April zu Paris arbeitete, 
und durch welche er, zu Berufung eines Nationalconeiliums jchon 
entjchloffen, nochmals unterjuchen ließ, ob nicht die von Der 
eriten Commiſſion für nöthig erachtete vorherige Verhandlung 
mit dem Papfte umgangen werden könne.) Die Mitglieder 
waren die alten; nur daß der 1810 verjtorbene Biſchof von 
Bercellt durch den Kardinal Cafelli, und Pater Fontana, welcher 
einer TIheilnahme an Beförderung des Maury’ichen Breves ver— 
dächtig aefangen ſaß, durch Wer. de Pradt,’) nominirten Erz 
bijchof von Mecheln, ven jpäteren Autor der Quatre concordats 
erjett war: beides Mitglieder, von denen Napoleon volle Ge- 
jchmeidigfeit erwarten fonnte. Die Fragen an die Commiſſion 
gingen diesmal davon aus: das Koncordat jet vom Papjte bereits 
gebrochen und dadurch hinfällig geworden, demgemäß jolle jo 
lange, bis der Papſt die Artikel von 1682, als nunmehriges 
Reichsgeſetz, etdlich werde anerkannt Haben, jever Verkehr zwiſchen 
ihm und den franzöfiichen Unterthanen aufhören; zweitens folle 
die päpftliche Inſtitution franzöſiſcher Biſchofe und diejenige Ab- 
hängigfeit von Nom nicht länger ftatthaben, in welcher da— 
durch der biichöfliche Clerus gehalten ſei. Wie die Inftitution amt 





!) Er beantwortete fie mit einer Anklagerede gegen den Papſt, und ließ 
zugleih um die Zeit durch Daunon das Buch) Sur Ja possession temporelle 
du Pape fchreiben, um auch auf diefem Wege für feinen Zweck zu wirfen. 
Haussonville 3, 416. : 

2) Haussonville 4, 9. fg. 34. 37.fg. 70. Die der Commilfion 
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- beiten erjetst werben fünne, wird die Commiſſion in Vorbereitung 


des zu berufenden Conciliums zu erachten aufgefordert: Napoleon 
wolle, da der Papſt die Bullen verweigere, wilfen, mit welchen 
canoniſchen Mittel fie ohne den Papft zur erlangen fei. — Die 
Commiffion ging in ihrer Antwort nicht ganz von derſelben 
Bafis aus, fondern behandelte das Concordat als noch bei Be 
ftande. Indem fie vor Mafregeln warnt, durch welche das 
öffentliche Vertrauen alterirt werden würde, erflärt fie für das 
richtigſte jetzt anwendbare Mittel die Hinzufügung einer Claufel 
zum Concordate, dahin gehend, „daß der Papſt die Imftitution 
binnen einer bejtimmten Friſt zu ertheilen gehalten fer, wiorigen- 
falls die Inſtitutionsbefugniß auf das Provincialconcilium 
devolvire.“ Erſt wenn der Papſt diefen Zufat nicht annehme, 
jei ein Nationaleoneilium zu berufen, welches Die Normen der 
pragmatiichen Sanetion wiederherjtellen könne. Indeß möge, 
bevor man jo weit gehe, dem Papfte durch eine Deputatton Der 
franzöfifchen Biſchöfe die Noth dargelegt werden: hoffentlich ver— 
möge diejelbe ihn zur Nachgiebigkeit. — Gegen den Schluß der 
Arbeiten dieſer zweiten Firchlichen Commiffion wurde die merk— 
mwürdige Sikung in Gegenwart des Kaiſers) gehalten, in welcher 


der alte Abbe Emery, deſſen geijtliches Anfehen bier mitverwendet 


werden jollte, auf eine von Napoleon ausgegangene Wiederholung 


- der Anklagen gegen den römischen Stuhl, die er um dieſe Zeit 


nicht felten öffentlich ausfprach, mit ruhigem Freimuth als Tatho- 
liſcher Geijtlicher antwortete: die Kirche fer und bleibe ſchon nach 
dent Faijerlichen Katechismus dent Papſte Gehorſam fehuldig; Die 
weltliche Souveränetät des Papites fer ſchon nach dem vom Katfer 
jelbjt angerufenen Bofjuet etwas nicht Entbehrliches; daß der 
Papſt jene Elaujel zum Concorvate bewilligen werde, jet unwahr— 
ſcheinlich, denn er gäbe damit fein Imftitutionsrecht mittelbar 
aus der Hand. 

Napoleon adoptirte den Weg, welchen die Commiſſion ihm 


vorgeſchlagen Hatte; aber nicht ohne Veränderung. 


Am 26. April inftruirte er drei, um in argegebener Art mit 
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dem Papfte zu verhandeln, von ihm insgeheim nad) Savona ab- 
geſendete Biſchöfe;) aber gleichzeitig (25. April) jchrieb er das jo- 
genannte Nationalconcilium, d. h. eine Berfammlung aus, zu 
welcher er etwa die Hälfte ver Inhaber franzöſiſcher Biſchofsſitze, 
einjchließlich der mit Frankreich damals vereinten italieniſchen, nie- 
derländifchen und — feit dem Senatusconiult vom 10. Dec. 1810, 
durch welches die Nordfeeebene franzöfifch war, — niederdeutſchen 
Provinzen, auch jolche, Die der päpftlichen Inſtitution noch ent- 
behrten, und eine Anzahl Weihbiichöfe, z. B. Marimilian Drofte 
von Müniter, v. Grupen von Osnabrüd, ſowie aus dem Ahein- 
bunde Dalberg berief. Nicht berufen wurden ſämmtliche wegen 
Dppofittion gegen den Kaifer verdächtige oder font unliebfame 
Biſchöfe: gut die Hälfte der vorhandenen. Das Ausjchreiben, in 
welchem die Zeit des Zufammtentrittes auf Mitte Suntus bejtimmt 
ward, war wieder eine Anklageichrift gegen den Papit. Zunächit 
follte durch die unbeftimmte Furcht vor Maßregeln, die ein 
Nationalconcilium nehmen fönnte, der Papft, auf deſſen Stim— 
mung man auch noch anderweitig zu wirfen fuchte, veranlaßt 
werden, ihnen durch Nachgiebigfeit zuvorzukommen. 

Mitgliever der geheimen Gejandtichaft, welche an Pius VII. 
abging, waren Barral Erzbifchof von Tours, Duvoifin Biſchof 
von Nantes und Mannay Biſchof von Trier, die Vertrauens— 
männer der Commiffionen von 1809 und 1811; ihnen wurde 
nur noch ein italienischer Bifchof beigegeben. Sie waren beauf- 
tragt, zwei vom einander unabhängige Conventionen mit dem 
Bapjte zu Schließen: Die erjte dahın, daß er nicht nur ſämmtlichen 
von Napoleon nominirten Biſchöfen die Inſtitution ertheile, ſon— 
dern auch für die Zukunft fich verpflichte, dieſelbe innerhalb 
dreier Monate nach geichehener Nomination unweigerlich zu geben, 





) &, die Inftrnetionen in der Correspondance de Napoleon 22, 
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ville nicht benutzt. 
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andernfalls aber einverftanden fer, daß nach Ablauf diefer Frift 
fie vom Metropoliten, beziehungsweife dem älteften Biſchofe der 
Provinz ertheilt werde.) Nur unter Bedingung diefer Verein- 
barung jolle das durch des Papftes Bruch eigentlich vernichtete 
Concordat bei Beftand bleiben: wo nicht, jo werde das National 
concilium, im Anichluffe an älteres franzöfifches Aecht, eine Art 
der Injtitution wiedereinführen, bei welcher der Papſt nicht nöthig 
jet. Die zweite Convention follte die Ueberſiedelung des Papites 
nach Frankreich betreffen. Werde man über beive einig, aber nur 
dann, könne Napoleons Bereitwilligfeit erklärt werden, fich mit 
dent Papjte über die ſchwebenden, das Wohl der Kirche betveffen- 
den Fragen, zu denen auch die deutſche gehören follte, zu verſtän— 
digen. — Am 9. Mai trafen die Abgeoroneten in Savona ein, 
und haben nur über Die erjte Convention mit dem Papſte ver— 
handelt. Sie erreichten mit Hilfe des Präfecten von Montenotte 
Chabrol, welcher „energifche” VBorjtellungen nicht fparte, und des 
von diefem beftochenen päpftlichen Arztes, daß am 18. Mai der 
Papft fich mündlich bereit erklärte, den Zuſatz zum Goncordate 
zu acceptiven. Eine von den Abgeordneten formulirte jchriftliche 
Faſſung dieſer Zufage?) behielt er aber ohne fie zu unterjchreiben 
zurüc; fie mußten mit jenem unvolfftändigen Nefultate abreifen, 
und der Papſt ſchien lange keineswegs geneigt, e8 zu vervollſtän— 
digen.) Die geheime Sendung war alfo doch nicht gelungen. 
Sie ward auch ferner geheim zu halten befohlen; und nach einigen 
Borgängen,‘) die dienen follten und geeignet waren, die fich ver- 


‘) Qu'à l’avenir Notre nomination serait communiquee au Pape 
dans la forme ordinaire; qu’elle serait en m&me temps notifiee au 
metropolitain; que, si trois mois apres la cour de Rome n’avait pas 
institue, l’institution devrait &tre donnde par le metropolitain à l'égard 
de ses suffragans, ou par le plus ancien des suffragans & defaut du 
metropolitain, lorsqu’il s’agirait de son siege, le tout sans qu’on puisse 
allöguer aucune raison de noncommunications, d’empechements de 
territoire, d’interceptions de courrier. 

2) ©. diefelbe in Barrals Fragmens etc. p. 301. 

3) Fragmens etc. p. 262 fg. Haussonville 4, 104 fg. 122 fg. 
152 fg. vergl. 168 fg. 

9 Haussonville 4, 194. 
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fammelnden Koneilswäter einzufchüchtern, kam es zu der nationalen 
Kirchenverfammlung von Paris. 

Um 17. Junius feierlich eröffnet zeigte jie von vorn herein 
Regungen der Selbjtändigfeit, die Napoleon befremdeten; denn 
er jah im Concilium Nichts, als vielleicht einen techniſchen Rath, 
gewiß und eigentlich aber ein Injtrument, um jeinerjeits feſtge— 
jtellten Reſultaten die nöthige geitliche Gejtalt zu geben, und ſie 
mit bifchöflicher Autorität und Verantwortlichkeit zu umkleiden.) 
Es war ihm eine Berfammlung feiner geiftlihen Beamten, welcher 
er ihre Geſchäftsordnung Dietirte, feine zwei geijtlichen Miniſter 
für Frankreich und Italien beigab und injofern fie beide in Der 
Commiſſion für die Concils-Polizei waren überordnete,*) der er 
eine Selbjtändigfeit nur injfoweit einzuräumen geneigt war, als 
diefe unentbehrlich fein würde, um die Berfammlung nicht außer 
Berantwortlichkeit zu ſetzen. Aus dieſer Gefinnung ging auch 
jowohl feine Botichaft an das Concil,“) wie Die Behandlung der 
Adrekfrage‘) hervor, bei welcher Duvoiſin die Annahme einer 
die Verfammlung von vorn herein zur Parteinahme wider Den 
Papjt vinculirenden Adreſſe verlangte, von welcher er eingejtand, 
daß fie mit Napoleon concertirt jei. Allen hier wurden Die 
Kegungen der concliaren Selbitändigfeit jtärfer: jchon in Der 
Adreßcommiſſion Eonnte die Annahme nicht ohne Veränderungen 
erreicht werden, in der Generalberathung wurde die Adreſſe noch 
ftärfer modificirt. Hier war 08, wo ver Weihbiichof Caspar 
Marimilian von Drojte aus Mlünjter die dann auch von An- 
deren vertretene Forderung jtellte, vor Allem müſſe in der Adreſſe 
des Papſtes Freilafjung verlangt werden, und wo Dies Doch nur 
aufgeichoben ward. Napoleon wollte die Adreſſe, wie jie gewor— 
den war, nicht mehr annehmen, undempfingnun auch das Concilium 
wicht bei fich, dem er zu Gemüth führen ließ, es jei nur verfammelt 
um, nachdem das Concordat nicht mehr exijtire, für Die vacanten 





1) Haussonville 4, 246. 

2) Haussonville 4. 215 fg. 

3), Haussonville 4, 223. 

) Haussonville 4, 228. 236 fg. 251 fg. Generaffigung: 258—283. 
ſtichtannahme 284 fg. 
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und fertter vacant werdenden Biſchofsſitze eine Fürſorge in der 
Art zu treffen, wie unter Carl dem Großen Dergleichen geſchehen jet. 

Der Junius war mit diefen Präliminarien vergangen; im 
Anfang Julius begannen Situngen des Ausſchuſſes für Vorbe— 
reitung der jolchergeitalt als Hauptaufgabe der Berfammlung 
bezeichneten Inſtitutionsfrage. Hier war Napoleons Abficht 
wieder duch Duwoifin und deſſen Gehülfen vertreten: Der 
Ausſchuß ſollte dem Concil zu befchliegen empfehlen, daß, nach— 
dem das Coneordat durch Nichterfüllung jeitens des Papſtes 
vernichtet jei, die Verſammlung ſich zu Feſtſetzung eines neuen, 
die päpftliche Mitwirfung nicht erfordernden Modus der Biichofs- 
inftitution competent exachte. Um dieſen Beſchluß annehmlicher 
ju machen, hatte Duvoiſin — ohne das Geheimmig der Ver— 
handlungen von Savona zu brechen, aber wohl nicht ohne kaiſer— 
lihe Autorifation — hinzugefügt, man jolle dem Concilium 
empfehlen, den Kaifer zu bitten, daß er mit jener Claufel von 
Savona das Concordat wiederheritelle. Gehe er, wie zu hoffen, 
hierauf ein, fo könne zuerjt eine Concilsdeputatton den Papſt 
um Genehmigung der Clauſel bitten; follte dieſe abgejchlagen wer— 
den, dann fünne das Coneilium auf Grund jeines Competenzbe- 
ichluffes Das Imftitutionsvecht provijorifch dem Metropoliten zu— 
ſprechen.) Auch diesmal drang Duvoifin nicht Durch: der Aus— 
ſchuß erfannte zwar die Möglichkeit von Nothfällen an, in denen 
ein Biſchof den andern zu inftituiven und zu conjecriven Macht 
habe, lehnte aber die Empfehlung des Competenzbejchlufjes ab. 
Die Verhandlung mit dem Papjte müſſe vielmehr demjelben, als 
für ihn präjudiciell, vorhergehen. Napoleon comcedirte jetzt, indem 
er Duvoiſins Faſſung genehmigte, daß von der ſavona'er Unter 
handlung in dem Sinne vertrauliche Mittheilung gemacht ward, 
als Habe ver Papft die Claufel definitiv zugeftanden, und brauche 
der verlangte Competenzbeſchluß niemals practiich zu werben. Den 
von ihm wörtlich vorgeichriebenen Ausichußbericht nahn die Ma— 


1) Dies war nicht, was Napoleon zuerſt gewollt hatte; denn urfprüng- 
lich verlangte er ganz in territorialiftifher Confequenz das Inftitutionsrecht 
fr fi. Erſt auf Duvoiſins PVorftellungen hatte ex feine Forderung er— 
mäßig. Haussonville 4, 299. 301 fg. 
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jorität am 7. Julius auch an, verwarf ihn aber in der nächſten 
Sitzung, weil ſie bei näherer Ueberlegung an die Acceptation der 
Clauſel von Savona ſeitens des Papſtes nicht glaubte. Denn 
war ſie angenommen, ſo bedurfte es ja des Concilsapparates in 
der Inſtitutionsfrage überhaupt nicht.) So ging die Angelegen— 
heit am 10. Julius an die Generalverſammlung; aber vor der 
Abſtimmung wurde dieſe abgebrochen, am folgenden Tage das 
Concilium aufgelöſ't, und die Häupter der Ausſchußoppoſition — 
Broglie, Boulogne, Hirn — ins Gefängniß geworfen.) 

Das Nationalconetlium jchten aufgegeben zu fein. Allein als 
eben jetst Berichte des Präfecten Chabrol über günjtigere Stim— 
mungen des Papjtes einliefen, jo wurden die dreiundachtzig noch 
in Paris anweſenden Concilsmitgliever Dort fejtgehalten, und 
jeder einzeln Durch den Miniſter Bigot de Preamenen einer 
Bearbeitung unterworfen, deren Reſultat bei den Meiften war, 
daß fie jich reverſirten, mit den faiferlichen Intentionen einver- 
ftanden zu fein. Dann hielt man am 5. Auguft eine General- 
verfammlimg der in Paris amwejenden Mitglieder des aufgelöf’ten 
Conciles,) und fapte gegen eine Mlinorität von doch noch drei- 
zehn Stimmen den Beſchluß: Nomination, Inftitution und Con- 
jeeration müßten innerhalb eines Jahres nach eingetretener Vacanz 
jtattfinden, ver Papjt innerhalb jechs Monaten nach erhaltener 
Notificatton der Ernennung die Injtitution geben. Ertheile er 
jie innerhalb diefes Zeitraumes nicht, jo müſſe das Inſtitutions— 
vecht auf den Metropoliten, eventuell auf den ältejten Bijchof 
der Provinz übergeht. Dieſe Sätze ſeien durch eine Deputation 
von jechs Bischöfen dem Papſte zur Bejtätigung vorzulegen; ver- 
jage er te, jo jet ein Nothfall vorhanden, in welchem das Concil 
auch ohne ihn competent ſei, Verordnung über die Imjtitutionen 
zu treffen, und für dieſen Fall erkläre e8 jene Sätze für 
Kirchengefeg. — Das war im MWejentlichen, was Napoleon 
wollte, und ob der Beſchluß vor oder nach der Auflöfung gefaßt 





') Haussonville 4, 324. 328 fg. 

®) Haussonville 4, 342 fg. 

») Haussonville 4, 363 fg. Erft jett veferirte Barral über bie 
Berhandlung in Savona. Fragmens 316 fg. 
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war, machte bei des Kaiſers Art, die Verſammlung anzuſehen, kei— 
nen ins Gewicht fallenden Unterſchied. Auffälliger iſt, daß die auf— 
gelöſ'te Verſammlung als ſolche einen Act der Geſetzgebung zu 
üben bereit war. 

Dit dieſem Bejchluffe gingen Mitte Auguft Deputirte nach 
Savona, indem man zugleich dem Papſte einige franzöfifch ge— 
finnte Cardinäle — Bayanne, Dugnani, Ruffo, Novarella, 
denen der Erzbiichof von Edeſſa Bertolozzi zugegeben ward, — 
zufandte, mehr um ihn zu behandeln, als zu beratben. Als 
Eoneilsdeputirte, jedoch von Napoleon ernannt, fungirten deſſen 
drei Miaiabgeordnete, mit Ausnahme von Duvoiſin, ferner der 
Biſchof von Evreux, der in beiden geiftlichen Commiffionen, der 
ernannte Erzbiichof von Mecheln de Pradt, der in der zweiten 
geweſen war, und drei italienische Figuranten: die Biichöfe von 
Feltre, Piacenza und Pavia. Sie hatten eine Art Beglaubigungs- 
ſchreiben von den dreiundachtzig Bilchöfen der parifer Verſamm— 
lung, jowie Briefe von Feſch und Anderen; ihre Inftructionen 
erhielten jowohl fie, wie die Cardinäle von Napoleon; und alle 
jtanden fie unter einer Aufjicht des Präfecten Chabrol, mit 
welchem Hand in Hand fie zu arbeiten hatten. Ihre Aufgabe 
war, den Papjt zu einfacher Annahme des Concilsdecretes zu 
bewegen. Keinerlei Rejervation, Bedingung oder Ausnahme 
ſollte zugelajjen fein; nur ſchwer hatte Napoleon die ausdrück— 
liche Erwähnung ausgelafjen, daß das Decret fich auch „auf das 
Bisthum Nom’ erjtrede. Bei Vergrößerungen des Reiches follte 
für Die ihm zuzulegenden Bisthümer das Decret ohne Weiteres gelten. 
Die Cardinäle famen Ende Auguft, die Biſchöfe am 2. September 


in Savona an.) 


Die Einzelheiten der Verhandlung mit dem Bapfte, ven 
man in Unklarheit über die Lage der Dinge fand und beliek, 
dejjen Unruhe über jein Schiefal und deſſen Wunfch, daß fir 
die ſchwebenden Differenzen ein Ausweg gefunden werden möge, 
man beſtens benutzte, gehören nicht bierher:?) ihr Ende war, 





') Haussonville 5. 30 fg. 13 fg. 40 fg. Vgl. ©. 10, 
2) Sie find bei Haussonville Band 5 dargeftellt. 
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daß er fich bereit fand, das Decret zu beftätigen, umd den vom 
20. September datirten Entwurf eines Ddesfallfigen Breve's,) 





) Das Breve ift das fpäter fogenannte Ediet von Savona. Es ift vor 
Barral Fragmens ©. 346 fg. veröffentlicht, bei Haussonviile 5, 399 
fg. und öfter wiederholt: Pius P. P. VII. dilectis filiis S. Rom. Eecles, 
Cardinalibus, nec non Vener. Fratrr.. Archiepiscopis et Episcepis 
Lutetiae Parisiorum congregatis, S. et Ap. Bened.— Ex quo ad summi 
Pontificatus apicem, nullis licet suffragantibus meritis, evecti fuimus, 
ea semper extitit curarum Nostrarum sollieitudo , ut sedibus Episcopo 
viduatis dignos constitueremus pastores. Dolebamus equidem et 


vehementer angebamur quibusdam de causis, quas hic recensere opus 


non est, extremis hisce temporibus, non potuisse Nos vota Nostra, ut 
optabamus, plene adimplere. — Dei auxilio factum est ut, favente 
carissimo filio Nostro Napoleone .... quatuor Episcopi Nos inviserent, 
ac omni reverentia Nos deprecarentur, ut Ecclesiis Galliarum atque 
Italici Regni propriis pastoribus destitutis provideremus, modumque 
ac rationem gravissimi hujus negotii constituere dignaremur. — Ea qua 
par est humanitate ac paterno affectu venerabiles fratres excepimus, 
mentem Nostram iisdem aperuimus, eosque e complexu Nostro dimi- 
simus eo fine ac spe, ut Lutetiam Parisiorum reduces rem’ totam, 
juxta normam Nobis probatam, conficerent. — Omnipotenti Deo gratias 
agimus, qui preces Nostras exaudire et vota Nostra ad felicem exitum 
perducere pro sua pietate dignatus est. Approbante enim iterum 
carissimo filio Nostro Napoleone I. quinque S. Rom, Eccles. Cardinales 
una cum venerabili fratre Eleemosynario Nostro Archiepiscopo 
Edesseno ad Nos accesserunt. Insuper tres Archiepiscopi et quinque 
Episcopi a vobis deputati litteras vestras V. Idus Augusti cur- 
rentis anni exaratas et a compluribus partim S. Rom. Eecles. 
Cardinalibus, partim Archiepiscopis, partim Episcopis subsignatas, 
Nobis exhibentes, Nos convenerunt, ut quod in Congregatione generali 
Lutetiae Parisiorum habita V. Augusti Anni 1811 actum est, Nostris 
oculis fideliter snbjicerent, confirmationemque Nostram reverenter ex- 
postularent. — Hisce rebus diligenter perpensis, laetitia affecti sumus, 
eo quod vos omnes, voluntatem ac mentem Nostram assecuti, quod 
antea Nobis visum probatumque fuerat, id quinque articulis compre- 
hendistis et tot illustrium Episcoporum, qui vos praecesserunt, praeclara 
et fulgentia exempla secuti Nos iterum ut omnia sollemniter confirma- 
remus et in eadem congregatione et per delegatos vestros deprecati 
estis. — Id luculenter in praecitatis litteris vestris apparet, in quibus 
etiam et totius rei causas enucleatis et vestram erga Petri Cathedram 
atque Apostolicam sedem firmissimam adhaesionem reverentiamque 
vestram, quam ab antiquis patribus vestris veluti hereditario jure 
consecuti estis, filiali charitate atque humilitate effunditis. — Juvat nunc 
quinque praeindicatos articulos Nobis exhibitos hie de verbo ad verbum 
transscribere, qui sunt hujusmodi tenoris: Art. 1. „Archiepiscopales 
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nebjt einem Schreiben darüber an Napoleon vom 23. September, 


bergab. 

Das Breve it an die zu Paris verfammelten Karbinäle, 
Erzbifchöfe und Biichöfe, Die dem Papjte gejchrieben haben, ge 
richtet, und jo gefaßt, al8 wenn die „parifer VBerfammlung, für 


et episcopales sedes, ad sacrorum Canonum mentem, vacare non 
poterunt ultra annum, intra quem nominatio, institutio et consecratio 
suum omnino sortientur effeetum.“ Art. 2. „Datis ad Imperatorem 
precibus Coneilium impetrare sataget, ut juxta Concordata ad sedes 
vacantes nominare pergat; Episcopi vero ab Imperatore nominati 
canonicam a Summo Pontifice institutionem rite postulabunt.‘“ Art. 3, 
„Intra sex menses a data juxta consuetam praxin Summo Pontifici 
notitia nominationis Sanctitas Sua canonicam institutionem ad Concor- 
datorum normam impertietur.‘“ Art.4, „Semestri elapso quin Sanctitas 
Sua institutionem concesserit, ad eandem procedet Metropolitanus, et 
deficiente Metropolitano antiquior Provinciae ecclesiasticae Episcopus, 
qui idem praestabit, si de Metropolitano agatur.“ Art. 5. „Praesens 
decretum Sanctitati Suae approbandum subjicietur, ideoque Maj. Sua 
Imperator et Rex humillime exorabitur, ut sex Episcopis deputatis 
veniam det Beatissimum Patrem adeundi, atque ab eo reverenter 
postulandi confirmationem Decreti, quo uno Gallicanae nec non 
Italicae Ecclesiae mala sanari possunt.‘“ — Itaque, ut Ecelesiae 
calamitatibus occurramus, et ingentia mala, quae imminent, quan- 
tum in Nobis est Deo protegente avertamus, habita super hac 
re cum venerabilibus quinque fratribus Nostris 8. R. E. Cardi- 
nalibus et venerabili fratre Eleemosynario Nostro Archiep. Edesseno 
deliberatione matura, et Concordatis inhaerentes, relatos articulos 
menti ac voluntati Nostrae, ut praenotavimus, consentaneos auctoritate 
Nostra Apostolica approbamus et confirmamus. — Eveniente autem 
casu, quo, elapso semestri, et nullo obstante canonico impedimento, 
Metropolitanus aut antiquior provinciae ecclesiasticae Episcopus ad 
institutionem juxta articulum quartum procedat, tunc volumus ut 
idem Metropolitanus vel antiquior prov. eccles. Episcopus processus de 
more instruat, professionem fidei ac religqua omnia juxta formas 
consuetas et canonicas sanctiones ab instituendo et consecrando exigat, 
denique Nostro vel summi Pontificis pro tempore existentis nomine 
expresso instituat, horumque omnium acta authentica ad hanc Sedem 
Apostolicam diligenter et accurate transmittat. — Jam vero, quod 
etiam supra ultro commendavimus, non possumus Nos cohibere, dilecti 
filii et Venerabiles fratres, quin hic vos novis laudibus prosequamur; 
quia nempe in hoc gravissimo negotio, ubi inter cetera agitur de rebus 
disciplinam universalem spectantibus, Nobis Romanaeque Ecelesiae alia- 
rum omnium matri et magistrae veram obedientiam filialemque submissio- 
nem ut aequum est profitemini. — Folgen Schlußermahnungen und Clauſeln. 
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welche der Name Concil nicht gebraucht wird, nur jchon vorher 
(18. Mai) vom Papſte VBorgefchriebenes nachträglich auch ihrer- 
ſeits beſchloſſen Habe; was dann in der Form der vom ihr be 
Yiebten Artifel, die ev wörtlich anführt, der Papſt genehmigt. 
Trete demgemäß der Fall ein, wo der Erzbiichof oder der älteſte 
Biſchof der Provinz imjtituire, jo habe der Inſtituirende Die 
gewöhnlichen Bedingungen zu beobachten, und im Namen des 
Papſtes zu handeln: eine Auffafjung, die jchon die Maiabge— 
ordneten dem Papſte bis auf einen gewiſſen Punkt juppebitirt 
ıhatten.') Im dem Schreiben an Napoleon forderte Pius von 
‚Neuem, dap er den Rath feiner. Cardinäle zurüderhalte. — Die 
Abgeordneten meinten, ihr Auftrag ſei glüdlih zu, Ende geführt, 
und erbaten Freilafjung des Papites. 

Napoleon war anderer Meinung.) Dem Papite antwortete 
er nicht, den Bifchöfen erwiderte er am 6." Detober: vor allem 
Weiteren müfje der Papft erſtens — was dieſer ſchon von felbjt 
begonnen hatte zu thun — die bereits nominirten franzöfiichen 
Biſchöfe jest inſtituiren, zweitens ausprüdlich zu Protocoll aner- 
fennen, auch die Bisthümer des ehemaligen Kirchenjtantes jeien, 
als jetst zum Künigreiche Italien gehörige, von dem Decrete be— 
troffen: womit er auf jene Gebiete verzichtet hätte. Man ver- 
handelte darüber: allein jede Entjagung auf Theile des Kirchen- 
ſtaates lehnte Pius als gegen jenen Eid gehend ab. In der 
Sache jelbjt antwortete Napoleon erſt Anfang Decembers.’) Er 
lehnte ab, das Breve vom 20. September anzunehmen, weil im 
demjelben die parifer Verſammlung nicht pofitiv als National- 
concilium anerkannt, weil darin in unzuläffiger Weiſe von Ge- 
horſam gegen den Papſt die Rede jei, weil jtaatlich nicht zugelaſſen 
werden fünne, daß der Metropolit oder der ältefte Biſchof im 
Namen des Papjtes injtituire. Sonach jei, wegen Unannehm— 





1) ©, deren Beriht an den Minifter vom 13. Mat 1811 bei Barral 
Fragmens ©. 275: Nons avons observe, que les Metropolitains ne 
jugeroient pas des refus du Pape, mais pourvoiraient simplement en 
son nom, par cause de delai d’expedition des Bulles. 

2, Die verfchiedenen Phaſen verfelben j. bei Haussonville 5, 60fg. 

») Haussonville 5, 78 fg. 104 fg. 
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barkeit des päpſtlichen Breve's, der im Concilsdecrete gedachte 
Nothfall vorhanden, und demgemäß ſei von Neuem das National- 
concil zufammenzurufen, eventuell ftatt feiner die Neihe der Me— 
tropolitanipnoden in Thätigkeit zu jegen. — Die noch nicht in- 
ſtituirten Biſchöfe jollten ohne Injtitution die Verwaltung ihrer 
Sprengel übernehmen. ') 

Napoleon ließ indeß noch offen, daß, um jolche Schritte zu 
vermeiden, mündlich über eine die Faiferlichen Ausftellungen be— 
jeitigende Meodification des Breve's mit dem Papfte verhandelt 
werde: die Negociation zog fich vejultatlos durch den Winter Hin. 
Er behandelte dabei die Biſchöfe nach wie vor als feine Beamten; 
weshalb er entjchieven gegen apoftolische Bicare war.) Im 
Mat 1812 verjegte er — ſchon in den Krieg gegen Rußland 
ziehend, der Befehl ijt von Dresden datirt und die Antwort auf 
eine dort für den Papſt eingelegte öfterreichiche Verwendung — 
Pius VII. von Savona nach Tontainebleau, wo er die Verhand- 
lung mit ihm perjönlih im Januar 1813 nochmals aufnahm, 
und num in der That im jeinem Sinne in dem ſog. Concordate 
von Fontainebleau“) zu Ende führte. Aber nur um dies Ergebnif 
vom Papjte alsbald angefochten, und die gegebene Einwilligung 





1) Haussonville 5, 176, 

2) Jr einer Inftruetion vom December 1811 (Haussonville 5, 106) jagt 
er 3. B.: les pontifes romains n’ayant jamais entendu contester à 
chaque souverain le droit de. r&unir ses Eglises pour en former un 
concile national. Und, wegen der Apoftol. Bicare, im Auguft 1811 (Hausson- 
ville 5, 16): il me parait preferable de n’avoir pas de culte en ces 
pays — Niederlande — à en avoir un dirige par des agents du Pape 
sans l’intermediaire de P’eveche. Hiermit ftimmt eine bei Gelegenheit des 
Eoneils gethane Aeußerung gegen Droste: |. Bed Weffenbergs Leben ©. 186. 
Ueber die Winterverhandlimg ſ. Haussonville 5, 119 fg., und den von Na— 
pgleon dietivten Brief an die Deputirten vom 9, Februar 1812 daſelbſt 
©. 127 fg. 

3) ©. das Concordat bei Münch Bollftändige Sammlung aller Con— 
eorbate 2, 50 fg. Ueber die Gefchichte Pacca Memorie storiche del mi- 
nistero etc. (Orvieto 1843) 3, SS fa. Schöll Recueil de pieces offi- 
cielles destinees à dötromper les Francais. ete. Paris 1814. 1, 399 fg. 
Nichtofficielle Darftellung. Haussonville 5, 199 fg. — Merkwürdig iſt die 
bei Haufjfonville (5, 175) mitgetheilte Notiz, daß in feiner Gefangenfchaft von 
Fontainebleau der Papſt van Eſpen ſtudirt habe. 
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zurüdgenommen zu jehen. Das Gewonnene zerrann ihm in 
den Händen. — Diefe Vorgänge gehöven der franzöſiſchen Ge— 
ſchichte an, und bleiben hier außer Betracht. 


Bon der „Deutichen“ Kirche, das tft ver Fatholifchen der 
Rheinbundftaaten, war im Yaufe diefer Verhandlungen mit dem 
Papjte mehr als ein Mal in der Art die Rede, dag Napoleon 
die ihm geläufige Wendung gebrauchte, in Frankreich ſolle es 
nicht werden, wie es in Deutſchland — durch des Papſtes Schuld, 
wie er annimmt oder anzunehmen ſich den Anſchein giebt, — 
geworden ſei, wo ſeit einer Reihe von Jahren die abgehenden 
Biſchöfe nicht erſetzt werden, und dadurch größte Verwirrung 
herrſche.) Der wenn nicht Autor, ſo doch Gewährsmann dieſer 
kaiſerlichen Meinung, den wir mit mehr oder minder Sicherheit 
jedesmal betheiligt gefunden haben, wo Napoleon in die kirchliche 
Entwidelung in Deutfchland pofitiv einzugreifen Stellung nahm, 
der Fürſtprimas, jeit 1810 Großherzog Dalberg, wurde, wie oben 
erwähnt iſt, zum Nationalconcilium von 1811 nad Paris ges 
laden. Nicht durch das allgemeine Berufungsjchreiben; jondern 
der franzöfiiche Gefandte an jeinem Hofe commumieirte ihn, 
„maß e8 Sr. Majeſtät angenehm fein werde, wenn der deutſche 
Primas mit mehreren anderen Biſchöfen Deutfchlandg dem nad) 
Paris berufenen Concilium beiwohnen möchten.“ Dieſe erjt ge— 
gen Ende Mai 1811 ihm zugefommene Botjchaft teilte Dalberg 





!) So 3. B, im Januar 1810: Si votre Saintete se füt uniquement 
occupee du salut des ämes, l’Eglise d’Allemagne ne serait pas dans 
l’etat de desordre et de desorganisation oü elle se trouve actuellement. 
Ferner im Januar 1811 in der Antwort auf die parifer Eapitelsadrefft: 
En Allemagne la Religion est perdue par sa (de$ Bapftes) faute.- Im 
Ausihreiben zum Nationaleoneifium April 1SIL: la conduite, que’ l’on a 
tenu en Allemagne depuis dix ans a presque detruit l’Episcopat dans 
cette partie de la Chretiente. Am 12. Februar 1812: warum dankt der 
Papft nicht ab, und macht einem Belleren Pla, qui reparera enfin tous 
les maux, que le Pape a fait en Allemagne et dans tous les pays 
u. f.w. f. Haussonville 3, 254. 4, 18. 106. 5, 131. 
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mehreren deutjchen Biſchöfen“ mit, und ftellte dabei „ihren eige- 
nen Einfichten anheim, ob ihnen in Rückſicht ihrer perſönlichen 
Verhältniſſe, ihrer biichöflichen Kircheniprengel und der Staaten, 
in welche dieje fich erſtreckten, Antheil zu nehmen gejtattet fei. 
Alle oder die meiften antworteten auf eine Weife, welche die Un- 
thunlichfeit der unmittelbaren Theilmahme, aber zugleich ein volles 
Zutrauen auf die Verwendungen des Herrn Fürjtprimas där- 
legte, damit der deutjchen Kirche zu der jo lange erſehnten Wie- 
derbegründung verholfen werde. Der Schritt des Fürjtprimas 
wurde damals und in der Folge verjchieven beurtbeilt.“') Dal- 
berg jcheint die „mehreren Bilchöfe nicht Dringend. eingeladen 
zu haben, und man wird fich nicht täufchen, wenn man an— 
nimmt, daß er fie lieber fern bleiben, und die etwa zu erwar— 
tenden parijer Verhandlungen in feine alleinige Hand gelegt ſah: 
jeine Frankfurter Zeitjchrift verichwieg, daß aufer ihm noch Se- 
mand eingeladen worden.?) Die Bifchöfe, denen er dies mitthei- 
Yen konnte, waren, außer dem alten in Paris zu erfcheinen nicht 
fähigen Kurfürſten von Trier in Augsburg, die drei Bifchöfe von 
Hildesheim- Paderborn, von Corvey, von Fulda, und die beiven bay— 
riſchen Biſchöfe von Eichftädt umd Briren.’) Andere gab es um 
jene Zeit im Rheinbunde nicht. Welchen von ihnen Dalberg die 
Mittheilung gemacht hat, erhellt wieder nicht; feinem ganzen Wir- 
Ten fehlt noch die quellenmäßige Darjtellung. Wie er nicht mit den 
übrigen GConcilsglievern berufen, jondern beſonders aufgefordert 
war, jo trat er auch in Paris angefommen nicht wie Die Andern, 
jondern erjt nachträglich und in Folge befonderen Befchluffes der 
Verfammlung in Ddiefelbe ein. ‘) 


) So Paulus im ſeinen Beiträgen zur Gefchihte der kathol. Kirche im 
19. Jahrhundert (1823) ©. 187, — wohl aus eigener Erinnerung.‘ 

2) Archiv für fath. Kirchen- und Schulweſen 2, 317 f. fagt bloß, der 
Großherzog fei, „von dem franzöſiſchen Hofe in kirchlichen Angelegenheiten 
nah Paris eingeladen worden. Dalbergs Biograph Krämer meldet nur, 
daß er am 28. Mai abreiſ'te und den 30. Julius wiederkam. 

3) Die Bifhöfe von Chur und von Trient waren mit der bayrifchen 
Kegierung in Streit, und außer Landes. 

*) Weffenberg ſchreibt darüber in feinem parifer Tagebuche (Bed, 
Weſſenbergs Leben S. 180): „Am 21. Juni wurde wieder Generalcongrega- 
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Kapoleons Abficht bei jeiner Einladung iſt nicht zu erfen- 
nen; man fann aber annehmen, daß jie in Zufammenhang war 
mit der Deutjchland betreffenden Frage an die erite geiftliche 
Sommiffion und mit Dalbergs Denkichrift. Der Fürftprimas 
erwartete, daß vheinbündnerifche Kirchenverhältnifje in Paris zur 
Berhandlung fommen würden; weshalb er jeinen Rath in dieſen 
Dingen Kolborn mit dahin nahm, und feinen Freund Wejjenberg 
nachfommen ließ: „Gott gebe”, jchrieb er dieſem dabei, „daß wir 
unferer deutjchen Kirche nützlich werden.) Er muß aber auch 
gewußt oder gemeint haben, Napoleon wünjche die Ausdehnung 
gerade der Concilsverhandlungen auf Deutjchland; denn während 
er vor einem Jahre in feiner Denkſchrift noch gefagt hatte, ein 
franzöfisches Nationaleoneilium?) werde über die deutſchen Kirchen- 
nöthe weder bejchliegen können, noch wollen, legte er jest, nach» 
dem er in ein ſolches eingetreten war, in ver Adreßdebatte 
(27. Junius) „mit großer Wärme den Wunjch an den Tag, es 
möge in der Adrefje auch der verlaffenen Yage der deutſchen Kirche 
ausdrüclich erwähnt, und der Wunſch ausgejprochen werden, daß 
auch diefer Kirche mit geeigneten Mitteln geholfen werden möge. 
Der Kardinal Feſch, der vor der Situng fich gegen den Fürft- » 
primas geäußert hatte: Was haben wir mit der deutichen Kirche 
zu thun? entgegnete jest: das Concil müfje über den Zuſtand 
der deutjchen Kirche allerdings jehr gerührt fein, doch Fünne er 
den Zeitpunkt, in Diele Sache einzutreten, erjt dann für gekommen 





tion gehalten, Die von 10 bis 3 Uhr dauerte. Der franzöfiihe Cultminiſter 
trug hierbei vor: Seine K. K. Majeſtät hätten den Fürftenprimas des Ahein- 
bundes eingeladen, am Coneil Antheil zu nehmen; S. Majeftät erwarte von - 
diefem, daß es die ſchicklichen Schritte thun werde, um des Kaifers diesfällige 
Abfihten zu erfüllen. Nach einiger Diseuffion wurde bejchlofjen, eine Depu- 
tation aus einem Erzbiſchof und einem Bifhof an den Fürftenprimas abzu— 
ordnen, um ihn einzuladen, mit feiner Begleitung in das Coneil zu fommen, 
wo man ihm einen Sit und eine entjcheidende Stimme anbiete. Dalberg 
nahm das .... Anerbieten an, und erhielt jeinen Sitz gegenüber dem Prä— 
fiventen. Sem Weihbifhof von Kolborn nahm feinen Pla unter den Bi- 
Ichöfen nad dem Senium.“ 

) Be Weflenbergs Leben S. 175 fe. 

2) Sein Ausdrud Provincialeoneil fol, wie der Zufammenhang ergiebt, 
Nationalconeifium bedeuten. 
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anfehen, wenn die Discuffion wegen der ungehinderten Wieder- 
befegung der erledigten Bisthümer in Franfreih und Italien 
ftatthaben werde. In gleichem Sinne ſprach der Biſchof von 
Nantes’ Duwoifin. „Daher ließ man die Sache vor der Hand 
beruhen“. ') | 

Daß Dalberg bei Meittheilung der parifer Einladung an 
andere Rheinbundbifchöfe diefe aufmerkffam machte, fie fünnten 
in die Wagichale gegen ihr Hingehen auch eine Niückficht auf die 
ihnen gegenüberjtehenden weltlichen Regierungen zu legen haben, 
findet jeine Illuftration darin, daß „am 1. Julius Nachmittags 
der Vicekönig“ von Italien, Eugen Beauharnois, des Königs von 
Bayern Schwiegerfohn, „zum Fürftenprimas fam, um fich mit 
ihm über die Firchlichen Angelegenheiten zu beiprechen. Denn die 
Anweſenheit des Fürftenprimas in Paris und feine Theilnahme 
am Concil hatte die Beſorgniß einiger deutſcher Negierungen, 
insbejondere der bayrifchen erregt, e8 möchte ihnen in Beziehung 
auf die Kircheneinrichtungen etwas aufgedrungen werden‘.?) Die 
bayriſche Regierung fette richtig voraus, daß der Fürftprimas, 
wenn er könne, feine den bahriichen Sondereoncordatswünfchen 
entgegenjtehende Idee des aus dem franzöfijchen zu modellirenden 
Rheinbundsconeordates der Durchführung näher bringen werde, 
und juchte etwas in dieſer Nichtung ihr Präjudicirendes zu ver- 
hindern, 

Allerdings redete dann Dalberg, wenige Tage nachdem das 
Concil aufgelöf’t worden war, mit dem nunmehrigen Minifter 
des Auswärtigen Herzog von Baſſano über die deutfche Kirche: 
er ſprach ihm aus, was in feiner Denkichrift gefagt war: daß 
er für das Beſte der Kirche jedes mögliche Opfer zu bringen be- 
reit jei. Baſſano's Antwort aber zeigt, daß Dalberg auch hier 
wieder den Zweck hatte, vielmehr fich feine Metropolitanftellung 
zu fihern: denn der Minifter drückte die Hoffnung aus, „das 
Einverftändnig zwiſchen dem Kaifer und dem Papfte werde in 
Bälde zu Stande fommen, und auch der deutfchen Kirche ven 


') Weflenbergs Tagebuch bei Bed ©. 184, 
2) Weflenberg bei Bed ©. 186. 
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Weg zu ihrer Neorganijation bahnen. Was die Metropolitan- 
rechte des Fürjtenprimas betreffe, jo jei e8 natürlich, daR darın 
ohne Einwilligung des NAheinbundsprotectors feine Abänderung 
geichehen könne“.) Alfo Dalberg hatte dieſe Verficherung ge- 
wünjcht. Auch dem Kaiſer wiederholte er fein Erbieten; erhielt 
von Diefem zwar nur ein artiges Wort, fonnte aber doch Paris 
mit der Beruhigung verlafjen, daß Veränderungen in feinen erz- 
biſchöflichen Nechten, welche durch Concordate einzelner Rheinbund— 
jtaaten gejchehen fünnten, von dem Protector nicht werden gedul⸗ 
det werden. Immerhin ein Ergebnif. 

Eingehendere Verhandlungen, als mit der bayriichen, hatte 
Dalberg in Paris mit der württembergiichen Regierung. 

Wejjenberg?) erzählt, man habe auf Anlaß des „National 
conciliums“ in Stuttgart bejchloffen, die Begründung eigener 
Yandesbisthümer von Neuem anzugreifen, und zu dem Ende den 
Biſchof von Augsburg und den Fürftprimas anzugehen, daß fie 
ihren bifchöflichen echten, joweit fie fih ins Württembergiſche 
erjtreden, entjagen möchten. Es waren eremte Bisthümer ge 
plant. An den Fürftenprimas nach Paris fer mit dieſem Auf- 
trage der geiftliche Rath Keller gejchieft, der in den Jahren 1808 
und 1809 jchon in Rom unterhandelt hatte: „Am 2. Juli Nach— 
mittags um zwei Uhr erſchien der württembergiſche Gejandte 
Graf Winzingerode, um dem Fürftenprimas den geiftlichen Kath 
Keller vorzujtellen. Er übergab ein Schreiben feines Königs, 
worin diefer das Anjuchen stellte, der Fürftprimas wolle zu Er- 
richtung zweier Bisthümer in jeinen Staaten mitwirfen helfen. 
Diejer erklärte feine Bereitwilligfeit, feiner biſchöflichen Juris— 
diction im Württembergiichen zu entjagen, jobald dort Bisthümer 
auf gejetliche Art würden zu Stande gebracht fein.” War das 
wörtlich gemeint, jo war es eine nicht zu erfüllende Bedingung: 
denn gerade damit fie auf rechtliche Art zu Stande gebracht 
werden fönnten, bedurfte e8 der Entjagung, um die er gebeten 
ward. Und was verjtand er unter zu Stande bringen „auf ges 


1) Wefienberg bei Bed ©. 197 f. 
2) In feinem Tagebuche bei Bed ©. 186 fg. 
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ſetzliche Art“? „Hierauf äußerte der württembergiſche Gefandte: 


fein König erwarte, der Fürftprimas würde als deutſcher Patriot 


‚vorzüglich mitwirken, dag die Kirchenangelegenheiten der deutichen 


Staaten ohne fremden Einfluß berichtigt werden.‘ Da der 
Fürſtprimas in feiner im Buchhandel befindlichen Dentfchrift, 
aljo öffentlich genug, den Kaiſer Napoleon zur Einmiſchung im 
die deutſchen Kirchenangelegenheiten ſelbſt aufgefordert hatte, jo 
war das ein pojitiver Tadel gegen ihn, und wurde auch jo auf- 
genommen. Woejjenberg findet die Aeuferung „auffallend“ und 
verjucht, fie nicht zu verjtehn. Dalberg entgegnete; „Er habe das 
Bewußtſein, jtets nach Pflichten gehandelt, und treu fein Wort 
gehalten zu Haben‘, ver König von Württemberg aber habe feine 
Verpflichtungen als Aheinbundsfürjt nicht alle erfüllt: er hatte 
aljo Nichts als eine Neerimination. „In diefem Sinne gab er 
Wejjenberg den Auftrag, die Antwort an den König zu entiver- 
fen.” — Dieje Mittheilungen Weſſenbergs werden durch ähnliche 
des geijtlichen Rathes Keller ergänzt,') der den Zwed feiner Sen- 
dung an Dalberg mit dem Obigen übereinjtimmend und nur 
dahin erweitert angiebt, daß ex beauftragt gewejen ſei, das Na— 
ttonalconeil zu beobachten; weil man in Württemberg die bayri- 
jche Befürchtung theilte, e8 möchte den Aheinbunditaaten in kirch— 
licher Beziehung Etwas aufgedrungen werden. Er hatte Schrei- 
ben feines Königs an Dalberg und an den Kaifer, in denen bei— 
den der Plan einer Begründung exemter württembergiicher Bis— 
thümer dargelegt war; denn ohne Bewilligung Napoleons darin 
wagte der König nicht, zu handeln. Dalberg machte feine 
Schwierigkeit, jeinen bifchöflichen Nechten im Württembergifchen 
zu entjagen ; namentlich da als einer der dortigen Landesbifchöfe 
Weſſenberg in Ausficht genommen war: Dagegen war er micht 
ebenjo bereit hinſichtlich jeiner erzbiichöflichen Nechte. Nachdem 
er den von Keller überbrachten föniglihen Brief gelefen hatte, 
äußerte er: „ich muß e8 ganz Sr. Majeſtät überlajjen, ob Höchft- 
diejelben einem franzöfiihen Papſte oder Patriarchen‘, wie der 


1) Gleichfalls im Tagebuche. Lougner Beiträge zur Geſchichte der ober- 


rheiniſchen Kirchenprovinz S. 342 fg. 353 fg. 


Mejer, Zur Geſchichte ꝛc. 24 
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Papſt dies nad) Napoleon Abficht allerdings werden jollte, „lie— 
ber den Einfluß auf Ihre Biſchöfe geftatten, als dieſelben einem 
dentjchen zu unterwerfen.“ AS fünftigen deutſchen Papſt oder 
Patriarchen alfo dachte er fih. Mean müfje „vor Allen abwar- 
ten, welchen Erfolg die Unterhandlungen des Kaifers mit dem 
Bapfte nehmen.“ Aus der ganzen Unterredung habe „Dalberg 
die Abfiht und den Plan durchbliden laſſen, einen Primat für 
die deutfche Kirche unter Mitwirkung des franzöfiichen Kaiſers 
zu errichten, und ſich mit dieſer Würde befleivet zu jehen, und 
wie ſchwer es für ihn fei, auf Die Rechte eines deutſchen Metro— 
politen in Abficht auf einzelne deutſche Staaten zur verzichten.‘ 
Wiederholten Anträgen Keller gegenüber zog er fich bald auf 
die nöthige Einwilligung des Papjtes und Kaijers, bald auf die 
Nothwendigkeit, ven Verlauf des Concils abzuwarten, bald wieder 
auf den Kaifer zurüd; von dem er hoffen durfte, er werde nicht 
einwilligen. Bon fürjtprimatifcher Seite jowohl, wie von dem 
kaiſerlichen Meinifter des Auswärtigen wurde Keller hingehalten, 
und erreichte Schließlich wever Sa, noch Nein. 

Aehnlich antwortete Dalberg im Jahre 1812 dem Groß— 
berzoge von Baden. Als der geijtliche Rath Burg, von dem jpä- 
ter zu Sprechen jein wird, im badischen Auftrage ihm vertraulich 
eröffnete, daß der Großherzog von Baden gejinnt jet, wegen Er- 
richtung eines Yandesbisthums mit ihm in Unterhandlung zu 
treten, welches gleichfall8 exemt jein jollte, antwortete er ablehnend 
am 8. Februar 1812 unter Anderem: „da DieRegenten der mei- 
jten conföderirten Staaten zu wünjchen jcheinen, daß ihre Landes— 
biichöfe mit Umgehung eines deutfchen Metropolitans unmittelbar 
unter dem allgemeinen Dberhaupte der fatholifchen Kirche jtehen, 
jo ijt doch immer die Frage noch nicht entjchieden, ob der erha- 
bene Protector des Rheiniſchen Bundes einer jolchen Einrichtung 
der dentichen Kirche feinen Beifall ſchenke.““ Als ein Jahr 
jpäter das Concordat von Fontainebleau zu Stande gefommen 
war, ftiftete er „in der Freude feines Herzens‘ einen Orden — 


') Aus einem Briefe von Burg bei Brüd Die oberrheinifche Kirchen- 
provinz (Mainz 1868) ©, 4. 
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Concordienorden —, der den Sieg ſeiner Wünſche verherrlichen 


ſollte.) Er kam aber wenig über die Stiftung hinaus. 


Schon als am 20. Julius 1811 der Fürſtprimas ſich von 
Napoleon verabjchiedete, hatte ihm dieſer gejagt, qu'il fallait 
refouler les Barbares du Nord dans leurs deserts, et pre- 
venir leur debordement sur l’Europe civilisee: Dies jei eines 
der Ziele feines Berufes. Seit er dann den ruſſiſchen Krieg be- 
gonnen hatte, traten auch in Deutjchland die firchlichen Fragen 
vor den friegerifchen und politifchen in den Hintergrund, um 
erft vom Wiener Congrejje von 1814 wieder aufgenommen zu 
iverben. 

Devor aber Alles jo in Kriegsinterejjen aufging, war in den 
einzelnen Rheinbundjtaaten?) Verſchiedenes gejchehen, das hier 
noch zu überbliden it. 


1. Bayern 


wurde nac feinem ZTerritorialbeitande jeit 1806 von den 
Dideefen Bamberg und Würzburg, Augsburg, Eichjtädt, Frei— 
fingen, Regensburg, Salzburg, Paſſau, endlich den tyroliichen 
Brixen, Trient und Chur, defjen Biſchof damals in Meran re— 
fidirte, berührt. Von den entjprechenden Bilchofsfigen gehörte 
der von Würzburg, nachdem er kurze Zeit bayriich geweſen war, 
feit 1806 nicht mehr, der von Negensburg und der von Salz- 
burg vor 1810 nicht zu Bayern. Die übrigen, und feit 1810 
auch Regensburg und Salzburg,’) waren bayriſch. 





') Krämer in den Zeitgenofien VI. 3, 169. 

2) Der nad) des Herausgebers Meinung aus dem Jahre 1810 ſtammende 
Aufſatz Ueber das Staatskirchenrecht der Staaten des Rheinischen Bundes in 
Karl Sal. Zachariä's Biographifchen und jurift. Nachlaß (1842) ©. 89 fg. ent— 
Hält in Betreff der fatholifchen Kirche nichts Pofitives, ſondern beſchränkt ſich 


“auf den Sat, daß die Staatsregierungen die beftehenden kirchlichen Verhält— 


niſſe, foviel e8 das Staatswohl geftatte, erhalten, und dann weitere Firchliche 
Entwidelungen abwarten müfjen. 

3) Die Geſchichte der einfchlagenden Verhältniſſe bis zu dieſem Jahre 
giebt Joſ. Lehner Verſuch einer beurfundeten Darftellung des Kirchen— 
weiens in Bayern falzburgifchen Dideeſanantheils. Salzburg 1810. 
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Nichtwenigevonihnen aber waren unbejegt. Sreifingen war 
jeit April 1503 vacant, und wurde unter Einvichtungen,') die 
in demjelben Jahre noch mit jalzburgifcher Mitwirkung getroffen 
worden, durch das Generalvicariat »verwaltet. Das gleichzeitig 
vacant gewordene Regensburg war zwar durch Dalberg wie- 
der beſetzt; außerhalb der Grenzen des geiftlichen Fürftenthumes 
aber war er blog Admintjtrator.”, Im October 1805 wurde 
Bamberg vacant. Da indeß der Coadjutor noch lebte, Georg 
Carl v. Fechenbach Letter Fürftbiichof von Würzburg, jo über- 
nahm diejer zu der würzburger zugleich die bamberger Diöcefan- 
vegterung, und führte ſie bis zum April 1808, wo auch er jtarb. 
Set entjtand in Bezug auf die würzburger Verwaltung eine 
Discuſſion zwifchen dem Vicariate und dem Metropoliten Dal- 
berg.) Das PVicariat, welches das Domcapitel als zeritreut an- 
jah, zeigte Dalberg zwar das Abjterben des Biſchofs an, wandte 
fi) aber, um Facultäten für die Didcefanverwaltung zu erhalten, 
im Einverſtändniß mit jeinem Yandesherrn nach Nom, von wo 
aus der Präfivent der geiftlichen Regierung Domberr von Stauf- 
fenberg‘) zum apojtolifchen VBicar ernannt wurde. Dalberg pro- 
tejtirte, und forderte den zu München lebenden würzburger Dom- 
vechanten auf, von Seiten des Kapitels canoniiche Anordnungen 
zu treffen; gab aber vorläufig auch ſeinerſeits die Facultäten an 
. Herrn v. Stauffenberg, der apoftoliicher VBicar blieb. Als im 
Jahre 1812, zu einer Zeit, wo der Necurs nah Rom völlig ge- 
hemmt war, auch der jtarb,°) ertheilte entweder oder vermittelte 





!) Die Pontificalien beforgte der würzburgifhe und freifingenjche Weih— 
bifhof v. Wolff. Der Vicariatsdirector war ein Geiftlicher, Präſident und 
Bicepräfident waren weltlibd. Nah ihrem 1813 erfolgten Tode wurden fie 
nicht erjegt: Schematismus der Geiftlichfeit der Erzdiöces München-Freiſing 
für 1850. ©. XXIO. 

2) Bal. oben Seite 205. 216. 

3, Kopp Die fatholifhe Kirche im 19. Jahrhundert S. 349 fg. Bol. 
(Eilers) Deutfhe Blätter 4, 50. 

*) Nicht beliebt bei ven Liberalen: f. Schwab Franz Berg ꝛc. ©. 272, 
306. 312. 

>) So nah Kopp a. a. DO. und Gamd. Nah Lang bei Reyſcher 
10,32 f. wäre er erſt Ende 1813 geftorber. 
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der Nuntius von Luzern die Facultäten für feinen Nachfolger 





den Weihbifchof Gregor Zirkel, der dann bis 1817 den apoftolifchen 
Dicariat geführt hat. Zirkel war als Exeget befannt, und 
ein alter gläubiger Gegner der würzburger theologischen Facultät;) 
ex wird fpäter noch zu berühren fein. — Für Bamberg über 
trug der König die Aominiftration an den Fürftbiichof von Eich- 
ſtädt: Die bifchöfliche Verwaltung wurde aber durch das bamberger 
Generalvicariat in der Perſon des Generalvicars Groß geführt, 
der fpäter Bischof von Würzburg geworden tft. Vicariatsrath 
war der Canonift Frey, und feine Klagen über die Hinderniffe der 
Bicariatsverwaltung 2) beruhen auf damaligen Erfahrungen mit 
Bayern. — Der letzte Fürfterzbifchof von Salzburg jtarb, 
nachdem er ſchon feit 1803 thatſächlich durch den Abt und 
Biſchof des Fleinen von Salzburg abhängigen Biichofsiprengels 
Chiemſee, der jelbftändig nicht in Betracht fam, Siegmund 
Shriftian Grafen Zeil fich hatte vertreten lafjen, im Mai 1812: 
Zeil führte die Verwaltung dann bis zu feinem Tode im 
November 1814 jelbjtändig weiter. Der früher bereits erwähnte 
Administrator und Weihbiſchff von Paſſau*) Graf Gaisrud 
übernahm nun auch noch, Salzburg und Chiemfee zu verwalten, 
und adminiftrirte es bis er 1818 Erzbifchof von Mailand ward. 
— In Augsburg trat die Vacanz des bifhöflichen Stuhles 
dureh den Tod des alten Kurfürften Clemens Wenzel im Julius 
1812 ein: auch hier wurde die Fortführung der bifchöflichen 
Berwaltung durch das Generalvicariat übernommen, unter dem 
Borjtande des Freiherrn von Sturmfeber. 

Nur Dalberg, mit welchem trog feiner Weitherzigfeit bie 
bayrifche Negierung fortwährend Differenzen Hatte — ihres 
Gegenfates zu feinen Primasplänen ift wiederholt gedacht —,) 
der Fürftbifchof von Eichſtädt Joſeph Graf von Stubenberg 


1) ©. über ihn Schwab Franz Berg ©. 295. 499 u. oft. 

2) In den Bemerkungen zu Dalbergs Schrift iiber den Frieden der 
Kirche f. oben ©. 344. 

3) Der Fürftbifhof Graf Thun lebte fortwährend in Böhmen, mo er 
erft im November 1826 geftorben ift. 

4, ©. oben Seite 207 fg. 250 u. ©. 
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(ſeit 1790), der auf die Anſchauungen der bahyrijchen Regierung 
eingehend ihr im Allgemeinen zu helfen geneigt war, !) und Die 
drei tyroler Bifchöfe überdauerten den Zeitraum, von dem wir 
reden. Dieje drei waren Gegner der bayriſchen Regierung, und 
wenn der von Brixen Graf Yodron Conflicte mit ihr vermied, 
jo fam es mit den Bifchöfen von Trient und Chur jeit 1807 
zum offenen Kampfe. Angefeuert durch ein päpftliches Breve 
vom 1. Augujt 1807 widerjtanden fie mit Bejtimmtheit den 
firhlihe Dinge betreffenden „Verbejferungen‘ der bahriichen 
Berwaltung;?) Verhandlungen mit dem Gouverneur von Tyrol 
Grafen Arco fcheiterten, der Biihof von Chur, Graf Schauen— 
jtein,®) erhielt Weifung, Bayern binnen 24 Stunden zu ver- 
Yafjen, und ohne ausdrüdliche landesherrliche Bewilligung es nicht 
wieder zu betreten (Detober 1807). Negierungsjeitig aufgefordert, 
feine bifchöflichen Functionen im bayrifchen Theile jeines Sprengels 
dem Bifchofe von Augsburg zu delegiren, lehnte er ab, dies ohne 
Genehmigung des Papftes zu thun, der ihn belobte, und fich Die 
Entjheidung bis zum Ausgange einer mit dem münchner Hofe 
darüber eingeleiteten Verhandlung vorbehielt, auf jtarfes Ver— 
langen diejer Regierung aber fich bereit finden ließ, durch Breve 
vom 7. September 1808 die Verwaltung jener churer Didcefan- 
theile dem Bifchofe von Brixen zu übertragen‘) Der leiste 
Fürftbifhof von Trient Graf Thun wurde in Folge folcher 
Differenzen im Winter 1807 mit Gewalt weggeführt, und nad 
Salzburg verwiefen.) Den Widerjtand der nigderen thyroler 
Geiftlichfeit unterdrückte man: der Krieg von 1809 aber war imt 
Sinne der Tyroler, Deren veligiöjes Gefühl durch Bayer ver- 
fett war, zum Theil ein Neligionsfrieg. 

In der bayrifchen Conftitution vom 1. Mai 1808°) wird 





1) Er ift 1824 als Erzbifchof von Bamberg gejtorben. 

?) Longnmer zur Gefhichte der oberrhein. Kirchenprovinz S. 127 fg. 
Bergl. oben Seite 251. 256. 

3) Er ift 1833 geftorben. 

9) ©. die Urkunden bei(Eilers) Deutſche Blätter Neue Folge 2, 177 fg. 

>) Longner ©. 136. Er ftarb 1818. 

°) Titel 1. S. Pölitz Europ. Verfaſſungen 1, 97. 
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allen Bayern völlige Gewiſſensfreiheit gewährleiftet, der Geiftlich- 
feit ihre bisherige privilegirte Stellung in Bezug auf Staats- 
lajten u. dergl., ähnlich wie dem Adel, genommen, ') und erflärt: 
der Geiftliche jolle „ven übrigen Staatsbürgern ganz gleich be- 
handelt“ werden. Der „ausichließlihe und vollfommene Beſitz 
der Pfarr-, Schul- und Kirchengüter,” jedoch nur „wie fie nad) 


‚der Verordnung vom 1. Detober 1807 unter die drei Rubriken 


des Cultus, des Unterrichts und der Wohlthätigfeit in Einer 
Adminiftration vereinigt find,“ wird beftätigt. Diefe Beſitzungen 
und ebenjo die Güter, „welche feiner Zeit den zu errichtenden 
Bisthümern und Gapiteln zur Dotation angewiefen werden 
ſollen,“ werben für umveräußerlich erklärt. Die genannte Ver- 
ordnung von 1807 ſchloß Pfarrer und Gemeinden, welche bis 
dahin nach allgemeiner Firchenrechtlicher Negel das Kirchengut 
verwaltet hatten, von diefer Verwaltung aus, und organifirte ftatt 
dejjen fönigliche allgemeine und bejondere Stiftungsadmintftra- 
tionen und eine Gentraljtiftungscafje, in die alle Ueberſchüſſe der 
Einzelftiftungen abgeführt wurden.?) 

Die Functionen des ehemaligen geijtlichen Nathes waren 
1802 auf die Yandesdirectionen übergegangen, in denen Getftliche 
nicht jaßen. Im Jahre 1808 ward für die Oberleitung diefer 
Berhältniffe eine bejondere Abtheilung im Meiniftertum des 
Inneren creirt. Daß man damals und noch 1809 Concordats— 
verhandlungen fortjette, und 1814 Schritte that, das Aheinbunds- 
concordat des Fürjtenprimas fern zu halten, haben wir gejeben. 
Im Iahre 1812 Hatten die dalbergijchen Kreife Nachricht :?) „tu 
Bayern ſolle ein Erz und neun Bisthümer errichtet werden, 


— 


und man nenne hierzu die Orte Augsburg, Bamberg, Brixen, 


Ueber vergebliche Verſuche des Clerus, das abzulehnen, ſiehe Gams 
Geſchichte der Kirche im 19. Jahrhundert 1, 506. 

2) Beſtimmungen über die Verwaltung des Stiftungsvermögens durch 
Reſeript vom 29. December 1506 und Inſtruction für die Centralſtiftungs— 
cafje vom 1. Detober 1507. Inſtruction fir die allgemeinen und befonderen 
Stiftungsadminiftrationen vom 1. Detober 1507. Regierungsblatt Jahrgang 
1807. Stüd 2. Jahrgang 1308 Stüd 5. 

3) Archiv für katholifches Kirchen- und Schulmefen 3, 177. 
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Eihftädt, Freifingen, Paſſau, Regensburg und Salzburg.“ 
Näheres verlautet darüber nicht. 

Die Theorie, daß die Kirche eine der Stände jubordis 
nirte Geſellſchaft im Staate jet, behauptete in Bayern ihre 
Herrichaft. Beinahe fchärfer, als in Gönners Staatsrecht,') 
findet fie fih in dem „Sirchenrechte für Katholifen und Pro— 
teftanten mit Hinficht auf den Code Napoleon und die bayriſchen 
Landesgefete” des „königlich bayrifchen geiftlihen Rathes und 
öffentlichen Profeſſors des Kirchenrechts und der Kirchengefchichte 
auf der Univerfität zu Landshut,” früher fürſtbiſchöflich frei— 
jingenjchen Hopfcaplans und Pfarrers: Anton Mil, München 
1809?) ausgejprochen; — und als der bamberger Canoniſt Fr. 
Andr. Frey in feiner anonymen Fleinen Schrift „Allgemeines 
Religions, Kirchen und Staatsreht aus Grundbegriffen ent- 
widelt,‘ ohne Drudort 1809, eine jelbjtändigere Stellung der 
„Kirchengeſellſchaft“ zu rechtfertigen geſucht hatte, ſchlug ihn — 
gleichfalls anonym — der Theolog Franz Berg von Würzburg 
in einer „Kritik des natürlichen Kirchenrechtes und der neueſten 
Verdrehungen deſſelben für das Intereſſe der Hierarchie, Ger— 
mania 1812,“ mit heftiger Polemik nieder, indem er die völlige 
Abhängigkeit der Kirche vom Staat, die ſtaatliche Anſtellung 
aller Kirchendiener, die Oberherrſchaft des Staates über alle 
Güter und Fonds der Kirche und was dergleichen mehr iſt un— 
bedingt vertheidigte.) Auch die Staatsregierung hielt in ihrer 
Berwaltungspraris diefe Gefichtspunfte feit. Der Grundſatz, von 
welchen fie dabei ausging, war, daß die „oberjte Kirchenpolizei“ 
dem Spuverän zuftehe. Von bier aus fuhr der Staat, der den 
Klerus in weltliche Jurisdiction genommen, und Einrichtungen 
getroffen hatte, ihn „gegen feine Biſchöfe zu ſchützen,“ fort, eine 


oben Seite 247. 
©. erh Seite 2—4. Das Bud) ift ſchon 1808 erjchienen, und 
hat 1816 eine zweite Auflage erlebt. Der 1753 in Bayern geborene, 1813 
verjtorbene Berfafjer hatte früher Predigten und ein Handbuch der Kirchen- 
geſchichte, auch Schon 1805 eine „Kurze Ueberficht des katholiſchen Kirchenrechtes“ 
geſchrieben. 

>) Schwab Fran Berg ꝛc. ©. 467 ig. Heidelberger Jahrbücher 
Sahrgang 10. ©. 248 fa. Paulus hatte den (mannheimer) Berleger bejorgt. 


R 


Ya) 


($ 





Bayern. 377 


Menge Verhältniffe des inneren firchlichen Lebens mit landes— 
herrlicher Machtvollkommenheit zu leiten. Wie er die Protejtan- 
ten des Landes, z. B. bei Herausgabe eines Gefangbuches für fie 
im Sahre 1811), als einen Geſammtverein behandelte, jo jah 
er auch die im Lande lebenden Katholiken als einen folchen an. 
Nicht nur daß er katholiſche Pfarreien anders umgrenzte, die 
Ausbildung der Geiftlichen in landesherrlichen Seminaren?) vor— 
ſchrieb, die Anftellung außerhalb Landes ausgebildeter oder ges 
mweiheter Geiftlicher verbot: er regelte auch die Kloſtergelübde, 
beſchränkte die Wallfahrten, unterfagte mancherlei volfsthümtlichen 
Schmuck des Gottesdienftes, verfolgte geiftlihe Wunderkuren, 
ließ Heiligenhäuschen und Marterſäulen entfernen, und trat Dem, 
was er als Aberglauben betrachtete, fcharf entgegen. Im Allge- 
meinen fann man jagen, daß er den bifchöflichen Ordinariaten 
Nichts, als die Ertheilung der Weihen, der Firmung, der Den 
Beichtwätern nöthigen Vollmacht und endlich eine Miſſionserthei— 
fung an die nur noch vom Staate angejtellten Priejter übrig ließ; 
— und mit der Macht der Biſchöfe ſchwand dann von jelbjt Das 
biichöfliche Anſehn. 

Indeß waren, von Tyrol abgefehen, die Jahre von 1809 
bis 1814 Für die Kirche in Bayern doch ruhiger, als die vor— 
hergegangenen,’) Negierung und Yand wurden voriiegend von 
dem öfterreichifchen Kriege und dem Wiederhall, ven ev in Tyrol 
fand, in Anfpruch genommen, und als deſſen Nachwehen noch 
nicht überwunden waren, wurden jchon neue Dpfer durch den 
ruffiichen Feldzug aufgelegt. Die Vertreter der Kirche hatten 
erfahren, daß wider die durch das beginnende Jahrhundert ge- 
brachten Veränderungen zunächſt Nichts zu thun ſei; der 
Papft war gefangen: man fand fich in die Lage, und harrte 
befferer Zeiten. 


1) Gefangbuh für die proteftantifhe Geſammtgemeinde des Königreichs 
Bayern. Münden 1511. 

2), Eine Probe aus den rationaliftifch gefaßten Statuten des landes— 
herrlichen Seminars zu Yandshut f. bei Gams a. a. DO. I, 505. 


— 


3) Gams a. a. O. ©. 503. 
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2. In Württemberg 
hatte der König, nachdem die Koncordatsverhandlungen von 1307 
geftört worden waren, nicht aufgegeben, jeine Abficht zu erreichen; 
denn die Unfertigfeit der adminijtrativen Einrichtung umd ver 
Umftand, daß er immer noch mit Bilchöfen, die nicht jeine 
Unterthanen waren, zu thun hatte, wideriprach jener Sinnesart. 
Indeß hatten feine Verſuche von 1808 und 1811') feinen 
beſſeren Erfolg gehabt. Als 1808 der Fürjtbifchof von Würz- 
burg gejtorben und der Fürftprimas bereit war, für Den württem- 
bergiſchen Theil der Diöceje als „katholiſcher Bilhof von Würt- 
temberg“ einzutreten,?) lehnte der König das ab, und der würz- 
burgiiche apoftolifche Vicar“) verwaltete dieſen Diöcefantheil 
ebenjo, wie den übrigen Sprengel. Als 1810 der Fürftbiichof 
von Speyer jtarb, deſſen Diöcefe nach Württemberg allerdings 
nur wenig hineinveichte, und Dalberg als Metropolit das bruch- 
ſaler Vicariat zur Fortführung der Gejchäfte bevollmächtigte, 
wird dieſe Vollmacht auch für Württemberg gegeben ſein.) — Als 
aber im Julius 1812 der alte Kurfürſt von Trier, Fürſtbiſchof 
von Augsburg mit Tode abging, und dadurch das Kirchenregi- 
ment der zur Didces Augsburg und zur Propjtei Ellwangen ge- 
hörigen württembergifchen Yandestheile vacant wurde, wünſchte 
der König fie Durch den Bifchof von Tempe in partt. Weih- 





') ©. oben Seite 320 fg. 365 fg. 

2), (Eilers) Deutjche Blätter 4, 50. Nah Kopp Kathol. Kirche im 
19. Zahrhundert S. 349 wäre ſchon damals, auf Verlangen des Königs, das 
Württembergiſche durch Dalberg ebenfo vorn der mirzburger Didcefe abge- 
trennt worden, wie das Badiſche damals von derjelben dismembrirt ward. 
Die weiterhin zu berührende Geſchichte des ellwanger Landesvicariates zeigt 
aber, daß diefe Erinnerung unrichtig iſt. 

3, ©. oben Seite 372. 

*) Nah Reyſcher 10, 32. 36. 624 wurden die zu Speyer gehörigen 
württembergiſchen Pfarren zugleich) mit den conftanzer und wormjer Diöcefan- 
theilen mit Ellwangen vereinigt, und dies durch Papſt Pius VII, unter dem 
16. März 1817 anerfannt: |. das Breve bei Longner ©. 624. Es 
ſpricht aber nicht ausprüdlich von fpeyrifchen Diöcefantheilen, fondern nennt 
fie nur: „Weil die Stadt und Detingen.‘ Ueber die balbergifchen Bevoll- 
mächtigungen ſ. Kathol. Zuftände im Baden ©. 25. 
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Bifchof von Augsburg Fürften Franz Carl von Hohenlohe admini— 
ftrirt zu ſehen,) ver Hierzu auch beveit war, aber die canoniſche 
Rechtsregel beobachtet wiſſen wollte, daß nicht ohne yäpftliche, 
oder Doch — wie er wegen der Gefangenfchaft des Papftes für 
genügend hielt — erzbiichöfliche Bejtätigung folche Abtrennung 
einzelner Diöcefantheile von der nach des Biſchofs Tode ein- 
tretenden Capiteladminiſtration geſchehe. Er wandte fich deswegen 
unter Einwilligung der Regierung an Dalberg, welcher (25. Aug. 
1812) eriwiederte: Dergleichen könne nur in Nothfällen geichehen ; 
er werde den Nothfall aber anerkennen, jobald der König erkläre, 
daß er die Jurisdiction Des augsburger Capitels in Württemberg 
nicht ferner gejtatte. Außerdem bedingt er die Errichtung eines 
„Senates“ für den Administrator und fünftigen Biſchof von 
Württemberg. Der König wollte das Fortbeitehen des augsburger 
Domcapitels nicht einmal jo anerkennen, und überhaupt jich feine 
Bedingungen machen laſſen: Hohenlohe ging alfo an den 
Nuntius nach Luzern, wurde jedoch von dieſem einfach an das 
augsburger Kapitel zurückverwiejen (17. September 1812), deſſen 
Capitularvicar die Delegationsbefugnig für Württemberg habe. 
Die Regierung, hierauf noch weniger einzugehen geneigt, be— 
ſtimmte jetst einfeitig (28. September) ,’) daß der Bifchof von 
Tempe bis zu definitiver Organiſation der fatholifchen Kirche im 
Königreiche die Gejchäfte eines Generaloicars für die augsburg- 
ellwanger Didcefancompetenz im Yande und die bifchöflichen 
Functionen für diefen Bezirk übernehmen, auch für deren Be— 
jorgung vier geiftliche Käthe und einen Secretär beigegeben er- 
halten ſolle. Im allen zur Kenntniß und Cognition der Staatg- 
behörde gehörigen Angelegenheiten habe der Generalvicar ſich 
unmittelbar an das Gultusminifterium zu wenden, und die 
königliche Entſchließung durch daffelbe zu extrahiven. Er mußte 
den „beſtehenden Geſetzen“ Gehorſam ſchwören. 

Indeß fehlte dieſer Einrichtung die kirchliche Genehmigung, die 





) ©. über das Folgende: Longner ©. 362 fg. Lang bei Reyſcher 
10, 25 fg. Was Roßhirt Staatsrechtl. Verhältniß der fath. Kirche in 
Deutſchland S. 182 fg. beibringt, ift nicht brauchbar. 

°) ©. die Verordnung bei Reyſcher LO, 409, 
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von Dalberg oder vom Luzerner. Nuntins zu erlangen — wie 
erwähnt — mißlungen war, vom gefangenen Papfte aber nicht 
eingeholt werden fonnte, und vom augsburger Kapitel nicht ein- 
geholt werden follte. AS daher die nee Behörde am Tage vor 
ihrer förmlichen Eröffnung eine Aufforderung an die betreffende 
Geiftlichfeit zu Gehorſamsleiſtung in firchlichen Angelegenheiten 
erließ, erkannte fie an, daß ihr, mie ſie fich ausprüdte, Die 
„canoniſche Inſtitution“ noch fehle; die Einrichtung ſei indeß nur 
proviforiich, jei dem Papite befannt, und die Injtitution werde 
nachgeholt werden. Dalberg als Erzbiichof forgte dafür, daß die 
Sade in Ordnung gebracht wurde; indem er (October 1812) 
vom augsburger Bicariate Bericht forderte, ob der Biſchof von 
Tempe dejjen Delegat jet, veranlaßte er eine Gorreipondenz, in 
Folge deren er jetzt die Borausjegungen, unter denen vorher feine 
Genehmigung in Ausficht gejtellt war, als vorhanden anerkannte, 
und auf Bitte des Biihofs von Tempe, unter ausdrücklichem 
Borbehalt der päpstlichen Nechte, erklärte: er „genehmige nunmehr 
fraft feiner sede pontifieia impedita eintretenden Metropolitan- 
gewalt, Die proviſoriſche Trennung der k. württembergifchen Lande 
von der augsburgijchen Didces, und ertheile dem Bifchofe Die 
canoniſche Bevollmächtigung, dieſen abgejonverten Theil der be 
fagten Diöces .... bi8 zu der fo lange und jo jehnlich ge 
wünjchten Einrichtung der deutſchen Didcefanverfaffung zu ver— 
walten.‘ — In Zufammendang mit dem DVicariate wurde zu EIF 
wangen auch eine katholiſche Yandesuniverfität und ein Priefter- 
jeminar errichtet. 

Das Vicariat ward erweitert, als der würzburger apoſtoliſche 
Bicar von Stauffenberg gejtorben war; indem von der Füniglichen 
Regierung die Verwaltung auch der 65 nach Würzburg gehörigen 
württembergifchen Pfarreien dem ellwanger Generalvicar mit 
übertragen wurde‘) Der würzburger Provicar Fichtl proteftirte 
dagegen, während Dalberg (14. Februar 1814) in gleicher Art, 
wie vorher bet Augsburg, jeine Genehmigung gab; worauf. der 
Provicar wieder proteftirte. — Für das Staatskirchenrecht der 





1) Verordnung vom 23. Januar 1814. Reyſcher 10, 449. 
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Zeit iſt characteriftiich, was die Negierung that, als Fürſt Hohen— 
lohe die bisher würzburgifchen Decane, denen diefe Differenz'nicht 
verborgen geblieben war, um fie zu beruhigen, verſammelte und 
ihnen eröffnete (28. März), er habe, wie früher für Die augsburger, 
jo nun auch für die würzburger Divcefantheile die erzbiichöfliche 
canoniſche Bevollmächtigung erhalten. Ber dem augsburger Falle 
hatte man zwar die Publication in einem officiellen Blatte 
regierungsſeitig nicht geftattet, gegen den Abdrud in einer Kirchen- 
zeitung aber Nichts gehabt. Jetzt verlangte der jeit 1812 fun— 
girende Vorſitzende des ftuttgarter katholiſchen Kirchenrathes 
Herr von Schmit-Grollenburg,') der Biſchof folle die Decane 
nochmals vorrufen, und ihren verbieten, den Getjtlichen die erz= 
biſchöfliche Bevollmächtigung fund zu thun. Sie follten fih an 
ver Staatsverfügung in der Sache genügen lafjen. 

Im Jahre 1814 nach Nom zuvrücdgefehrt erhob Pius VII. 
auf desfallſiges Gejuch der Negierung und des Bilchofs von 
Tempe — lesteres war vom 24. Junius 1814 — dieſen in 
einem an ihn gerichteten Breve vom 21. März 1816 zum 
appftoliichen Vicar der in Württemberg gelegenen Theile der 
augsburger und würzburger Didcefe, und convalivirte alle feine 
in jeiner bisherigen Stellung mangelhaft vorgenommenen Acte; 
ernannte ihm auch (15. Junius 1816) zum Gehülfen und jo oft 
nöthig Stellvertreter den zu Nom von früher ber in dieſen Ge— 
ſchäften befannten Herrn von Keller, damals Mitglied des ftutt- 
garter Fatholifchen Kirchenrathes, durch den als württembergifchen 
Bevollmächtigten das Breve vom 21. März am päpftlichen Hofe 
negociirt worden war. Zugleich creirte und conſecrirte er den— 
jelben zum Biſchof in partt. von Evara.?) 

Hiedurh war für die Didcefen von Augsburg, nebjt Ell— 
wangen, und Würzburg die canonijche Ordnung hergeſtellt. Da 
jtarb am 10. Februar 1817 der Fürftprimas Dalberg, und durch 
jeinen Tod trat auch für die conftanzer und wormſer Diöcefan- 





ur a an 


!) Vorher war er Landvogt geweſen. 
?) Beide Breven gebrudt bei Longner ©. 621 fg. Bergl. auch 
Mejer Propaganda 2. 372. 
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theile in Württemberg eine Bacanz ein. Demgemäß veranlaßte 
die Regierung den Biſchof von Tempe, dieſe Pfarren — und 
num zugleich auch die wenigen jpeyrifchen — ähnlich wie früher 
die augsburger und würzburger, gleichfalls factiſch unter fein 

Kirchenregiment zu nehmen, und erjt nachträglich, wiewohl ohne | 
Berzug und zufammen mit der Regierung, päpjtliche Genehmigung 
dafür zu erbitten. Er erhielt zwar wegen dieſer Eigenmacht 
einen Verweis, zugleich aber — durch) Breve vom 26. März 
1817 — die gewünfchte Ernennung zum apoſtoliſchen Vicare 
für die württembergifchen Theile auch der conftanzer, wormſer 
und fpeyriichen Diöceſe.“ Bei Gelegenheit diejer Verhandlungen 
wurde veriprochen, zu Nom einen württembergijchen Charge 
d'Affaires zu acereditiven;”) was in der Perjon des Yegationg- 
rathes Kölle ſpäter geichah. 

Seitdem war alfo eine Art Yandesbifchof für Württemberg 
vorhanden; und wie die Dinge jeit 1802 nach dem Allen ge- 
worden waren, iſt in einer von dem Oberfirchenrathsdirector von 
Samerer anonym verfaßten officiöſen Schrift — „Die katholiſche 
Kirche Württembergs bei dem Eintritte des Jahres 1818) — 
im überfichtlichem, ſyſtematiſchen Abrifje apologetijch geſchildert 
worden. Die eigentliche Regierung der fatholiichen Kirche blieb 
während der ganzen Zeit in den Händen des fatholiichen Kirchen- 
vathes,‘) und wurde nach den jeit 1803 angenommenen Grund⸗ 
fügen fortgeführt. Der Sit des Generalvicariats ward 1817, ohne 
die geiftlichen Gewalten zu fragen, von Ellwangen nah Rotten— 
burg, der der Univerfität nad Tübingen verlegt. In Das 
Generalvicariat wurde ein vom Yandesherrn angejtellter weltlicher 





1) ©. das Breve bei Longner ©. 624. 

2) Seinem früheren Agenten Buonfigfioli hatte der König 1808 bie 
Sreditive entzogen. Deutſche Blätter 3, 49. 

2) Stuttgart bei Mezler 52 ©. 9. 

‘) Ueber defien Berfonalien j. Longner S. 381. Eine württembergifche 
litterarifhe Bertheidigung des Grundfates, nad welchem ver Kirchenrath 
verfuhr, daß das Kirchenregiment dem Landeshern zufomme, iſt von dem 
fatholifchen Pfarrer zu Straßdorf bei ſchwäbiſch Gemünd G. Sr. X. Brönn: 
Vom Kirchenregimente, ein Wort zu feiner Zeit, Altona (d. i. Gemünd) 1807. 
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Rath gefett, und ihm in allen nicht vein jpiritualen Sachen 
entjcheidendes Votum gegeben. Der Bifchof von Tempe wurde 
den Collegialbejchlüffen des Vicariates untergeordnet.) Doc, ift 
diefer königlichen Kirchenverwaltung das Zeugniß nicht verfagt 
iworden,?) daß fie eine der katholiſchen Kirche wohlwollende und 
in vielen Beziehungen ihr förderlich geweſen jet. 

Die biſchöflichen Gejchäfte führte, da der Biichof von Tempe 
alt war, mehr und mehr fein jtellvertretender umd mit den An— 
ichauungen des Fatholifchen Kirchenrathes mehr einverjtandener 
Gehülfe. Zuletzt zog Fürſt Hohenlohe ſich mißmuthig nach 
Augsburg zurück, und überließ die Geſchäfte völlig Herrn von 
Keller, der nach Hohenlohes Tode durch päpſtliches Breve vom 
16. Februar 1820°) als apoſtoliſcher Vicar in demſelben Um— 
fange, den die Vollmacht jeines Vorgängers gehabt hatte, be- 
jtätigt ward. 


3. Baden. 


Oben iſt berührt worden, wie e8 als Borzug Badens vor 
Württemberg angefehen wurde, daß es den Bilchofsfi, dem die 
Mehrzahl jeiner fatholiichen Pfarren gehörte, Conjtanz, innerhalb 
Landes beſaß. Für feine nach Speyer gehörigen Pfarren hatte 
es in Bruchjal die zweite inländische Refivenz des Biſchofes. Die 
ſtraßburger Pfarren jtanden feit 1803 mit unter Conftanz;‘) die 
wormſer wurden zwar von Yampertsheim, die mainzer von 
Achaffenburg aus bifchöflich verwaltet, aber Bilchof von Mainz 
und Worms war der conjtanzer Biſchof Dalberg. Nur Die 
jechsundjechzig nach Würzburg gehörigen Pfarrer jtanden unter 
völlig auswärtigem Firchlichen Negimente. Als daher im April 
1808 der letzte Fürſtbiſchoff von Würzburg jtarb, erklärte der 
Großherzog von Baden, daß er dem dort das Didcefanregiment. 


) Wenigftens nach Meinung des Minifters Dtto, Januar 1818. 
Longner ©. 393. 

2) Pflanz Anfichten über die VBerhältniffe der Katholifen in Württem- 
berg. Stuttgart 1843. 

>) Bei Longner Seite 626. 

‘) ©. oben Seite 205 fg. 
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übernehmenden apoftoliihen Vicariate,) keinerlei Jurisdiction 
im Lande geſtatten werde, und verlangte von dem competenten 
Erzbiſchofe, dem Fürſtenprimas, daß er die bis jetzt würzburgiſchen 
Pfarren dem ſpeyriſchen Vicariate zu Bruchſal unterſtelle. 
Dalberg ſah in dieſer landesherrlichen Erklärung einen Nothfall, >) 
und verfuhr, wie er ſpäter in Württemberg verfahren iſt, indem 
er dem Verlangen nachkam. Noch einfacher wurde die Sachlage, 
als im Jahre 1810 auch der lette Fürftbiichof von Speyer mit 
Tode abging, und Dalberg „in feiner Eigenjchaft als Metropoli- 
tan einjtweilen das Vicariat von Bruchſal zur Führung der 
Didcefangejchäfte beftätigte;”°) denn ſeit Diefer Zeit war die bijchöf- 
liche Yeitung der katholiſchen Kirche in Baden, wiewohl mittels 
verſchiedener Behörden, ausjchlieglich in jeiner alleinigen Hand. — 
Eoneordatsverhandlungen mit Rom joll Baden im Jahre 1809 
gleichzeitig mit Bayern und Württemberg geführt haben;‘) aber 
weder damals, noch im Jahre 1811 hatten vergleichen Orga— 
nifationspläne Erfolg) und die erwähnten Verhältniſſe beitanden 
bis zu Dalbergs Tode. * 

Eine Umgeſtaltung der badiſchen Landesverwaltung nach 
dem Vorbilde der Einrichtungen des Königreichs Weſtphalen 
wurde im Jahre 1808 von Dalbergs gleichnamigem Neffen, der 
früher Geſandter in Paris bald nach dem Eintritte des Groß— 
herzogthums in den Rheinbund Miniſter geworden war, beab— 
ſichtigt;) und deſſen Ideen kamen zwar nicht unverändert, kamen 
doch aber unter ſeinem Nachfolger von Reitzenſtein, durch das 
Conſtitutionsedict vom 26. November 1809,) mit Modificationen 





S. oben Seite 372. 
2) ©. ſeine Aeußerungen über dieſe Sachlage an den Biſchof von Tempe 
bei Longner ©.363, und über feinen dabei entftandenen Streit mit dem 
-würzburger Bicariate Kopp a. a. DO. ©. 349 f. 355. 

>, Sp im Frankfurter Archiv für das katholiſche Kirchen- umd Schul⸗ 
weſen 1, 596. Die katholiſchen Zuſtände in Baden S. 25. 

*) Katholiſche Zuſtände a. a. DO. Vergl. oben ©. 320 fg. 

>) ©. oben Seite 370, 

6, Ediet über Organifation der oberften Staatsbehörden vom 5. Julius 
1808 bei Winkopp Rhein. Bund 7, 312, 

) Winftopp Rhein. Bund 14, 27. 192. 408, 15, 42, 239. 
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zur Ausführung. Die Einrichtungen aus der Neichszeit ver- 
ſchwanden, und an Stelle des alten Geheimerathscollegiums 
traten fünf Minifterialdepartements, von denen jedes in feiner 
Branche in der Negel felbjtändig zu verfahren hatte: nur für 
gewifje wichtigere Angelegenheiten war collegialiihe Behandlung 
vorbehalten. Das Miniftertium des Inneren hatte fünf Unter 
Departements, von fünf „Divectoven‘ geleitet; eines Davon war 
das „katholiſche Kirchendepartement,“ das iſt die bisherige bruch- 
ſaler Kirchencommiſſion in diefer Gejtalt: nur daß jegt bei Der 
jegung der Pfarren und Decanate, oder jo oft jonjt der Divector 
es nöthig erachtete, der höheren Stelle die Entjcheidung vorbe- 
halten blieb. Andererjeits gingen manche firchliche Verwaltungs— 
jahen an neu eingeführte, vom Staate ernannte katholiſche 
Decane, urjprünglich zur Bifitation der Schulen und der Kirchen— 
fonds beauftragt, über, In Handhabung diefer Einrichtungen 
fuhr man fort, theoretifch die Kirche nach Weiſe des Konjtituttong- 
edictes von 1807 als felbftändige Geſellſchaft im Staate zu be- 
trachten; wie auch der heivelberger Brofeffor Joh. Ludwig Klüber 
in jenem 1808 erjchienenen Staatsrechte des Rheinbundes) fie 
jo characterifirt, und dem Staate Nichts, als fie polizeilich zu 
beauffichtigen und fie zu befchüten einräumt. Aber dies Auf- 
ſichts- und Schutzrecht wurde practiſch als ein Recht der vegieren- 
den Leitung verjtanden und geübt: das katholiſche Kirchendepar- 
tement, oder die Kirchenfection, wie e8 ſeit 1812 hieß, behielt 
Neigung, den nach dev allgemeinen Sachlage ohnehin ſchwachen 
biſchöflichen DVicariatsbehörden gegenüber feinen Geſchäftskreis 
immer mehr zu erweitern?) Daß die weltlichen Verwaltungsbe- 
amten jener Zeit diefe Richtung hatten, war durch ihr territoria- 
liſtiſches Gepräge allenthalben gegeben: aber auch die Theologen 
in der Behörde theilten fie. ES find unter ihnen befonders zwei, 
Brunner?) und Häberlin, hevvorgetreten. 


ı) Klüber Staatsrecht des Nheinbundes. Tübingen 1505 ©. 520 fg. 

2) Longner ©, 148, 150. Lafpeyres. in Richters Jahrbüchern 11, 
541, welcher eine Reihe Specialgefete über einfchlagende Eimzelpunfte an— 
führt. Gams Gefhichte der Kirche im 19, Jahrhundert 1, 468. 

3) Ueber ihn f. Longner ©. 267g. Brüd Rat, Beltrebungen ©. 28, 

Mejer, Zur Gejhichte ꝛc. 35 
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Philipp Joſeph Brunner (geb. 1758), ein jpeyericher Ex— 
jefuitenfchüler won Heidelberg, Hatte jich mit jenen Lehrern von 
feinem erſten litterarifchen Auftreten an in Widerſpruch geſetzt, 
war deswegen der eingejchlagenen academifchen Yaufbahn entzogen 
worden, hatte jedoch — in emfiger Verbindung mit den mainzer, 
freiburger, würzburger, bonner und den illuminatiichen Vertretern 
der Aufklärung — eine provocirende Schriftitellerei in den litte— 
rarifchen Organen feiner Richtung emfig fortgefett, und war 
mit jeinem Bilchofe, dem aus dem Nuntiaturjtreite her befannten 
Freiherrn von Limburg-Styrum, bereits in offenem Conflicte ge— 
wejen, als er 1803 zum Schul- und Kirchenrathe in Bruchjal 
ernannt wurde. Im Jahre 1807 als geiftlicher Rath nad 
Carlsruhe verjett, jollte er 1S09 quiefeirt werden, wurde aber im 
folgenden Jahre durch Kabinetsbefehl Miniſterialrath beim 
fatholtichen Kirchendepartement, und blieb deſſen einflußreiches 
Mitglied. Durch ein in einer Reihe von Auflagen verbreitetes 
„Neues Gebetbuh für aufgeflärte fatholiihe Chrijten‘ (1800 fg.) 
hat er in weiten reifen gewirkt; und immer war er, nur etwa 
von der Seminarfrage abgejehen, in ähnlicher Weife wie zu 
Stuttgart Werfmeifter, ein Gegner kirchlicher Selbjtändigfeit. 
Seine Schriften berühren weniger unmittelbar, als die feines 
Collegen die firchenpolitiichen Fragen. Diejer, Joh. Bapt. Ignatius 
Häberlin (geb. 1760)') war aus dem Breisgau gebürtig, von 
freiburger Schule, und jeit 1788 Stadtpfarrer in Freiburg und 
für den Breisgau biſchöflich conſtanziſcher Commiſſar. Als 
iolcher edirte er 1792 eine Trauerrede auf Kaiſer Leopold IL. 
Dann hatte er, nachdem das Land von Dejterreich an Baden 
abgetreten war, ſich als Anhänger der neuen Regierung ausge 
iprochen, und, wie man e8 in Freiburg auffakte, gegen Dejterreich 
jelbit gepredigt. Im Jahre 1810 war er als geijtlicher Miinijterial- 
rath in das Kirchendepartement nach Carlsruhe verjest, trat hier 
als Gegner des Cölibats, der Unauflöslichkeit des Chebandeg, 
der Seminare, der Convicte auf, und ließ 1812 eine Schrift 
erfcheinen, in der er den Character des damaligen bapdijchen 


) Gams a. a. O. ©. 469, 
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Kirchenrechtes fcharfgeprägt ausprücdte: „An die Souveräne der 
Rheiniſchen Conföderation, Über das Necht, ihren Staaten eigene 
Landesbifchöfe und eigene Discefaneinrichtung nach Gutfinden zu 
geben, ein patriotifches Wort zu feiner Zeit, von Dr. H., einem 


| katholiſchen Kanoniften.‘') Er fnüpft an des Fürjtenprimas nicht 


fange vorher erfchienene Schrift über den Frieden der Kirche an, 
und erklärt deren Klagen über die firchliche Yage für völlig un— 
berechtigte: theils jeien fie nicht begründet, theils — joweit fie 
für begründet gelten dürften — ohne Schwierigfeit zu befeitigen. 
„Der fürzefte Weg zur Organifation der Fatholifchen Kirche in 
den Staaten der Rheiniſchen Conföderation“ werde jein, „wenn 
jeder Regent jelbft, ohne weitere Rückſicht, die fatholifche Kirche 
in feinen Staaten organifire. Häberlin wiederholt im Allge— 
meinen unter Bezugnahme auf Pehem, Gmeiner, Michel zc., was 
man einige Jahre vorher in Bayern als normal verfündet hatte: ?) 
„Bisher waren alle Bemühungen und Unterhandlungen, um mit 
dem Bapfte ein Goncordat zu fchliegen, ohne Erfolg. Was 
Napoleon der Große für Frankreih und Stalten that, war nur » 
auf Die Yage diefer Neiche berechnet, und kann zur Confequenz 
für andere Staaten nicht gezogen werden. In Deutichland hat 
fih Das Licht der Aufklärung weiter verbreitet.” Hier jet Daher - 
weder ein Concordat, noch ein Concilium nöthig, „sondern es 
hänge bloß von dem Willen und von der Dispofition ver 
Souveräne ab, ihren Staaten eigne Didcefen und eigne bijchöf- 
liche Diöcefaneinrichtung nach Gutfinden zu geben, und zwar ohne 
bei einer folchen Einrichtung dem Katholicismus zu nahe zu 
treten. Mit dem Zwecke, Hierzu practifch anzuregen, entwicelt 
er feinen Plan. Er geht von dem Grundſatze aus, „ver Regent 
it befugt, Alles in der Kirche anzuordnen, was nicht im ſtrengſten 
Sinne des Wortes geiftlich tft,” und mittel® Anwendung des 
jojephinifchen Begriffes der mere spiritualia iſt der Beweis 


1) Karlsruhe. Maflot 1812. 67 ©. 80. Daß „Dr. H.“ niemand Anderes, 
als Häberlin fer, wurde von Anfang an geglaubt und öffentlich ausge— 
ſprochen, ohne daß er jemals es in Abrede genommen hat; ſodaß die Autor— 
ſchaft als ficher angefehen werben kann. 


2) ©. über Zintel u. a. oben Seite 208 fg. 246 fg. 
29.5 
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feiner Behauptung von jelbit gegeben. Der außerdem hinzuge- 
fügte Hiftorifche Beweis, daß wegen Bejeitigung aller deutjchen 
Soncordate und Reichsgeſetze durch die Aheinbundsacte‘) Die 
nunmehrigen „Souveräne der Rheiniſchen Konföderation in die 


Urzeiten des Chriſtenthums zurücdverjett worden,“ und „mithin 


die Errichtung neuer Didcefen, wie bei den erjten chriftlichen Kaiſern, 
Staatsjache fer, iſt Daneben jo überflüffig, wie er bedenklich it. 
Aus ähnlichen Gründen wird den Landesherren das Necht die 
Biſchöfe zu ernennen vindicirt: theils weil dieſe ehedem durch Das 
Volk ernannt ſeien, und der Souverän den Volfswillen in fich 
vereinige, theils weil er alles das öffentliche Wohl Fördernde zu 
thun befugt ſei. Konfirmation und Gonfeeration der ernannten 
Biſchöfe fer im Grunde jest nicht mehr nöthig; wolle man fie 


indeß beibehalten, jo werde der Mietropolit, eventuell der nächte 


Biſchof, der geeignete Confeerator fein: dem Papite fer man Nichts 
als Die Anzeige ſchuldig. Was hierbei über den Treueid an den 
Papit gejagt wird, iſt wörtlich aus einem fchon 1808 erfchtenenen 
° Gutachten wiedergegeben.?) Bei Gelegenheit der Erörterung über 
das Verhältniß zwiſchen Bilchöfen und Papjt wird an das Bei- 
ipiel Joſephs II. im Unterſcheiden weſentlicher und unweſentlicher 
Primatialvechte angefnüpft, und der febronianifche Sat wieder- 
holt: „Gott hat den Negenten zur Bertheidigung der alten Kivchen- 
verfaffung mit dem Schwerte umgürtet“ .... „Wer anders denkt 
ijt ein Hildebrand, ein Schurk,“ u. ſ. w. f.?) Blöde in den Aus- 
drücken iſt Häberlin überhaupt nicht. — In allen nicht rein geijt- 
lihen Dingen joll das innere Diöcefanregiment in der Hand des 
Landesheren liegen; wie das unter Conjtantin, Juſtinian, den 
Sarolingern der Fall geweſen fer: hierbei entſcheidet allenthalben 
die jojephinifche Yehrmeinung. 

Sp war die theoretifche Doctrin der badiſchen Staatskirchen- 
behörde; und nicht bloß Die ihre. Die Anzeige obiger Schrift in 





') Nach desfallſigem befannten Verſtändniß ihres zweiten Artifels. 

2) Ueber den Eid der Biſchöfe am den Papſt und über das Glaubens- 
befenntmig (anonym) o. O. 1808, 

3) Seite 16 der Schrift. 
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der Halliſchen Litteraturzeitung des Jahres wird mit der Be— 
merkung eingeleitet: der Verfaſſer „wagt es auszuſprechen, was 
lange ſchon der Wunſch der Regierungen, und durch die gegen— 
wärtigen Zeitumſtände ſchon hinlänglich gerechtfertigt zu ſein 
ſcheint.“ Die Anzeige betrifft zugleich eine auf Grund des poſi— 
tiven Rechtes deducirende Gegenſchrift gegen Häberlin,') welche 


Man in Freiburg herausgegeben hatte; aber fie jteht auf Häberlins 


Seite. — Auch andere Gegenfchriften fonnten nicht ausbleiben. In 
dev Zeitjchrift des Fürjtenprimas zeigte der Mitarbeiter, welcher in 
dem erſten Archivhefte das Epiſcopalſyſtem für das in Deutfchland 
einzig anwendbare erklärt hatte, Die Schrift an.) Kiniges von 
Dem, was er erivivert, iſt wegen der Stelle, von der es ausgeht, 
von Intereffe. „ES iſt wohl unter ven cismontaniſchen Kanoniften 
feiner mehr zu finden,” jagt er, „welcher die dem Yandesherrn bei 


Eintheilung und Errichtung der Bisthümer in feinen Territorien 


zuftändigen Rechte zu ſchmälern gedächte; aber daß doch auch die 
Kirche dabei ein Wort mitzureden, oder beſſer diefe Errichtung 
eigentlich aus eigenem Nechte (mit Einverftändniß des Negenten, 
verſteht fich) zum rechtlichen Beftand zu bringen habe, wird wohl 
fein gründlicher Canoniſt in Abrede ftellen wollen. Denn die 
Errichtung eines Bisthums ift doch nichts Anderes, als kirchen— 
gejellichaftliche Vereinigung eines Theiles der Gläubigen unter 
einem Biſchof, den fie als ihren unmittelbaren Oberhirten an— 
erfennen, ein Act der wechjelfeitigen freien Willenserklärung der 
Gläubigen und des Biihofs, folglich ein rein kirchliches Gefell- 
Ihaftsrecht. .... Der Yandesherr kann weder den Bifchöfen, 
vorzüglich jenen, welche in jeinem Territorium nicht wohnen, die 
Ausübung ihrer Gewalt, jo weit fie fich über die Gewiffen er— 
ſtreckt, limitiren, noch den Gläubigen das alleinige Zutrauen auf 
den Yandesbifchof, wenn fie ihn als gegen die Firchengefetsliche 
Ordnung eingedrungen anjehen, anbefehlen; denn es liegt über: 


1) Ueber das patriotifche Wort zu feiner Zeit, welches Dr. H., ein 
katholiſcher geiftlicher Canonift, zur baldigen Wiederherftellung der katholischen 
Kirhenverfaffung in den rheinischen Bundesſtaaten ausgefprochen hat, Frei— 
burg und Conftanz in der Herderſchen Buchhandlung 1812. (48 ©. 8°,) 

2) Archiv für das fatholifche Kirchen= und Schulweſen 3, 161 fg. 
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haupt außer dem Wirkungstreife der Staatsgewalt, Religion, in- - 
foweit fie das Gewiſſen betrifft, zu gebieten oder zu verbieten.‘ 
An die Päpſte ſei das Necht, Bisthümer zu errichten, zu zer- 
teilen oder zu vereinigen u. |. w. nur auf biftorifchem um 
ufurpatorifchem Wege gefommen; es jei ihnen bloß delegirt. 
„Wenn nun der Papjt diefes überfommene Recht zum Nachtheil 
der Kirche nicht ausüben könnte, oder wollte, wer zweifelte daran, 
dag nun die einfchlagenden Biſchöfe mit dem Landesherrn über- 
einfommen, und aus eignem Rechte die Didcefen ordnen 
können?“ Das fer nicht ſchwer, wenn man nur beiverfeits ernitlich 
wolle. Der Necenfent erfennt an, daß auf Grund der Dotation 
auch protejtantiichen Yandesherren das Nominationsrecht zujtehen 
könne, daß bei Gelegenheit der neuen Einrichtungen eine gründ- 
liche Revifion der firchlichen Disciplinarverfaſſung eintreten müſſe, 
u. dgl. m. — Ms Gegner wider Häberlin trat auch Der bam- 
berger Frey auf: „An die Soyveräne der Rheiniſchen Confödera- 
tion, über das denjelben zugejprochene Recht, ihren Staaten eigene 
Landesbijchöfe und eine biſchöfliche Didcefaneinrichtung nach Gut- 
finden zu geben, nebjt einem gutachtlichen Entwurfe zu einem fünf 
tigen Goncordat, ein abgedrungenes Wort zu feiner Zeit von Dr. Fr. 
einem fatholiichen Canoniſten.) Von diejer Schrift find nur die 
erjten achtzig Seiten Streiticehrift gegen Häberlin,?) gegen welchen 
Frey geltend macht, daß nach firchenrechtlihen Grundjäten anders 
als durch Concilsſchluß oder Koncordat nun einmal nicht geholfen 
werden fünne: der päpftlichen Gejetgebung als dritten Weges er— 
wähnt er nicht. Das Concordat fer ein zwifchen dem Papfte 
einerjeitS und den „Negenten und den Bijchöfen als NRepräfentanten 
der Nationalkirche“ amdrerfeits über deren Organiſation ges 
ſchloſſener Vertrag, der „vorzüglich das Verhältniß feſtſetzt, nach 
welchem dieſe Kirche gegen manche Prätenjionen des römiſchen 
Stuhles gefichert und in Behandlung der manntigfaltig vorfommten- 
den Gejchäfte geleitet werden ſollte.“ In feiner Gejammtauf- 





1) Bamberg und Würzburg, bei Goebharbt. (108 ©. 8°) 1813. 
?) Das Uebrige enthält ven Entwurf eines Rheinbundsconcordates, von 
welchem jpäter zu reden bleibt. 
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fajlung erklärt fich') Frey gegen zwei Parteimeinungen, Die ebenjo 
verbreitet, wie faljch ſeien: „Einige wollen unter Katholicismus 
Nichts als die Glaubenslehre verjtehen, und nehmen daher aıt, 
als vertrügen fich alle Denkungsarten über die Verfaflung der 
fatholiichen Kirche, alle Anoronungen in derjelben, fie mögen von 
dem Glerus oder Yaien herrühren, alle Neformationen in ihren 
Anjtalten mit dem Katholicismus, wenn nur ftrenge genommen 
dadurch feine Glaubenslehre, und etwa auch) der aus der Glaubens- 
Yehre fließende und darauf beruhende Gottesdienjt nicht angetaftet 
wird. Sie beſchränken daher das Neich der Kirche bloß auf das 
Reich der Ideen, und verweiſen ihre Gewalt in das Innerſte 
des HeiligthHums zurüd. Andere dehnen zwar den Begriff des 
Katholicismus etwas weiter aus, und verjtehen unter diefem Worte 
nicht bloß Die Glaubenslehre, jondern auch die wejentliche 
Kirchengewalt, und juchen in Dppofition gegen den Protejtantig- 
mus das Characteriftiiche derjelben darin, daß fie die Hierarchie 
der Kirche zwar als wejentlich, jedoch lettere in dem beſchränkten 
Mate anerkennen, daß fie „(fie?) nur in den eigentlichen Glaubens— 
und Gewiljensjachen, auch in der Kirchendisciplin, jedoch nur in 
jo weit, als ohne fie die Kirche im Glauben felbft fich nicht 
erhalten könnte, 3. DB. bei Ausübung der wejentlichen Primatg- 
rechte, annehmen.‘ Sehr Har ift das nicht, und ebenfowentg 
it was Frey Diejen beiden umrichtigen Meinungen entgegen als 
richtige Meinung entwidelt, durchfichtig. Seine zwei Jahre 
früher ausgejprochene Anficht, daß das franzöfifche Concordat 
recipirt und ein einziger Erzbiichof-Primas anerfannt, bezw. beibe- 
halten werben möge, vertheidigt er nicht mehr; plaidirt vielmehr 
für einen eigenen, aus dem franzöfifchen Concordate und den 
Drganijchen Artikeln nur theilweife gejchöpften Concordatsentwurf 
und für den bayriihen Plan einer Mehrzahl erzbifchöflicher 
Provinzen. Im Uebrigen tft er noch auf Dalbergs Seite. 

Napoleon ließ die kirchliche Entwidelung in Baden ihren 
Lauf gehen, intercedirte nicht — obwohl er dringend darum an- 
"gegangen war — für den Fortbeftand. der in fehneller Folge fü- 


') Seite 10. 11 der angeführten Schrift, 
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cularifirten Klöfter, u. |. w. f. Nur als die von Anfang an 


öſterreichiſche Gefinnung des badifchen Oberlandes, durch unge— 


ſchickte Behandlung gereizt, im Jahre 1809 auf Anlaß des tyroler 
Krieges eine Fatholifch-religiöfe Farbe annahm und gefährlich wer 
den zu wollen ſchien, erließ er die befannte Drohnote vom 
12. Februar 1810, in welcher er forderte, Katholifen dürften 
bei Anjtellungen den Proteftanten nicht nachgejetst werden; umd 
an die er fpäter (7. März 1810) noch einmal erinnern Tieß. 
Sie iſt zwar aus einer Zeit, wo der Fürftprimas in Paris und 
die dortige firchliche Commiffion von 1809—10 auch mit Deutjch- 
fand beichäftigt war. Aber die naheliegende Vermuthung, Daß 
jener oder diefe mit dem Erlafje zufammenhängen fünnten, findet 
nicht näheren Anhalt. Vielmehr jcheint die Art, wie der Erb- 
großherzog von Baden Uebernahme des Mlinijtertums von Dem 
parijer Gefandten Herrn von Andlau erbittet, oder joll man ja= 
gen erfleht,“ eher auf Letzteren als den Veranlaſſer der Note hin— 
zumeifen. Andlau übernahm auch das Miniſterium, die Stellung 
der Kirche im Staate blieb aber dieielbe. ’) 

Es ift früher berührt worden, daß weitaus die meiften ka— 
tholifchen Pfarren in Baden unter Weffenbergs Bicariatsperwal- 
tung waren.‘) Er gehörte, wie Dalberg, dem Kreife Desjenigen 
katholiſchen Adels an, welcher die deutſchen Domftifter als feine 
Domaine betrachtete; erhielt zum getftlichen Stande bejtimmt Prä— 
benden zu Konftanz, Augsburg und Bafel, und wurde, nachdem 
er feine frühere Jugend in der Nähe von Freiburg verlebt Hatte, 
anfangs auf der Zejuitenjchule in Augsburg, dann in liberaler 


1) Gedruckt: Katholifche Zuftände in Baden 1, 107. Bergl. Longner 
Oberrhein. Kirchenprovinz 1, 146. 

2) Kathol. Zuftände a. a. O. 

) Gams a. a. O. 1, 455 fg. 

‘) Eine Darftellung diefer Verwaltung im weſſenbergiſchen Sinne |. im 
Frankfurter Archive für Fatholifches Kirchen- und Schulweſen Bo. 3. Heft 2. 
©. 113 fg., ſowie im Weflenbergs Leben von Bed, Im entgegengejesten 
Sinne ift fie dargeftellt in den römifchen Urkunden, die unter den Beilagen 
der badiſchen Denkichrift über das Verfahren des römiſchen Hofes bei der Er- 


nennung des Generalvicars Freiherrn v. Weflenberg zum Nachfolger im Bis— 


thum Conftanz ꝛc., Frankfurt 1518, abgedrudt worden find. 
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gefinnten Kreifen zu Dillingen und Würzburg ausgebildet, hielt 
fich längere Zeit in Wien auf, und begann früh, auf feine con- 
jtanzer Prübende zurücgezogen, jene jchriftitelleriiche Thätigkeit 
juriſtiſch-philoſophiſch-poetiſcher Art, die er, wohlmeinende Inten- 
tion für gefunden Gedanken, Reime für Poeſie, Breite für Tiefe 
nehmend, jein Xeben lang fortgejetst hat. Von Conſtanz nach 
Augsburg gewendet, wo er aus Verbindungen feines Vaters her 
von dem ſächſiſchen Prinzen-Erzbifchofe Förderung hoffen fonnte, 
begegnete er dem dreißig Jahr älteren Dalberg, dem er aus jei- 
ner würzburger Studienzeit befannt war, und wurde von ihm 
veranlaßt, fein Generalvicar in dem eben ihm zugefallenen Bis- 
thume Gonjtanz zu werden (1800). Weſſenberg war 26 Jahre 
alt, als er dies Amt übernahm, und hat es lange Zeit verwaltet, 
ohne die Priefterweihe zu haben. Jung, feiner Aufklärung ſich 
mit Genügen bewußt, gefpreizt in gutem Willen, und nicht ohne 
unvuhige Haft, begann er in einer Menge Neuerungen das Ideal 
katholiſch⸗rationaliſtiſcher Kirchenverfaſſung, welches er erfaßt hatte, 
zu verwirklichen; erreichte mancherlei Gutes, ſtörte anderes, gab 
vielfach Anſtoß,) und geriet) namentlich mit dem päpftlichen 
Nuntius, der über die Grenze primatialer und epifcopaler Ber 
fugniffe, wie über Das, was gut Fatholifch jet oder nicht jet, nicht 
jelten anderer Meinung war, als er, in Conflict. Das Ein— 
zelne dieſer Streitigfeiten, die zuletst, wiewohl nicht allein fie, zur 
Abtrennung der Schweizerischen Theile des Bisthums Conftanz ge 
führt haben, darf bier unberührt bleiben; es iſt anderwärts 
genügend dargeitellt. ”) 

Dalberg hatte nicht lange vor der Schlacht bei Yeipzig?) 
Aſchaffenburg verlaffen, und Fam nach Konftanz, von wo aus er, 
gegen Wejjenbergs Vorftellungen, wohl um Bayern zu ges 
winnen, feine Negierungsabdanfung zu Gunften des Prinzen 
Eugen Beauharnois exrpedirte, und fpäter nach der Schweiz ging, 


Nicht bloß bei dem ftrengen Katholiten. Selbft der König von Würt— 
temberg, und die badische Negierung inhibirten gelegentlich, was er Neues 
einführt. Gams 1, 471. 

2) Bed Leben Weflenbergg ©. 141 fg. Longner ©. 19. 197. 
3) Krämer a. a. O. ©. 169. 


394 5. Napoleonifche Zeit im Rheinbunde. 


Im Junius 1814 wandte er fih nah Regensburg. Von da 
ichrieb er am 24. Julius einen Elagenvollen, Gehorſam befen- 
nenden Brief an den Papſt, jchilderte Die ſchlimme Lage der 
deutſchen Kirche, und erhielt Antwort vom 2. November,') in der 
ihm die Reihe feiner VBerfehlungen unter Vermahnung vorgehalten, 
und ihm aufgegeben ward, jeinen gelobten Gehorfam in der Zu- 
jtimmung zur Abtrennung der Schweiz vom conjtanzer Bisthume 
und zunächſt darin zu zeigen, daß er Wejjenberg,?) über deſſen 
unrichtige Lehre, böjes Beiſpiel und mehr als fühnen Ungehorſam 
wider den heiligen Stuhl der Papjt fichere Kunde habe, und den 
man ohne großen Anftoß nicht dulden fünne, feines Amtes als 
Generalvicar von Conſtanz entlajje. 

Als Dalberg dieſes Breve erhielt, befand Wejjenberg jich, 
um in Dingen der deutjchen Kirche als fein Abgeoroneter zu 
unterhandeln, auf dem Congrejje zu Wien. Er jecretirte es, und 
Yeiftete feinen Gehorſam. 


4, In den übrigen Rheinbundjtaaten 


traten in das öffentliche Leben weniger, als in den drei bisher 
erwähnten Ländern, kirchliche Momente hervor. 

In Heſſen beſtanden die früher dargeſtellten Verhältniſſe 
weiter. Es machte Aufſehen, als in dem Staatsarchive, welches 
der helmſtädter Profeſſor Häberlin herausgab,“) der Freiherr 
von Wambold, Domdechant von Worms, Capitular von Mainz— 
Aſchaffenburg, einen Aufſatz unter dem Titel „Finanzmord“ ver— 
öffentlichte, in welchem er angab, der von Heſſen zu penſionirende 
Präbendar v. Fabris ſei Hungers geſtorben: man möge das 
Suſtentationsgeſchäft in Darmſtadt doch beeilen. 

Für Naſſau ſoll im Jahre 1808 der trierſche General— 
vicar Beck zu Limburg ein Gutachten — „Verhältnig der Gewalt 





) Abgedruckt als Anhang zu der ange. Denkſchrift ©. 121 fg. 

2) — famosum illum Wessenberg, de cujus perversis doctrinis, 
pessimis exemplis et temerariis obluctationibus adversus Sedis Aposto- 
licae jussiones delata nobis sunt certissimisque documentis probata, ut 
sine magna fidelium offensione .... tolerare eum diutius nequeamus. 

3) Heft 50. Num. 3. 
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und Einwirkung eines ſouverainen Staates auf die Kirche und 
das Religionswejen‘‘ — ausgearbeitet haben,'!) welches beſtimm— 
tere VBerwaltungsgrenzen zwijchen Staat und Kirche zu motiviren 
bejtimmt war: es iſt aber nicht befannt geworden. Als der Kur— 
fürjt von Trier 1812 ftarb, wurde ein Pfarrer von Chrenbreit- 
ftein v. Hommer apoftolifcher Vicar.“) Die ftaatliche Yeitung der 
Kirhenjachen war um jene Zeit in der Hand des Kirchenrathes 
Koch, eines Nichtgeijtlihen, der vor feinen naffautjchen Dienften 
Profeffor des Kirchenrechtes an der primatifchen Univerjität 
Aſchaffenburg gewejen war.) Er machte den Vicariaten von 
Limburg und Ajchaffenburg gegenüber das territoriahitiiche Re— 
giment völlig im Sinne der nafjauifchen Edicte von 1803 
geltend. 

Die Eleineren mitteldeutichen Rheinbundſtaaten, von fürjt- 
primatifchen am bis hin zu den thüringijchen und reußiſchen, ge— 
ben, wie auch das Königreich Sacjjen,‘) nur zu der Bemerkung 
Anlaß, daß die Jahre, von denen bier die Rede iſt, der fatholi- 
ſchen Kirche nicht ungünftig waren. Faſt allenthalben machte jie, 
in Folge der Nechtsvermehrung, die ihr durch die Rheinbunds— 
accejfionsverträge erivorben ward, irgendwelche, allerdings nirgends 
große Fortichritte. 

Cleve⸗Berg war feit 1808, die norddeutſche Seeebene jeit 
dem Senatusconfjulte vom 13. December 1810 unmittelbar unter 
franzöfiiher Regierung: das Königreich Weftphalen war bejtimmt, 
Frankreich incorporirt zu werden. Die Ausdehnung des franzö- 


So Eilers in den Deutſchen Blättern 3, 106. 

2) Lafpeyres Gefch. der fathol. Kirche in Preußen ©. 741. 

3) Longner ©. 272 fg. Briüd Oberrhein. Kirhenprovinz ©. 6 fg. 
Er hatte 1803 den erften Theil eines „Verſuchs einer ſyſtematiſchen Darftellung 
der Lehre von dem teftamentarifchen Erbrechte nach dem Code Napoleon‘ heraus- 
gegeben. Später hat er Weſſenberg im defjen Streite mit Nom vertheidigt, 
und einen Entwurf zur deutfchen Kichenverfaffung edirt, von welchen noch 
zu handeln fein wird. ; 

*) Ueber die dortigen fatholifchen Kirchenverhältniſſe ſ. eine geiftliche und 
eine minifteriale Auskunft von 1816 in dem Report from the select Com- 
mittee appointed to report the nature.. of the Laws and Ordonnances 
existing in foreign States respecting their Rom-Catholic Subjects etc. 
(London) 1816. ©. 466, und in ven Supplementary papers dazu ©. 46. 
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fifchen Goncordates auf alle diefe Gebiete ward, wie die Berhand- 
(ungen der eriten parifer geijtlihen Commiſſion und die daran 
angeſchloſſenen Verhandlungen mit dem Papſte zeigen, bejtimmt 
ing Auge gefaßt; und factiich wurden jie als dem Concordate 
ſchon unterjtellte behandelt, 

Die weitlichiten davon ſtanden, als zur cölner Diöceſe ge- 
hörig, unter bifchöflicher Verwaltung des Generalvicars v. Cafpers 
zu Deug.!) An die cölmer jchloifen ſich die Didcefen Müniter, 
Paderborn, Osnabrüd, Corvey, Hildesheim, auf dem Eichgfelde 
mainzer Didcefantheile, und zuletst das norddeutſche apoſtoliſche 
Vicariat. In Paderborn, Hildesheim und dem weiten Gebiete 
des nordischen Vicariates blieb die Verwaltung des leiten Fürjt- 
biichofs Franz Egon von Fürftenberg bei Beitand.”) Er mußte 
Differenzen mit den Regierungen möglichit zu vermeiden; und 
durch die der Säculariſation zunächit folgende preußiſche Zeit hatte 
er die Kirchliche VBerfaffung feines Sprengels, abgejehen von Kloſter— 
aufhebungen, unangefochten durchgebracht. Die fünigl. weitphäliiche 
Regierung (1808—1813) begann damit, alle geiftlichen Gerichte 
aufzuheben, und wies jelbjt die Disciplinarjurisdietion über Geiſt— 
fiche an die weltlichen Gerichte. Beim Generalvicariate verblieb 
Nichts, als die Aufficht über die Güter der Kirche und eine Con— 
currenz bei geiftlichen Anftellungen. Zwar famen die Ernennungen 
zu allen Pfarr- und Schulitellen völlig territorialiftiich an Das 
fünigliche Miniſterium: aber daſſelbe wählte dabei allemal aus 
je zwei vom Vicariate ihm präfentirten Candidaten. Dem Bi- 
ichofe blieben bloß noch jeine pontificalen, oder, wie man fich. da- 
mals ausdrücdte,?) gottesdienjtlihen Geſchäfte. Ebenſo ging e8 
in dem feinen Bisthume Corvey, wo der regierende Fürſtbiſchof 
Freiherr Lüning ſich jeit der Säculariſation nah Münſter zurüd- 
gezogen hatte, und in der Diöceſe Osnabrüd, mo ſeit der Säcu— 
larifation von 1802 zwifchen dem Vicariate, dem Offtcialate und 


) ©. oben ©. 202. 296. Gams 1, 646 fa. 

2) Ueber feine Stellung als apoftol. Vicar j. oben ©. 15. 

3) Bericht des Hofrathes Blum vom 19. December 1815 in den han- 
noverſchen Minifterialacten. Es wird auf denjelben fpäter zurüdzufommen jein. _ 
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einer von der hannoverſchen Regierung errichteten „beſonderen 
Commiſſion in Kirchen» und Schulfachen‘‘ die geiftliche Regierung 
pofitiv vertheilt gewejen war. Die pontificalen Functionen ver: 
waltete hier der Weihbifchof Freiherr Carl von Gruben, Bifchof 
in partt. von Paros, Freund und Gefinnungsgenofje Weſſen— 
bergs, der von Napoleon zum Bifchofe von Osnabrück nominirt 
auch am parifer Nationalconcilium theilgenommen hatte, vom 
Papite als Biſchof zwar nicht bejtätigt worden, aber zum apofto- 
lichen Bicare ernannt war.) — In ähnlichem Maße blieben die 
mainziſchen kirchlichen Negierungsbehörden in Erfurt und auf 
dem Eichsfelde in Thätigfeit: letztere bis der Fürftprimas Die 
Verwaltung der bifchöflichen Jurisdiction auf dem Eichsfelde und 
in den ehemals kurheſſiſchen, num königlich weitphälifchen mainzer 
Diöcefantheilen im Jahre 1810 dem K. weitphälifchen Hofbifchofe 
Herrn v. Wendt übertrug. ?) 

In Münjter?) Hatte jeit der Bacanz von 1801 anfangs der 
Minifter Fürftenberg, der berühmtere Bruder des Hildesheimer 
Fürſtbiſchofs, als Generalvicar die Jurisdiettionsverwaltung der 
Diöceje fortgeführt, dann war fie, feinem Wunſche gemäß, vom 
Sapitel dem Domherrn Clemens Auguft von Drofte-Bifchering 
‚übertragen worden. Dieſer adminiftrirte fie als Capitularvicar, als 
durch das Senatusconfult von 1810 Münfter dem franzöfifchen 
Reiche einverleibt ward. Zu Anfang 1811 wurden hierauf im 
Münſterſchen ſämmtliche Kapitel, Klöfter und geiftliche Corpora— 
tionen, auch das Domecapitel, jupprimirt, dann aber durch kaiſer— 
liches Deeret aus Smolensk vom 24. Auguft 1812 erklärt, das 
Dontcapitel jet als von jener allgemeinen Unterdrüdung ausge 
nommen, und vielmehr maintenirt zu betrachten, wiewohl unter 
Ausſchluß aller außerhalb des Neiches lebenden und folder Mit- 
glieder, welche nicht Priefter jeten. Da hiernach nur ſechs alte 
Domherren übrig blieben, jo ernannte an Stelle der Ausgefchlof- 


') Spangenberg in Lipperts Annalen des Kirchenrechtes 2, 45. 

2) Zajpeyres ©. 744, Frankfurter Archiv fir das kathol. Kirchen- 
und Schulmelen 1, 423. 

3) Laſpeyres ©. 743 und Menge Graf Friedr. Leop. Stolberg und 
feine Zeitgenofien 2, 392 fa. Gams 1, 567 fa. 570 fa. 573. 
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ienen Napoleon, der das Capitel nicht unter elf Mitglieder ſtark 
wiſſen wollte, durch Deeret aus St. Cloud vom 1. Mai 1813 
fünf Capitularen aus dem Paftoralelerus. Kurz vorher (14. April) 
hatte er den aus dem alten Gapitel in das neue übergegangenen 
Domdechanten Freiherrn von Spiegel unter Zugrundelegung des 
für Münfter vechtlih noch nicht gültigen franzöfiichen Concor- 
dates zum Bifchofe nominirt, und ließ ſich, als Spiegel fonit 
ablehnte, hier gefallen, was er in Frankreich jcharf verfolgt hatte: _ 
daß der Nominirte bis zu erfolgter canoniſcher Inſtitution die 
Didcefanverwaltung als Gapitularvicar, wozu das Capitel ihn 
ernannte, übernahm. Der Capitularvicar von Droſte betrachtete 
Spiegel als zweiten Vicar, erflärte fich aber im Einverſtändniſſe 
mit dem Gapitel und mit Spiegel, der ſich vor der Wahl des- 
wegen reverfirte, bereit, fich ihm zu fubitituiven: was am 31. Au— 
guft 1813 geſchah. Seitdem führte Spiegel, ein jüngerer Bru— 
der des früher erwähnten Curators von Bonn,') als „Capitular- 
picar und ernannter Bischof die Verwaltung des Sprengels. 
In dem Bereiche des norddeutſchen apojtolifchen Vicariates 
verhieß Napoleon, wohl in Zufammenhang mit feinem Plane 
einer Ausdehnung des franzöfifchen Concorvates, neue Bisthums- 
ftiftungen. In der Inftructton feiner Maiabgeordneten an den 
Papft, datirt vom 26. April 1811,) wo er ihnen aufträgt, falle 
die zwei Gonventionen, die fie mit Pius VII. ſchließen jollten, 
zu Stande fümen, diefem weitere firchliche Verhandlungen in 
Ausficht zu jtellen, war in jolcher Beziehung die Gründung von 
Bisthümern, wie in Amfterdam und Herzogenbuſch, jo in Dre 
men und Hamburg ausprüdlich genannt worden.’) Vorläufig 
forgte der Präfeet im Departement der Elbmündungen Baron 
von Gonink-Outrive dafür, daß (März 1811) den Katholifen in 
Hamburg eine der proteftantifchen Kirchen, die jogenannte kleine 


— 


S. oben Seite 67. 

2) ©. oben Seite 353 fg. 

3) De Pradt Quatre Concordats. Pacca Memorie del ministero 
3,53. (Klüber) Neuefte Einrichtung des katholiſchen Kirchenmwejens in 
Preußen. Frankfurt 1822. ©. 17. Ranke Hiſtor. politiiche Zeitſchrift 
179637: 
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Michaelisfirche eingeräumt werden mußte; ') diefelbe, welche fie noch 
heute befiten. 

Die königlich weitphälifche Regierung vermied übrigens mit 
den noc vorhandenen Fragmenten des römischen Hofes, der die 
Heirath des Königs mit feiner württembergifchen Gemahlin nicht 
als legitim betrachtete, zu verfehren. Die weſtphäliſche Conſtitution 
hatte nach franzöfischem Mufter die Freiheit aller Culte promul- 
girt, und gegen, Ende der Regierung Jeromes foll auch in Caffel 
daran gedacht worden fein, ähnlich wie in Frankreich, eine katho— 
liſche Yandesfirche zu „organiſiren“.“ Man fam aber nicht 


mehr dazır. 


Alle dieſe unter dem Drude der napoleonifchen Zeit gewor- 
denen Zujtände wirkten mehr oder weniger noch fort, als nad) 
wiedergewonnener Freiheit Deutjchlands im September 1814 der 
Wiener Gongreß ſich verfammelte, um die öffentlichen Dinge 
rechtlich wieder in ihre Fugen zu rüden, und nun auch mit der 
katholiſch⸗kirchlichen Trage fich beichäftigte. 


1) Dreves Geſch. der fathol. Gemeinden zu Hamburg und Altona. 
2. Ausg. (1866) ©. 266 fg. 

2) Mündfiche Mittheilung des damaligen Generalftudiendirectors Staats- 
rathes 2c. Leiſt. 


6. Preußen und das proteftantifche Princip. 


Bevor indeß von den firchlichen Verhandlungen in Wien Die 
Rede fein kann, iſt Preußens zu gedenken, von welchem bisher 
nur in feinen DVerhältniffen zum Nuntiaturftreite der achtziger 
Jahre geiprochen worden tit. 

Indem wir feine am Ende des vorigen und am Anfange 
des laufenden Jahrhunderts zur katholiſchen Kirche feines Staats- 
gebietes beſtehenden Berhältniffe ins Auge faſſen, verbinden wir 
damit die allgemeinere Erwägung, welchen Einfluß auf die Stel- 
lung proteftantifcher Regierungen zur Fatholifchen Kirche ihrer 
Lande das proteftantifhe Prineip überhaupt ausgeübt habe. 
Die protejtantifchen Aheinbundsregierungen, von denen Die Rede 
geweſen ijt, Württemberg, Baden, Helfen, Naſſau, erhielten ka— 
tholiſche Unterthanen in nennenswerther Zahl zu einer Zeit, wo 
der Proteftantismus zu wenig pofitive Kraft hatte, fich principiell 
geltend zu machen: fie warfen die Frage, wie fie gerade als 
protejtantifche Negierungen fich zur fatholifchen Kirche zu ftellen 
haben würden, joviel fich erfennen läßt, niemals auf, fondern 
richteten ſich nach dem öſterreichiſch-bayriſchen Beiſpiele, das ih— 
nen in vorderöſterreichiſch und pfälziſch gewejenen Gebieten zur 
Hand war, nach dem Beifpiele Frankreichs und nad den Im— 
pulſen der naturrechtlichen Politik. Anders in Preußen, wo bie 
erite Berührung mit dem Katholicismus jchon in früherer, pro- 
teſtantiſch⸗ſelbſtbewußterer Zeit ftatthatte. 

Zur Reformationszeit war das Verhältniß der protejtanti- 
ichen Landesobrigfeiten zur Kirche auf Grundlage der Lehre ger 
jtaltet worden, daß als Gottes Stellvertreterin jede Obrigfeit Die 
Zehn Gebote im Lande aufrechtzuerhalten, unrichtigen Gottesdienſt 
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demgemäß nicht zu dulden, für genügendes Vorhandenfein vichti- 
gen Gottesdienftes aber zu forgen habe, womit dann die Aufficht 
über den in ihrem Gebiete vorhandenen Gottesdienft, und ſonach 
das Kirchenvegiment in ihre Hand fiel. Die Yutherifche Kirche, 
bei welcher ſich dies Landesfirchenwejen zuerjt ausbildete, nahm 
an, für jeden offenen, vichtig gerichteten Sinn verjtehe die aus— 
ſchließliche Berechtigung der lutheriſchen Lehre fih von felbit; 
und demgemäß wurde bei Einführung der Reformation in Die 
deutſchen proteftantifchen Territorien verfahren: officiell Kitt man 
jo wenig „Papiſten“, wie „Sacramentiver” oder Galviniften im 
Lande, wenn auch die Ausführung oft nicht jo ftreng war, Ein 
anderes, als dies negative Verhältniß des proteftantiichen Staates 
zur Fatholifchen Kirche gab es nicht. Der Augsburger Religions- 
friede von 1555 erkannte den Yandesherrichaften reichsgeſetzlich 
die Macht zu, dies negative Verhältniß berzuftellen; aber als von 
ven katholiſchen Ständen mitbejchlofjenes, für fie mit gültiges, 
in Lehritreitigfeiten daher abfichtlih neutral bleibendes Geſetz, 
fonnte er jelbjtverjtändlih nur die Macht, nicht auch die nach 
protejtantischer Vorſtellung ihr zu Grunde liegende Pflicht aner- 
fennen: ſodaß jetst Diefe Macht auch zu Ungumnften der Lutheraner 
anwendbar war, umd im der Gegenreformation jo angewendet 
wurde, Nicht minder eigiteten veformirt gefinnte Yandesherr- 
ichaften, als e8 dergleichen in Deutjchland zu geben anfing, fich 
das landesfirchliche Princip an, und duldeten, weil nach ihrer 
Meinung feine andere als die reformirte Lehre die veine war, 
nur veformirten Gottesdienjt im Yande. Im Folge derartiger 
Erfahrungen ſchloſſen dann die Yandftände mit ihren Yandes- 
berrichaften ſogenannte Neligionspacta, d. h. Verträge, durch 
welche die Landesherrſchaft ſich gegen ſie verpflichtete, das Land 
ausſchließlich bei Einer ein für alle Mal beſtimmten Kirche zu 
erhalten. Wo vergleichen geſchehen war, da wurde der kirchliche 
Character des Landes fortan nicht mehr bloß Durch die Ueber- 
zeugung, welche der Yandesobrigfeit von ihrer gottgeordneten Stel- 
lung beimohnte, ſondern Durch das reichsgerichtlich gefchütste 
Landesrecht bejtimmt; und das Inſtitut der Yandestirche auf dieſe 
Art abgeſchloſſen. 
Mejer, Zur Gedichte zc, 26 
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Auch die brandenburgiichen Territorien, ſeit 1539 Yutherifch, 
waren jolchergeftalt landeskirchlich organifirt. Als aber Kurfürft 
Sohann Sigismund im Jahre 1614 veformirt wurde, hielt er 
die Idee, die Kirche feines Yandes nach Weiſe feiner Vorgänger 
in gleichem Confeſſionswechſel mit zu jeinem neuen Befenntniffe 
hinüberzubringen, nicht feſt, fondern beichränfte fich, neben der 
lutheriſchen Kirche, deren Kirchenvegiment er, durch Tutherifch be- 
jetste Behörden es ausübend, behielt, im Yande auch der refor- 
mirten Kirche Platz zu geben. Die lutherifche blieb aljo nicht 
mehr die Kirche des Yandes, jondern nur noch die der Lutheraner 
im Yande, die reformirte wurde nicht Yandesfirche, jondern nur 
Kirche der im Lande lebenden Reformirten. Es fonnte nicht 
fehlen, daß eine jolche dem bisherigen proteftantiihen Principe 
widerjprechende Einrichtung auch Chriften anderer Confeſſionen 
zu Gute kam: zunächjt den Katholiken. 

Schon gleib nad Anfang des jülicher Erbfolgejtreite8 von 
1609 hatte Kurbrandenburg, als c8 mit Pfalzneuburg zufammen 
in Jülich, Cleve, Berg, Mark, Ravensberg Befit ergriff, dort 
verjprochen: „die fatholifche römische, wie auch andere chriftliche 
Religionen, wie... . an einem jeden Orte in öffentlichem Ge— 
brauch und Hebung, zu continuiren, zu manuteniren und zu lafjen, 
und darüber Niemand in feinem Gewiſſen noch Exercitio zu per— 
turbiren, zu molejtiren, noch zu betrüben.‘') Wobei e8 in Eleve, 
Mark und Kavensberg, die als brandenburgiiche Erbichaftstheile 
zulegt anerkannt wurden, mit einigen Erweiterungen zu Gunjten 
der Katholiken, auch unter einjeitig brandenburgifcher Herrichaft 
ferner blieb. Das Einzelne wurde durch den Iocalen Befisjtand 
entjchieden. °) 

Oſtpreußen gehörte damals noch nicht dem Kurhaufe, war 
aber bereits unter jeiner Verwaltung. Im dem Vergleiche von 
1611, durch welchen Johann Sigismund fih und jeinem Haufe 
die polnijche Eventualbelehnung und damit die Erbfolge in Preußen 


!) Lafpeyres Kathol. Kirche in Preußen ©. 206. 
2) Clevifcher Erbvergleih vom 9. September 1666 und a 
vom 26. April 1672. Laſpeyres ©. 225, 
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ficherte, wurde ausdrücklich die katholiſche Religion dort frei- 
gegeben, den Katholiken volle Rechtsfähigkeit gewährleiftet, Adel 
und Städten die Errichtung katholiſcher Capellen und Herftellung 
katholischen Gottesdienstes erlaubt, zu Königsberg auf landesherr- 
liche Koſten eine fatholifche Kirche zu erbauen und zu dotiren vers 
ſprochen, umd die Jurisdiction darüber dem Bijchofe von Erme— 
land zugefichert.') 

Dieje zwei provincialen Maßregeln waren der Neception der 
reformirten Kirche ſchon vorhergegangen. Ihr folgte 1648 der 
Weſtphäliſche Friede, auf deſſen Faffung in den die Kirche be- 
treffenden Bunkten gerade brandenburgifche Anſchauungen influirt 
haben. Er garantirte allen in proteftantiichen Landen lebenden 
Ratholifen, welche nicht zu Unruhen Anlaß geben würden, bür- 
gerlich wollberechtigten Aufenthalt und das Recht häuslicher Er- 
bauung, der fatholiichen Kirche als Anftalt aber das Marimum 
des Mafes von Religionsübung im Lande, das fie im Yaufe des 
Sahres 1624 dort gehabt hätte, ſowie das Kirchengut; welches 
am 1. Januar diefes Jahres in ihrer Hand gewejen fer.) Für 
die altbrandenburgiichen Yande und Pommern, joweit es fchon 
erworben war, gab er Fein fatholifches Reſultat; für die Drei 
neueriworbenen Stifter Minden, Halberjtadt und Magdeburg wurde 
er durch Yandesprivilegien ergänzt und erläutert. Für Minden 
erlangte, „joviel den geiftlichen Stand und deſſen Disciplin belan- 
get“ das Domcapitel „Die Inspectio, Visitatio, Examinatio et 
Introductio” und eine bejchränfte Gerichtsbarkeit’) Für Halber- 
jtadt behielt jich auch über die Katholiken der Yandesherr Die 
Epiſcopaljurisdiction vor, und verfprach nur,‘) er wolle in Bezug 
auf fie, „die ihm zuftehenden jura consistorialia und was zumal 
ihre Religion und Glaubensbefenntnig wie auch Die Ordinationes 
und Introductiones, Examinationes und Visitationes anveichet, 
jederzeit durch katholiſche Subjecta exerciren“, und fie dieſerhalb 


1) Lafpeyres ©. 148, 
2) Mejer Lehrbuch des Kirchenrehtes ©. 125 fg. 154 fg. 
3) Homagialreceß vom 22. Februar 1650. Laſpeyres ©. 216. 
9 Homagialreceß vom 22, April 1650. Lafpeyres ©. 99, Bergl. 
Mejer Propaganda 2, 248 fa. 
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nicht unter das evangelifche Conſiſtorium ziehen laſſen: was er jo 
ausführte, daß er den Generalvicar des Testen. fatholifchen Bi— 
ſchofs, Erzherzogs Yeopold Wilhelm, und den Abt des Klofters 
Huysburg, unter welchem ein Theil der übrigen Yandesklöfter 
jtand, zu furfürtlichen Räthen ernannte, und fie ihre geiftlichen 
Functionen dann ungejtört beibehalten Tief. Nachrichten über 
hieraus bervorgegangene Zuftände giebt die Relation eines päpft- 
lichen Delegaten, der 1671 im Auftrage der Propaganda Halber- 
jtadt viſitirte.) Die römische Curie ſah das Bisthum für im- 
pedirt an, ſodaß jeine Verwaltung an den Erzbischof von Mainz 
fallen mußte: Diefer committirte daher jenen Generalvicar gleich- 
falls. Der Delegat erwähnt das, und daß der Erzbiſchof auch 
noch andere Pontificalhandlungen in der Diöcefe vorgenommen 
babe; aber der Landesherr fei auf das Diöcefanvecht im Fürften- 
thume eiferfüchtig, vindicire e8 fich allein, und geſtatte nicht, daß 
Pontificalien, wie z. B. die Firmung, ohne jeinen fpeciellen Be— 
fehl von einem Bifchofe vorgenommen werden bürften. — Im 
Magdeburgiſchen, welches erit 1680, nach dem Tode des letten 
Adminiftrators Herzogs Auguft zu Sachen, in Befiß genommen 
wurde, exiftirte fein eigentliches Neligionserereitium der Katholi- 
fen, jondern nur Eöfterlicher katholiſcher Gottesdienft, der wie 
Hausandacht behandelt wurde. 

Die Aeuferung des halberftädter Homagialveceffes, welche 
dem Landesherrn das Kirchenregiment auch über katholiſche Unter- 
thanen zujchreibt, und die vesfalfige von dem päpjtlichen Viſi— 
tator in Bezug genommene Meinung des großen Kurfürjten wer- 
den illujtrirt durch Vorfälle des osnabrüder Friedenscongreffes. 
In einem im November 1645 überreichten „Vollſtändigen Gut- 
achten .... wie jolches auf beider Kronen Propofitiones und die 
fatferlichen Reſponſiones ift ausgeliefert worden,“?) erklären Die 
evangelifchen Stände: „daß die Beitellung und Anordnung des 
Publiei Exereitii Religionis, Kirchenordnung, Geremonien, und 


') Ber Mejer a. a. O. 2, 371 fg. gedruckt. 
*) dv. Meiern Weſtphäliſche Frievenshandlungen 1, 817. 822. Bergl. 
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was Dem ferner anbängig, immediate von dem jure territo- 
riali dependire;“ daß „vie Cura Religionis und derjelben Be- 
jtellung dem Domino territorii gebühre“.) An einem anderen 
Drte heißt es: daß man denen Provinciales in den evangelifchen 
Ländern, wo“ nad dem Befitjtande des Entſcheidungsjahres 
„noch Fatholiiche Klöfter wären, einige Yurisdietion verjtatten 
jolle, könne nicht geftattet werden; denn die ftände dem Superiori 
oder Domino territori zu.” — Die evangelifchen Stände er- 
Hären aljo, wie e8 allerdings der evangeliichen Lehre entſprach,?) 
daß das Kirchenregiment im Yande ein Theil des landesherrlichen 
Amtes, aljo ein Stüc der Yandeshoheit ſei; nur hätte die Con— 
jequenz welche fie Daraus ziehen, und welche der große Kurfürſt 
zieht, daß auch das Fatholifche Kirchenregiment im Yande dem 
Landesherrn zujtehe, zur Neformationszeit nicht gezogen werden 
können; da nach reformatoriicher Lehre der Yandesherr durch 
jenen Theil feines Amtes verpflichtet wurde, Fatholiichen Gottes— 
dienjt im Lande nicht zu dulden; über eine Kirche aber, die er 
aus dem Lande ausjchloß, er nicht im Yande Regiment haben 
fonnte. Allerdings handelte e8 ſich jetzt darum, den evangelifchen 
Fürſten die reformatoriſche Ausübung ihres Landesfirchenregimentes 
gegen Katholiken zu beſchränken; wie e8 dann durch den weſtphä— 
liſchen Frieden, indem er ihnen den Ausschluß eines Hausgottes- 
dienjtes der im Lande lebenden Katholifen und eines durch, Befit- 
ftand von 1624 begründeten Ffatholifchen Religionsexercitiums 
reichsgeſetzlich unterſagte, wirklich geichah. Allen wenn die Für- 
jten jich hierbei beruhigend anerkannten, daß es ihnen fortan 
injoweit unmöglich werde, ihre landesfirchenregimentliche Schul- 
digfeit zu thun, jo folgte doch hieraus Nichts weniger, als daß 
die inländischen katholiſchen Kirchenfragmente, deren Exiſtenz dem— 
gemäß nicht gehindert werben konnte, demſelben Kirchenvegimente, 
dem jolchergeftalt verboten war fie auszujchließen, nun unter 
ſtellt ſeien. Dies Kirchenregiment hatte kirchlich feinen anderen 
Gedanken für ſie, als den negativen; eine pojitive vegierende 
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Fürforge folgte aus demfelben nicht. Nichtsdejtoweniger zogen die 
evangeliihen Fürften eine jolche Folgerung, indem fie dabei den 
Weg einjchlugen, welchen der Augsburger Keligionsfrieve gewiejen 
hatte: fichd nämlich an den einfachen Sat des damaligen evan— 
geltjchen Kirchenrechtes zu halten, das Kirchenregiment im Lande 
-gehöre zu den Pflichten und Rechten der landesherrlichen Obrig- 
feit, die Yehrbafis aber, durch die ehedem der Sat feinen Sinn 
und Zwed erhalten hatte, bei Seite zu ſetzen. In Kurbranden— 
burg beſaß auf diefe Weife der veformirte Yandesherr ſchon feit 
länger das lutheriſche Kirchenregiment; die evangelifchen Fürften 
jprachen in Betreff des fatholifchen Negimentes in ihren Yanden 
denſelben Gefichtspunft aus; und wir haben gejehen, wie Kurfürjt 
Sriedrih Wilhelm ihn für Brandenburg fethielt. 
Ein Anderer als der Yandesherr konnte hiernach das katho— 
liſche Kirchenregiment nur durch landesherrliche Conceffion beiten. 
Diejelbe wurde aber für die altbrandenburgiichen Lande, für 
Pommern und Magdeburg, wo nach canonifchem echte die 
biichöfliche Negierung durch den Bapft, ſowie für Halberjtadt, 
wo fie durch den Erzbiichof von Mainz zu verwalten war, nicht 
gemacht; dagegen wurde fie gemacht für Minden, wiewohl nicht 
zu Gunſten des Erzbifchofs von Cöln, der das bifchöfliche Negi- 
ment dort nach canoniſchem Nechte zu beanipruchen gehabt hätte, 
jondern zu Gunften des Mindener Capitels. Ebenſo wurde fie 
gemacht, als die Yande Cleve, Mark und Ravensberg aus der 
jülicher Erbichaft definitiv erworben wurden. !) In dem Provifional- 
vergleiche von 1621 hatte Kurbrandenburg noch gegen das Kirchen- 
vegiment der Diöcefanbiichöfe — Cöln für Mark und Cleve, 
Münjter für Navensberg — protejtirt; der Neligionsreceß von 
1672 jetste fejt, daß für Navensberg es bei den Reſten des fa- 
tholifchen Cultus auch „ratione Jurisdietionis, Visitationis und 
jonjten, wie es bishero von Alters gehalten und üblich geweſen“, 
bleiben follte; wodurch das münjterifche Kirchenregiment in ſeinem 
Beſitzſtande anerkannt ward. Und in Cleve-Mark, wo der Befik- 
Itand den Katholiken günjtiger, als in Ravensberg war, und wo 
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noch ein Edict von 1661 verboten hatte, irgendwen Anderes, als 
den Landesherrit, „in geiftlichen Sachen für den Oberherrn 
und Ordinarius“ anzuerkennen, wurde durch den Neligionsreceß 
das cölnische Didcefanregiment zwar nicht ausdrücklich, aber doch 
mittelbar dadurch zugelaffen, daß den von Alters ber relativ 
jelbjtändigen Yanddechanten gejtattet wırde, ſich von dem Erz- 
biſchofe ſowohl „Rath,“ wenn fie den bevürften, wie auch die 
ihnen nöthigen Facultäten zu erbitten. — Noch weiter ging man 
in den durch den Wehlauer Tractat erworbenen polnischen Herr- 
ſchaften und im dem durch den Utrechter Frieden erworbenen 
Geldern. Für erjtere, die Yehnsherrichaften Lauenburg und 
Bütow, jtipulirte der Tractat ſelbſt (1657) freie Neligionsübung 
der dortigen Katholiken und ungejchmälertes Didcefanrecht des 
polnifchen Biſchofs von Wraclaweck.) Für Geldern wurde im 
einen mit Kaifer Carl VI. noch vor dem Erwerbe geichloffenen 
Bertrage?) veriprochen, „die geiftliche Surisdiction und das jus 
dioeovesanum‘ den Bifchof von Ruremonde als Ordinarius fo 
ausüben zu laſſen, ‚wie er jolche zur Zeit Caroli II. exerciret“ 
babe, das heißt ohne Einſchränkung.“) — Mochten indeß die von 
der Regierung gemachten Conceſſionen an Fatholifche Kirchenobere 
größer oder mochten fie geringer fein, immer ging die Regierung 
davon aus, daß fie dabei landesherrliche Befugniffe, wie das durch 
Privilegirung auch ſonſt möglich war, der Hand von Privaten 
ausnahmsweife überlajje: dieſen principiellen Standpunkt über- 
ſchritt fie, joniel fich erkennen läßt, um jene Zeit niemals. 

In den alten Didcefen Halberjtadt und Magdeburg, forte 
in einem Theile von Winden, wurde das bijchöfliche Kirchen- 
regiment jeit 1669, in den Diöcefen Havelberg, Brandenburg, 
Lebus, Camin wurde e8 gewiß ſeit 1702, vielleicht fchon früher, 
in Dertretung des Papites, ſoviel thunlich, durch den Apoftolifchen 
Dicar von Niederfachen übernommen, won welchen früher die 
Rede geweſen ift.‘) Die brandenburgiiche Negierung ignorirte 
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das. Sie hatte den märfifchen Ständen 1653 die Zujage ges 
macht und fpäter wiederholt, daß den Katholifen keinerlei weder 
öffentliche, noch private Neligionsübung gejtattet werden jolle;*) 
doch ließ fie jeit dem Anfange des achtzehnten Jahrhunderts ge— 
ichehen, daß in Berlin, in Potsdam, Frankfurt, Stendal theils 
aus angefievelten katholiſchen Soldaten, theil$ aus herangezogenen 
Indujtriellen fich fatholifche Gemeinden bildeten. In Berlin?) 
war noch 1678 das Gonfiftorium beauftragt worben, dem Ge— 
rüchte, als werde heimlich von fatholifchen Prieftern dort Meſſe 
gelefen, nachzuforschen; dann wurde dem faiferlichen Gejandten 
die Haltung eines katholiſchen Geiftlihen gejtattet; und um 1720 
erijtirte unter defjen Yeitung und mit privater Religionsübung 
bereits eine fatholifhe Gemeinde. In Potsdam wurde 1723, in 
Spandau bei Gründung der dortigen Gewehrfabrifen 1724 ein 
katholiſches Bethaus erbaut, in Stettin wurde die Bildung einer 
fatholifchen Gemeinde auf Geſuch eines höheren Milttärs?) ges 
jtattet, und ihr jeit 1737 ein Betſaal auf dem Schlofje eingeräumt, 
u. ſ. w. f. Wie gut die Katholiken in Preußen behandelt wurden, 
bezeugt der Franeiscaner- Guardian Drüninghoff‘) ſchon 1705 
mit den Worten: „wann die in den £ preußtichen Yanden wohn 
hafte und angejejjene ſämmtliche Katholifche ihr Gewiſſen nicht 
einer offenbaren Unwahrheit überführen jol, jo können diejelben 
nicht anders- jagen, denn daß ſowohl unter jetig regierender 
K. Majeftät von Preußen, als unter Dero Heren Vaters beider⸗ 
ſeits glorwürdigiten Regierungen, ja jeither dem gejchlofjenen 
Wejtphähfchen Frieden, ihnen ſammt und fonders ohne mindeſte 
Bekränkung, Eintrag oder Hinderniß, alle Religionsfreiheit, 
Schus und Schirm angediehen, das frete Neligionserercitium ad 
amussim Instrumenti Paeis verjtattet, auch bei allen Vorkommen 
heiten Recht und Billigfeit dergejtalt mitgetheilt worden, daß auch. 
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unter Botmäßigfeit und Herrichaft Fatholifcher Religion fie ein 
Mehreres nicht prätendiven, noch douceres Tractament wünjchen 
können.“ Auch eine um etwa 1730 „über die Miffionen in den 
Staaten des Markgrafen von Brandenburg” an die Propaganda 
eritattete Relation‘) rühmt die dortige Gewiljensfreiheit, und hebt 
hervor, dag König Frievrih Wilhelm J. die Miffionen zu Berlin, 
Potsdam und Spandau auf eigene Rojten erhalte. 

Nach dem öjtlichen Pommern und nach Djtpreußen, das 
damals von Pommern noch durch polnifche Gebiete gefchieven 
war, erjtredte die Competenz des hannoverſchen Apoſtoliſchen 
Bicares ſich nicht. Das Hinterjte Pommern ward jeit dem 
Wehlauer Tractate (1657) durch die ſchon erwähnten polnischen 
Lehensherrichaften Yauenburg und Bütow gebildet, für welche 
ungejchmälertes Diöcefanrecht des Bilhofs von Wraclaweck 
(Wladislav, Leslau) beſtand. Ste machten den nördlichjten Theil 
jeiner zwiichen den Diöceſen einerjeit8 von Gneſen, andererjeits von 
Culm und von Ermeland ſich lang und ſchmal die Weichjel 
hinunterſtreckenden Sprengeld aus. Das alte Drvensterritorium 
Preußen hatte vier verhältnigmäßig Eleine Didcefen gehabt, Sam— 
land, Pomejanten, Ermeland, Culm; hatte Ermeland und Kulm 
im Thorner Frieden von 1466 an Polen verloren, Samland 
und Pomefanien bei Säcularifirung des Herzogthums anfangs 
als evangeliihe Bisthümer beibehalten, dann zu landesfirchlichen 
Superintendenturiprengeln werden ſehen. As nun im Sabre 1611 
den Katholifen auch im diefen Gebieten wieder Neligionsfveiheit 
eingeräumt, und in Königsberg eine dem Biſchofe von Ermeland 
unterjtellte Fatholiiche Kirche gebaut ward, verjuchte man nicht 
nur polnifcherjeit3, Dies jo zu formuliren,*) als werde dadurch 
die katholiſche Kirche wieder im Preußen die herrſchende, Die 


) Mejer Propaganda 2, 292. 

2) ©. oben Seite 403 und Ediet der polnischen Landtagscommiffarien 
von 1611: quamvis permissum fuerat religionis Augustanae exercitium, 
non tamen religionem Catholicam eo summotam sed salva potioreque 
Catholica, penes illam quoque usus Augustanae permissus, sed per- 
missus potius, quam approbatus et confirmatus est. v. Baczko 
preußifche Geihichte 5, 496. 
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proteftantifche die geduldete, ſondern der Biihof von Ermeland 
fing auch, anfcheinend mit päpftliher und königlich polnifcher 
Conceſſion an, fich von Ermeland und Samland, der Bifchof 
ton Culm fi von Culm und Pomefanten zu nennen.!) Erft 
1715, foviel fich erkennen läßt, fand die Königsberger Regierung 
fich veranlaßt hiergegen einzufchreiten, und hat dann faſt hundert 
Sahre Yang dawider gekämpft. Inwieweit fie dem Könige die 
Epiſcopalrechte über oftpreußifche Katholiken vindieirte, laſſen die 
befannt gewordenen Actenſtücke nicht erkennen. 

Gewiß tft, daß Friedrich der Große, als er Schlefien eroberte, 
das Epifeopalvecht über die dortige Fatholifche Kirche in Anfpruch 
nahm;?) nicht anders, als jeiner Zeit e8 in Halberſtadt der 
große Kurfürſt gethan hatte, 

Der neue Befit gehörte faft durchaus zum Bisthum Breslau; 
prager, olmüger und frafauer Didcefantheile waren zu unbe— 
deutend, um in Betracht zu fommen. Friedrich hatte zu Anfang 
des ſchleſiſchen Krieges erklärt, Niemanden im feiner freien 
Religionsübung beunrubigen zu wollen, und veriprach im Berliner 
Frieden von 1742, daß bei voller Gewilfensfreiheit der Proteſtan— 
ten „die katholiſche Neligion” in Schlefien „in statu quo bleiben” 
jolle. Allein er ſchrieb nicht bloß die Rechte der bisherigen welt 
lichen Regierung in kirchlichen Dingen fi zu, fondern wollte 
ven in Breslau und in Glogau zur errichtenden königlichen Con 
jiftorien, neben proteftantifchent Kirchenregimente, auch die Appel- 
lationsinftanz über die biichöflichen Tribumale übertragen wiſſen. 
Sie jollten darin nach Fatholifchen Grundſätzen erfennen, und zu 
dem Zwecke jedes ein fatholifches Mitglied erhalten. ALS dieſer 
Plan durch den Fürjtbifchof von Breslau befeitigt war, errichtete 
der König, hierin Cocceji's Anschauungen folgend, mit den Con— 
fiftorien zugleich einen füniglichen katholiſchen Generalvicariat, 
ernannte den breslauer Fürftbifchof Cardinal Sinzendorf zum 
Bicar, und ließ eine Inftruction für ihn entwerfen (Febr. 1743), 
nach welcher unter Anderen die Appellation vom Generalvicariate 





') Mejer Propaganda 2, 151 fg. 
2) Mejera. a. O. ©, 333 fg. und dafeldft die Quellen. 
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an den König gehen ſollte. Sinzendorf ſollte dergeſtalt nicht bloß 
für die Diöces Breslau, ſondern für ſämmtliche nicht — wie in 
Geldern, Lauenburg, Bütow, — unter anderen katholiſchen Biſchö— 
fen ſchon ſtehende preußiſche Katholiken, die, wie der König ſich 
ausdrückt, fortan eine einzige Diöces bilden ſollten, königlicher 
„Vicar der römiſchkatholiſchen Kirche“ ſein, und namentlich an 
Stelle des Apoſtoliſchen Vicars von Niederſachſen treten; dazu 
einen Provicar in Berlin haben, der mit einigen katholiſchen 
Aſſeſſoren ein eigenes Tribunal ausmache, u. ſ. w. f. Dieſe Ein— 
richtungen zu genehmigen ſchlug indeß der Papſt ab, und die für 
die Curie nicht drängende Sache — denn Friedrich reſpectirte den 
status quo — blieb liegen, bis Cardinal Sinzendorf (September 
1747) jtarb. Jetzt verlangte der König, den Nachfolger zu er- 
nennen. Er hatte einen Hiftorifchen Anhalt am dem Umftande, 
daß auch von der dfterreichiichen Negierung, mittel nicht abzu— 
lehnender Empfehlung zur Capitelwahl, ein factifches Nominations— 


formell wählen laſſen, fondern beanspruchte das Ernennungsrecht 
einfach als Yandesherr; fette auch durch, daß der von ihm 
nominirte Graf Schaffgotich ebenſo vom Papfte, wiewohl Motu 
proprio, zum Bilchofe von Breslau ernannt wurde: welche Modi— 
fication dann wieder von Friedrich ignorirt ward. Als hierauf 
im fiebenjährigen Kriege Fürſtbiſchof Schaffgotih, nachdent ver 
König den Dejterreichern das vorübergehend von ihnen beſeſſene 
Dreslau wieder abgenommen hatte, Strafe des Verraths fürch- 
tend im December 1757 entflohen war, hat er zwar noch big 
1795 gelebt, aber, eine Furze Zeit nach gefchloffenen Huberts- 
burger Frieden ausgenommen, niemals mehr vefidirt, fondern ift 
aus Preußen verbannt geblieben. Da er feinem Bisthum nicht 
entſagte, jo mußte es anderweitig verjehen werden. Den von 
ihm vdeputirten Generalvicar erfannte der König nicht an, er 
nannte vielmehr einen anderen. Dieſe königliche Ernennung 
wurde wieder vom Papfte caffirt, und dem Capitel die Wahl eines 
Gapitularvicars befohlen. Der König ernannte hierauf das 
Capitel al3 jolches zum Generalvicar, während die römiſche Curie 
jest worfchrieb, der vom Gapitel zur wählende, vom Könige zu be— 
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jtätigende Vicar müfje auch vom Biſchofe Schaffgotih Bejtätigung 
nachfuchen. Als 1760 der Weihbiſchof ſtarb, ernannte Friedrich 
diefen gleichfalls: fein Ernannter, Herr v. Strachwit, ward dann 
im 3. 1766, unter Beifeitfeßung der vorhandenen Differenzen, 
vom Papjte auch zum Apoftoliihen Vicar für Breslau deputirt, 
regierte die Didcefe bi8 zu feinem Tode (1781), und hatte einen 
wieder zuerjt durch königliche Gabinetsordre (18. Februar), dann 
durch päpftliche Bulle (29. Julius) ernannten Nachfolger. In 
allen diefen Füllen nominirte der König, wie wenn der Vicar 
füntaliher Beamter jet. Auch für andere hohe Kirchenämter 
nahm er das Beſetzungsrecht in Anſpruch;“)) und obwohl er mit 
der fatholifchen Kirche prineipielle Discuſſionen vermied, und ihr 
jehr jelbjtändige Bewegung gejtattete, blieb er doch dabei: das 
oberbijchöfliche Negierungsrecht über die Katholifen Schlefieng 
jtehe als Yandesherrn ihm zu.?) 

Drei Sahrzehende jpäter als Schlefien erwarb Friedrich der 
Große durch die erjte polnische Theilung (Augujt 1772) Bomme- 
rellen mit Ausnahme von Danzig und Thorn, die Wojewod- 
ihaften Culm und Marienburg, das Ermeland nebſt Elbing, und 
einen nicht unbedeutenden Theil von Großpolen. Hiedurch wurde 
neben dem Breslauer ein zweiter und dritter Landesbiſchof, die 
von Ermeland und von Culm, ein weit größerer, als der. bisher 
ihon zu Preußen gehörige Theil der Didcefe Wraclaweck, ſowie 
wejtlich vderjelben Theile der polnifchen Diöceſen Gneſen und 
Poſen, öſtlich von ihr ein Theil der Diöcefe Plod gewonnen. 
Sriedrich, der ausprüdlich das Beiſpiel von Schlefien hier ange- 
wandt wiſſen wollte,°) jicherte den Prälaten zu, fie „ihre geijt- 
lichen Aemter und ihre geiftliche Gerichtsbarfeit nach den Principiis 
ihrer Religion ungehindert exerciren zu laſſen, injomweit dadurch 
Unjere Souveränetätsrechte nicht leiden‘ (September 1773). Er 
erkannte für Die fatholiichen Ahtgelegenheiten die Geltung „ver 





!) Lafpeyresa. a. D. Seite 369. 

>) Ranfe Neun Bücher preußiſcher Geſchichte 3, 432 fg. 

3) Reſeript vom 4. Detober 1773 an die weſtpreußiſche Aegierung, bei 
Jacobſon Geſchichte der Duellen des katholiſchen Kirchenrechtes der Pro— 
vinzen Preußen und Poſen 1, 195. 
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canonifchen echte, inſoweit fie fich im protejtantifcher Yandes- 
herrſchaft unterworfenen Ländern anwenden lajjen, und der 
Landeshoheit in geiftlihen Sachen nicht entgegen find,“ an.') 
In der einen, wie in der anderen Limitation wahrt er den auch) 
Schlefien gegenüber fejtgehaltenen Standpunft. 

Bei der zweiten und dritten Theilung von Polen (1793 u. 
1795) wurden die bisher halb preußifchen Halb polniſchen 
Diöcefen — Poſen, Gneſen, Wraclawed, Plock — ganz preußifch. 
Außerdem erwarb Preußen Theile der Diöcefen Luck, Wilna, 
Samogitien (Midnift) und Krakau; die Theilungsmächte nahmen 
aber das Princip an,?) Yandesgrenzen und Didcefangrenzen jollen 
fih deden: worauf durch preußiiche Negierungsverfügung das 
Kirchenregiment der krakauer Didcefantheile dem Biſchofe von 
Breslau, das der Didcefantheile von Midniki, Wilna und Luck 
dem Biſchofe von Plock zugelegt ward. Später wurden dieſe 
Sprengelfragmente dem ploder Bifchofe wieder abgenommen, und 
auf Antrag der Regierung von Papſt Pius VI. zu zwei neu- 
errichteten Bisthümern formirt: Wigry, jet Seyna oder Auguſtowo, 
und Warſchau.“) Die Behandlung der Fatholifchen Kirche nach 
den jpäteren polnischen TIheilungen war wie Die nach der 
Theilung von 1772, 

Einen legten Erwerb fatholiihen Landes‘) in der Periode, 
von welcher hier die Rede tft, hat Preußen noch bei Gelegenheit 
des Neichspeputationshauptichlujes, im Jahre 1802°), gemacht: 


1) Safpeyresa. a. © 439. Gams a. a. D. ©. 608 fg. Erme- 
land 613. 

2) Im petersburger Vertrage vom 26. Januar 1797, Art. 13 f. La— 
jpeyres ©. 451. 

3, Die Erectionsbulle für Warſchau ift vom 16. October 1798 und im 
(Barberi) Magnum Bullarium Rom., Contin. 10, 167 abgedrudt. Wann 
Wigry erigirt ift, ſcheint nicht fiher: Lafpeyresa. a. DO. ©. 451. Note 
15. Gams ©. 614 fg. 

*) Der Erwerb der fränkiſchen Fürftenthümer fommt hier nicht in Betracht, 
weil fie nicht fatholifch waren; der Erwerb von Osnabrüd (1806) nicht, weil 
er zu vorübergehend war. 

5) Dur Vertrag mit Frankreich vom 23. April 1802, der im Reichs— 
deputationshauptſchluſſe von 1803 beftätigt wurde, Die Beſitznahme geſchah 
fhon 1802 im Auguft. 
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es gewann das Oberſtift Münſter, die Stifter Paderborn und 
Hildesheim und mainziſche Beſitzungen, ſowie einige Reichs— 
abteien;) ſodaß es außer dem breslauer und den acht ehemals 
polniſchen Biſchöfen jest auch die Biſchöfe von Münſter, Hildes— 
heim und Paderborn als Landesbiſchöfe beſaß. Nach dem Reichs— 
deputationshauptſchluſſe war „der bisherigen Religionsübung“ dieſer 
Entſchädigungslande „Schutz gegen Aufhebung und Kränkung 
aller Art“ gewährleiſtet, und dem neuen Landesherrn nur ge— 
ſtattet, „auch andere Religionsverwandte zu dulden.“ Beſondere 
Verſicherungen in Betreff kirchlicher Rechtsverhältniſſe fanden bei 
der preußiſchen Beſitznahme nicht ſtatt.) Die neuen Lande wurden 
aber in Bezug auf die Verhältniſſe der Fatholifchen Kirche won 
Preußen eben jo rüdjichtsvoll, wie Schlefien und Polen behandelt; 
und die Regierung gab hierin zu feinen begründeten Klagen Ver- 
anlafjung. Im Gegentheile empfahl damals ver alte Kurfürft- 
Erzbiichof Clemens Wenzel von Trier die preußifche „Mäßigung“ 
als Mufter.’) 

Wir wiederholen nicht, welches Vertrauen auf Preußen jo- 
wohl ſeitens der deutſchen Katholifen, wie ſeitens der römischen 
Curie in den Nuntiaturjtreitigfeiten hervorgetreten war; wo ber 
römische Hof jo weit ging, gegen feine eigenen fatholiichen Erz- 
bifchöfe und jeinen kaiſerlichen katholiſchen Schutzherrn den 
fegerifchen Preußenkönig um Hülfe anzufprechen.‘) Die Gefinnung 
der Staatsregierung, welcher dies Vertrauen begegnete, drückte fich 
in zwei Acten allgemeiner Yandesgefeßgebung, dem Religionsedicte 
von 1788 und dem Allgemeinen Yandrechte von 1794 aus. 





1) Ueber diefe f. Gams a. a. O. ©. 600 fg., ſowie über die mainziſchen 
Befisungen ©. 603 fg. 

2) Keihsdeputationshauptihluß vom 25. Februar 1803. Art. 60. 63. 
Wegen des Toleranzpunftes ſ. Mejer Propaganda 2, 360. Auch die oben 
S. 151 erwähnte Zuficherung” des Art. 62 wegen Erhaltung der Fatholifch- 
firhlihen Einrichtungen fam diefen Bisthümern zu Gute Siehe jonft 
Laſpeyres ©. 567 fg. 570 umd manches Einzelne bei Gams ©. 562g. 
(Münſter) 577 fg. (Paderborn) 575 fg. (Hildesheim). 

3) In feinem oben ©. 302 fg. erwähnten Schreiben an den Herzog von 
Naſſau. (Eilers) Deutjche Blätter 3, 103, 

) S oben Seite 120, 
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Das Religionsedict bejtimmt, daß „alle drei Hauptoconfeſ— 
fionen der chriftlichen Religion, nämlich die reformirte, lutheriſche 
und römifchfatholifche, in ihrer bisherigen Verfaſſung nad) den 
von Unfern gottjeligen Vorfahren vielfältig erlaffenen Edicten 
und Verordnungen, in Unferen ſämmtlichen Yanden verbleiben, 
aufrechterhalten und geſchützt werden ſollen.“ Auch ver katholiſchen 
Kirche war demnach ihre provinciell verſchiedene Stellung garantirt. 
Das Landrecht ergänzt diefe Provincialvechte: es macht die Boll 
berechtigung der fatholifchen Kirche nicht mehr von ihnen ab- 
hängig, ſondern behandelt diefe Kirche mit der lutheriſchen und 
der reformirten überhaupt auf gleichem Fuße. 

Der Iandrechtliche Kirchenbegriff ſtammt, wie manches an- 
dere Kirchenrechtliche im Yandrechte, aus einem zur Zeit jeiner 
Abfaſſung verbreiteten protejtantischen Kirchenrechtscompendium: den 
Prineipia juris canonici des göttinger Profeffors Georg Yudiwig 
Böhmer.) Böhmer nennt?) „Kirche einen durch gleichen chrift- 
lihen Glauben zur Hebung chriftlichen Gottesdienjtes verbundenen 
Verein, der entweder ein einfacher (simplex) jet, wenn die Mit— 
glieder einzelne Chriften, oder ein zufammengejetter (compositus), 
wenn die Mitglieder Einzelfirchen, simplices ecelesiae, jeien. 
Der zuſammengeſetzte Kirchenverein heißt particular wenn er aus 
den Einzelgemeinden einer bejtimmten Region, univerjell wenn er 
aus allen Einzelgemeinden der Erde beiteht. Genau Das, was 
Böhmer als ecelesia simplex bezeichnet, die Einzelgemeinde, 
nennt das Landrecht „Kirchengefellfchaft” (5. 10 fg.),) deren jede, 
wenn jie zu den vom Staate recipirten gehört, das Recht einer 
privilegirten Corporation hat ($. 17). Für Das, was Böhmer 
ecelesia composita nennt, hat das Yandrecht feine ebenjo all 


) So ift der grundlegende Sa UL. R. Th. 2. Titel 11. $. 45 
augenfheinfih der $. 3 der Böhmerfchen Principien. Wie groß Böhmers 
Anſehen als Canonift war, ergiebt ſich u. a. daraus, daß felbft der Kurfürft- 
Erzbiſchof von Mainz fih von diefem Proteftanten ein Erachten in den Nun— 
tiaturftreitigfeiten geben ließ. Sein Buch erjchien zuerft 1762. 

2) Prineipia i. c. $. 459. 

3) Die im Folgenden angeführten Paragraphen find ſämmtlich aus A, 
ER Th. 2. Titel 11. 
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gemeine Bezeihnung: es erklärt zwar, „bei den katholiſchen 
Glaubensgenoſſen ift der Biſchof der gemeinjchaftliche Vorgejetste 
aller Kirchengejellichaften des ihm angewiejenen Diſtricts“ ($. 115), 
aber es giebt der durch diefe Zuſammenfaſſung entjtehenden 
ecelesia composita der „Diöceje feinen Vereinsnamen; da— 
gegen nennt e8 die componirte ecelesia ſämmtlicher zu demſelben 
Bekenntniß gehörenden Gemeinden des Yandes „Religionspartei‘ 
($. 36). Immer iſt ihm die vorhandene Gemeinjamfeit der 
religiöfen Ueberzeugung Vorausjegung der kirchlichen Aſſociation: 
„feine Kirchengejellihaft ift befugt, ihren Mitgliedern Glaubens- 
gejege wider ihre Meberzeugung aufzudrängen‘ ($. 45); „per 
Uebergang von einer Religionspartei zur anderen gejchieht in der 
Pegel durch ausprüdliche Erklärung, feine Religionspartei ſoll 
die Mitglieder der anderen durch Zwang oder liſtige Ueber— 
vedungen zum Uebergange zu überreden ſich anmaßen“ ($. 41. 
43); Die Neligionsparteien müfjen untereinander Frieden halten 
(8:37 ie); u 1 f. 

„Die Kirchengeſellſchaft,“ Einzelgemeinde, „beiteht aus geiſt⸗ 
fihen und weltlichen Mitgliedern. Diejenigen, welche bei einer 
riftlihen Kirchengemeine zum Unterrichte in der Religion, zur 
Beſorgung des Gottesdienjtes und zur Verwaltung der Sacramente 
bejtellt jind, werden Geiftliche genannt” ($. 58.59). „Derjenige 
Diftriet, in welchem Glaubensverwandte einer vom Staate öffent- 
ih aufgenommenen Religionspartei“ — wie die katholiſche 
Kirche es iſt — „zu Einer gemeinjchaftlichen Kirche angewieſen 
find, wird eine Parochie genannt” ($. 237). „Wer“ von jenen 
Slaubensverwandten „innerhalb eines Kirchſpiels feinen ordent- 
lichen Wohnſitz aufgefhlagen hat, iſt zur Parochialfirche des 
Bezirks eingepfarrt” (S$. 260). Die Parochie iſt ſonach Die 
geographiiche Baſis eines Gefinnungsvereines; wer im Allge- 
meinen fich zu deſſen Glauben befennend innerhalb der Parodie 
wohnt, wird „angewieſen“, fich zu ihm zu halten. Der fatholifche 
Pfarrer wird, bis auf Einzelpunfte, in Verwaltung jeines Amtes 
nicht befchränft, fondern bejchütt: Die Ausnahmen beziehen fich 
auf das Recht der religiöfen Einzelfreiheit, das dem regulären 
Berfahren Fatholifcher Seelforge gegenüber in Schug genommen 
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wird. In Betreff der Pfarranftellung tft zwar der nichtfatholifche 
Sat generell angenommen, daß die Ordination das Amt über 
trage ($. 63. 65), aber das katholiſche Firchliche Necht iſt Dadurch 
gewahrt, daß „ohne Zuthun und Approbation des Biſchofs der 
Dibceſe oder deſſen VBicarien Niemand: zum Priejter aufgenommen, 
zu einem geiftlichen Amte befördert, oder auch nur zum öffent- 
lichen Yehrvortrage in einer Kirchengemeine zugelafjen werben‘ 
ſoll ($. 120). Der Biſchof hat über alle Geijtlichen feiner 
Diöceſe in Lehre, Leben und allen Amtsjachen Aufjichts- und 
Diseiplinarrechte ($. 121 fg.); auch das Necht, ihm untergebene 
Geiftlihe abzufegen; wiewohl der Abgefetste dawider gerichtliches 
Berfahren beim Staate beantragen kann ($. 532 fg... Im 
bürgerlichen Sachen und wo es jchwere Strafen gilt jtehen vie 
Geiftlihen, ſoweit nicht desfalfige Jurispiction den Biſchöfen aus— 
drücklich verliehen iſt, unter den Staatsgerichten. 

Auf die Anjtellung der Bilchöfe beanjprucht der Staat 
mejentlihen Einfluß. „Wo die Ernennung des Biihofs dem 
Landesherrn nicht vorbehalten ijt, da fommt die Wahl deſſelben 
dem Domcapitel zu“ ($. 1051 fg.). Sie muß, bei Verluft des 
Wahlrechtes, innerhalb dreier Monate nach eingetvetener Bacanz, 
und kann nur in außerordentlicher Capitelsverfammlung ge 
ſchehen ($. 963 fg. 979). „Das Wahlgefchäft ift der Landes— 
herr durch dazu beftellte Commiſſarien zu dirigiren berechtigt“ 
($. 982. 993), und „fein Gewählter oder Poftulirter darf Die 
Beftätigung oder Zulaffung der geiftlichen Oberen eher nachjuchen, 
als bis er dazu die Genehmigung des Yandesheren hat: vor 
dem Erfolg diefer Genehmigung joll die Einweihung nicht jtatt- 
finden, noch der Gewählte oder Postulirte zur Ausübung ver 


Functionen feines Vorſteheramtes .... gelaffen werden, Wenn 
der Yandesherr aus Gründen des gemeinen Wohls .... das 


präjentirte Subject verwirft, jo muß eine neue Wahl veranlaft 

werden‘ ($. 1009-1011). Giebt das Capitel durch Verſäum— 

niß oder jonjt zu Eintritt einer Devolution Anlaß, jo „fällt die 

Beſetzung der Stelle für das Mal, nach Verfchievenheit der Ver: 

fajjungen in den Provinzen, entweder dem Yandesherrn, oder 

dem geiftlichen Dberen anheim,“ welcher letztere in ſolchem Falle 
Mejer, Zur Gefhichte zc, 97 
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„das zu beftellende Subject dem Yandesheren zur Genehmigung 
vorjchlagen“ muß (8. 1013 fa.) „Die Gründe zu Bejtellung 
eines Coadjutors müſſen von dem unmittelbaren geijtlichen Oberen 
des Stiftes und von dem Yandesherren geprüft und genehmigt 
werden“ (1017). Alſo alienthalben wejentliche Mitwirkung des 
Pandesherrn: und was von der Wahl beitimmt wird, „einem 
regelmäßig Gewählten, welchem die” canonifch „erforderlichen 
Eigenjchaften nicht ermangeln, darf der geijtliche Obere die Con— 
firmation nicht verſagen“ ($. 1004), das joll ficherfih auch von 
der Nomination gelten. Im Uebrigen wird auf jtatutarijches 
Recht und auf Herfommen verwiefen, und damit Die hergebrachte 
nominivende Empfehlung zur Gapitelwahl, wie jie in den 


polnischen Bisthümern und in Breslau beitand, feitgehalten. — 


Wie viel Werth auf dieſen Staatseinfluß bet Belegung der 
Biihofsjtühle gelegt ward, acht aus den Beitimmungen über 
auswärtige Kirchenobere ($. 135 fg.) hervor.) Keiner von ihnen 


ſoll irgenpwelche gejetsgebende Macht für feine preußtichen Didcejan- 


theile, feiner „irgend einige andere Gewalt, Divection oder Ger 
richtsbarfeit in Kirchenfachen ohne ausdrüdliche Einwilligung des 
Staates üben; und auch wo diefe Einwilligung gegeben tft, 
müfjen auswärtige Kirchenobere ‚zur Verwaltung‘ ihres Kirchen- 
regiments „einen vom Staate genehmigten Vicar innerhalb Yandes 


beftellen,“ der wegen Einhaltung der für inländijche Biſchöfe jtaat- 


lich gegebenen Verwaltungsvorichriften verantwortlich it. 

Hiermit jtimmt überein, was über die allgemeine Stellung 
der Staatsgewalt zu der Regierung ver katholiſchen Kirche 
des Yandes Das Yandrecht verordnet (S. 113 fg): „Die Dem 
Staate über die Kirchengejellichaften nach den Gejegen zufommen- 
den Rechte werden von dem Geijtlichen Departement injofern 
verwaltet, als fie nicht dem Oberhaupte des Staates ausdrüd- 
lich vorbehalten find. Außerdem aber jtehen die Kirchengefell- 
ichaften einer jeden vom Staate aufgerommenen Religionspartei 


‘ 
') Im Jahre 1782 führte die preußifche Regierung Verhandlungen in 
Nom, um die cälnifchen Didcefanrechte in ihren weſtphäliſchen Belisungen 
aufgehoben zu jehen. Mejer Propaganda 2, 243. 
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unter der Direction ihrer geiftlichen Oberen,” bei den Katholiken 

die Kirchengefellichaften der Diöcefe unter dem Biſchofe. „Ohne 
ausdrückliche Genehmigung des Staates fannn feine Kirchengefelt- 
haft von diefer Unterordnung gegen den Bifchof der Diöcefe 
ausgenommen werden; Veränderung der bejtehenden Diöcefan- 
grenzen findet aljo nır mit Staatsgenehmigung ftatt. Auch „zu 
welcher der verjchiedenen Kirchengemeinen feiner Neligionspartet 
jeder Einwohner als beitragendes Mitglied gerechnet werden fol”, 
kann nur de» Staat bejtimmen ($. 111), und „neue Parochieen 
fünnen nur vom Staate, unter Zuziehung der getjtlichen Oberen, 
errichtet, und die Grenzen derjelben bejtimmt werden; bei Ver— 
änderungen in jchon errichteten Parochieen muß der Staat alle 
diejenigen, welche ein Intereſſe dabei Haben, vechtlich hören, und 
die ihnen etwa zufommenden Entichädigungen feitjegen; alle 
dergleichen Streitigfeiten, ſowie diejenigen, welche über die Grenzen 
zwiſchen .... Parochieen entjtehen, müſſen vor der weltlichen 
Dbrigfeit durch den ordentlichen Weg Nechtens entjchteden” (8. 338 
bis 340), bejtehende Parochieen können nicht ohne Staatsge- 
nehmigung aufgehoben werden ($. 306). Durch dieje die Parochieen 
betreffenden Bejtimmungen werden die über die Diöceſen ergänzt; 
denn was von jenen gilt, gilt auch von diefen. Auch zeigen die 
oben erwähnten Berfügungen, durch die im 3. 1797 Diöcefantheile 
von Krakau an Breslau, Diöcefantheile anderer Bisthümer an 
Plock gelegt wurden, daß zu dergleichen Verfügungen der Staat 
jih competent hielt; wenn auch, bis auf „Zuziehung“ des Bapites, 
nur proviſoriſch. — Indem die fatholische Neligionspartet als 
aus Fatholiichen Gefinnungsvereinen beftehende ecelesia compo- 
sita im Staate öffentlich recipirt ift, wird nach dem Yandrechte 
deren innere Gliederung in Bisthümer und die Gliederung jedes 
Bisthums in Pfarrgemeinden als in der Idee gegebene angefehen ; 
aber die conerete Darftellung diefer Idee innerhalb der Grenzen 
des preußiichen Staates, das rechtliche Organifiven oder rechte 
liche Erhalten preußischer Parochieen und preußiſcher Didcefen 
erjcheint al8 von ver Staatsgewalt ausgehend. Indem dieſe die 
ecelesia composita in Preußen aufnimmt, beziehungsweije ihr 
die Vortheile einer reeipirten Kirche in Preußen einräumt, läßt 


mE 
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jie ihr Recht allgemeiner Oberaufficht über alle Kirchengejellichaf- 
ten ($.32 u.a.) dergeftalt practifch werden, daR fie jenes concerete 
Ins-Leben-Führen und Im-Leben-Halten des Firchlichen Geſell— 
ihaftsorganismus in ihre Hand nimmt. Daß Gemeinden jind, 
eriennt fie an; aber dag die gleichgefinnten Bewohner jeder 
Einzelparochte die Gemeinde ausmachen, iſt Staatsſache; Daß 
Biſchöfe find, erfennt fie an, aber daß bejtimmte Parochieen zur 
Didces gehören, tft Staatsjade, u.|.w.f. Ebenſo übernimmt 
der Staat für recipirte Kirchen die oberjte VBermögensverwaltung. 
Die „ausdrüdiih aufgenommenen Kirchengejellichaften find auch 
bei Erwerb, Verwaltung und Veräußerung ihres Vermögens 
anderen privilegirten Corporationen gleich zu achten‘ ($. 193); 
ihr Vermögen fteht aber nicht bloß unter „Oberaufſicht,“ ſondern 
auch unter „Direction des Staates: der Staat ijt berechtigt, 
darauf zu fehen, daß die Einkünfte der Kirchen zweckmäßig ver- 
wendet werden: ihm fommt es zu, dafür zu forgen, daß nützliche 
Anftalten nicht aus Mangel des Vermögens zu Grunde gehen‘ 


($. 161—163). Zwar „iteht das Kirchenvermögen unter der Auf 


jicht der geiftlichen Oberen: dieſe find jchuldig, für Unterhaltung 
und zwedmäßige Verwendung vdejielben nach der Berfafjung einer 
jeden Kirchengejellihaft zu ſorgen“ ($. 167. 168); aber immer 
unter jener StaatSdirection. „Keinem auswärtigen Kirchenobern‘ 
iſt daher erlaubt, „sich irgend eine Aufficht oder Directtion über 
das Vermögen inländiicher Kirchen unmittelbar anzumaßen“ 
(s. 167), und „ohne Vorwiſſen und bejondere Erlaubniß des 
Dberhauptes des Staates darf, bei Strafe doppelten Erſatzes, 
feiner ausländifchen Kirche Etwas verabfolgt werben‘ (S. 195). 
„Geiſtliche Gejellichaften dürfen, ohne ausprüdliche Erlaubnig des 
Staates, weder Gapitalten außerhalb Yandes verleihen, noch 
weniger auswärtigen geijtlichen Oberen oder Stiftungen etwas 
von ihrem Vermögen .... zuwenden“ (8. 961). Staatliche 
Einwilligung bei Kirchengutsveräußerungen alter Art iſt hiernach 
jelbftveritändlich: wir verfolgen das nicht weiter. Aus allem Er- 
wähnten aber, ſowie aus ven gleichfalls hier nicht näher zu er- 
örternden Bejtimmungen über die Gerichtsbarfeit, ergiebt ich, 
was es bedeutet, wern „Diejenigen Gerechtiame über die Kirchen- 
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gejellichaften, welche nach den Gefegen dem Staate vorbehalten 
find, der Bischof nur injoweit ausüben kann, als ihm eine oder 
die andere derjelben von dem Staate ausdrüdlich verliehen wor- 
den“ ($. 119); ebenjo wenn es heißt, daß „die Geijtlichen der 
vom Staate privilegirten Rirchengefellfchaften als Beamte des 
Staates der Regel nah von den perfönlichen Laſten und 
Pflichten des gemeinen Bürgers frei find“ ($. 96), und über- 
haupt „mit anderen Beamten im Staate gleiche Rechte 
haben“ ($. 19), auch jtrafvechtlich behandelt werden wie Staats- 
beamte.') Die Geiftlichen nichtprivilegirter Kirchengefellihaften 
gelten dem Yandrechte für bloße Gejellichaftsbeamte, Die der 
Öffentlich aufgenommenen, alſo jolcher Kirchen, die in erwähnter 
Weife vom Staate in die Hand genommen find, gelten ihm, wie 
Suarez concije fagt,”) als „zu den mittelbaren Beamten des 
Staates gehörig.” 

Daß die Staatsregierung fich refervirt, gewiſſe Religions— 
grundfäte zu verwerfen und ihre Ausbreitung zu unterfagen 
($. 15), daß fie die Anoronung außerordentlicher Feſttage fich 
allein vindieirt ($. 34), daß fie fich die Entſcheidung vorbehält, 
wenn über die Rechtmäßigkeit zeitweiligen Ausjchluffes von ven 
kirchlichen Berfammlungen gejtritten werde ($. 56), daß fie den 
Biſchöfen verbietet, ohne Staatserlaubnig Firchliche Berordnnungen 
zu machen, oder von auswärtigen geiftlihen Oberen anzunehmen 
($. 117 fg.), daß „alle Oberen der Geiftlichfeit dem Staate zu 
porzüglicher Treue und Gehorfam verpflichtet” find (F. 134), daß 
„die Beſtellung eines bijchöflichen Generalvicars ohne landes- 
herrliche Genehmigung nicht gefchehen kann“ ($. 133), daR ‚zu 
Kirchenverfammlungen innerhalb Yandes die Geiftlichfeit ohne 
Vorwiſſen und Mitwirkung des Staates nicht berufen darf, viel 
weniger die Schlüffe Tolcher Verfammlungen ohne Genehmigung 
des Staates in Ausübung gebracht werden können,“ der Ein- 


AL NR. Th 2. Titel 20. S. 499 fg. wird won ben Verbrechen ber 
Geiftlihen im Zufammenhange mit denen der Juftizbeamten, Caffenbeamten ıc. 
gehandelt. 

2) Kampk Jahrbücher 58, 63. Der Streit, ob fie nicht fogar zu den 
unmittelbaren Staatsbeamten gehörten, bleibt hier unerwogen. 
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fadung zu auswärtigen Kirchenverſammlungen aber von inlän- 
diſchen Geiftlichen ohne „beſondere Erlaubnig des Staates nicht 
Folge“ geleitet werben darf ($. 141. 142), Dies und Aehnliches 
it Nichts als conjequente Folge der landrechtlihen im Dbigen 
dargelegten Gejichtspunfte, 

Diefe landrechtlihe Art, die katholiſchen Getjtlichen «als 
Staatsdiener zu behandeln, welche in Preußen die herrichende 
geblieben ijt, jo lange Frievrih Wilhelm III. regierte, tft von 
katholiſcher Seite jeit den dreißiger Jahren, namentlich ſeit dem 
cölner Streite, jeharf angegriffen worden. Nicht ganz mit Recht. 
Zwar ift es richtig, daß fie ver fatholiichen Lehre widerſpricht, 
nach welcher die Kirche nicht Durch weltliche Obrigfeiten vegiert 
werden joll, jondern durch Biſchöfe und den Papjt. Aber einmal 
war die Theorie und Praxis Dejterreihs ſeit Joſeph IL. umd die 
der bayrifchen Regierung unter Montgelas, alſo der beveutenditen 
katholiſchen Regierungen Deutjchlands, der Sache nad, wie 
wir früher gejehen haben, feine andere als die Des Yandrechtes; 
und Febronius, der zu jener Zeit in Deutjchland die Anfichten 


auch der katholiſchen Geiftlichfeit beherrichte, gab ihr entſcheiden⸗ 


ven Anhalt. Die preugiiche Regierung fonnte dogmatiſch-katho— 
liſche Bedenken, wie fie den katholiſchen Regierungen dawider 
Hätten auffteigen dürfen, nicht theilen. Sodann: wie jollten Die 
beiden Mächte Staat und Kirche fich überhaupt, beide als autonome 
betrachtet, zu einander ftellen? Es war möglich, fie ftellten jich 
beziehungslos: jeder ging mit feinen eigenen Mitteln jeine eigenen 
Wege; ihr gegenfeitiges Verhältniß war fein vechtliches, ſondern 
nur ein factifches. Diefe Löſung der Aufgabe war aber damals 
zwar in der Theorie jchon erörtert, fie in Die deutſche Praxis 


einzuführen dachte indeß Niemand. Schloß man jie aus, jo blieb 


auf den Punkten, wo nicht eine Macht der anderen von jelbit 
freie Hand ließ, nur übrig, daß entweder der Staat der Kirche, 
oder die Kirhe dem Staate zu gehorchen hatte. Erſteres war 
canoniſches Necht, und die fatholifche Kirche, von der römijchen 
Curie vertreten, verlangte, wenn auch damals zaghaft, daß e8 
reipectivt werde. Letzteres war protejtantiiches Landeskirchenrecht 
geweſen, nad welchen das Kirchenregiment als eim durch be 
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ſtimmte Aufgaben bedingter Theil der Yandeshoheit betrachtet 
worden war; und war preußiiches Yandesrecht geblieben, auch als 
man jene Aufgaben und die durch fie gegebene Bedingtheit bei 
Seite gejetst hatte. Den Weg, auf welchem Dies gejchehen war, 
im Einzelnen vorzuführen, liegt außerhalb der Grenzen der gegen- 
wärtigen Darjtellung. Hobbes, Grotius, Conring, Spinoza hatten 
an die Stelle der pojitiven Gottesordnung, auf welche von den 
Neformatoren Pflicht und Necht der Euftodia der eriten Tafel 
begründet war, die politiiche Nothwendigfeit oder die polittiche 
Natur der Sache treten lafjen, aus diefer aber das Kirchenregiment 
des Landesherrn und deſſen Pflicht, die firchliche Einheit des 
Landes zu erhalten, im nicht geringerem Umfange und nur in 
größerer Selbjtändigfeit abgeleitet, als die Aeformatoren. Die 
firchliche Einheit erichten ihnen wie ein Stüd und eine Seite der 
jtaatlichen: jo war aus der reformatorischen Lehre der Territoriga- 
lismus geworden. Pufendorff und feine Nachfolger hatten als— 
dann die Kirche nicht jo ohne Weiteres als Function des Staates, 
jondern zunächit als privaten Gefinnungsverein aufgefaßt, und 


. Dadurch die Möglichkeit gewonnen, das Nebeneinander mehrerer 


Confeſſionskirchen im Staate zu begründen; hatten aber dem 
Staate eine politiſche Beaufſichtigungsbefugniß zugefchrieben, die, 
indem fie die Erbichaft des Inſtitutes der Advocatie antrat, als 
Dereinsleitung gehandhabt werden konnte. Diefen Weg war 
unter Thomafius’ Führung die halliiche Juriſtenſchule gegangen; 
wobei von vielen ihrer fogenannten Gollegialiften mit unterlaufen- 
der Unklarheit in den Territorialismus zurüdgebogen morden 
war. Auch die Grundvorftellungen Georg Yudwig Böhmers und 
des Allgemeinen Yandrechts waren dergleichen zum Territorialis— 
mus neigende collegialiftiihe. Aber fie waren der katholiſchen 
Kirche gegenüber, wenn man fich nicht völlig von ihr trennen 
wollte, die einzig möglichen für ven protejtantiichen Staat. 
Denn daß er ſich nicht ihr umd ihrem canonifchen echte unter- 
ordnen fonnte, war jelbjtverjtändlih. Er mußte alſo in ven 
ihm nöthig ſcheinenden Punkten — einerlei, ob e8 mit ihren Dog- 
men ſtimmte oder nicht ſtimmte — Unterordnung bon ihr ver- 
langen. Das Yandrecht geht davon aus, die fatholifche Kirche, 
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als Gefinnungsverein vom Staate vorgefunden, werde von ihm 
mit der Qualität einer öffentlich aufgenommenen Kirche und da— 
durch mit einer Menge rechtlicher Vortheile ausgejtattet, Die nur 
er zu gewähren hat; der Staat jhüse und erhalte fie hierin als 
öffentliche Anjtalt; aber ebenjoweit werde fie num auch Anftalt 
des Staates, ihre Vereinsbeamten inſoweit Staatsbeamte, ihr 
Bereinsvermögen infoweit den Staate unterftelltes, u. ſ. w. f. 
Daß fie fich dieſe Stellung, die dem Staate keineswegs bloß 
Rechte gegen. fie, jondern auch weitgehende Pflichten giebt," gefal- 
Yen laffe, ift die Bedingung ihrer Bevortheilung; daß der Staat 
diefe Bedingung einfeitig ftellt, ohme fich mit der Kirche darüber 
zu verjtändigen, geht aus der traditionellen Gewißheit Darüber 
hervor, daß es für den proteftantifchen Staat eine prineipmäßige 
Berjtändigung mit der Fatholifchen Kirche nicht giebt. 

Der große Kurfürſt und Friedrich der Große hatten ihre 
Pofition mehr territorialiitiich, als collegialiitiich genommen: fie 
ichrieben ſich als Yandesherren das Recht zu, ihre Fatholifchen 
Untertdanen durch Katholiken firhlih zu regieren, und nannten 
das ihr Epifcopalrecht über diefelben. Das Yandrecht drüdte ſich 
dann mehr collegiafiftiich aus. Als man aber, nach jeiner Ein- 
führung, bejchäftigt war Provincialrechte abzufafjen, darüber mit 
den Provincialftänden, wo e8 vergleichen gab, verhandelte, und 
hierbei die katholiſchen Mannsklöfter im Fürſtenthum Halberjtadt 
den Antrag gemacht hatten, daß im Provincialgejegbuche der da— 
malige apojtoliihe Vicar von Niederſachſen, Fürftbiihof von 
Hildesheim, ein um jene Zeit für Preußen noch auswärtiger 
Biihof, als ihr Ordinarius anerfannt werden möchte, wurde 
durch den Miniſter von Carmer „auf Sr. Majeſtät allergnä- 
digſten Specialbefehl” unter dem 25. Junius 1797 reſpondirt, 
dag der Antrag unjtatthaft ſei. Denn „das jus episcopale int 
Herzogthbum Magdeburg und Fürſtenthum Halberjtadt competirt 
dem Biichofe zu Halberjtadt keineswegs, jondern es it nach 
Harem Inhalte des weitphältichen Friedens Uns Selbſt als 
höchjtem Yandesheren mit beigelegt. Soweit aber darunter 
eigentliche Spiritualien begriffen ſind, die zu ihrer canoniſchen 
Wahrnehmung eine befondere qualificationem episcopalem er- 
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forderlich haben, hängt e8 lediglich von Uns ab, welchen geift- 
lichen Oberen Wir dergleichen Functionen semel pro semper 
oder de casu in casum delegiren wollen. Es muß daher im 
Gegentheil in dem Provincialgefegbuche ad Part. 2. tit. 11. 
$. 115—134 des Allgemeinen Landrechts ausdrücklich beftimmt 
werden, daß im Fürftenthum Halberjtadt die bifchöflichen Nechte 
über die Fatholifchen Kirchen und Klöfter dem Landesherrn zu— 
jtehen, daß diefelben durch die Regierung unter Aufficht des 
Auswärtigen und Geiſtlichen Departements ausgeübt werden, 
daß die Ffatholifche Geiftlichfeit und überhaupt die fatholiichen 
Landeseinwohner in Fällen, welche jonjt zum bijchöflichen Amte 
gehören, an die Regierung ſich wenden müſſen, daß aber jobald 
zur Beſorgung einer folchen Angelegenheit eine eigentliche 
canoniſche Dualification erforderlich werde, der nöthige Auftrag 
deshalb an einen mit diefer Eigenjchaft verjehenen geiftlichen 
Dberen ergehen müſſe.“) Hier wurde alfo, wenn auch mit 
Gründen, deren Anwendbarkeit nicht in allen preußifchen Pro- 
vinzen diefelbe war, völlig der frievericianifche Standpunkt feit- 
gehalten. 

Ueber die während der erjten zwanzig Jahre des Jahrhun— 
derts auf folcher Baſis fich beivegende Praxis hat eine der com- 
petenteften Stimmen, Geheimerath Schmedding, von dem fpäter 
zu veden fein wird, ein gut fatholiicher Münfterländer und lange 
Jahre vortragender Nath im geiftlichen Departement zu Berlin, 
in einem auf desfallfige Anfrage des hannoverjchen Miniſteriums 
als officielle Antwort abgegangenen Berichte vom Auguſt 1821?) 
folgende Auskunft gegeben: „Das allgemeine Yandrecht geht da— 
von aus, daß der König Quelle alles Nechtes ift, auch des reli- 
giöſen; und zwar des fatholifchen nicht anders, als des proteſtan— 
tiſchen. Diejer Grundſatz des Yandrechtes iſt Die Seele der 
preußiichen Geſetzgebung überhaupt und Nichtichnur aller Ver— 
waltung. Der Katholicismus will, von dem Grundſatze der 


’) Henfe Archiv für neueſte Kirchengefhichte 5, 340, Mejer Propa- 
ganda 2, 296. 
2) Ucten des Mimifteriums der geiftlichen Angelegenheiten in Berlin. 
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göttlichen Stiftung der Kirche aus, eine Dualität der oberjten 
Gewalt, deren Grenzberichtigung Durch friedliche Uebereinkunft 
möglich jet. Damit jteht das allgemeine Landrecht aljo im 
directem Widerfpruch. Die Ausgleichung dieſes Widerſpruchs 
fand fich im Collegialſyſtem, welches dem Staate freie Hand 
Yäßt, der Kirche, unbejchadet feiner Oberhoheit, eine Art Autonomie 
zu gejtatten. Preußen bat fich dieſes Ausweges mit vieler 
Schonung bedient. Mere spiritualia find ganz frei; nur neue 
eonftitutive Anordnungen und neue Stiftungen beburften Der 
Genehmigung des Staates. Recurs an den päpftlichen Stuhl 
ward nur in spiritualibus zugelajfen, und unter Aufficht Des 
Staates, durch VBermittelung der Gefandtichaft. Das Placet war 
für alle Erlaffe auswärtiger geiftlicher Dberer nöthig; "Dieje 
fonnten jedoch dem Zwange entgehen, wenn fie mit landesherr- 
Yicher Genehmigung einem inländiſchen Stellvertreter ihr Amt 
übertrugen, wie dies abjeiten der Erzbifchöfe von Prag umd 
Olmütz hinfichtlich ihrer oberjchlefiichen Diöcefantheile geſchehen 
iſt. Ein folcher Stellvertreter ward als inländifcher Oberer an- 
gefehen. Selbjt der päpjtlihe Stuhl Hat fich theilweis zur Diejem 
Auskunftsmittel bequemt, indem er einestheils Die Tacultäten der 
Biſchöfe erweiterte, anderentheils die Ausübung des ihm gebühren- 
den Antheils an der jurisdietio eontentiosa mit fogenannten 
Proipnodalrichtern nachgab, die dann von dem Biſchofe mit 
Yandesherrliher Genehmigung vorgefchlagen, und vom Papſte 
mit Bollmacht verfehen wurden. Nückfichtlich der Stellenbejesung 
hat fich der Staat in der älteren Praxis überall mit demjenigen 
Einfluß begnügt, welchen ehedem die katholischen Somveräne, 5. D. 
Defterreih in Schlefien,') oder Polen in Wejtpreußen, geübt 
hatten. Die inländischen geiftlichen Oberen haben dieſen Einfluß 
niemals ftreitig gemacht, und jelbjt der römiſche Hof hat mit 
einer leichten Umſtellung der Formen,?) welche man biejjeits 
tgnorirte, nachgegeben; oder vielmehr jede Kontroverje Darüber 





1) Dies ift im Bezug auf Friedrih den Großen nicht ganz richtig. 
Siehe oben Seite 411. 
2) ©. oben Seite 270. 274, 411. 
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gefliffentlich vermieden. Es wurden die Biichöfe von Ermeland 
und Breslau herfümmlich gewählt; die von Culm, Poſen, Gnejen 
durch eine Art königlichen Miandates an die Domherren ernannt; 
indeß auch bei jenen Wahlen entſchied ein Fönigliches Empfehlungs- 
ſchreiben. Dennoch unterlag die Beräbfolgung der Confirmations- 
reſp. Injtitutionsbullen zu Rom nicht der mindeſten Schiwierigfeit; 
der canoniſche Proceß wurde, nach dem DVorjchlage der Gejandt- 
ſchaft, einem inländiſchen Prälaten aufgetragen; und ebenjo Die 
Einführung des Biſchofs. Die Stiftspfründenverleihung geſchah 
nach der alternativa mensium zu Gumjten des Königs; d. h. 
der römiſche Hof gab die Injtitution dem vom Könige ernannten, 
vom Biſchofe mit einem testimonium idoneitatis verjehenen 
Candivaten. Bei den vom Bifchofe ausgehenden Anftellungen 
innerhalb der Didces war die königliche Bejtätigung nach dem 
allgemeinen Zandrechte nothiwendig. — Die Verhältniſſe der geijt- 
lichen Gerichtsbarfeit find in den deutjchen Ländern noch nicht 
geordnet. Chejachen gehören, wenn beide Theile katholiſch jind, 
in Schleſien, Preußen und Poſen an die biſchöflichen Gerichte.“ 


Was über Kirchenvermögen, Anſtellung der Lehrer an den geiſtlichen 


Seminaren und über das Verhältniß des Biſchofs zu den Be— 


hörden hinzugefügt wird, kann hier unberührt bleiben. Daß das 


Collegialiſtiſche dieſer Praxis keineswegs bloß Praxis, ſondern 
der landrechtlichen Geſetzgebung ganz entſprechend war, geht aus 
Demjenigen hervor, was aus dem Allgemeinen Landrechte oben 
mitgetheilt worden iſt. 

Das Beſtreben, Einwirkung von Rihkuntertfanen auf fatho- 
liſche Kirchenverhältnifie des Inlandes abzuwehren, zeigt auch 
die Inftruction, welche Wilhelm von Humboldt befam, als er 
im Jahre 1800 als preußifcher Aefident nach Nom ging. In 
den achtziger Jahren hatte Preußen feine dortigen Geſchäfte, wie 
Andere, die dergleichen an der Curie haben, durch einen römiſchen 
Agenten (Abbate Kiofant) beforgen lafjen, und nur gelegentlich der 


dalbergtichen Coadjutorwahl vorübergehend auch diplomatiſch mit 


Kom verkehrt, welches erſt damals anfing, Preußen als König— 
veih anzuerkennen. Dann hatte es eimen Nefidenten ohne 
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öffentlichen Character, Wilhelm Uhden') daſelbſt gehabt, deſſen 
Nachfolger Humboldt wurde. In feiner geheimen Inſtruction 
heißt e8 unter 11: „Zu verhindernde Anſetzung eines Nuntii, 
Viearii Apostoliei, und überhaupt Verhinderung des durch einen 
fremden Geiftlichen in den preußiichen Yanden auszuübenden 
Einfluffes.” „Es hat auch der römifche Hof von Zeit zu Zeit 
Berfuche gemacht, dem von Mir .... feitgehaltenen Geſchäfts— 
gang,” nah welchem mit Rom nur durch Bermittelung der 
Regierung verfehrt werden jollte, „eine andere ihm vortheilhafte, 
Mir und Meiner Unterthanen Intereffe aber nachtheilige Richtung 
zu geben. Dahin gehören insbefondere folgende unzuläfjige Ber- 
fuche: I. Einen päpftlihen Yegaten oder Nuntius anhero abzu— 
srönen, oder irgend ein Subject, unter irgend einer Benennung, 
was diefe oder Ähnliche Eigenichaften habe. Dieſes nun, oder 
etwas Achnliches, werde Ich nicht zugeben, aus Gründen, welche 
von jelbjt ſprechen. Da Ich nun weiß, daß der römische Hof 
immer das Vorhaben hegt und nährt, und auf einen vermeint- 


ich günftigen Zeitpunkt der Ausführung dejjelben harrt: jo haben - 


Sie Ihre Aufmerkſamkeit auf Alles, was ſich darauf bezieht, zu 
richten .... II. Ebendaſſelbe gebe ih Ihnen hiermit zur Be— 
achtung zu erfennen in Anjehung der etwaigen Ideen des 
römiſches Hofes, einen Vicarium Apostolicum Generalem für 
Meine fatholiichen Unterthanen, oder irgend ein ähnliches Sub— 
ject, unter irgend einer Benennung, zu bejtellen; weil bier völlig 
par ratio, wie ad I. ift. III. So iſt auch jever Verſuch un- 
zuläffig, von Rom aus irgend einem ausländiichen Prälaten 
Aufträge zu ertheilen, welche jih auf meine Staaten und Unter- 
thanen beziehen. Vor mehreren Jahren machte der römijche 
Hof einen ſolchen Verſuch in Anjehung des Prälaten Yitta zu 
Petersburg, welcher zuvor päpftlicher Nuntius in Polen geweſen 


I, Er war — zu Berlin 23. Auguft 1763 geboren — nad feiner Rüdfehr 
von Rom Geh. Kriegsrath und vortragender Rath im Neuoftpreußifchen 
Departement, Tpäter Staatsrath im Departement des Eultus, zuletst Geheimer- 
Oberregierungsrath im Minifterium der geiftlichen Angelegenheiten. Verfaſſer 
fleinerer antiquariicher Schriften. 
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war.!) Ich habe es aber nicht geftattet, und werde dergleichen 
niemals geftatten. . . . IV. In ganz neuen Zeiten, während der 
Papſt in Frankreich war, find Ehedifpenjen für Perfonen, welche 
Meine Unterthanen find, durch den Nuntius zu Wien, von 
Meinem Geſandten dajelbjt negoctirt worden. Künftig muß und 
wird das wegfallen 20.) Humboldt, der, wie fein Yebensbejchrei- 
ber’) ſich ausdrückt, „in veligiöfen Dingen von der Gefinnung 
Leos X. war,“ und feine Stellung in geiftlichen Angelegenheiten 
durchaus auf die Idee bezog, „ven Zwange, den man von Rom 
noch ausüben möchte, joviel es anging zu jteuern,” gewann nichts 
dejtoweniger von Anfang an ein gutes Verhältniß zu der römiſchen 
Curie, mit der auch er nicht unzufrieden war. Der franzöfifche 
Geſandte Cacault, indem er nach Paris darüber berichtet, ‘) fügt 
hinzu: bis dahin ſeien nichtkatholiſche diplomatische Agenten zu Rom 
mit den Fatholiichen nicht auf gleichem Fuße behandelt, der Papit 
ſcheine aber entjchlojjen, dieſe Conſequenz der kirchlichen Excommu— 
nication der Ketzer aufzugeben, künftig Creditive von proteſtantiſchen 
Souveränen wie von katholiſchen anzunehmen, und ihren Conſuln 
das Exequatur zu ertheilen. Einige Monate ſpäter erklärte ihm 
der Papſt: die kirchliche Regierung der Katholiken, die unter 





1) Er ging nach Petersburg im Jahre 1796; auf Anforderung Kaiſer 
Pauls J., der die Verhältniſſe der katholiſchen Kirche feines Neiches Durch 
Vebereinfommen mit Rom zu ordnen wünfchte, ©. über feine Berhandlungen 
Diejer Propaganda 1, 461. 

2) Sch kenne diefe Inftruction nur in der Geftalt, in welcher fie 1816 
proviſoriſch für Niebuhr angewandt, bezw. abgefchrieben wurde. Acten des 
auswärtigen Minifteriums zu Berlin, Geiftlihe Sachen Nep. 3. N.15. Der 
Sab IV. könnte ein Zuſatz für Niebuhr fein. Aber er kann auch auf ven 
Aufenthalt Papſt Pius VI. zu Valence gehe. 

>) Heym Wilhelm von Humboldt ꝛc. Berlin 1856 ©. 207 und die 

kirchlichen Aeußerungen daſelbſt ©. 209 Note. 
ULeber die Wahl Erzherzog Anton Bictors in Cöln und Münſter — 
vergl. oben Seite 148 fg. — berichtet ev am 5. Detober 1801: L’Election 
de l’eveque de Munster, qui produit aujourd’hui un si grand meconten- 
versations. J’ai observ&, que le charge d’affaires de Prusse à Rome, 
qui est un homme sage et de merite, loin de se plaindre du Pape, 
s’est loue de la Cour de Rome etc. Theiner Histoire des deux 
Concordats de la Republ. Francaise et de la Rép. Cisalpine 1. 294. 
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fegerifchen Herrſchern jtehen, ſei ruhiger und frievlicher als Die 
von Unterthanen fatholiicher Regenten.) Sp machen ihm die 
preußiichen Katholiken feine Mühe: „te bitten um die Bullen 
und die Directtionen, deren jie benöthigt find, und dann bewegen 
fie ſich nach den Gefegen der Kirche auf die allerruhigſte Art.“ 
Den von Cacault jchon 1801 als bevorſtehend bezeichneten Schritt 
that indeß Humboldt, der jeit 1803 auch Agent anderer prote- 
jtantifcher Reichsitände geworden war,?) erit im Frühjahr 1805, 
als der Papſt aus Paris zurüdkehrte. Bei den damaligen Em— 
pfangsfeierlichfeiten trat er als förmlicher Minijterrefident auf,’) 
die Curie erkannte das jtilljchweigend an, und Preußen motivirte 
e8 damit, daß Durch feine ausgedehnten fatholiichen Erwerbungen 
in Polen eine ordentliche Gejandtichaft nöthig werde, 

Es iſt im Vorherigen berührt worden, daß der landrechtliche 
Kirchenbegriff aus Geo. Ludw. Böhmers Kompendium ſtammt; 
daß feine Annahme und die demgemäße Stellung des Staates 
zur Kirche aus der jonjt nicht wohl zu Löfenden Aufgabe jich 
erklärt, mit mehreren innerhalb des Staatsgebietes vorhandenen 
Kirchen ein Verhältniß zugleich zu haben, und insbejondere mit 
der fatholiichen Kirche, mit der nach ihren eigenen Principien zu 
leben für den proteftantifchen Staat nicht möglih war; endlich 
daß die Art, wie der protejtantiiche Staat jene Stellung erreichte, 
hiftorifch fich aus dem Verlaſſen des reformatoriichen Principes 
der Cuftodia der erjten Tafel, unter Fejthaltung Des aus dem— 
jelben hervorgegangenen hoheitsrechtlichen Rejultates, ergeben hatte. 
Nicht in Preußen allein geſchah es, daß dergeſtalt das ftaatliche 
Toleranzprincip an Stelle des Staatsprincips der Cuſtodia 





1) Beriht Cacaults vom 29. Julius 1802 bei Haussonville l’Eglise 
Romaine et le premier Empire 1, 246 fa. 

2) Aug. Wild. Schlegel ſchreibt an Schelling 1803: „Minifter Haugwitz, 
der mit feiner Thätigkeit jehr zufrieden ift, hat es vermittelt, daß er auch 
Agent der deutſchen proteſtantiſchen Neichsftände geworden ift, was ihm 
2000 Thaler einbringt. Er hat nun zufammen 5600 Thaler 20. Aus 
Schellings Leben, in Briefen I, 459. Vielleicht hängt die Nachricht 
hiermit zufammen, welche Artaud bat: Humboldt habe etwas früher, als 
für Preußen, den Minifterrefidententitel für Helfen angenommen. 

>) Artaud Histoire de Pape Pie VII. 2, 53 fg. 
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gejetst wurde, aber Preußen zeichnete fich dadurch aus, daß es 
diefen Schritt früher, al8 andere deutiche Territorien gethan hat: 
jchon bet den älteren unter jeinen veformirten Fürjten klingt 


katholiſchen Untertganen gegenüber von der Herbigfeit des ent- 


ſchiedenen Calvinismus, welcher in Nom die große Babel und 
in der Meſſe einen Götendienit jieht, fein Ton an. Daß aber 
das Ergebniß des preußifchen Verfahrens nicht bloß die Katholiken 
befriedigte, wie Neuerungen von verjchiedenen Seiten gezeigt ha— 
ben, jondern auc Proteftanten als wünjchenswerth erjchten, tt 
aus jener hannoverjchen Anfrage zu erkennen, auf welche die 
oben mitgetheilte Auskunft von Schmedding als Antwort diente; 
denn die hannoverſche Regierung pricht als angenommene Sache 
aus, daß im den Älteren Theilen der preußifchen Monarchie das 
Berhältnig zwiichen Staat und fatholiicher Kirche befonders be> 
friedigend fjei, und daß man deswegen in Hannover die preußi— 
ſchen Grundſätze anzunehmen gedenke. 

Die collegialiſtiſchen Kirchencategorien, wie ſie das Landrecht 
aus Bühmer herübernahm, waren endlich keineswegs dieſem eigen- 
thümliche, jondern in den letsten Decennien des vorigen Jahr— 
hunderts und bis in den Anfang des gegenwärtigen im prote- 


ſtantiſchen Deutichland, wenigjtens unter den Juristen, allgemein 


verbreitet. Ste beruheten, wie früher erwähnt ift, auf den Pufen— 
dorff⸗Thomaſiusſchen Anſchauungen der haliichen Juriſtenſchule, 
waren im Anſchluß an Thomaſius, von deſſen Meinungen ſie 
weniger abwichen, als es auf den erſten Blick ſcheint, zuerſt von 
Juſt Henning Böhmer verarbeitet und weiter verbreitet worden, 
und von deſſen Sohne Georg Ludwig, wieder in etwas vollende— 
terer Durcharbeitung, nur weitergeführt. Er und Pütter, der 
gleichfalls von der halliſchen Schule war und deren Grundlehren 
ſein Leben lang feſtgehalten hat, hatten ſie nach Göttingen über— 
tragen, und von Halle oder von Göttingen gingen unmittelbar 
oder mittelbar ſämmtliche nennenswerthe Staats- und Kirchen— 
rechtslehrer aus, die ſeit den ſechziger Jahren auf deutſchen pro— 
teſtantiſchen Univerſitäten gelehrt haben. Die vereinzelten Aus— 
nahmen kommen nicht in Betracht. So hat das Böhmerſche 
Compendium ſich ungewöhnlich lange als Leitfaden für Vor— 
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Yefungen erhalten — 8. Fr. Eichhorn las noch in den 1820er 
Sahren danach —, jo zeigen die zwei proteftantifchen firchenrecht- 
lichen Lehrbücher, welchen neben dem Böhmerfchen zuerſt einigen 
Einfluß zu gewinnen gelang, die von Schnaubert und Wieje, beide 
in dem Publicationsjahre des Allgemeinen Yandrechts 1794 er— 
ſchienen, wollftändig die Grundanjchauungen Böhmers; und Doch 
war nur Wiefe unmittelbar aus der göttinger Schule, während 
Schnaubert, urjprünglich zum fatholifchen Priefter bejtimmt, umd 
erit 1776 Protejtant geworden, jeine firchenrechtlichen Studien 
in Gießen gemacht hatte. Wiefe hat bald darauf in feinem 
Handbuche des Kirchenrechtes (1799 fg.) den Gegenjtand noch 
ausführlicher Dargeftellt: auch hier jtimmt feine Lehre mit den 
Grundſätzen des preußifchen Landrechts völlig überein. Er hat 
die Auffafjung Böhmers auf feinem in Betracht kommenden 
Punfte weitergebiloet, und wenn er hier und da auf des Jenaerg 
Hufeland damals weitverbreitetes Itaturrecht (1790) Bezug nimmt, 
jo ift es nur, um noch einen anderen Vertreter der gleichen Mlei- 
nungen anzuführen. 

Allerdings verfennen weder Böhmer, noch Wieſe, noch Schnau— 
bert, daß diefe Meinungen der fatholiichen Kirchenlehre wider- 
iprechen: aber fie finden in der katholiſchen Kirche ſelbſt Ber: 
bündete. 

Wie mächtig dort in Wiſſenſchaft und Praxis die febronia— 
niſch-joſephiniſche Strömung ſeit den ſiebenziger Jahren des 
Jahrhunderts herrſchte, iſt im Anfange dieſer Schrift näher dar— 
gelegt worden. Es iſt dabei berührt, wie jene kirchliche Lehre 
mit den Waffen des Gallicanismus bekämpft, und ſtatt ihrer die 
epiſcopaliſtiſche Theorie auf den Schild gehoben ward, je weiter 
herunter, deſto mehr unter Herrſchaft der Lehre vom Staats— 
contracte; befonders zu Wien, aber nicht blos in der wiener 
Schule. Der mainzer Profeſſor Peter Anton Frank ſchrieb 
1784 feine Grundbetrachtungen über Staat und Kirche!) aus— 
drücklich „zur Einleitung einer nachfolgenden Abhandlung von 





1) ©. oben Seite 69. 79, Not. Im Jahre 1791 wurde Franf Reichs— 
teferendar ©. Seite 209. 
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dem rechtlichen Gebrauche der Grundſätze der philoſophiſchen 
Staatswiſſenſchaft im deutſchen öffentlichen Kirchenrechte“. Er 
wandte faſt vollſtändig die den proteſtantiſchen Collegialiſten ge— 
läufigen Kategorieen dabei an, und machte großen Eindruck. Was 
er brachte, konnte in Darſtellung des katholiſchen Kirchenrechtes 
auch von den Proteſtanten ohne Weiteres verwendet werden. 
Die Breite dieſes Stromes auf katholiſcher Seite, die Zweifel— 
loſigkeit der Selbſtüberzeugung der damaligen naturrechtlichen 
Theorie, den Umſtand, daß die von der Curie vertretene kirchlich— 
katholiſche Lehre vom öffentlichen litterariſchen Markte in Deutſch— 
land faſt verdrängt war, — dieſe ganze früher von uns berührte 
Sachlage muß man bedenken, ſo wird man es derſelben lediglich 
entſprechend finden, daß jene Lehre von den proteſtantiſchen Ca— 
noniſten als antiquirt angeſehen, und nur nebenher, um in üb— 


licher Weiſe widerlegt zu werden, von ihnen erwähnt wurde. 


Katholiiche und protejtantiiche Aufklärung begegneten einander. 
Die protejtantifchen Kirchenrechtslehrer würden nur dann Die 
Mängel in ver Auffafjungsweie der fatholifhen erkannt haben, 
wenn jie genug Freiheit des Blickes gehabt Hätten, die Dinge, 
um welche es jich handelte, hiſtoriſch zu begreifen: ſie waren aber 
in den Schranfen ver naturrechtlihen Betrachtungsweiie nicht 
minder befangen, als die fatholischen. 

Jede Kirche erjchien ihnen als Verein, wie auch der Staat 
ein Berein jei: nur die Aufgaben des Staatsvereines und Die 
der Kirchenvereine verſchieden. Innerhalb der Kirchenvereine war 
Moral an Stelle der Dogmatik getreten; die Kirche galt für eine 
hriftlich-moraliiche Erzicehungsanftalt. ALS Zwed des Staats— 
vereines wurde die Erreihung zwar nicht umbejchränfter, aber 
ruhiger und geficherter Entwidelung der Einzelfveiheit angejchen. 
Der Staatsverein galt für den umfafjenderen, höheren; Die 
Kirchenvereine leben im Staate, von dieſem mit Rechten ausge 
jtattet und geſchützt, aber auch beauffichtigt und bedingt, fie 
können den Staatsihus und jomit den Staatszweck nicht ent- 
behren, müſſen fich demſelben aljo unterordnen, und dürfen fic) 
nur injoweit frei entwideln und bewegen, wie es mit dem Staat$- 
wohle verträglich gehalten wird. Das Alles ift oder ſcheint Doch 

Mejer, Zur Gejhichte zc- 28 
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einfach, To lange die ftaatlichen und die Ficchlichen Vereinszmede 
folchergeftalt werichiedene bleiben. Aber durch diefe Verſchiedenheit 
iſt es auch — ſo bald man nicht mehr allein die Kirche, 
ſondern auch den Staat als ſittliche Erziehungsanſtalt zu be⸗ 
trachten anfing, Mer es jich verwirren. 

Und eine derartige Betrachtungsweiſe in Betreff des Staates 
brachte der mit Kant beginnende ethiſche Aufſchwung der deutſchen 
Philoſophie. Kant zwar beſchränkte ſich, den bis dahin gläubig 
unterſtellten Staatsvertrag in ſeiner Wirklichkeit anzugreifen, und 
weder er noch Fichte kamen dabei über deſſen Annahme gänzlich 
hinaus. Aber Fichte, auch hierin kantiſchen Impulſen folgend, 
erklärte ihon 1794 in ſeiner Wiſſenſchaftslehre, dem Werke, wel- 
ches auf die deutſche Geiſteswelt jener Zeit einen epochemachenden 
Eindruck hervorgebracht hat, den Staat der Idee nach für ein 
ſittliches Reich, für eine nicht weniger als die Kirche, und 
nur mit anderen Mitteln als ſie, die Erziehung der Bürger 
zur Sittlichkeit betreibende Anſtalt: der Staat erziehe durch Zwang, 
die Kirche bringe durch Belehrung den Entſchluß zur Sittlichkeit 
hervor; Staat und Kirche ergänzen einander. Oder richtiger, 
die Kirche ergänze den Staat; denn indem dies Miteinander 


gegenſeitige Verſtändigung über das gemeinſam zu erſtrebende 


Ziel, eventuell Beſtimmung des einen Erziehers durch den anderen 
begründen mußte, iſt bei Fichte unzweifelhaft der Staat der die 
höhere Einheit repräſentirende Factor. Und womöglich noch un— 
zweifelhafter war die populärere Zeitſtimmung dafür, der Kirche 
keine ſelbſtändige Bewegung zuzugeſtehen: es war die Zeit, von 
der Niebuhr aus feiner Jugenderinnerung erzählt, „jeder Alt— 
gläubige wurde verachtet“, und wo man die Kirche für ein unter- 
georpneteg, nur in der Hand des Staates etwas bedeutendes 
Wefen hielt; aus Unterſchätzung zwar der Kirche, wie aus Ueber— 
ichätung des Staates, aber doch mit, weil man Etwas von den 
nationalen Aufgaben des Staates zu ahnen anfing. 

Dieje allgemeinen Culturmomente dürfen hier nur angedeutet 
werden: fie erklären, was von der litterariichen Einzelerör— 
terung des Verhältnifjes zwiſchen Staat und Kirche zu berühren 
ift. Heben wir aus derjelben eine juriftiiche und eine non einem 
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Theologen ausgegangene Schrift, die beide gewirkt haben, 
ſpecieller hervor. 

Die erſte erſchien im Jahre 1797 ohne Druckort und ano— 
nym: „Die Einheit des Staates und der Kirche, mit Rückſicht 
auf die deutſche Neichsverfaflung“: 334 Seiten Octav, und tft 
gegen den Collegialismus des damaligen Naturrechtes gerichtet. 
Beginnend von einer wohlgearbeiteten Darftellung des „hierarchi- 
ſchen“, das heißt des katholiſchen und des altprotejtantifchen, des 
Territorial- und des Collegialſyſtemes, und hierauf prüfend, wel 
ches von ihnen das der „deutſchen Staatsverfaſſung“ fer, jucht 
fie die Natur und die Confequenzen jedes diefer drei Shiteme 
mit Objectivität bis ins Einzelne darzırlegen. „Der Nechtsitreit, 
der zwijchen dieſen drei- möglichen Shitemen geführt wird“, ſei 
„zugleich ein Streit zwifchen den Vertheidigern der pofitiven und 
der natürlichen Religion. Das erjte und das zweite Shitem 
erklären fich ausschließlich für die Nothwendigkeit und für die Vor— 
züglichfeit der erjteren (jenes für die geoffenbarte, dieſes für eine 
Staatsreligion), hingegen das dritte legt nur der natürlichen 
Religion einen abjoluten Werth bei. „Allgemeine Toleranz ge 


gen jeden Andersdenkenden ift dev Character des Collegialſyſtemes, 


wenn auch nicht immer der Character feiner Befenner.') Was 
aber die Verfaſſung des Reiches und der deutjchen Territorien 
betrifft, jo ſtimme mit derjelben das Hierarchiiche Shitem vecht- 
lich, aber jetzt nicht thatſächlich, das Territorialſyſtem thatjächlich 
überein: Dagegen werde das Collegialfyften auf fie anzumenden 
zwar von Vielen, namentlich von Pütter und feiner Schule, aber 
nur in Widerfpruch jowohl mit dem geltenden Nechte, wie mit 
den realen Zuftänden verjucht. — Die Ausführung zeigt Klarheit 
und Sicherheit des juriftiichen Blides, erichten aber den inner- 
halb der Schranken des collegialiftischen Naturrechts ſich Bewegen— 
den jo fremdartig, daß Wiefe?) meint, das Buch fei von einem 
Katholiken gefchrieben: was allerdings in mehr als einer Rück— 
jiht Mangel an Urtheil zeigt. Es war von Karl Salomon 


1) Die Einheit ꝛc. ©. 291. 299. 
2) Handbuch des Kirchenrechtes 1, 112. 
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Zachariä!), damals Wittenberger Profejfor, und des Fugen Man— 
nes würdig, der für jeine Perſon und firchenpolitiih übrigens 
Sollegialift geblieben tft. 

Die zweite Schrift geht directer mit der Aeußerung einer 
eigenen Meinung hervor, und-hatte ihrer Zeit, vielleicht ebenves- 
wegen, noch mehr Wirfung. Sie ift von dem damaligen Con- 
jijtorialvatd und Hofpreviger zu Caſtell Heinrih Stephani,“ 
„Meber die abjolute Einheit der Kirche und des Staates”, Würz- 
burg 1802, 246 Seiten Octav, iſt aber nicht theologischen Cha- 
vacters, Sondern deducirt philoſophiſch-politiſch. Auch fie fängt 
mit einer „Muſterung der bisher aufgeftellten Shiteme über das 
Berhältniß der Kirche zum Staate” an, und indem fie betont°), 
daß „Durch die Tendenz des Zeitalters .... das hierarchiiche 


und das Territorialſyſtem in ihren jetzigen Formen dem Unter 


gange immer näher gebracht werden, und jich mithin Alles jo- 
wohl in der litterariichen, wie in der politiihen Welt hinneigt, 
das Collegialfyjtem als Das non plus ultra der gejetsgebenden 
Weisheit anzupreiien“, macht fie ähnlich, wie auch Zacharik 
thut, auf die Inconjequenz der Collegialiften aufmerkſam, welche 
dadurch, dar fie die Kirche „als eine abhängige Geſellſchaft be- 
handeln, deren Zwed dem Staatsintereife untergeordnet ift,.... 
ihr anfüngliches Princip aufgeben, und jih zum Territorialiyiten 
befennen. Wolle man dieſe Ineonjequenz vermeiden, und falle 
die Kirche als neben dem Staate jiehenden freien Verein, jo 
gebe es nicht Frieden, jondern Streit zwifchen Staat und Kirche; 
denn „mac der Elementarlehre der Staatskunſt bedürfen zwei 
Kräfte, um im Gleichgewicht zu bleiben, entweder einer Dritten 
Kraft, oder einer organiichen Einheit.) Weshalb Stephani das 
„hierarchiſche“ Syſtem für unbrauchbar hält, bedarf hiernach fei- 
ner Auseinanderfegung; aber auch das Territorialſyſtem in feiner 
bisherigen Gejtalt, das heit das Syſtem, „nach welchen der 


1) Zachariä's biographiſcher und juriftifher Nachlaß (1843) ©. 66. 97. 

2) Seit 1811 Kreis- und Schulrath zu Ansbach, bis er 1818 wieder 
Pfarrer gu Gunzenhaufen) wurde. 

3) Stephani Seite 8. 

*) Stephani ©. 23. Bl. ©. 17. 27. 
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weltliche Staat beyauptet, daß die Kirche nicht nur die Priorität 
der weltlichen Gewalt anerkennen, jondern ſelbſt ihren Zweck 
dem Zwecke des Staats jubordiniven müſſe“, und ihr feine „an— 
dere Art ihrer Willensäußerung zugejteht, als die durch ihn auf- 
tragsweiſe“ gejchebende,') jet umrichtig; denn auch dies Shitem 
berube, wie Die beiden anderen, auf Widerftreit, und könne des— 
halb nicht zu einer für die Vernunft genügenden Einheit führen. 
, „Der Hauptgrund diejes Widerjtreites ijt bei allen drei Syſtemen 
darin zu juchen, daß die nämliche Menſchenmaſſe ſich zu zweierlei 
gejellichaftlichen Vereinen verbindet. Die beiden Zwecke verjelben 
ftehen zwar an jich als Zwede der Menfchheit in... . Zuſam— 
menjtimmung; aber man hat jie dadurch der Zwietracht ausge 
jest, daß man das trennte, was vereinigt fein ſoll .... Sobald 
nur Ein Gejammtwille für beide Zwede organifirt it, jo iſt 
wahre Einheit da.“) Die Menjchen müſſen „ven beherzten Ent— 
ſchluß faſſen, die Vernunft auf den Thron der Menjchheit zu 
erheben. Folget ihrem Geſetze, das euch zur Pflicht macht, völlig 
Eins zu fein, und ihr werdet bald gewahr werden, daß in Dem 
jeßigen Zeitalter der Menjchheit jede Regierung, die des Kampfes 
und der Unterdrückung einer Kirchengeſellſchaft überhoben tft, und 
aufgerufen wird, mit ihren übrigen großen Zweden auch den 
religiöſen Zweck der Menjchheit zu vereinigen, einen höheren Cha- 
vacter anzunehmen gezwungen ift, der ihr jelbit Heiligkeit ein— 
flößt“. Und eine jolche Heilig gewordene Regierung „kann nie 
zum Mißbrauche ihrer Nechte herabfinfen .. . Der Empirismus 
hinderte“ nur „die Menfchen bis jest überall, die Wahrheit zu 
erfennen 20.) Die Religion nun dieſes religiöſen Staats— 
vereines jet die Vernunftreligion. „Laſſe man den Menjchen 
noch zur Zeit alle Anhänglichfeit am Hiftorifche Einkleidung Der 
Religion, an Traditionen, Mythen und fcholaftifche Lehrſätze. 
Jeder mag davon annehmen, was umd wie viel ev will. Aber 
man arbeite aus allen Kräften, den in unſerm Inneren geoffen— 


- 
— 


Stephani S. 41. 43. 
2) Stephani S. 46. 47. 
3) Stephani ©. 51 fg. 
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barten Glauben bei allen Menjchen immer mehr zu weden, und 
zu vollem deutlichen Bewußtſein zu bringen, wozu jede bürger- 
liche Religion Stoff und Gelegenheit genug an die Hand bietet, 
In dem Grade, als dies Gefchäft gelingt, in dem Grade wird 
aller Hiftorifcher, blinder Glaube mit allen Mythen und jchola- 
ſtiſchen Lehrfägen von ſelbſt zuſammenſtürzen. Die Mienjchen 
find zur Olaubenseinigfeit geſchaffen; denn alle ſollen der Tugend 
huldigen 20.” Katholiten und Protejtanten „haben ſich urjprüng- 
lich nicht jowohl über den Glauben, als über die Kircchenform 
entzweit, und ihrer Wiedervereinigung ſteht keineswegs jener, jon- 
dern bloß Diefe im Wege’) Auf Grund folder Principien, Die 
an Rouſſeau erinnern, giebt Stephani alsdann einen „Entwurf 
der öffentlichen Anftalten zur fittlich-religiöfen Cultur eines Bol- 
kes, oder der Kirche als ergänzenden Theiles eines vollfommen 
eingerichteten Staates, und macht zur Kirchenvereinigung Vor— 
ichläge.) Auf Beides ift nicht nöthig, näher einzugehen. 

Hier war an diefe territoriahftiiche Strömung nur als an 
ein Zeichen der Zeit zu erinnern, aus dem zu erfennen iſt, welche 
Geifter auch die preußische Negierung hinter ſich hatte, wenn fie 
in ihrer Praxis mehr die territorialiftifchen, als die collegialiſti— 
ichen Elemente ver landrechtlichen Rechtsordnung fühlbar werden 
ließ. Denn das that fir Die früher erwähnte Schrift von 
Harl,’) obwohl in Berlin erjchienen (1804), wird zwar als Do- 
eument dortiger VBerwaltungsprineipten nicht angejehen werden 
fönnen. Aber ſonſt find diefelben befannt genug. Schleiermacher 
3. B. in feinen Reden über die Neligion (1806), welche von 
berliner Anſchauungen aus den erjten Sahren des Jahrhunderts 
Rede, indem er dem feiner Meinung nach unzuträglichen Ein- 
greifen des Staates in firchliche Atgelegenheiten überhaupt von 
jeinem idealen Standpunkte aus entgegentritt. Sobald der 
Staat eine Kirche privilegire, fagt er, nehme er ihr Regiment 





I) Stephani ©. 74 fg. Vgl. ©. 30. Anm, 
2) Stephani ©. 151 fg. 218. 230. 233. 
S. oben Seite 345. Note 3. 
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an ſich, und halte die wahre Kirche won demſelben ausgeſchloſſen: 
„er behandelt die Kirche als eine Anftalt, die er eingefett und 
erfunden hat;“ und von da an „giebt e8 Nichts in allen ihren 
Einrichtungen, was fich auf die Religion allein bezöge, oder worin 
fie auch nur die Hauptjache wäre”. Der Staat erınenne die Priefter 
nach feiner Wahl, u. |. w.f. Die Art, wie der Freiherr von Stein 
in jeinem im Junius 1807 gejchriebenen Gutachten, auf Grund 
deſſen jpäter die Organifationsgefege von 1808 entjtanden find, 
firchliche Dinge behandelt,') bejtätigt dieſe Schilderung Schleier- 
machers. „Büglich fünnte man‘, jagt Stein, „die Angelegenheiten 
der beiden proteftantifchen Neligtonsparteien einem gemifchten 
Dbereonfiftorio und feinem Chef übertragen, dagegen die Aufficht 
auf die im der preußiſchen Monarchie jo zahlveihe und ver— 
mögende fatholifche Kirche müßte man einen katholiſchen Minifter 
anvertrauen, Der mit ven Grundſätzen diefer Kirche und ihrer 
hierarchiſchen Verfaſſung genau befannt wäre, und der feine 
Kenntniſſe benuste, die in dieſer Kirche nöthigen Verbeſſerungen 
mit Rücjicht auf ihre wejentliche und unabänderliche Verfaſſung 
vorzunehmen. Würde auf diefe Art das Miniſterium des Cultus 
umgeformt, und es getrennt von dem des öffentlichen Unter- 
richtes, u. |. w. Alſo ein fatholiicher Miniſter bloß für ven 
fatholiichen Cultus, der in feiner Kirche die nöthigen Verbeſſerun— 
gen „vornehmen“ kann. Die Verordnung vom 16. December 1808 
über „die veränderte Verfaſſung der oberiten Staatsbehörden der 
preußischen Monarchie in Beziehung auf Die innere LYandes- und 
Finanzverwaltung‘) zog jtatt dejjen vor, noch weiter auf dem 
territorialiftiichen Wege vorjchreitend, die Verwaltung der geiſt— 


lichen Artgelegenheiten als Bolizeifache dem Minifterium des In— 


nern zuzulegen, deſſen dritte Departementsfection, „für Kultus 
und Unterricht”, in zwei Unterabtheilungen nach dieſen zwei 
Gegenftänden zerfiel. Chef der Eultusabtheilung wurde ein dem 
Miniſter unterjtellter Geheimer Staatsrath, ihre Competenz war, 


') Berk Leben Steins 1, 418 fg. 
2) Geſetzſammlung 1806-1810. ©. 361. Jacobſon Preuß. Kirchen- 
recht $. 36. Lafpeyres Geh. der Kath. Kirche in Preußen. S. 778 fg. 
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ohne Unterfchted der Confeſſionen, die landrechtliche des Geiftlichen 
Departements, für fatholifche Sachen hatte jie einen katholiſchen 
Keferenten, unter ihr ftanden entiprechende Abtheilungen der 
Provincialregierungen. Immerhin war, weil die Hierarchie blieb, 
diefe Einrichtung für die fatholifche Kirche minder einjchneivend, 
als für die proteftantifche; aber auch Hinfichtlich der katholiſchen 
wurde durch jie das Staatsregiment wejentlic) concentritt. 

Der jeit dem Tiljiter Frieden verkleinerte Staat nahm ſich 
zufammen, juchte durch Energie des inneren Aufſchwunges jeinen 
Berluft an äußerer Macht zu überwinden, und es entjiprach der 
damaligen Sachlage, daß dies durch erhöhete Staatseinwirkung 
auch der Kirche fühlbar wurde. Alle linkselbiſchen Yande und 
ſämmtliche polnifche Eroberungen der neunziger Jahre hatten zu 
Tilfit abgetreten werden müfjen, von den vor 1806 zuletzt Drei 
zehn katholiſchen Biſchofsſitzen im Yande hatte man elf verloren: 
nur der breslauer und der ermelinder waren übrig. Um jo 
eifriger hielt man auf die Grundſätze territorialer Selbjtändigfeit. 

Eine Gelegenheit, fie geltend zu machen, ergab ſich gegen- 
über dem apojtoliihen Vicar von Niederfachien,‘) welcher — wie 
früher erwähnt iſt — feit Friedrich Wilhelm I firchlicher Oberer 
der in den Marken und in Pommern entitehenden katholiſchen 
Gemeinden war. Unter ihn hatte, jeit in Berlin durch Fried- 
rich den Großen eine Fatholifche Kivche gebaut worden war, deren 
Propit diefen Kreis von Miſſionen geleitet, die lange Zeit aus- 
Ichlieplich von Dominicanern verjehen wurden. Das Dominicaner- 
Elojter in Halberjiadt beſaß durch Fünigliches Privilegium das 
alleinige Verlagsrecht der Lehr- und Erbauungsbücher für jene 
Gemeinden. Die Anftellung ihrer Geiftlihen geſchah' jo, daß 
der berliner Propjt ſie vorichlug, Das Miniſterium ſie geneh- 
migte, und hierauf der apojtoliiche Bicar, in den Jahren von 
1789 bis 1825 Franz Egon von Fürjtenberg Fürſtbiſchof von 
Hildesheim und Paderborn, ihnen die getjtliche Sendung (missio) 
und die Facultäten gab, ohne daß hiervon der Staat Notiz nahm. 
Geijtliche, die Anſtoß erregt hatten, wurden in ihren Convent 


') Mejer Propaganda 2, 306 fg. 297 fg. 373, 
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nach Halberjtadt abberufen, und auch die Alten und Gebrechlichen 
fanden dort Aufnahme. Aeußerlich trat jonach von dem Ein— 
fluſſe des bis zu dev Säcularifation von 1803 „auswärtigen apo- 
ſtoliſchen Vicars, der nach dem Landrechte fich ſchon als aus— 
wärtiger geijtliher Oberer durch einen inländiſchen Bevollmäch— 
. tigten vertreten. lajjen mußte,') Nichts hervor. Als aber jtatt 
des zu Berlin bevollmächtigten Dominicaners im Jahre 1805 
zum erſten Male dort ein weltgeiftlicher Propſt ernannt war, 
fonnte dieſer vom apojtoliichen Vicare anfangs feine Facul— 
täten nicht erlangen. Er wandte fih im Jahre 1806 und im 
Februar 1807 wiederholt an ihn, aber der Fürftbiichof entnahm 
aus einer Aeußerung des preußiſchen Commiſſarius in Hildes- 
heim Grafen Schulenburg-Kehnert — „daß der apoſtoliſche Vicar 
in den preußijchen Staaten Jurisdictionshandlungen nicht üben 
dürfe — das Motiv eines Abjchlags: worauf die daraus ent- 
jtehende DVerlegenheit von dem ftettiner Pfarrer benutt wurde, 
um jih von dem in Savona gefangenen Papſte durch den Nun- 
tus in Wien?) die Befugnig zur Firmung zu verichaffen: was 
wieder andere Berlegenheiten veranlaßte. Der Hildesheimer Fürft- 
biſchof jcheint auch jeinen Ablehnungsgrund nur vorgeſchützt zu 
haben; denn im Jahre 1809 übte er in den preußifchen Staaten 
perfönlich eine Jurisdictionshandlung, indem er ein katholiſches 
Bethaus zu Hoppenwalde in Pommern einweihete. Hildesheim 
‚gehörte aber Damals zum Königreih Weftphalen, und da ein 
Zeitungsartikel, der jenen Einweihungsact als Document der 
Abhängigkeit preußiſcher kirchlicher Verhältniſſe von weſtphäliſchen 
dargeſtellt hatte, dem Könige zu Geſicht gekommen war, machte 
diefer durch Cabinetsordre vom 14. März 1809 den Cultus— 
miniſter auf die „Anmaßung“ des apoſtoliſchen Vicars aufmerk— 
ſam, und forderte ihn auf, durch Anordnung einer einheimiſchen 
katholiſchen Oberkirchenbehörde für Die märkiſch-pommerſchen Ge— 
meinden derſelben zu begegnen. Ein Bedürfniß, das auch durch 


1) ©, oben Seite 418. 

?) Diefem war, nach einem Berichte von Niebuhr vom 12. Jar. 1816, 
feit der Gefangennahme des Papftes übertragen worden, das Laufende in den 
eurialen Dispensjachen und Aehnlichem zu beforgen. 
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die erwähnte Weigerung des Fürftbiihofs von 1806/7 und was 
daraus gefolgt war, begründet ward, Damals war Wilhelm 
Humboldt, der 1808 Kom mit Urlaub verlafjen hatte, Cultus- 
minifter, erjtattete am 28. Augujt einen „durch die nöthigen 
Erfundigungen verjpäteten“ Bericht, und veferirt, der hildeshei- 
mer Fürſtbiſchof habe feit langer Zeit ſein firchliches Regierungs— 
recht als apoftolifher Vicar auch in Pommern und den Marken 
behauptet und ſoviel thunlic geübt, „ohne Daß Dies jedoch 
Ew. Majeſtät Behörden, jo lange er noch ein auswärtiger Bir 
ſchof war“, das heißt vor 1802,. „jemals anerkannt haben‘.') 
Unbevdenflich aber jet e8 von 1802 bis 1807, als Hildesheim 
preußiſch gewejen, ihm gejtattet worden. Jetzt allerdings werde 
die Uebertragung der in Betracht jtehenden Gemeinden an einen 
anderen Erzbifchof nöthig; fünne zwar nur durch den päpftlichen 
Stuhl gejchehen, werde aber durch ihn vorgenommen werben, 
da der Vicariat des Hildesheimer Biſchofs nicht feinem Stuhle 
conner, fondern ein „willfürlicher päpftlicher Auftrag“ jet. Hum— 
boldt empfiehlt, Die geiftlihe Negierung jener Gemeinden dem 
Biſchofe von Breslau zu übertragen. Einmal aufmerkſam ge 
worden, forderte er bald darauf von dem Propjte zu Berlin 
darüber, daß Diefer fich die Facultät zu firmen verjchafft habe, 
eine Rechtfertigung, und verwarf deſſen Berufung auf den bis- 
herigen Gebrauch bei der berliner „Mifjionsgemeinde mit Der 
Entgegnung: die Begriffe Vicarius apoftolicus, Miſſion, Biſchof, 
geiftliche Gerichtsbarkeit fenne er gar nicht; niemand Anderes, 
als der König, habe die geiftliche Jurisdiction (Königsberg 17. Des 
cember 1809). Wenn er alfo anerkannte, nur der Papjt könne 
die Competenzverhältnifje des niederſächſiſchen apoſtoliſchen Vica— 
riates ändern, jo beabjichtigte er Damit augenjcheinlich feine den 
landrechtlichen Gefichtspunft verrüdende Einräumung. 

Unterdeß hatte Ende Octobers 1809 das auswärtige Mini 
ſterium fich nach Nom, wo der Papſt ſchon jeit Julius nicht mehr 
anweſend war, gewendet, um ſowohl die Uebertragung der mär- 


1) Wie wenig man im Grunde davon wußte, zeigt die bei Mejer Pro- 
paganda 2, 298 veferivte Differenz zwifchen Humboldt und Schmedding. 
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kiſch Pommerſchen fatholifchen Gemeinden an den Fürſtbiſchof von 


Breslau, wie auch für den berliner Propft die nöthigen Facul- 
täten zu erlangen. Der beauftragte Agent fg. Prälat Nicolo Ni- 


-colat‘) verhandelte darüber mit dem vom Papfte bet feiner Ge— 


fangennahme jubjtituirten Cardinale di Pietro,“ fand indeß 
venjelben der Maßregel nicht geneigt, und bat (18. December) 
um Zujendung der früheren Breven für die Pröpfte zu Berlin. 
Die Sache kam erſt viel jpäter dadurch zu Ende, daß der hildes— 
heimer Fürjtbiichof als apoſtoliſcher Vicar ſich bereit finden lieh, 
feine unter dem 30. December 1809 ihm verlängerten Facultäten 
dem Fürftbiichofe von Breslau zu fubdelegiven (23. Junius 1812), 
der dann eine Auswahl verjelben wieder dent berliner Propfte 
übertrug. Dieje Subvelegation hielt man 1814 fowohl in Ber: 
hin, wie in Breslau noch für bejtehend:?) was fih an fpäteren 
Berhandlungen daraus entwidelte, wird erjt unten zu erwäh— 
nen jein. 

Noch verdient unvergefjen zu bleiben, daß auch damals, kurz 
vor der Gefangennahme des Papites im Jahre 1809, der wiener 
Nuntius an Pius VII. Berichte über beſonders gute Behandlung 
der preußifchen katholischen Unterthanen zu eritatten hatte‘) 

Dagegen brachte das Jahr 1810 zwei die fatholifche Kirche 
bejchwerende Maßregeln. Das Heer war die Inftitution, in wel- 
cher die Energie des Staatsaufſchwunges fich zu jener Zeit am 
intenjivjten zufanmtenfaßte. Dies machte fih auch im Militär- 
firchenwejen geltend: man meinte die Gewilfen nicht zu befehweren, 
wenn in einer füntglihen Ordre vom 2. Februar 1810 verordnet 
wurde, daß die fatholifhen Soldaten, um fih „an die nöthige 
Achtung für die Hauptreligton Des Yandes zu gewöhnen‘ an jedem 
vierten Sonntage dem evangelifchen Militärgottesdienſte beiwohnen 


'ı Nach dem angeführten Berichte Niebuhrs waren diefem Agenten bei 
Humboldts Weggang 1808 „alle Speditionsgefhäfte von Dispenfen 20." auf 
Humboldts Empfehlung übertragen worden. 

2) ©. oben ©. 321 Note 3. 

3) Ueber eine damalige Erörterung deswegen ſ. Mejer Propaganda 
2, 307 fg. 

#,’Pistolesi Vita di Pio VII. 2, 154. 
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ſollten.) Niemand, der damalige Verhältniſſe fennt, wird hierin 
auch nur eine leiſeſte Tendenz zur Profelytenmacherei erbliden; 
e8 war naiver Territorialismus, der in der Anordnung jich aus- 
iprach: überhaupt war das Militärkirchenweſen ein nur proteſtanti— 
iches. — Im Herbite deijelben Jahres wurde das Vermögen der 
Kirche in ven alten Provinzen von einem Schlage betroffen, 
Bon dem durch den Reichsdeputationshauptichluß ihm gegebenen 
Rechte, auch mittelbare Stifter und Klöfter aufzuheben, hatte 
Preußen zu Anfang nur eingeichränften Gebrauch gemacht. Zwar 
waren eine Anzahl Mannsklöſter, namentlich jeit 1505, aufgeho- 
ben worden:?) aber jonjt hieß man Klöjter und Stifter bejtehen, 
und der König jprach dem halberſtädter Capitel feine Abficht aus, 
daß es jo bleiben folle. „Aber als nach dem tilfiter Frieden Die 
ungeheueren durch ihn übernommenen Kriegscontributionen anders 
nicht bezahlt werden fonnten, und e8 in der That die Erijtenz 
des Staates galt, entichloß fi der König, wiewohl erit 1810, 
„alle Klöfter, Doms und andere Stifte, DBalleien und Commen- 
den, fie mögen zur fatholiichen oder protejtantiichen Religion ge— 
hören‘, für „Staatsgut‘ zu evflären und ihr Vermögen einzu- 
ziehen: Edict vom 30. Detober 1810.°) Da die fatholifche Kirche 
ungleich mehr dergleichen Gütercomplere, als die evangeliſche, be— 
ſaß, jo hatte jie die im Preußen bloß fpäter, als in anderen 
Staaten, erlebte Maßregel jchwerer zu empfinden, als jene: be— 
jonders in Schlejien‘) war viel einzuziehen, und die Ordnung 
der Dadurch hHervorgerufenen Verhältniſſe veranlaßte eine Reihe 
gejeglicher Erlafje. ALS zu Breslau die Säculariſationscommiſſion 
auch dem Domcapitel anfündigte, es habe nicht ferner zur bejtehen 
(November 1810), protejtirte es, und auf Intercejjion des’ Fürjt- 
biichofs erklärte, ohne Zurücknahme der Aufhebung, (4. December) 
die Regierung, der König beabfichtige, ein neues Capitel zu jtiften. 





) Sams Gefhichte der Kirche im 19. Jahrhundert 1, 633. 

2) Sacobfon in v. Ledeburs Neuem Archiv f. preuß. Geſchichte 
TH. 1. Num. 4 und Th. 2. Num. 14. 

3, Gefetsfummlung von 1810 ©. 23 fg. 

) Gams a. a. D. ©. 618 nad Rintel Beleuchtung der Dentkſchrift 
des evangel. Oberkirchenraths ꝛc. 1852. 
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Dies geſchah mittels einfeitiger königlicher Organiſationsurkunde 
von 16. März und Einfegung des neuen Gapitel$ vom 24. Ju— 
nius 1812, ganz gemäß der früher berührten territorialiftiichen 
Praxis. Der alte Fürftbifchof ließ die Neubildung gewähren, der 
gefangene Papft widerſprach ihr gleichfalls nicht. 

Die Sahre 1813 und 1814 gaben Preußen ſeine linksrhei— 
niſchen Befigungen, ausgenommen Hannover und die fränkifchen 
Lande, wieder. Was es in Polen bis 1806 beſeſſen hatte, über- 
ließ es großentheils an Rußland, mit der Ausficht, in Deutjch- 
land entjchädigt zu werden: die Verhandlungen des Wiener Con- 
greſſes begannen, bevor hierüber entjchteden ward. 

Drganifatoriiche Mafregeln für die fatholifche Kirche waren 
zunächſt ohnehin durch die Zeitverhältniſſe verboten. 


7. Der Wiener Congreß. 


Als fich im Herbite 1814 die Staatsmänner dev europäiſchen 
Mächte und eine Menge Abgeordnete Keinerer Staaten zum Con- 
greife in Wien verfammelten, fanden ich auch Vertreter kirch— 
licher Intereffen dort ein. Denn wenn — abgejehen von der 
Reconſtruction des päpftlichen Staates, die zu den Congreffragen 
gehörte, — die Verſammlung auch nicht für firchliche Zwecke berufen 
war, jo follten doch eine Verfaſſung des Deutichen Bundes und 
die deutjchen Zerritorialverhältnilie zu Wien geordnet werden, 
und in beiverlei Hinficht waren Entſcheidungen, welche die katho— 
liſche Kirche Deutjchlands betreffen würden, um jo mehr zu er— 
warten, als das deutjche Neich feine im Reichsdeputationshaupt— 
ichluffe gegen die Kirche übernommenen Berpflihtungen nicht 
erfüllt hatte, und die aus denſelben erwachjenen Negoeiationen 
der römijchen Curie mit deutſchen Cinzeljtaaten ohne Rejultat 
geblieben waren; jonach die durch die franzöſiſche Gireumferiptiong- 
bule und die Säcularifation von 1803 geftellte Verfaſſungs— 
und Dotationsfrage noch immer offen war. 

Es iſt befannt, daß die Angelegenheit der deutſchen Berfafjung, 
auf Betreiben des Freiherrn von Stein, von vorn herein von Den 
übrigen Congrefangelegenheiten getrennt, und allein den deutſchen 
Regierungen überwiefen wurde. Nur auf dieſe deutjchen Ber- 
handlungen kommt e8 hier an; und aus dem Gejichtspunfte 
jener noch ſchwebenden Fragen konnte dabei jeder der betheiligten 
Staatsmänner firchliche Gegenftände zu bearbeiten haben. Selbjt- 


verſtändlich bezog fich auch Die Vollmacht des Cardinals Conſalbi, 


der gleich nach der Reſtauration des Papjtes wieder zum Staats— 
jeeretär ernannt als päpftlicher Congreßgefandter fungirte, neben 





| 
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den italieniſchen und allgemeineren, ſpeciell auf dieſe deutſchen 
Berhältniffe,') in denen er durch denſelben Nuntius Severoli 
berathen und unterſtützt ward, der zehn Jahre früher unter 
ſeiner Leitung zu Wien über das Reichsconcordat verhandelt 
hatte,?) noch immer dort Nuntius geblieben, und während der 
Gefangenſchaft des Papftes in der deutfchen fatholiichen Kirche 
wichtiger und auch wohl mächtiger als vorher gewefen war. An— 
dererfeits jtand den päpftlichen Benollmächtigten, wie damals, 
fo jet wieder ein Bevollmächtigter Dalbergs gegenüber. Zwar 
hatte Dalberg auf jein Großherzogthum reſignirt, aber er war 
noch Biſchof von Conſtanz und Regensburg, ſowie der vechts- 
rheinischen Theile von Worms und Mainz, und Erzbiichof des 


ibm 1805 vom Papite zugewiejenen ausgedehnten Sprengels. 


Seine jolange der Rheinbund gedauert hatte für dieſen verfolgte 
Primas-Ioee Hatte er nicht aufgegeben, jondern wünjchte ihre 
Durchführung jetst für das Gebiet des geſammten Deutjchen Bundes 
mit Ausnahme von Defterreich. Sie hatte fich ſchon ehedem 
mit dent Namen der deutjchen Nationalfirche geſchmückt, jetzt 
ſchien fie diefen Schmuck, der bei der Wärme dev nationalen 
Erhebung ihr wejentlich zugut kam, noch mehr als vorhin ver- 
dienen zu jollen. Dalbergs Brief an den Papft vom 24. Julius 
1814°) ftand ficher jchon in Zufammenhang mit feinen nun— 
mehrigen Plänen. Wenn er aber den Mann, den zu entfernen 
ihm des Papftes Antwort auflegte, ſtatt deſſen als feinen Bevoll⸗ 
mächtigten für diefe Pläne in Wien ließ, jo mochte dag eines— 


1) Conſalvi fagt, feine Inftruetion in diefer Richtung ſei geweſen: caven- 
dum, ne occasione generalis pacificationis constabiliendae ac rerum 
Europae componendarum Germanicae Ecclesiae et Apostolica sedes 
in earum juribus, immunitatibus, privilegüs, bonis, et, quod caput est, 
in divino cultu et salute animarum aliquid detrimenti acciperent, immo 
vero mihi omni studio enitendum, ut, quidquid damni tam in spiritua- 
libus, quam in temporalibus rationibus suis vicissitudine praeteritorum 
temporum in Germania passa esset Ecelesia, sareiretur. So jeine Pro— 
teftation vom 14. Junius 1815 bei Klüber Acten des Wiener Congrefies 
6, 442, 

2) ©. oben Seite 210fg. 


— 


3, S. oben Seite 394, 
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theils in der Ueberzeugung, daß fie Doch nur in Oppofition mit 
dem Papfte würden durchgeſetzt werden fünnen, anderentheils darin 
feinen Grund haben, daß Weſſenberg als Vetter Metternichs und 
jüngerer Bruder desjenigen öſterreichiſchen Miniſters, deſſen Diejer 
ſich in den deutſchen Verfafjungsangelegenheiten bediente, für 
Wien als bejonders geeignete Perfünlichkeit erichten. Er wohnte 
bei jenem Bruder, und hatte dort in alle deutjchen Congreßſachen 
von ſelbſt Einblid. DVielleiht trug auch zu feiner Wahl bei, dag 
der alte Fürftprimas in Weſſenberg den präfumtiven Nachfolger 
ſah, dem er die Durchführung feiner firchlichen Gedanfen dem— 
nächſt mit Vertrauen werde überlafjen fönnen. Weſſenbergs 
Biographie‘) läßt das vermuthen, führt an, er habe die generelle 
Bollmacht erhalten, „Für Einleitung einer zweckmäßigen Herjtellung 
und nationalen Ginrichtung der deutſchen Kirche Mittel umd 
Wege ausfindig zu machen,“ habe jich bevor er nach Wien ging, 
über Das, was in Diefer Nichtung zu thun ſei, mündlich zu 
Negensburg mit Dalberg verjtändigt, und habe Hinfichtlich ſeiner 
perfönlichen Stellung zur Uebernahme der Sade folgende Aeuße— 
rungen gethban: „alle... . Schwierigfeiten fonnten mid um jo 
weniger abichreden, mich dem dringenden Wunſche und Auftrage 
des Fürjtenprimas, der doch als das einzige geeignete Drgan 
erichten, um von Amtswegen die Einleitung zu einer zeitgemäßen 
firchlihen Einrihtung in Deutſchland zu veranlafjen, zu unter 
ziehn, als ich die volle Gewißheit hatte, daß jonjt die Finſter— 
Yinge freien Spielraum haben würden, und ich wenigjtens hoffen 
durfte, im Wien, wo nicht das Gute zu bewirken, Doc viel 
Böſem und Verfehrtem entgegenzuwirken.“ — Aber nicht bloß 
Sonjalvi und Weffenberg waren bereit, die Interefjen der deutjchen 
Kirche jeder in feiner oder feines Auftraggebers Art am Congrefje 
zu vertreten: auch drei „für die fatholifche Kirche Deutjchlands“ 
gemeinschaftlich handelnde jogenannte Oratoren?) fanden ſich ein: 





1) Bed Freiherr 3. H. von Weſſenberg ꝛc. Freiburg 1862. Ceite 
220 fg. 

2) Sp nannte fie anfheinend zuerft Conſalvi: Klüber Ueberficht der 
Eongrefverhandlungen ©. 419. Congrefacten 2, 255. ie 


U) 
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Freiherr von Wambold Domdehant von Worms und Kapitular 
des mainzer Metvopolitancapitels zu Aſchaffenburg, derſelbe, 
welcher ehemals Heſſen öffentlich denunciirt hatte,“ Präbendar 
Helfferich von der Domkirche zu Speyer, und ver ehemalige 
Syndicus des Andreasftiftes zu Worms, jest Oberhofgerichts- 
procurator und Advocat zu Mannheim Schies, der als juriftiicher 
Beirath diente. Diefe Drei hatten fein formell geltend zu 
machendes Mandat; aber fie jtanden unter Protection Conjalvr’s,?) 
und waren, wie man wußte, von einem anfehnlichen Theile des 
deutſchkatholiſchen Clerus, von mehreren Fürftbijchöfen, namentlich 
denen zu Fulda und zu Hildesheim, und jelbjt vom Fürjtprimas 


in ihrem Vorhaben, auf dem Congreſſe für die fatholifche Kirche 


in Deutjchland zu wirken, nicht bloß beifüllig ermuntert, jondern 
zum Theil auch durch Geld unterftügt.) Der. wejenbergiiche 
Biograph erzählt, fie feien über Luzern nach Wien gegangen, 


- und dort von der päpftlichen Nuntiatur für ihre Congreßthätig— 


feit injtruirt worden, ‘) Eingaben an den Kongreß zu machen, war 
Niemandem verwehrt; und viele Private, auch Geijtliche, verfolg- 
ten dort ihre Zwede: jo fonnten die Dratoren mündlich und 
ichriftlih Dasjenige, was fie für ihre Kirche vecht und billig 
hielten, zur Geltung bringen. 

Ale dieſe verſchiedenen firchlichen Agenten waren von An- 
fang des Congreſſes an in Wien; und wie ſchon vor deſſen 
fürmlicher Eröffnung die deutſchen Verfaffungsarbeiten anfingen, 


jo geht verjelben auch Die erſte Denkſchrift, in welcher die Ora— 


toren ihre Abjichten darlegen, furz vorher. Sie ift vom 30. 
Detober,’) und hat den Titel: „Darjtellung des traurigen Zur 


1) ©. oben Seite 394. 

2) Sm- ihrer fpäter zu berührenden Denkſchrift vom 1. Mär; 1815 
(Klüber Xcten 2, 255) berufen fie fich hinſichtlich ihrer perfönlichen Legi— 
timation? „auf die Erklärungen, welde im einer Note hierüber vom .... 
Eardinal .... Conſalvi ... . unter dem 17, November 1814 .... an... 
F. Metternich erlafjen worden find.‘ Die angeführte Note ift nicht befannt 
geworden. 

3), Klüber Ueberſicht S. 419 fg. Organon ꝛc. Augsburg 1829 ©. 13fg. 

9 Bed Weſſenberg ©. 228. 

5) Klüber Acten 1. 9. 2,,29 fg. 

Mejer, Zur Gejdicte zc. 39 
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jtandes der entgüterten und verwaiſ'ten katholiſchen Kirche Deutjch- 
lands und ihrer Anſprüche.“ 

Die Dratoven beginnen mit einer Erinnerung an das Ver— 
dienjt der Kirche um die deutjche Cultur, an den bis zur Revo— 
fution anerkannten Beſitzſtand der deutichen Fatholiichen Kirche, 
an den Frieden von Luneville, die Säcularifation und die uner- 
füllt gebliebenen Punkte „ des Reichspeputationshauptichluffes. 
Jetzt ſei das linke Aheinufer aber wiedererworben, „und Daher 
die proclamirte Urjache der Säcularifation aufgehoben.“ Es 
müfje deshalb, wie e8 jedem Privatmanne freiftehen würde, jo 
auch der fatholiichen Kirche Deutſchlands erlaubt jein, ihr un— 
aufgegebenes Eigenthum zu veclamiren. Sie verlange alle noch 
unveräußerten kirchlichen Befigungen als jolche, die veräußerten 
foweit fie nach geltendem Rechte einlösbar ericheinen zurüd, für 
den Reſt Erſatz in Grumditüden, ſoviel „zur Fundation Der 
Bisthiimer, ihrer Capitel, Seminarien, Pfarreien, ſowie ihrer * 
Archlichen und wohlthätigen Injtitute, nothwendig und erforder- 
lich.“ Ihr Recht fei die volle Wieverherftellung; in der Anwendung 
ſolle jede billige Mäßigung walten. — Indeß jtehen dieſe Ver— 
mögensforderungen erjt in zweiter Reihe. „Vorzüglich,“ heißt es, 
wolle man „jene Rechte veclamiren und vindiciren, .... welche 
.... der Kirche von Gott mit dem ausjchlieglichen Befehle über- 
tragen worden find, regere Ecelesiam Dei.‘ Die Kirche be 
weine einen Zuſtand elender Verwaiſ'theit, beklage Eingriffe in 
ihre Kicchengewalt, ja in ihre „Dogmen, Gejekgebung und 
Jurisdiction.“ „Ihre bifchöflichen Stühle find fait alle Teer, ihre 
Capitel ... . aufgelöf’t, deren Prälaten zerjtreut, ihren Berufe 
entzogen, oder veraltet und gejtorben.“ Ihre Didcefangrenzen 
feien in den Aheinbundftaaten nach den Yandesgrenzen willfür- 
(ich verjchoben, ihre Klöfter vernichtet, „die Diener der Kirche 
jahen fich immer mehr in Ausübung ihres Amtes den Verfigungen 
der weltlichen Gewalt in allen Beziehungen unterworfen. Der 
Drang der Zeiten lieg alle Klagen und Vorftellungen ohne Erfolg.“ 
Kun aber, wo man der Wieverherjtellung der gejellichaftlichen 
Ordnung entgegenjehe, verdiene die Kirche der Mehrzahl ver 
Deutichen, Die fatholiihe, vorzügliche Berüdfichtigung; und die 
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katholiſchen Fürjten werden nicht länger verfennen, daß zu Deren 
„Sein und Weſen .... die Unabhängigkeit in der Berwaltung 
ihres Hirtenamtes, ihrer geijtlichen Gerichtsbarkeit, die freie Wahl 
ihrer Biichöfe, Die Erziehung, Bildung und Anftellung ihrer 
Diener gehört.” Auf Beſetzung der Biſchofsſtühle und Ergänzung 
der Capitel müſſe nicht bloß im Firchlichen Intereſſe, ſondern 
auch zum Wohle des Staates Bedacht genommen werden; denn 
wo in den Gemüthern erſt dev Sinn für Neligion und Kirchliche 
Ordnung untergraben ſei, da wanke auch die jtaatliche Ordnung. 
Dejonders dringend fei die Wiederherftellung der Bisthümer, „da 
hiervon die Wiederherjtellung der verfallenen Kirchendisciplin, bie 
Einrichtung der Seminarien, die jorgfültige Erziehung und 
Bildung der Geiftlichen, die Aufficht über den Clerus und die 
Leitung des religiöfen Unterrichts in den Schulen, jowie das 
ganze Fundament der Wohlfahrt der Kirche und des Staates 
vorzüglich abhängt.” Recht und Verbindlichkeit zu diefer Wieder— 
bejegung habe für dies Mal, im augenbliclichen Zuſtande der 
Kirche, „unbezweifelt der Bapit. Sobald er die verwaiſ'ten 


‚Stühle erſt „wieder mit vaterländiichen Bijchöfen beſetzt“ habe, 


„ſo wird es weniger ſchwer fein, die Cathedralcapitel wiederher- 
zuftellen, und jo zu ergänzen, daß fie fähig jind, ihren Officien 
und Obliegenheiten Genüge zu leiften, und jo fort aus deren 
Mitte und freier Wahl würdige Biſchöfe unter den erforderlichen 
Eigenjchaften für die Zukunft hervorgehen können, wie es ſowohl 
den canoniſchen VBorjchriften gemäß, als auch in den Sitten und 
Gewohnheiten dieſer bieveren Nation feit jo viel Jahrhunderten 
gegründet ift, deren katholiſcher Theil dieſe freie und canonijche 
Wahl der Biihöfe Durch die Capitel als das fojtbarfte Privi- 
legium der germaniſchen Kirche betrachtet.” Weshalb die Kapitel, 
die den „beſtändigen Rath der Biſchöfe“ bilden jollen, als „weſent— 
ficher Beſtandtheil der deutſchen Kirchenverfaffung und Freiheit“ 
bezeichnet werden. — Nach dem Allen „inploriven‘ die Dratoren 
die „Gerechtigkeit und Frömmigkeit der allerhächiten Mächte” um 
eine baldige „Erklärung“ des Congreſſes, welche Dreierlei ent- 
halten joll: Eritens „daß die katholiſche Kirche wieder in ihre 
eigenthümlichen Kechte eingefeßt und in dem Befite ihrer Rechte, 
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mit Inbegriff der freien Wahl ver Biſchöfe Durch Die Capitel, 
gegen jeden fremden Eingriff erhalten und gejichert werde.‘ 
Zweitens „daß demnach. die VBerhältnifje der Kirche zum Staate, 
was die Ausübung der Archlichen Nechte betrifft, ohne Rückſicht 
auf alle zum Nachtheil derjelben jtattaefundenen Neuerungen, in 
jenen Zujtand wiederherzuftellen jeien, wie jie früher in Deutjch- 
land bejtanden haben.” Drittens „daß jener Grundfat der alten 
deutſchen .... Kirchenfreiheit .... bei allen über dieſen Gegen- 
jtand noch weiterhin zu treffenden Bejtimmungen als die Grund» 
lage aufgejtellt und angenommen werden jolle.‘ 

Mit der hier beflagten Verwaiſung der deutſchen Biſchofs— 
jige hatte e$ — wenn man, wie allgemein in dieſen Verhand- 
(ungen geſchah, von Defterreich abjah — feine Richtigkeit. Nach- 
dent joeben auch der Füritbiihof von Fulda noch verjtorben 
war (6. October 1814) und der Biſchof von Chiemjee ſtarb 
(7. November 1814), lebten, außer Dalberg, welcher Biſchof von 
Regensburg und Conftanz, ſowie der rechtsrheiniichen Theile von 
Worms und Mainz war, nur noch die vier deutſchen Bilchöfe 
von Hildesheim-Paderborn, von Eichſtädt, von Paſſau und vom, 
Corvey; und nur der lettgerannte, der aber wegen Kleinheit 
ſeines Sprengels faum in Betracht fam, auch feit der Säculari— 
jation in Münfter reſidirt hatte, war nicht über jtebenzig 
Sahre alt. Außerdem gab es auf dem linken Rheinufer fran- 
zöſiſche Bilchöfe von Mainz und Trier; der von Trier aber hatte 
jeinen Poſten verlaffen; und überhaupt waren die Iinfsrheinijchen 
Zujtände im Allgemeinen noch jchlimmer, als die auf der rechten 
Seite des Rheins. Die völlige Anarchie in der Kirche, wie fie 
dort in der erjten Zeit der Franzofenherrichaft (1792 fg.) bejtand, 
war zwar überwunden worden, jeit am 4. Mat 1802 das fran- 
zöſiſche Cultusgefeg vom 8. April des Jahres purblicirt, und da— 
durch das Concordat zur Geltung gefommen war;') die Franzöjtiche 





!) Lafpeyres Kathol. Kiche Preußens S. 737 fg. Thibaudeau 
Le Consulat et l’Empire ou histoire de la France ete. Paris 1834. 2, 
464. Perthes Perfonen und Zuftände ꝛc. 1, 236. 265. 273. 250. Gams 
Geſchichte der Kirche im 19. Jahrhundert I, 643 fg. 
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Gireumferiptionsbulle Hatte die. Bisthümer Trier, Mainz und 
Aachen gegründet, die Hierarchie, der freie öffentliche Gottesdienft, 
die Firchliche Ordnung war wiederhergeftellt: allein dann wurden 
auch die Differenzen zwifchen Napoleon und dem Papfte fühlbar, 
durch welche diefe Ordnung geftört war. Nach dem im Jahre 
1810 erfolgten Tode des Biſchofs von Aachen Berbolet hatte der 
von Napoleon nominirte Camus die Verwaltung des Bisthums 
übernehmen müſſen ohne vom Papſte bejtätigt zu fein, und 
fonnte echten Katholifen nicht als Biſchof gelten; verfuchte auch 
nicht, ſich als folcher geltend zu machen, jobald Napoleon gejtürzt 
war: das Bisthum war alfo unbeſetzt. Der Bifchof von Trier 
Mannay Hatte fich zu jehr mit Napoleon iventifieirt, um unter 
deutſcher Herrichaft in Trier bleiben zu können; er ließ fein 
Bisthum im Stiche.) Nur der mainzer Bifchof Joſeph Ludwig 
Colmar, ein Mann von geiftlicher Haltung, blieb am Plate, und 
jeßte die Verwaltung feiner Diöcefe bis zu feinem Tode fort.) 
Die Geijtlichfeit erhielt jeit 1813 ihren Gehalt nicht ordentlich, 
und mußte doch die Laſt der Einquartierung tragen. Viele Stellen 
waren unbeſetzt. Dazır machte die vorauszufehende Aufhebung 
der franzöfischen Kircheneinrichtungen und des Goncordates alle 
Berhältniffe in hohem Mate unficher. Dennoch waren jene 
Einrichtungen vom Papjte janetionirt, und fonnten alfo von den 
Dratoren nicht als unberechtigte behandelt werden: daher das 
Unbejtimmte ihrer Anträge. ‚Sie verlangen nicht conerete Befug- 
nifje, jondern nur Principien anerkannt: daß der Kirche ihr Eigen- 
thum und ihre Selbjtändigfeit, im letzterer Beziehung namentlich 
dag ihr die freie Capitelwahl der Biſchöfe gefichert werde. Wie 
das Princip, wenn anerkannt, nachher auszuführen fein würde, 
darüber äußern fie fich nicht; fie laſſen auch unbeftimmt, ob 
fie die fürſtliche Yandesherrichaft über den firchlichen Grundbefit 
zurücfordern, wählen zwar einen Ausdruck, der diefe For— 
derung nicht ausschließt, laffen aber durch die Gefammt- 


) ©. oben Seite 325. 354. 359. Er refignirte erft am 11. Now. 1816 
und ift als Bifchof von Rennes 5. December 1824 gejtorben. 
2) Er ftarb 5, December 1818. 
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haltung ihrer Borjtellungen vermuthen, daß Diefelbe nicht inten- 
dirt werde, 

Hierin ging Conſalvi weiter als jie. 

Nachdem er wegen der Nechte des Papites, die den Kirchen- 
ſtaat betrafen, fchon am 23. October Schritte gethan hatte, legte 
er im einer dem Fürjten Metternich als Präſes des jogenannten 
Deutſchen Comite am 17. November übergebenen Vote feine 
Poſtulate (expostulationes, r&clamations) in Betreff der deutſchen 
Berhältnifje vor. Ihre wörtliche Faſſung ift nicht befannt, ihr 
Inhalt aber aus ſpäterer Bezugnahme Conſalvi's) erfichtlih. Er 
beflagte fich über alle in neuerer Zeit und namentlich Durch den 
Keichsveputationshauptichluß zum Schaden der Kirche und ohne 
päpftliche Einwilligung in Deutjchland eingetretenen Beränderungen,)) 
über die Wegnahme des Kirchengutes, Durch welche der Kirchen- 
organismus und damit das Seelenheil beſchädigt, nicht minder 
das feit Sahrhunderten anerkannt gewejene Necht des heiligen 
Stuhles verletst werde. Fordernd und bittend verlange er Ab- 
hülfe, remedium, reparation eonvenable, Berückſichtigung der 
Rechte ſowohl der deutſchen Kirchen, wie der auf Deutjchland 
und das Reich bezüglichen echte des heiligen Stuhles; was er 
dann nach den zwei Seiten des Kivchenvermögens (temporales 
Ecelesiarum Germaniae possessiones) und des Kirchenorganis- 
mus (res ecelesiasticae, droits et prerogatives des Eglises 
de l’Allemagne) fpecialifirt. Für das erjtere fordert er Zurüd- 
gabe als eines Privatvermögens, mit ähnlicher Motivivung, wie 
die der Dratoren, auferden die Rejtitution der geiftlichen Fürſten— 
thümer als ſolcher, wofür die Hinfichtlich fo vieler weltlicher 
Fürftenthümer jet bereitwillig anerfannten Gründe ſprächen. In 





1) In einer unten zu berührenden Note vom 14. Jumius 1815 und der 
dazır gehörigen Proteftation von demfelben Tage. Klüber Acten ac. 6, 
437 fg. Auch die päpftliche Allocntion vom 4. September 1815 — Pisto- 
lesi Vita di Pio VI. 4, 146 fg. — beftätigt diefen Inhalt. 

2), — in detrimentum Ecclesiarum, locorum et institutionum (oder 
wie die framzöftiche Note vollftändiger fagt, des Eglises, des Eveches, des 
Chapitres, des Monastöres et autres institutions ecelesiastiques), ipsiusque 
etiam Romani Imperii, unde tam exitialia damna manarunt in spiri- 
tuales etiam Ecclesiae rationes. 
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diefem Zuſammenhange, als gleichfallS zu den rationes tempo- 
rales der Kirche gehörig, verlangt er auch die Wiederaufrichtumg 
des heiligen römiſchen Neiches deutſcher Nation; und es ijt richtig, 
daß die volle Erfüllung feiner Forderungen nur im Reiche mög- 
ih war. In Betreff Des Kirchenorganismus find feine Pojtulate 
minder deutlich zu erfennen, weil er bei feiner jpäteren Protefta- 
tion in dieſem Punkte die Hoffnung auf VBerjtändigung feithält, 
und ihn deshalb fürzer berührt. Indeß iſt Doch deutlich, daß er 
die Dabei in Frage fommenden Rechte theilweife als nothwendig 
(intrinsiguement) zur Kicchenverfaffung gehörige, anderentheils 
als auf legitimen und canoniſchen Befit gegründete characterifirte, 
und — wie der Ausprud der Hoffnung, daß in Deutihland eine 
den Kicchengejegen entjprechende Geftaltung dieſer Verhältniſſe 
(sistemation des affaires ecelesiastiques eonforme aux lois 
de l’Eglise) zu Stande fommen werde, ſchließen läßt, — ſich in 
Dem, was er verlangte, nur etwa dadurch von den Dratoren 
unterjchied, dag er mit Beſtimmtheit eine Neu-Circumſcription 
und Einrichtung der deutſchen Diöcefen ins Auge faßte. Der 
Papjt hatte fich zur einer jolchen öft bereit erklärt, und ſchon 
weil jeine eigenen Anordnungen von 1802 wieder — 
werden mußten, war ſie nothwendig. 

Zehn Tage ſpäter als Conſalvi, am 27. November 1814, 
überreichte auch Weſſenberg ſeine „Denkſchrift,) worin das Be— 
gehren der deutſchen katholiſchen Kirche ausgedrückt iſt, ihr Eigen— 
thum, ihre Verfaſſung, urſprünglichen Rechte und Freiheit wiederzu— 
erhalten, mit Angabe einer feſten, der deutſchen Bundesacte deshalb 
einzurückenden Beſtimmung.“ Es iſt characteriſtiſch, daß ſchon in 
der Ueberſchrift die von den Nuntiaturſtreitigkeiten her wohlbe— 
kannten febronianiſchen Begriffe der „urſprünglichen“ Rechte und 
„Freiheit“ der Kirche vorkommen. Weſſenberg beginnt mit Be— 
merkungen über den Werth der chriſtlichen Religion, mit einer 
Schilderung der Verletzungen, welche die katholiſche Kirche in 


Deutſchland ſeit zwölf Jahren erduldet habe, und einer Darſtellung 


der gegenwärtigen Sachlage, Die dem von den Oratoren hier— 





1) Klüber Acten ꝛc. 4, 299 fg. Bol. deſſen Ueberfiht ıc. S. 432. 
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über Vorgetragenen entiprechen. Auch er begründet feine For- 
derungen auf den Umjtand, daß die Veranlafjung der Säculari- 
jation durch den Erfolg des Kriegs bejeitigt ſei: die Kirche ver- 
lange alfo „ihr Eigenthum und noch dringender ihre Verfaſſung, 
ihre uriprünglichen Rechte, ihre Freiheit zurüd.” Indeß was er 
‚ihre urjprünglichen Nechte und ihr Freiheit” nannte, das hatte 
jie jhon lange vor dem Nevolutionskriege nicht mehr befeffen, 
jondern bereit damals „zurückgefordert.“ Daher er auch jest — 
und Hier weicht fein Weg von dem der Dratoren ab — Die 
Forderung „zu dem Endzwecke“ ftellt, um einem dringenden 
„von der Nation längſt ausgeiprochenen” Bedürfniſſe der bal- 
digen „Aufjtellung einer jolchen Kirchenverfaffung in den deutſchen 
Ländern“ zu genügen, „welche geeignet iſt, veren firchliche An— 
jtalten .... neuerdings feit zu begründen.” Er erbittet von 
den Congreßmitgliedern „die väterlich wirkſame Verwendung für 
Herjtelung wohlthätiger firchlicher Verhältniſſe,“ und jtellt 
demgemäß im Namen, wie er jagt, nicht bloß der deutſchen 
Katholifen, jondern auch der deutjchen Protejtanten, denn dieſe 
jeten indirect gleichfall8 dabei betheiligt, ven Antrag, in die „Ur— 
funde des deutſchen Bundes’ folgende Beitimmungen aufzunehmen: 
„Für die canonifche Einrichtung und Dotirung und für die ge 
jegliche Sicherjtellung der Fatholifchen Kirche, ihrer Erz und 
Bisthümer, im Umfange des Deutichen Bundes, wird durch ein 
mit dem päpjtlichen Stuhle ehejtens abzufchliegendes Concordat 
fürgeforgt werden. Die Einleitung dazu wird der oberjten 
Bundesbehörde') übertragen. Das Concordat, jobald es fürmlich 
abgeſchloſſen it, wird einen wejentlichen Bejtandtheil der Ver- 
fafjung des Deutjchen Bundes ausmachen, und e8 wird unter deu 
Schuß der Verfafjung, der oberjten Bundesbehörde und Des 
Bundesgerichtes gejtellt, in dejjen Umfange?), alle Bisthümer zu- 
ſammen ein Ganzes, als deutſche Kirhe unter einem 
Primas bilden werden. Die in Deutjchland beitandenen Bis- 





!) Sp im Archive für das Fatholifche Kirchen- und Schulwefen IH. 3, 
179. Klüber a. a. O. hieft unrichtig: Landes behörde. 

2) So beide Abdrücke. Augenſcheinlich ift der Umfang des Deutſchen 
Bundes gemeint. 
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thümer ſollen jo viel wie möglich, jedoch mit Vorbehalt einer ange- 
mejjenen Berichtigung der Didcefangrenzen, much nach Erforder— 
niß der Verſetzung eines alten Biſchofsſitzes oder der Errichtung 
eines neuen, erhalten werden. Zur Dotation derjelben, wie auch 
der dazu gehörigen Anftalten, insbefondere der Seminarien, wer— 
den ihre noch vorhandenen Güter bejtimmt. Dieje Dotation foll 
aus Tiegenden Gründen, mit dem Nechte eigener jelbjtändiger 
Verwaltung,” beftehen. Der rechtmäßige Beistand aller Pfarr-, 
Schul- und Kirchengüter wird feierlich gavantirt; und es foll 
darüber ohne Beiſtimmung der Kirche feine Verfügung getroffen 
werden fünnen. Auch jollen alle diejenigen frommen und milden 
Stiftungen ohne Ausnahme, Die durch den $. 65 des Reichs— 
deputationshauptjchluffes von 1803 bezeichnet find, hergeſtellt, und 
für ihre frommen und milden Zwede erhalten werden; bon Seite 
des Staates aber ſoll den ſtiftungsmäßigen Verwaltungsrechten 
fein Abbruch gejchehen, ſondern voller Schuß verliehen, überhaupt 
ſoll die freie Wirkfamfeit der Fatholifchen Kirchenbehörden von 
den Staatsbehörden feineswegs beeinträchtigt, ſondern vielmehr 
kräftigſt gefchütt werden.” Sp werde Gotte gegeben werben, was 
Gottes ift, und die Kirche in den Stand gefegt, „Die Bürger zu 
allen Tugenden, welche die Xebensgeifter der öffentlichen Glück— 
jeligfeit find, zu erziehen.‘ — In einer zweiten fürzeven Denk— 
jchrift von demſelben Tage!) beantragte Wefjenberg folgenden 
ferneren Artikel für die Bundesacte: „vie Bilchöfe und Dom- 
capitel jollen, nach ihrer gebührenden Dotation, aller Borrechte der 
Landſtände genießen; es follen ihnen gleicher Rang und die näm— 
lichen Berhältniffe in Hinficht ihrer Perjonen und Güter, wie 
den weltlichen mediatifirten Neichsjtänden eingeräumt werden.‘ 
Er motivirt im Hinblid auf Die zu erwartende allgemeine Ein- 
richtung von Landſtänden diefen Antrag mit der ehemaligen 
Stellung der deutſchen Biſchöfe als Landesherren, dergemäß fie 
ebenjowohl Mediatiſirte feten, wie die übrigen fupprimirten Reichs— 
jtände, Außerdem wirdensfie in ihrer zu erwartenden Dotation 
auch eine Standesherrichaft befigen. 


1) Gedrucdt bei Klüber Acten ıc. 4, 304, 
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Wefjenberg hat vor den Dratoren und vor Conſalvi voraus, 
daß er mehr als beide am gegebene Berhältniffe anfnüpft. Was 
er beantragt, iſt Ausführung der durch Den Untergang Des 
- Neiches vor acht Jahren unausgeführt gebliebenen Reichsconcor— 
datspläne: Wiederaufnahme der Verhandlungen von damals. 
Allerdings jollte jest in Wien nicht das alte Reich reconſtruirt, 
jondern jtatt deſſen ein Deuticher Bund eingerichtet werden: aber 
Diele waren der Meinung, der Bundesorganismus werde dem 
des ſpäteren Reiches ähnlich fein, das man oft nur jelbjt noch 
als Gonföveration bezeichnet hatte. Ein ſolcher Bund fonnte 
ebenfowohl, wie das Reich es gekonnt hätte, ein Koncordat 
ſchließen: Wejjenberg verlangt, er jolle ausführen, was Das 
Keich gewollt, und dabei übernehmen, wozu es Durch den Reichs— 
deputationsihluß fich verpflichtet erkannt habe. Gewann Der 
Bund reihsartige Gejtaltung, jo war das ein an fich gejunder 
ftaatsmännifcher Gedanke; und wenn der Bund auc, nicht Rechts- 
nachfolger des Reichs wurde, für jene Pflichtenübernahme ſprach, 
ſobald er nicht die Bortheile der Säculariſation aufgab, jedenfalls 
Ehre und Billigfeit. Weffenberg rüttelt nicht an der einmal 
geichehenen Säcularifation: was er in jeiner einleitenden Moti— 
virung Weitgreifendes in dieſer Richtung zu jagen jcheint, limitirt 
er bei Stellung feiner Anträge; er fordert nicht mehr, als Die 
zugefagte genügende Dotirung der Kirche; denn die Art der 
Dotation in liegenden Gütern und die Selbjtändigfeit ihrer Ver— 
waltung jo verhältnißmäßig ausführlih in Der Bundesacte zu 
beitimmen, wie er verlangte, war in Erfahrungen der Rhein— 
bundszeit genügender Anlaf gegeben. Als Dotationsmaß hatte 
er viel mehr, als die franzöfiichen Bifchöfe beſaßen, aber nicht zu 
viel, wenn man das Einfommen der alten Fürſtbiſchöfe in Ver— 
gleich z0g, im Sinn:) 30,000 Gulden jährlichen Neinertrages 
für den Erzbiichof, 20,000 Gulden für den Biſchof. Auch Die, 
Idee, beide mit landſtändiſchen Nechten auszujtatten, war nicht 
neu. Ich kann nicht jagen, ob fie bei den Reichsconcordatsver— 
handlungen angeregt gewejen ijt: aber wenigſtens Weſſenberg 





1) ©. jeine jogleih zu berührende Schrift Die deutſche Kirde ©. 41. 
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hatte fie, als die Säcularifation bevorjtand, im Jahre 1801 ſchon 
öffentlich bejprochen. Im einer Broſchüre über Die zu erwarten- 


den Bolgen der Sücularifation hatte er auszuführen geſucht, 


daß „Dies Idol der einen Partdie und Schre£bild der anderen‘ 
nur die Abtretung eines Theiles der Kirchengüter an Die welt- 
liche Hand bedeute. Der wejtphäliiche Friede kenne die Säculari- 

ſation nur jo: „erjt die weit fpäteren Kloſteraufhebungen dur 


fatholiiche Landesherren jelbjt Haben die Idee zur Auspehnung 
der Säculariſation auf völlige Auflöfung und Zernichtung,“ in— 
deß nur particılarrechtlih, veranlagt. Im luneviller Frieden 
fünne bloß der reichsgeſetzliche Begriff gemeint fein. Allerdings 
folge für die Kirche auch aus dieſem eine Schmälerung ihrer 
Macht und einige Abhängigkeit des Clerus von den Landesherren; 
indeß bleibe doch, neben einer „auf reelle und billige Art“ be— 
Ihafften Entſchädigung der auf dem linken Rheinufer verlieren- 
den weltlichen Fürjten, der firchliche Organismus und die Reichs- 
ſtandſchaft, oder mindejtens die Yanditandichaft der Biſchöfe und 


Prälaten beſtehen.) Augenjcheinlich iſt es dieſer alte Gedanke, 


1) Außerdem bleibe die Keihs- und Landesverfaſſung unverändert und 
die Heiligfeit des Privatvermögens principiell Mbahrt. So die Schrift „Die 
Folgen der Säculariſationen. Cuique suum, Germanien 1801." Ohne 
Namen, jedoch nach Meuſel, deſſen Nachricht durch innere Gründe beftätigt 
wird, von Weljenberg. ES ijt haracteriftiih, wie er nach dem im Texte Aus— 
gehobenen fortfährt. Mit dem von ihm vertretenen Begriffe der Säichlari- 
ſation vergleiht er deren „im neuefter Zeit ausgehedten” vadicalen Begriff. 
„Fürſten, Edelleute, Geiftliche, Bürger, Menſchen aller Elafien, Parteien und 
Confeſſionen, verſammelt euch um diefes Göten- und Schredbild und haltet 


‚Gericht über dafjelbe! So hielten die Trojaner Gericht über das große 


bößerne Pferd‘ u. |. w. „Da warnte fie Lavevon: Traut dem Pferde nicht, 
dem Werf des ſchlauen Ulyſſes“ u. ſ. w. Weſſenberg erzählt die Geichichte 
ausführlich, und führt fort: „Laßt uns vorfichtiger und Elüger handeln, o 
meine Zeitgenofjen und Mitbürger! als jene Unfeligen! Noch fteht das Un— 
geheuer außer unfern Mauern. Begnügen wir uns nicht, es vom außen zur 
betrachten: jonft möcht’ ein Simon uns bereden, es ſei ein Geſchenk des 
Himmels! fondern öffnen wir die Höhlung, um die Brut, womit fie ſchwanger 
geht, zu entveden! Beharrt ihr auch dann noch darauf, das Ungeheuer um- 
bedenflih in euern Schoß aufzunehmen; o jo feid ihr nicht werth, dem 
Berderben zu entgehen. Denn die Geburten, welche das Ungeheuer im ſich 
ſchließt, find: I. der Untergang der deutſchen Staatsverfaffung, II. die Er- 
miebrigung des Kaiſerthrones und Der Verfall des Erzhauſes Defterreichs, 
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den in verändertem Zufammenhange Weſſenberg wieder auf- 
nimmt. 

Eine Erläuterung zu feinen Anträgen giebt Wejjenbergs 
allerdings erjt im April 1815 am Congreß vertheilte, aber mit 
jenen Anträgen Doch unmittelbar zufammenhängende Schrift „Die 
veutiche Kirche, ein Vorſchlag zu ihrer neuen Begründung und 
Einrichtung.) As „Haupterfordernijfe einer guten Kirchenein- 
richtung in Deutichland‘ bezeichnet er in derjelben,?) „daß fie 
die deutjchen Biſchöfe in den Stand fege, durch ihr Anjehen 
und ihre freie Wirkſamkeit die echte Neligiofität .. . . zu befür- 
dern,“ daß fie unter ihnen Uebereinjtimmung der Gefinnung 
und des Handelns erhalte, und „ven Epifcopate in Deutjchland 
gegen Die "ungebührlichen Anfprühe und Anmaßungen der 


römischen Curie wirffamen Schu gewähre.” Er hält ein Bun— 


desconcordat für das bejte Mittel Hierzu, weil eine deutſche Ge— 
fammtverhandlung in Nom mehr imponiren, und Schwächen der 
Einzelvegierungen am leichteften ausjchliegen werde, Um aber 
die zur nüßlichen Wirkſamkeit „nöthige Selbjtändigfeit und Würde” 
zu erlangen, um Rom hinveichenden Widerſtand zu leijten, und 
* 

III. Unterdrückung der katholiſchen Kirche in Deutſchland, IV. der prekärſte 
Zuſtand aller kleineren Staaten und die augenſcheinliche Gefahr derſelben von 
den größeren verſchlungen zu werden, V. die völlige Unſicherheit alles Eigen— 
thums; endlich VI. und VII. noch eine Anzahl nachtheiliger Folgen für die 
einzelnen Reichsſtände und für die Bildung.” Alle diefe Uebel werden dann 
im Einzelnen bejproden, und darin hauptſächlich beſteht der Suhalt ver 
kleinen Schrift. Ueber die Zeit ihres Entftehens — Wefjenberg war im 
Regensburg anweſend — handelt Bed Weſſenberg Seite 72 fg., wo er aud), 
ohne fie näher zu berüdfichtigen, ver Schrift erwähnt. 

ı) Klüber Ueberſicht S. 437. Die Schrift war in Züri gebrudt. 
Eine nad dem Zufammenhange nicht mißzuverftehende Anerkennung Der 
Autorihaft enthält Weſſenbergs Eingabe an Conſalvi d. d. Kom 12. Sep- 
tember 1817, abgedrudt in der badifchen Denkjhrift über das Verfahren des 
römischen Hofes bei Ernennung des ꝛc. v. Weſſenberg zum Nachfolger in 
Conftanz. Frankfurt 1818. DOctavausgabe ©. 695. Auch Bed ©. 224 er- 
flärt, daß die Schrift von Weſſenberg und ein Commentar zu feinen wiener 


Anträgen fei, fett fie aber um einige Monate früher. Auf dem Titel ſteht 


ausdrücklich: „Im April MNDCCOXV.“ — Die zweite bei Bed als Diefer 
erſten „bald“ gefolgte bezeichnete Schrift ift erfi vom 1818, 


— 


2) Die deutſche Kirche S. 18 fg. 


* 4 er 
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reine Disciplin ꝛc. handhaben zu fünnen, bedürfe die deutjche 


Kirche eines Primas. Ohne ihn würde fie auf den Namen 


Nationalfirche faum Anfpruch haben, „würde feinen Angriff auf 
ihre Berfafjung und echte, er möchte von Staatsbehörden oder 


von römischen Gurialiften geſchehen, lange wirkſame Gegenwehr 


zu leiften vermögen,” u. ſ. w. f. Weſſenberg will die alten deutjchen 
Bisthümer, wie fie vor 1803 waren, wenn auch nicht ohne 
Modificationen, möglichjt beibehalten, und nicht zum Prineip 
erhoben wiſſen, daß allemal die Territorialgrenzen auch Bisthums- 
grenzen, die Biichöfe Yandesbijchöfe jein müßten. Er fordert 
Dotation der Kirche in Grundjtüden, denn fie „it fein bloß 
iveales Wefen. Ihr Neich ift zwar nicht von dieſer Welt, aber 
fie ift Doch im diefer Welt und für fie. Mithin Tiegt es daran, 
daß fie fich in einer Yage befinde, die den Verhältnijjen und 
Bedürfnifjen der Welt entipricht. Ihr Zweck ift, die Funken des 
GSöttlichen in der Mienfchheit zu beleben, und fie zur Wahrheit 
und Tugend zu erziehen. Dazu bedarf fie einer von der Welt 
unabhängigen Wirkffamfeit, und dieſe iſt in dieſer Welt an den 
Beſitz eines unantajtbaren Eigenthums gebunden. Ber Völkern, 
deren Verfaſſung auf Grund und Boden beruht, ijt nur Der als 
ein wahrhaft Freier geachtet, der Grund und Boden bejitt. Das 
weltliche Beſitzthum der Kirche ift demnach die äußere Gejtalt, an 
welcher man die Bürgſchaft eines unabhängigen Wirkens erkennt.“ 
Weſſenberg will feinerlei Staatsbejoldung der Geiftlichen, wegen 
zu fürchtender Abhängigkeit vom Staate. Damit endlich „die Ver- 
fafjung der deutjchen Kirche im Ganzen und die Beobachtung 
derjelben in einzelnen Fällen eine zuverläjfige Gewährfchaft er- 
halte,“ fordert er für die Bifchöfe die Befugniß, jevesmal „wo fie 
ihre anerkannten Rechte oder die firchliche Berfaffung beeinträchtigt 
finden, .... den Schuß der oberjten Bundesbehörde anzurufen.” 
Die Kirche jol vom Staate zwar geſchützt, aber nicht won ihm 
abhängig jein. — Nach diefen Gejichtspunften formulirt hierauf 
Weſſenberg den ausführlichen Plan eines „Soncordates für den 
deutjchen Staatenbund,” nebjt dazugehörigen Organtichen Artikeln. 
Das Concordat beginnt mit dem Sate, das in allen Staaten 
des deutſchen Bundes die fatholische Neligion „ven Schuß der 
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Verfaſſung geniegen wird, und ihre Unverleßlichfeit und freie 
Ausübung von allen Souveränen des Bundes und von der 
oberiten Bundesbehörde garantirt” werden foll. Hierauf bejtimmt 
es die Circumſcription der Bisthümer, wobei es die öftlichen 
preußiſchen ſowohl, wie alle öſterreichiſchen Bisthümer als zur 
deutſchen Kirche nicht gehörige‘) behandelt; übrigens vielfach das 
Prineip der Yandesbisthümer doch annimmt, Die Biſchöfe von 
Mainz (oder Regensburg), Salzburg und Münſter jollen Erz 
bifchöfe, ver Erzbifchof von Mainz (oder Regensburg) fol Primas 
jein. Mainz und Regensburg waren in der Hand Dalberas; 
hier treten alſo die alten dalbergiichen Pläne jo deutlich auf, Daß 
man geneigt fein fönnte, auc Anderem aus dem Entwinfe ein 
ihon älteres Datum zuzufchreiben. Der Primas fol als folcher 
„per Gerichtsbarkeit feines der zwei anderen Erzbifchöfe Abbruch 
thun,“ aber den Rang vor ihnen, den Borfis in allen Ver— 
jammlungen deutjcher Bifchöfe, die Leitung des Informativpro- 
cejjes bei ihrer Wahl, die Eorrefpondenz und Gefchäftsleitung in 
allen gemeinjamen Angelegenheiten, endlich in Competenzitreitige 
feiten zwiſchen Bifchöfen die Vermittelung haben. Es folgen 
genauere Bejtimmungen über Domcapitel und Seminare, über 
Dotation, Rang und Rechte der Biſchöfe und Dombherren, wobei 
das Cumulationsverbot vorkommt. Dann wird ausführlich Die 
Beſetzung der Bisthümer, der Domcapitel‘, der Curatpfründen 
und Vicariate, jowie der allenthalben einzurichtenden Yanddecanate 
geordnet. Dabei heißt es über Die Domcapitel altdalbergiſch: „bei Be- 
jegung aller diefer Stellen wird auf den deutſchen Reichsadel fo viel 
als möglich Rücficht genommen werden; die Capitel jollen für Die 
Biſchofswahl nicht völlig freies, Tondern von der Yandesregierung 
influirtes Wahlrecht haben; dem Gewählten darf, außer wegen 
canoniſcher Gründe, die päpftliche Beftätigung nicht verfagt werden; 
er ſoll dem Papſte einen anderen Treueid ſchwören, als bisher. 
„Der Kundmachung biichöflicher Hirtenbriefe und Anordnungen 
joll von den Staatsbehörden fein Hinderniß entgegengefett, auch 





') Bon Salzburg, Briren und Trient, die e8 nennt, war im April 1815 
noch zu erwarten, fie würden bayriſche fein. 
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feine Erwähnung der landesfürjtlichen Genehmigung,” wie bis- 
her in Württemberg, „gefordert werden, jobald ihr Inhalt ſich 
auf geistliche Gegenftände beſchränkt.“ Es folgen Vorſchriften 
über Cheeinjegnung und Chedispenjen, über Intercalargefäll, 
deren Verwaltung und Berwendung, über die dem päpitlichen 
Stuhle reſervirten Dispenfationen, über geiftliche Gerichtsbarkeit, 
endlich über das Sirchenvermögen, über feine Sicherung und 
Steuerbefreiung. Das Concordat joll, wie e8 in Uebereinftint- 
mung mit der Denkjchrift auch Hier heißt, „einen wejentlichen 
Bejtandtheil der Verfaſſung des Deutjchen Bundes und jedes ein— 
zelnen Bundesjtaates ausmachen, und wird unter den Schub 
der oberiten Bundesbehörde geftellt.” Das oberſte Bundesgericht 
und alle Gerichte in den einzelnen Bundesftaaten werden ver- 
bindlich gemacht, ſich genau an das Concordat zu halten. „Alle 
Gejetse, Verordnungen, Decrete, die im verjchiedenen deutſchen 
Staaten bejtehen mögen, verlieren, injofern fie mit dem .... 
Concordate nicht in Einklang jtehen, ihre Gültigfeit und verbin- 
dende Kraft.‘ — So weit der Concordatsentwinf, dem wohl 
Dalbergs ehemalige ReichSconcordatsentwürfe zu Grunde Liegen. 
Weſſenberg hatte ihn für „eine von der oberjten Bundesbehörde 
niederzuſetzende Commiffion von jachfundigen deutichen Männern“ 
bejtimmt, die Danach ihrerjeits das Koncordat entwerfen follte, 
„damit der von der oberjten Bundesbehörde genehmigte Entwurf 
Seiner Päpftlihen Heiligkeit zur Beiftimmung vorgelegt, und 
annehmlich gemacht werden möge” Mehrfach treten darin Reſul— 
tate in Conſtanz erworbener Erfahrungen und Anſchauungen her- 
vor. Sie zum Theil bedingen auch den Entwurf Drganifcher 
Artikel, in welchem Wefjenberg den Coneordatsentwurf ergänzend 
unternimmt, den deutjchen Negierungen in ihnen bequemer Form 
zu zeigen, was Alles neben dem abzufchliefenden Concordate der 
Staat jich vorbehalten fünne und ſolle; während auf diefen Ab- 
ſchnitt der Arbeit anderentheils auch die franzöſiſchen Organifchen 
Artikel von fichtbarer Wirkung gewefen find.) Wir lafjen ihn 


’) At. 1.4. 6. 12. 25 z. B. find aus dem franzöfifchen Mufter augen- 
ſcheinlich herübergenommen. 
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für jest unberührt, um in ſpäterem Zufammenhange auf ihn 
zurücdzufommen; und bejchränfen uns, aus den „Allgemeinen 
Anfichten über das Bedürfnig einer neuen Begründung und Ein- 
richtung Der deutſchen Kirche‘, die den Spectalausführungen der 
weijenbergihen Schrift vorausgehen, noch einige bezeichnende 
Sätze auszuheben: „Der Kaltjinn der verfeinerten Welt für das 
Göttliche”, beginnt Wefjenberg, „beweiſ't ich auch dadurch, daß 
die Politif unferer Tage gewöhnlich das Kirchenwefen als einen 
Gegenſtand von jehr untergeordnneter Bedeutendheit kaum der Auf- 
merkſamkeit würdigt.” Und die deutjche Kirche insbeſondere fei 
allerdings, nach den von ihr erduldeten zerjegenden Einwirkungen 
der Revolution, Fraftlos: denn „was kann eine Kirche leiſten, 
die ihres Vermögens, ihrer Selbjtändigfett und ihrer Freiheit 
beraubt iſt? Wie ijt es ihr möglich, zu Handhabung Der öffent 
lichen Ordnung wohlthätig mitzuwirken, da ihr die Kraft abge 
nommen iſt, in ihrem eigenen Schoße der Unordnung zu ſteuern? 
Wie wird fie, die ſelbſt ohne Anjehen ift, das Anſehen des Staa- 
tes befördern fünnen? Was für einen Eindrud kann e8 machen, - 
wenn eine Kirche, die in auffallender Abhängigkeit von den Staats- 
behörden jteht, den Maßregeln und Verfügungen der letteren 
das Wort fpricht?”” Und Doc ift „ver wichtigfte Vortheil, wel- 
chen dem Staate die Religion gewährt, ihre feierliche Sanction, 
durch die der Wille der Regierung den Völkern als Wille Gottes 
erſcheint:“ eine Sanction, die, jeit die Nevolution den alten Au— 
toritätsglauben der Völker an ihre Obrigfeiten ausgerottet habe, 
wichtiger als je fei. Nachdem Wefjenberg aus jolhen Gründen 
abgeleitet hat, daß der Kirche Grundeigentum und Yandjtand- 
ichaft eingeräumt werden müffe, — wobei er fo kühn ijt, zu be- 
haupten, vorzüglich der Einrichtung, daß „in allen Staaten von 
Europa urſprünglich dem geiftlichen Stande der erſte Rang umter 
ven Reichs- und Landjtänden zuerkannt“ gewejen, hätten die 
„Völker“ die Behauptung ihrer Freiheit zu verdanfen gehabt, 
„indem die geijtlichen Neichsftände im Kampfe zwiſchen despotiſch 
gefinnten Königen und nach Unabhängigkeit trebenden Großen 
mehrentheils die VBermittelung ausübten“; „auch wären ohne Dieje 
Einrichtung die Negenten ſelbſt in den meiften Yänder bloße 
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Dajallen von Nom geworden,“ — wendet er ſich nach der an— 
deren Seite: „Gejtehen muß man freilich, daß der Anfpruch 
einiger Päpfte auf eine Oberherrſchaft über alle Neiche der Welt 
auch die Geiftlichkeit in manchen Staaten zu Unternehmungen 
der Herrjchfucht verleitet Habe‘, ihr ſelbſt zum Schaden. „Die 
Behauptungen päpftliher Machtvollfommenheit” Haben dann „das 
Beitreben nach Vereinigung der geiftlichen Gewalt mit der welt- 
lichen“, den Territorialismus veranlaßt, der auch wieder zur weit 
gehe: indeß fcheine „auf der anderen Seite zu Nom der Wahn 
von päpftliher Machtvollfommenheit ohne Scheu vor dem Lichte 
des Zeitalters wieder zur erwachen.” „Aus der Colliſion“ der 
einfeitig Eirchlichen und jener einfeitig ftaatlichen Auffaſſung fet 
endlich „eine Verwirrung im dem Kirchenweſen hervorgegangen, 
die es jetst den Nüchternen und Vernünftigen auf beiden Seiten 
ſehr erwünſchlich macht, daß eine aufrichtige Ausgleichung zu 
Stande fommen möge”, die vollfommen thunlich jeir Die gegen- 
wärtige Gelegenheit, wo es „pie völlig neue Begründung der 
deutſchen Kirche, deren vormalige Verhältniſſe größtenteils auf- 
gehört haben,“ gelte, werde, hofft Weſſenberg, in diefer Beziehung 
nicht ungenütt vorübergehen: „Um ficher zum Ziele zu gelangen, 
it e8 rathſam, die Forderungen an den römiſchen Hof, deſſen 
Eifer in Bewahrung der bisher von ihm ausgeübten Befugniffe 
durch die Erfahrung der vier legten Jahrzehnte vielleicht mehr 
als je zur Beharrlichfeit geftimmt ift, nicht höher zu ftellen und 
‚weiter auszudehnen, als ohne gegründete Beſorgniß, das ganze 
Geſchäft daran fcheitern zu ſehen, gejchehen fann. Klugheit 
empfiehlt daher, alle Streitpunfte mit Stillfchweigen zu umgehen, 
von deren Erörterung mit dem erwähnten Hofe ſich dermalen 
fein günftiger Erfolg erwarten ließe“; und das fünftige Concordat 
ſoll in folchen Punkten nur „die nothwendigften Beftimmungen 
enthalten, ohne welche die Freiheit der deutſchen Kirche nicht be> 
ſtehen“ kann. Die legten Sätze zeigen, daß die „aufrichtige Aus— 
gleihung” auch in Weffenbergs Sinne nicht aufrichtig gemeint 
war. Er jelbjt rühmt fich der nach Form und Inhalt abfichts- 
vollen Borficht feiner Denkſchriften.) 
1) Bed Weſſenberg ©, 224 fg. 
Mejer, Zur Gefhichte ꝛc. 30 
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Daß Conſalvi mit ihnen nicht übereinftimmen fonnte, ver- 
ſtand fich von jelbit. So viel Einzelne er daraus hätte accep- 
tiren können: ihre Spite war die Idee der veutjchen National- 
fire unter einem Primas, die römijcherfeits jest jo wenig wie 
früher zugegeben wurde. Mit diefer Spite richteten fie fich offen 
und nicht ohne Schärfe ausdrüdlih gegen Rom. Ganz abge 
jehen von Wefjenbergs Perjon, die man jeitens der Curie nicht als 
geeignet für Wien anfehen fonnte, während fie für das conjtan- 
zer Kirchenamt als firchlih unmöglich bezeichnet war, und mit 
der e8 zu Wien auch Conflicte gab,') handelte es ſich hier um 
die firchlide Emancipation des Fatholiichen Deutichlands; und 
darin vermochte-der Papft, jo lange er Papjt blieb, in der That 
nicht nachzugeben. Der Gegenjfag war ein unverjöhnlicher. — 
Aber auch die Dratoren waren Weſſenbergs Gegner. Schon 
in Dem wichen fie von ihm ab, daß fie freie Gapitelwahl der Bi- 
ſchöfe wollten, Weljenberg nur von den Yandesregierungen bedingte 
Gapitelwahl; aber auch in Betreff des Primates waren fie nicht 
jeiner Meinung. Werde er erreicht, jo jprach einer der Oratoren 
fih nicht lange nachher aus,“ „jo könne eine Losreißung von 
Kom, aljo ein Ausfcheiden Deutjchlands aus dem feiten Zujam- 
menhange der fatholifchen Kirche, und eine Herrichaft der Landes— 
herren über die Bifchöfe nicht ausbleiben. Um die Kirche frei 
von den Fürften zu erhalten, müſſen die Bisthümer Nom un- 
mittelbar untergeordnet bleiben, und ohne Rückſicht auf Die Gren- 
zen der Staaten angeordnet werden, jo daß ein Territorium zu 
drei vier verfchtedenen Bisthümern gehören, und ein Bisthum 
in drei vier verſchiedenen Territorien liegen fünne. Nicht Landes— 
biſchöfe dürften die Biichöfe fein, und nicht von einem Staats- 
gehalt, jondern von eigenem, wenn auch geringem Vermögen 
leben.” In Hinficht der Nichtacceptirung der Yandesbisthümer. 
wichen die Dratoren aud von Conſalvi ab, der, jammt der rö— 
mijchen Curie in diefem Punkte allenfalls noch weiter als Weljen- 
berg dem Staate entgegenzulommen geneigt war. 





1) ©. oben Seite 394. u. Bed Wellenberg ©. 249. 
2) Der Präbendar Helfferih, 1816. Perthes Friedrich Perthes Leben 
—— 
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So ftanden die dreierlei Congreßvertreter der Fatholiichen 
Kirche.) Einig darin, daß diefe jo unabhängig wie möglich vom 
Staate geftellt werden müffe, nicht einer Meinung über das in 
jolcher Rückſicht Erreichbare. Einig, und zwar einiger, als es 
auf den erjten Blick ausfieht, darin, daß der Kirche für das 
1803 verlorene Kirchengut billiger Erjaß gefchafft werden müffe; 
uneinig in den Richtungen, die im Obigen hervorgehoben wor— 
den find. Außerdem jeder Einzelne Sondermomente verfolgend. 
Am beiten legitimirt unftreitig Confalvi: Weſſenberg im Grunde 
nicht befjer legitimirt, al$ die Dratoren; wenn er auch das An— 
jehen annahm, und feitens der dalbergifchen Partei e8 fo darzu- 
jtellen verfucht wurde.) Es fam nun darauf an, was dieſe ver— 
ſchiedenen Agenten am Gongrefje erreichen würden. 


Die deutſche Verfaffungsangelegenheit wurde zuerft in Eon- 
ferenzen behandelt, welche von Dejterreih, Preußen und Hannover 


‚mit Bayern und Württemberg feit Mitte Detobers bis Mitte 


Novembers 1814 gehalten wurden: dem jogenannten Deutſchen 
Comite. Diefen Comiteverhandlungen lagen zu Grunde „Zwölf 
Artikel”, d. h. der Auszug eines auf Grund älterer Borfchläge 
von Stein durch dieſen, den preußifchen Staatscanzler Harden- 
berg und den Grafen Solms-Laubach, erjten preußifchen Ober- 
präfidenten der Rheinprovinz, ausgearbeiteten Entwurfes zur 
deutſchen Bundesverfaffung. In den älteren jteinjchen Vor— 
ihlägen, in dem genannten Entwurfe und in den Zwölf Artikeln 
it von kirchlichen Verhältniſſen nicht die Rede. In der leiten 
Gomitefigung aber, am 16. Noveinber, ward, wie das Protocoll 


') &8 fam dem Congreſſe nod eine vierte „Rechtliche Bitten und ehr- 
furchtsvollſte Wünfche der Katholiken Deutſchlands“ rubrieirte, und von einem 
Kaufmann Schmidt zu Augsburg verfaßte Eingabe zu, fie ift aber ganz unbe- 
deutend, und nie berüdfichtigt. Klüber Ueberficht ©. 437. Acten ꝛc. Th. 1, 
9. 2. ©. 80. Not. 

2) Archiv für das katholiſche Kirchen- und Schulweſen II. 3, 153. 
Anmerkung. 
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fagt,') „Rückſprache über die Mittel genommen, um .... Ent 
würfe über folche Gegenftände zu erlangen, die, wie z. D. die 
kirchliche Verfaſſung, eine Stelle in ver Bundesacte erhalten 
müſſen.“ Das ericheint als erjtes über Diefe Dinge am Con— 
greſſe officiell ausgejprochenes Wort, 

Es Liegt der Zeit nach etwas fpäter, als die erſte Denkſchrift 
der DOratoren, einen Tag früher als Conſalvi's, einige Tage 
früher als Weſſenbergs Denkfchriften. Wejjenberg aber gibt an, 
dag er die feinen „ſchon vor ihrer Uebergabe Anderen mitgetheilt“ 
habe,“ und auch von Confaloi dürften ſchon vor feiner fchrift- 
fichen Aeußerung mündliche gejchehen fein. Inwieweit Dergleichen 
den Comitemitglievern am 16. November etwa jchon befannt 
war, ift indeß von feiner Bedeutung. Denn zunächſt hatte, wie 
die deutſche Verfaſſungsſache überhaupt, jo auch diejer Eirchliche 
Theil derjelben Monate lang Feine Folge, jondern trat hinter an- 
deren Fragen, namentlich der polnijch-fächjischen, welche ven Con— 
greß tief bewegte und zeitweilig ihn jprengen zu jollen ſchien, 
gänzlich zurückk. Im December 1814 und im Januar umd 
Februar 1815 ruhete die Sache. Der von Weffenbergs Bruder 
ausgenrbeitete öfterreichifche Decemberentwurf für die deutſche Ver— 
faffung?) führt zwar unter den Befugnifjen, welche den Angehö— 
rigen der Bundesftaaten garantirt werden follten, auch Die „Gleich— 
heit der bürgerlichen Rechte für die chriftlichen Glaubensgenojfen, 
nämlich Katholiken, Lutheriſche und Reformirte“, welche eigentlich 
aus dem Wejtphälifchen Frieden folgte, auf, erwähnt aber nicht 
der Kirche; und ebenfowenig gejchieht Dies in dem preußiichen 
Gegenentwurfe von Humboldt, der — in doppelter Gejtalt, mit 
und ohne das Inſtitut der Reichskreiſe — im Februar an Met- 
ternich mitgetheilt wurde,‘) und nicht einmal jene Berüdfichtigung 
ver Confeſſionen hat. 

Seit Mitte Februars etwa war indeß Hoffnung vorhanden, 
die deutjhe Frage mit Erfolg wieder in Fluß zu bringen. Die 


1) Klüber Xcten 2e. Bd. 2. 9.5, 96 fg. 
?) Bed Wefjenberg ©. 225. h 

3) Gedrudt bei Klüber Xcten 2, 1 fg. 
*) Klüber a. a. DO. 2, 18 fa. 55 fo. 
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kleineren deutſchen Staaten und der Freiherr von Stein betrie- 
ben eifrig Die Wiederaufrichtung eines deutfchen Kaiſerthumes; und 
jest traten wiederum zuerjt die Dratoren (am 1. März) mit 
einer „Denkichrift für die Kirche des katholiſchen Deutſchlands“ 
hervor, „betreffend die Zuziehung ihrer Nepräfentanten auf dem 
Congreſſe bet Berathung der deutſchen Angelegenheiten, ſoweit 
diefe Kirche dabei intereffirt iſt.“) Sie gevenfen ihrer Legitima- 
tion durch Conſalvi, berühren die ehemalige Selbftändigfeit und 
die Reichsſtandſchaft der deutſchen Bifchöfe und Prälaten, + ver: 
möge deren dieſe nicht unfähig erfcheinen, auch jetst mit zu tagen, 
betonen das Unrecht der Säculariſation und. der Zeit, die ihr 
gefolgt jet, und motiviren Hinfichtlich des Kirchenvermögens durch 
Rechtsgründe, im Uebrigen durch Gründe der Zweckmäßigkeit und 
Billigkeit den Antrag, daß zur den bevorſtehenden Berathungen 
über die deutſche Berfaffung canoniſch autorifirte Nepräfentanten 
der deutſchen Kirche mitberufen, beziehungsweiſe' zugelaffen wer— 
den möchten. Sie machen nicht Anspruch als diefe Nepräfen- 
tanten zu gelten, fie wollen ihnen nur Raum fchaffen. Der 
Staat, meinen jie, fer dabei wefentlich intereffirt, weil er Die 
Pflege derjenigen Ideen, auf denen er beruhe, don der Kirche 
erwarten müſſe; ebenfo die Kirche, weil „es fich um ihre Rechte 
und Berbindlichkeiten handle‘; jeder fatholifche Landesherr, weil 
er „nicht wohl für fich und ausschließlich über die Gerechtfame 
jeiner Kirche abfprechen könne“; jeder bet der Säcularifation und 
Dptation betheiligte Regent, weil er „von Weitem nicht würde 
icheinen wollen, die definitive Sentenz ohne Gehör des anderen 
Theiles zu füllen; enplich die Nation, deren größere Hälfte auf 
die fatholifche Kirche „gemithlich hört“, weil e8 ihr „auffallend 
jein dürfte, gerade in dem Momente der Ausſöhnung mit der 
Vergangenheit durch Anerkennung und Huldigung des Rechtes 
und der Billfigkeit . . . . ihre unfchuldig gefränfte Kirche .... 
umbeachtet gelaffen, und dadurch die Sentenz ihres Todes ohne 
Weiteres geſprochen“ zu jehen. — Nah Meinung der Dratoren 
— und aus dem. Gefichtspunkte des canonischen Nechtes war fie 


1) Gedrudt bei Klüber Acten ac, 2, 255 fg. 
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richtig — bejtanden, ſeweit nicht ver Papft fie aufgehoben hatte, 
alle die kirchlichen Injtitutionen und Rechte, die man feit zwölf 
Sahren jeitens des Staates als nicht mehr bejtehende behandelte, 
rechtlich noch fort. Nur durch Verfügung bezw. Verzicht der Kirche 
fonnten jie aufgegeben werden. Damit die Kirche, was bis auf 
einen gewiſſen Punkt auch ihnen nöthig fcheint, verfügen und 
verzichten könne, müſſe jte aber unterhandeln können, und um 
unterhandeln zu fünnen, müſſe fie am Gongreß vertreten fein. 
Zajjer man eine ſolche Vertretung nicht zu, jo behandele man, 
wenn auch nicht die katholiſche Kirche als jolche, jo doch die hi— 
jtorifch von Alters ber in Deutichland geivordene, für welche Die 
‚ Dratoren auftraten, als vechtlich nicht mehr vorhandene. ine 
andere Frage aber war, wie man diefer Kirche canonifch Tegi- 
timirte Vertreter, falls man nicht Conſalvi dafür anfah, hätte 
ſchaffen jollen. 


Etwa gleichzeitig mit der Eingabe der Dratoren dürfte ein 


Privatentwurf der deutſchen Berfaffung fein, welchen Friedrich 
Schlegel, jonjt auf anderen Gebieten befannt, eben damals aber 
unter die Federn des öfterreichiichen auswärtigen Amtes aufge 
nommen, ausarbeitete.‘) Da Schlegel als Profelyt eifrig katho— 
ich und mit den bedeutenderen geistigen Kräften dieſes Belennt- 
nijjes in enger Verbindung, zudem mit den Oratoren perjönlich im 
Zujammenhange war, fo iſt jein Entwurf als Ergänzung ihrer 
Eingabe um fo mehr von Intereſſe, als er die angeregte Le— 
gitimationsfrage beantwortet. Er beginnt jeinen Abſchnitt über 
die „Religionsverfaffung” damit, dag „allen chriftlichen Religions— 
parteien nicht nur die freiejte Neligionsübung zuftehen, ſondern 
auch eine vollfommene Gleichheit in allen bürgerlichen und poli- 
tiichen Rechten unter ihnen ftattfinden“, auch „Die in einem ein- 
zelnen Bundesjtaate in der Minorität befindliche Neligionspartei 
das Recht Haben‘ jolle, „ein für die kirchlichen Zwecke ihrer Ge— 
meinde beftimmtes Eigenthum zur befiten“ und frei zu verwalten. 
Dann führt er fort: „Nachdem infonderheit vie Fatholifche 
Kirche Deutſchlands durch die Säcularifation ... ,. großen Verluſt 





') Gedruckt bei Pers Leben Steins Bd. 6. Abth. 2. Anhang ©, 32fg. 


ee Auf une 


Entwurf Friedrich Schlegels. 471 


erlitten Hat, und außerdem auch im der Ausübung ihrer geiftlichen 
Gerechtfame auf mancherlet Weiſe beeinträchtigt worden, über— 
haupt aber dadurch, daß jo viele Bisthümer unbejett blieben, in 
einen Zujtand der Verlaſſenheit gerathen iſt,“ jo müſſe Zweierlei 
bejchlofien werden: Erjtens, „daß unverzüglich für die Bisthümer 
nebjt ihren Capiteln, Seminaren und nothwendigen getftlichen 
Bildungsanftalten eine hinreichende und unabhängige Fundirung 
fejtgefetst werden joll, welche Fundirung durch die Zurücgabe der 
noch nicht verkauften geiftlichen Güter, oder wo dergleichen nicht 
mehr vorhanden find, durch anderweitige angemejjene Mittel be- 
werfitelligt werden ſoll.“ Zweitens „ſoll die fatholifche Kirche in 
Deutſchland in ihre geiftlichen und irchlichen Rechte wieverherge- 
jtellt werden, und ſoll fie unter der Garantie des Bundes eine 
gleihförmige Verfaſſung erhalten; zu welchem Endzwede man das 
Dberhaupt der Fatholifchen Kirche auffordern wird, einige Depu- 
tirte aus dem deutichen Clerus zu ernennen, welche man alsdann 
in der Deutſchen Bundesverfammlung über die weitere definitive 
Anordnung der Fatholiichen Kirchenangelegenheiten in Deutfchland 
zu Rathe ziehen wird.’ Neben Einzelheiten, die jehr beftimmt 
find, hat diefer, jchlegelihe Entwurf etwas nach anderen Nich- 
tungen Unflares; aber er zeigt, wie weit zır gehen man doc auch) 
auf diejer jtrengfatholiichen Seite geneigt war. 

Wie er durch die Intentionen der Dratoren, fo tft ein an— 
derer etwa gleichzeitiger Privatentwurf, der des medlenburgifchen 
Gefandten von Plefien,') fichtbar durch Wefjenberg influirt, der 
anjcheinend auch ſonſt mit Plejjen?) verbunden war. Er zählt 
unter den Gegenjtänden, mit denen der Kongreß fich beichäftigen 


1) Grundzüge zu einem fFünftigen deutfchen Geſammtweſen und einer 
Nationaleinheit. Bon einem deutſchen Congreßbevollmächtigten. Wien im 
Anfange des Jahres 1815. Bal. über die Zeit der Beröffentlihung Pertz 
Leben Steins 4, 420 fg. — Die im Terte angeführten Stellen ſ. ©. 33 fg. 
des Entmwurfes. 

2) Wefienberg zahlt Pleſſen zu den Männern, welche „Die ganze Wichtig- 
keit“ feiner nationalfirchlichen Pläne „und ihre Tragweite für die künf— 
tige nationale Öeftaltung Deutſchlands erkannt‘ haben, Bed Weſſenberg 
©. 222. Mit Weſſenbergs Bruder arbeitete Pleffen im deutfchen Sachen zu— 
fammen, gegen Humboldt, Pertz a. a. O. ©. 415. 
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müfje, „um... Beitimmungen zur Ausgleihung aller Unregel- 
mäßigfeiten zu treffen, die zu verjühnen und von der eben vor— 
übergegangenen Zeit des unrechtlichen und willfürlichen Zuftandes 
her zu berichtigen fein dürften, Damit die neue Berfaffung .... 
unter der möglichen Wieverheritellung von Recht und Ordnung 
anfangen könnte“, auch eine „Fürſorge für die chriitlichen Kirchen‘ 
auf, und macht dann injonderheit für die katholiſche Kirche fol- 
gende Vorſchläge: „Die in Deutjchland beitandenen Bisthümer 
ſollten ſoviel wie möglich, jedoch mit Vorbehalt einer dem Be 
dürfniß der einzelnen Staaten entiprechenden Berichtigung der 
Didcefangrenzen, auch nach Erforderniß der Verſetzung eines 
alten Biichofsfiges, oder der Errichtung eines neuen, erhalten 
werden. Die Dotation der Bilchöfe, der Domcapitel und der 
anderen dazu gehörigen Anjtalten, insbejondere der Seminarien, 
wird in liegenden Gründen mit dem Rechte eigener jelbjtändiger 
Berwaltung bejtehen müſſen. Die Erz und Biſchöfe würden in 
jeder Hinficht den mediatifirten Reichsfürſten gleichgejtellt werden, 
und in allen Staaten die erjten Yandftände fein. Alle Bisthümer 
im Umfange des deutjchen Bundes fünnten zufammen ein Ganzes 
bilden unter einem Primas, deſſen Vorrechte ohne Abbruch der 
geiftlichen Gerichtsbarkeit anderer Erzbiichöfe nur auf die Yeitung 
der allgemeinen Angelegenheiten der deutichen Kirche ſich beziehen. 
Ihre canoniſche Einrichtung würde ein zwijchen dem deutſchen 
Staatenbunde und dem päpſtlichen Stuhle abzuſchließendes Con— 
cordat beſtimmen. Die Einleitung und Abſchließung deſſelben 
würde von der Bundesverfammlung mittelS eines zu bejtellenden 
Ausſchuſſes verhandelt. Das Concordat wird, jobald es fürmlich 
abgeſchloſſen ijt, einen wejentlichen Bejtandtheil der Verfaſſung 
des deutihen Bundes ausmachen, und den verfafjungsmäßigen 
Schuß der Bundesverfammlung und des Bundesgerichts erhalten.“ 
Und weiter, nach einem auf die proteftantifchen Kirchen bezüg- 
lichen Sate: „Der rechtmäßige Beitand aller Pfarr, Schuk 
und Kirchengüter würde feierlich garantirt, und jollte Darüber 
nirgend ohne Beiftimmung der Kirche gültig verfügt werden 
fönnen. Alle diejenigen frommen und milden Stiftungen ohne 
Ausnahme, die durch den $. 65 des Reichsdeputationshauptſchluſſes 
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von 1803 bezeichnet find, follten gänzlich wieder hevgeftellt und 
für ihre frommen und milden Zwede erhalten werden; von 
Seite des Staates aber ſollte den jtiftungsmäßigen Berwaltungs- 
rechten fein Abbruch geſchehen, ſondern voller Schuß verliehen 
werden.” Alles Dies ift wörtlich oder fait wörtlich aus der 
Wejjenbergiichen Denkſchrift vom 27. November, oder aus Weſſen— 
bergs Schrift „Die deutiche Kirche”. Letztere ift zwar, ſoviel fich 
erkennen läßt, von jpäterem Datum als Plejjens Borfchläge: 
aber Klüber theilt einen wohl mit ihrer Entjtehung zufammen- 
hängenden nicht datirten „Abermaligen Vorſchlag des Freiherrn 
von Weſſenberg zur einem Artikel in der deutſchen Bundesacte 
betreffend die deutſche Fatholifche Kirche‘ mit,') welcher jo gut 
iwie buchjtäblich mit den Pleſſenſchen Propofitionen übereinjtimmt. 
Er ſcheint deren unmittelbare Duelle. Pleſſen hat nur weg— 
gelafjen, was Wejjenberg über das Minimum der erzbiichöflichen, 
biſchöflichen und Capitelsdotation jagt, und hat den in Weifen- 
bergs erjter Denkſchrift jowohl, wie auch in der Schrift „Die 
deutſche Kirche‘, won diefen vertretenen Vorichlag eines Koncor- 
dates demjenigen einer mehr einjeitigen jtaatlichen Feititellung, 2) 
die Weijenberg in dem „Abermaligen Borfchlage” proponirte, 
vorgezogen. Der protejtantiiche Staatsmann gedachte aber auch 
jeiner eigenen Kirche. In dem jchon erwähnten Satze fagt er: 
„Desgleichen wäre die gefammte protejtantiiche Kirche in Deutjch- 
land, nach allen den Gerechtſamen, die fie durch Die vorigen 


Reichsgeſetze erhalten, oder welche ihr nach den Particularverfaf- 


jungen und fundirten Einrichtungen der einzelnen Länder zuftehen, 
unter die Garantie des Bundes zu fegen.” 

Im Laufe des April fingen auch officielle Verfaffungsent- 
würfe arm, jich mit der firchlichen Frage zu beichäftigen, und fo 
Das auszuführen, was am 16. November 1814 im Deutfchen 


1) Acten 2c. 4, 306. B 

?) Die „Einrichtung“ der deutſchen Nationalficche „wird, nach gepflogener 
Unterhandlung mit dem päpftlichen Stuhle, ein Gejet des Staatenbundes 
beftimmen , mit deſſen Abfaffung der oberfte Bundesrath ſich unwermeilt be- 
Ihäftigen wird, Dies Gefet wird einen weſentlichen Beftandtheil der deut- 
ſchen Berfaffung ausmachen‘ ꝛc. 


474 7. Der Wiener Congreß. 


Comite befchloffen worden war. Zuerſt ein preußifcher Verfaſſungs— 
entwurf vom Anfange Aprils, dann deijen, nachdem er nicht zur 
Berathung gefommen war gemachte, Ueberarbeitung vom Ende 
des Monats, die Metternich am 1. Mat eingehändigt wurde. ') 
Der erjte will ($. 9.) „allen Einwohnern zum deutſchen Bunde 
gehöriger Provinzen .... uneingejchränfte Religionsübung“ zu- 
gefichert wifjen; was die zweite, anjcheinend mit Rückſicht auf den 
öfterreichifchen Decemberentwurf und vielleicht den von Schlegel, 
jo formulirt: ‚Die drei chriftlichen Neligionsparteien genießen in 
allen deutſchen Staaten gleiche Rechte.” Ferner jagt der erjte 
Entwurf (8. 11.): „Die fatholiiche Religion in Deutichland wird, 
unter Garantie des Bundes, eine ſoviel als möglich gleichförmige 
Verfaſſung erhalten‘, was gleichfalls an die ſchlegelſche Formu— 
rung erinnert. Indeß erzählt Weljenberg, der den Verfaſſer 
des Entwurfes Humboldt zu feinen Gefinnungsgenofjen rechnet, 
daß vielmehr durch feine Bemühungen der Artifel in den Ent- 
wurf gefommen fer.) Die zweite Nedaction erweiterte den Sat 
dahin: „Die Fatholifche Neligion in Deutfchland wird, unter Ga- 
rantte des Bundes, eine ſoviel als möglich gleichförmige, zuſam— 
menbängende, und die zur Bejtreitung ihrer Bedürfniſſe noth- 
wendigen Mittel fichernde Berfaljung erhalten.“ Dieſe Erweite⸗ 
rung war in Weſſenbergs Sinne nicht nur hinſichtlich der Ga— 
rantien von Exiſtenzmitteln, ſondern auch weil in dem Worte 
„zuſammenhängend“ eine poſitive Anknüpfung für den Primas— 
gedanken gegeben war. Die zweite preußiſche Redaction ſagte aber 
weiter: „Die Rechte der Evangeliſchen gehören in jedem Staate 
zur Landesverfaſſung; und Erhaltung ihrer auf Friedensſchlüſſen, 
Grundgeſetzen oder anderen gültigen Verträgen beruhenden Rechte 
find?) dem Schutze des Bundes anvertraut.” Der Satz iſt der 
Pleſſenſche, ſcheint indeß nicht aus Pleſſens Denkſchrift unmittel- 
bar herübergenommen. Vielleicht hat er mit dieſer einerlei 
ſonſtige Quelle. 





') Gedruckt bei Klüber Acten ꝛc. I, 4, 104 fg. II, 298 fg. 
2) Bed a. a. D. ©. 222. 235. 
3) Sp im Drude bei Klüber ftatt ift. 
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Dieſer zweite Zuſatz, oder der darin ausgedrückte Gedanke 
in der Form, wie er zuerſt am Congreſſe auftauchte, hatte nicht 
Weſſenbergs Beifall. Seiner gleichfalls im April erſchienenen 
anonymen Schrift „Die deutſche Kirche“, von der im Vorher— 
gehenden die Rede geweſen iſt, fügte er zwei Anhänge über „Re— 
ligiöſe Duldung“ und über das „vVerhältniß der katholiſchen 
Kirche zur proteſtantiſchen in Deutſchland“ bei, und rühmt in 
dem erſteren, daß heutzutage die Toleranz nur noch im Aufhören 


eder bürgerlichen Zurückſetzung um der Religion willen bejighen 


fönne; jeder bievere Deutiche erwarte num aber auch, „daß die 
Duldung im angegebenen Sinne zu einem Grundſatze“ des Bun— 
des werde erhoben werden. „Es ift eine Stimme der Nation: 
Nirgends ſoll die Verſchiedenheit des chriftlichen Bekenntniſſes 
einen Unterſchied im Genuffe der bürgerlichen und politifchen 
Rechte begründen; Niemand werde ferner wegen feiner Konfeffion 
von einer Anftellung oder einem Amte im Staate ausgejchloffe ; 
einzig werde einer jeden Confeſſion die ausfchliegliche Verwaltung 
der Gegenjtände ihrer Gottesverehrung und ihres Kicchengutes, 
welches einer jeden abgejondert und ungefchmälert verbleibe, vor- 


behalten und gefichert; übrigens fei in jeder Gemeinde den Ein- 


wohnern aller drei chriſtlichen Bekenntniſſe geftattet, Anjtalten 
der öffentlichen Gottesverehrung zu errichten, und feine der ver- 
ſchiedenen Confeffionen dürfe von der anderen hierin beeinträch- 
tigt werden .... In Hinficht der in protejtantiichen Ländern 
wohnenden Katholiken wird die im Weftphälifchen Frieden begrün— 
dete Suspenfion der bifchöflichen Gerichtsbarkeit aufgehoben.“ Zum 
Theil klingt dies wie eine Paraphrafe der Forderungen Schle- 
gels, zum Theil fordert e8 von den Proteftanten in Betreff des 
Weftphälifchen Friedens zu Gunſten der fatholiichen Kirche das 
Aufgeben eines wichtigen firchenftaatsrechtlichen Principe, Das 
Nichts mit der bürgerlichen und politiichen Rechtsfähigkeit der Katho— 
liken zu thun hatte: auffällig aber ijt die Ergänzung, welche es 
Durch den zweiten Anhang erhält. Das Verhältniß der fatholi- 
chen Kirche zur protejtantifchen wird darin folgendermaßen be- 
ſprochen: „Ihres Neichthums und Außeren Schmuckes beraubet 
kann die Fatholifche Kirche in Deutfchland den Protejtanten Feine 
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politische Eiferfucht mehr einflögen. Aber von einer gewiſſen Seite 
geberdet man ſich, als wäre die proteſtantiſche Kirche jetzt Die 
ältere, die fathoftfche die jüngere Schweiter. Man ſpricht und 


handelt, als hätten für das fatholiihe Deutjchland die Grund 


fäte, welche feit Einführung des Chriſtenthums als Kirchenrecht 
geachtet worden, ihre Gültigkeit gänzlich verloren, während hin— 
gegen die Grundfäte, welche die Protejtanten ihr Kirchenrecht 
nennen, in verbindlicher Kraft fortbejtänden. Mean möchte "Die 
fathplifche Kirche in Deutichland als ein Gebäude darftellen, das 
erit von Grund aus neu zu errichten fei, die protejtantifche Kirche 
aber als einen herrlichen Baum, der durch breihundertjährige 
Früchte jich bewährt und allen Stürmen Trotz geboten hat. 
Allein Die gewandtefte Sophijtif würde fich vergebens bemühen, 
diefen Gefichtspunft den Unbefangenen aufzudrängen .... Das 
Wefen der katholiſchen Kirchenverfaffung hat nicht gealtert; viel- 
mehr ift es beim Zujammenfturz ihres Zufälligen .... beveu- 
tender und ehrwürdiger erjchienen. Dagegen hat fich ſowohl 
in dem Auferen Kirchenregiment des Proteftantismus, als in jei- 


nem inneren Wejen Vieles ausnehmend verändert... Doch it 


es wohl denkbar, daß unfere Staatsmänner in Deutichland noch 
der Idee Plat geben fünnten, die Verſchiedenheit der Confefjionen 
ferner als ein Vehikel des politiihen Einfluffes zu gebrauchen? 
Wohl mag Gleichheit des Glaubensbefenntnifjes auf Seite des 


Beherrihers und der Unterthanen forthin wünjchenswerth er 


icheinen; wohl mögen die religiöfen Gefühle, an Erinnerung der 
Vergangenheit geknüpft, ven fatholiichen Theil der Deutichen über- 
haupt dem öſterreichiſchen Kaiſerſtamm, den proteftantiichen aber 
vem Haus Brandenburg auch jett noch geneigter machen; aus— 
ichließend und jcharf bezeichnet find dieſe Empfindungen nimmer- 


mehr .... Auffallen muß in ſolchen Verhältniſſen der Antrag 


einiger nordiſcher Staatsmänner: Es möchten in der Urkunde 
des deutſchen Bundes alle Rechte der Evangeliſchen, wie ſie durch 
Friedensſchlüſſe, Verträge und Landesverfaſſungen beſtimmt wor— 


den, Gewährleiſtung erhalten. Wie eine ſolche Gewährleiſtung 


mit der Gleichheit der politiſchen und bürgerlichen Rechte aller 
Confeſſionen beſtehen könnte, iſt nicht einzuſehen. Denn unter 


” 
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jenen Rechten jteht das Normaljahr, das Jus reformandi, die 
Ausſchließung der Katholifen von öffentlichen Aemtern u. ſ. w. 
Welchen erfveulichen Gegenjat bildet mit diefer Forderung pro- 
teftantifcher Staatsmänner das Benehmen der fatholifchen. Hat 


ein einziger von diefen am Congreſſe zu Wien für feine Kirche 


die Gewährleiftung einer Befugniß verlangt, wodurch die politifche 
Gleichheit und Freiheit der Confeffionen gefährdet wiirde? Doch) 
die jehr große Mehrzahl der Protejtanten in Deutjchland ift 
weit entfernt, ſolche Gefinnungen zu theilen, welche darauf, ab- 
zielen, den Proteftantismus zum Werkzeug herrſchſüchtiger Pläne 
herabzuwürdigen.“ 

„Nordiſche Staatsmänner“ konnten Pleſſen und Humboldt, 
der Mecklenburger und der Preuße, von Weſſenberg genannt 
werden, wiewohl dieſen guten Freunden gegenüber die Schärfe 
ſeines Ausdrucks auffällig iſt; vielleicht hat er auch noch andere ge— 


meint, denn obgleich er durchaus wider den Inhalt ihres Satzes 


ſchreibt, ſo citirt er ihn doch nicht mit ihren Worten: was 
allerdings daher kommen kann, daß er ſchrieb, als zwar ihr 
Gedanke zur Sprache gekommen, deſſen Formulirung aber noch 
nicht veröffentlicht war.“ Betrachtet man ſeine Ausführung 
genauer, jo zeigt jie ein Mißverſtändniß. Er acceptirt im einer 
es nach feinen Wünjchen wendenden Paraphraſe was der preußifche 
Entwurf in $. 9 jagt, Dagegen proteftirt er gegen den Inhalt 
der zweiten Hälfte von $. 11, indem er behauptet, verjelbe fei 


mit $. 9 im Widerſpruche. ES lag aber auf der Hand, daß 


beide Sätze nebeneinander gelten follten, der zweite alſo mit der 


1) E&8 kann nicht unerwähnt bleiben, daß in Weſſenbergs Schrift, welche 
nah dem mir vorliegenden Drude jehs Abſchnitte hat, der fünfte, über 
„religiöſe Duldung‘ mit Seite 64 fchließt, der ſechſte, „über das Verhältniß 
der katholiſchen Kirche zur proteftantifchen ꝛc.,“ in welchem der Angriff gegen 
die „norbiihen Staatsmänner“ enthalten ift, mit Seite 65 anfängt, daß 
aber im der der Schrift vorhergehenden Inhaltsüberſicht nur die erften fünf 
Abſchnitte aufgeführt werden, und daß Klüber die Schrift als nur 64 Seiten 
ftarf eitirt. Sollte er ein Exemplar gehabt haben, in welchem Abfchnitt VI. 
nicht enthalten war? — follten verjchiedene Ausgaben fir nordiſche und 
nicht nordiſche Staatsmänner, fir Proteftanten und Katholiken beftehen ? 
— Es wäre das jtarf. 
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durch den erjten gegebenen Beichränfung; ſodaß fein Widerſpruch 
vorhanden war. Nur die Benutzung der Toleranz zu Conje- 
guenzen, die fie nicht enthält, Die aber Wefjenberg daraus abzu- 
Yeiten wünfjchte, war durch jenes Nebeneinander ausgejchloffen. 
Toleranz läßt der Staat dem Einzelnen widerfahren: Gemeinde 
ftiftung, Aufhebung der durch den Weitphälifchen Frieden vor— 
gejchriebenen Suspenfion des katholiſchen Kirchenregiments in 
proteftantifchen Gebieten, Neformationsrecht waren Begriffe, Die 
auf einem anderen Gebiete liegen, und deren Ende damals noch 
nicht gefommen war. Zu Entrüftung über die Behandlung 
feiner Kirche als eines Gebäudes, das in Deutjchland „erjt von 
Grund aus neu zu errichten fer,“ hatte Der am wenigſten Grund, 
der in demjelben them ſelbſt won „neuer Begründung‘ dieſer 
Kirche redete. Was Weſſenberg hier verlangt, iſt: daß ver fatho- 
liſchen Kirche Die Verfaſſung, welche er ihr mit Hülfe des Bundes 
zu gewinnen wünjchte, durch den Bund garantirt werde, Der 
evangeliichen Kirche die Verfaſſung, welche fie bejaß, nicht garan- 
tirt werde. Und es iſt richtig: nach Fatholifcher Lehre Hat die 
evangeliiche Kirche fein Recht zu bejtehen, alfo auch fein Necht, 
eine Berfafjungsgarantie zu verlangen. Hätten Conjalvi und 
die Dratoren die hier ausgejprochene Forderung gejtellt, jo wäre 
das erflärlich: daß auch Weſſenberg fie jtellte, und daß er fie mit 
io hochmüthigem Unbehagen begründete, zeigt, wie Damals auch 
er zu derjenigen Claſſe fiberaler Katholifen gehörte, die gegen den 
Proteftantismug ultramontan find. 

Man erkennt einen Einfluß feiner Bemühungen in dem von 
jeinem Bruder gearbeiteten öfterreichiichen Gegenentwurfe,) Der 
den preußifchen Aprilentwürfen im Anfaınge des Mai entgegen- 
geſetzt wurde. Derfelbe faßt die beiven in $. 9 und 11 getrenn- 
ten Punkte des preußiſchen Entwurfes folgendergejtalt zufammen : 
(Art. 17) „Die Religionsverjchievenheit der chrijtlichen Glaubens— 
befenntniffe joll feinen Unterfchied im Genuß bürgerlicher und 
politiicher Rechte begründen. Jeder Confeſſion foll die ausjchließ- 
liche Verwaltung der Gegenftände ihres Cultus und ihrer Kirchen- 


1) Klüber Acten ꝛc. 2, 308 fg. Vgl. Pert a. a. D. 4, 426. 
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gelder zuſtehen. Die Angelegenheiten der katholiſchen Kirche ſollen 
mit dem römiſchen Hofe auf der Verſammlung,“ d. h. am Bun— 
destage, „verhandelt werden.“) — Der Unterſchied von dem 
preußiſchen Entwurfe iſt alſo der, daß einerſeits der evangeliſchen 
Kirche und ihrer Rechte, ſowie überhaupt der Verfaſſungsgarantie, 
keine Erwähnung gethan, und daß anſtatt der Ausſicht, die katho— 
liſche Kirche ſolle eine „Verfaſſung erhalten,“ die nicht ſo be— 
ſtimmte Ausſicht auf Unterhandlung mit Rom geſetzt iſt, ſowie 
daß andererſeits der preußiſche $. 9 anders formulirt, und durch 
Erwähnung der ausjchlieglichen Selbftverwaltung ver Cultus— 
gegenjtände und Kirchengelder erweitert wird. Letzteres iſt, wie 
die wejentliche Uebereinftimmung der Ausdrücke zeigt, unzweifel- 
hafte Wirkung der weijenbergifchen Flugichrift, erjteres kann eine 
ſolche Wirkung gleichfalls fein. 

Dom 8. bis 20. Mai folgten Conferenzen zwiſchen Dejterreich 
(Metternich, Wefjenberg d. Ae.), Preußen (Hardenberg, Humboldt) 
und jpäter auch Hannover (Miünfter), in denen aus den nunmehr 
porgeführten Entwürfen und Gegenentwürfen der öfterreichifch- 
preußijche Entwurf?) hervorging, der alsdann von Metternich 
am 23. Mai einer allgemeinen Konferenz der deutſchen Staaten 
vorgelegt ward, um von ihr zur Deutfchen Bundesacte umge- 
arbeitet zu werden. 

In dem vierzehnten und funfzehnten von den fiebenzehn 
Artikeln dieſes gemeinſamen Entwurfs finden fich die beiden von 
Preußen getrennt ($. 9 und 11) aufgeführten, im öfterreichifchen 
Gegenentwurfe vermifchten Momente von Neuem getrennt; wie 
auch an anderen Stellen diefer Plan wieder auf die preufi- 
jhen Entwürfe zurüdgreift. Der 14. Artikel zwar, welcher in 
jeinem hierher gehörigen Theile lautet: „Die Verſchiedenheit der 
drei hriftlichen NReligionsparteien fann in den Ländern und 
Gebieten des deutſchen Bundes einen Unterfchied im Genuß der 
bürgerlichen und politischen echte begründen‘ — weif’t mehr 





') Die bei Bed ©. 235 angeführte Formulirung ift ungenau. 
Gedruckt bei Klüber Acten 2, 314 fg. Ueber feine DBereinbarung : 
Perb Leben Steins 4, 426, Ueber die Zuziehung Minfters Klüber 2, 
341 Note. 
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auf den öſterreichiſchen Maientwurf, und nur fein weiterer, Die 
Juden angehender Theil ift wörtlih aus dem preußifchen Ent- 
wurfe. Aber der 15. Artikel wiederholt beinahe buchjtäblich dem 
zweiten Humboldtichen Aprilentwurf $. 11. Dejterreih hat ich 
dabei mit den Mopificationen begnügt, daß in der Verfaffung, 
welche die katholiſche Kirche „erhalten“ joll, nicht mehr Einheit 
und Gleichförmigfeit gefordert, und daß die Rechte der evangeliſchen 
Landeskirchen nicht mehr als Rechte von „Kirchen“ unter Bundes- 
ichug genommen werden. Weſſenbergs Lebensbefchreiber erzählt," 
es fer demfelben „durch Vermittelung des ihm innigft befreum- 
deten Grafen Münfter, deſſen ſtaatsmänniſche Erfahrung und 
patriotifche Gefinnung in Ddiefer Sache fich bewährten, Die Ver— 
einbarung zu Stande zu bringen gelungen,“ vermöge deren Der 
die katholiſche Kirchenverfaffung betreffende Theil des „preußifchen 
Vorſchlages“ in dieſer Form von Dejterreich acceptirt ward. Der 
15. Artikel, „Religionsweſen,“ lautet in dem nunmehrigen Ent- 
wurfe: „Die fatholifche Kirche in Deutfchland wird, unter Garantie 
des Bundes, eine ihre Rechte und die zur Beltreitung ihrer Be 
dirfniffe nothwendigen Meittel jichernde Verfaſſung erhalten.“ 
„Die Rechte der Evangelifchen gehören in jedem Staate zur 
Landesverfafjung, und ihre auf Friedensſchlüſſen, Grundgejegen, 
oder anderen gültigen Verträgen beruhenden echte werden aus— 
drücklich aufrechterhalten.“ 

War hierin in Betreff der Fatholifchen Kirche, wenn em 
abgefchwächt und nur in Umriffen, die Intention Wefjenbergs 
zum Ausdrucke gelangt, und konnte man das, wie er that, ale 
einen von ihm gewonnenen Erfolg betrachten, jo kam e8 nun 
darauf an, ob die von Oeſterreich, Preußen und Hannover vor— 
geſchlagene Faſſung der Artikel auch von den übrigen deutſchen 
Staaten in deren jetzt beginnender Berathung angenommen wurde. 
Vertreter der Kirche, wie die Oratoren und Schlegel gewollt 
hatten, wurden zu dieſen Berathungen nicht zugezogen. 

Der 14. Artikel kam in der zweiten, noch nicht ganz allge— 
meinen Conferenzſitzung — denn für die kleineren Staaten 
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waren evit fünf Abgeordnete zugelaffen — (26. Mat) zur Sprache, ') 
wobei Bayern diefe „Feſtſetzung der Nechte der verjchiedenen 
chriſtlichen Neligionsparteien” als in die erjte Grundacte des 
Bundes nicht gehörig bezeichnete: „Die Beftimmungen darüber, 
infofern fie nicht Einrichtungen im Innern der Staaten be— 
ſchränken follen, möchten der Bundesverfammlung vorbehalten 
bleiben.“ In Bayern jei die „Öleichheit der bürgerlichen echte 
für die hriftlichen Glaubensgenoſſen“ ohnehin ſchon Grundgeſetz. 
Allerdings war eine Beihränfung der im Inneren jedes Staates 
frei zu treffenden Einrichtungen intendirt, und z. B. für Bayern ein 
bundesgejegliches Verbot, jein Grundgejes zu Ungunften eines 
der drei hrijtlichen Befenntniffe zu ändern. Bayern blieb daher 
mit jeinem Botum allein. Im. ver fünften, jchon völlig allge 
meinen Conferenzfigung (31. Mai) wurde noch zu dem Artifel 
„ſoviel die chriftlichen Religionsparteien betrifft, bemerkt,“ daß in 
einigen Abjchriften des Entwurfes der Ausdruck: drei chriftliche 
Keligionsparteien eingejchlichen jei, und auf die Trage hierauf: 
ob Die Beitimmung diefes Artifel$ auch auf andere chriftliche 
Secten, 3. Bd. Anabaptijten, Mennoniten, Herrnhuter u. ſ. w. zu 
beziehen jei? zwar diefe Auspehnung bedenklich gefunden, gleich- 
wohl, da die Bezeichnung von drei Neligionsparteien jelbft der 
vormaligen deutſchen Neichsverfaffung nicht angemefjen“ fer, die 
nur zwei Neligionsparteien fannte, „beliebt, die Zahl drei aus— 
zujtreichen, und bloß zu ſetzen: chriftliche Religionsparteten.‘ Im 
Vebrigen wurde der Artikel, ſoweit er hierher gehört, denn fein 
die Juden betreffenvder Inhalt bleibt. außer Betrachtung, wie er 
proponirt war angenommen, und bildet den 16. Artikel der 
Bundesacte. 

Der funfzehnte Artikel des öfterreichiichepreußifchen Entwurfes 
wurde gleichfalls in der zweiten und fünften Situng verhandelt. 
In der zweiten proponirte Heſſen-Darmſtadt eine veränderte, 
jpäter auch von Sachjen acceptivte Faſſung, durch welche die der 
evangelijchen Kirchenverfaſſung zugedachte Garantie auf die „fa 
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tholifchen Bundesſtaaten“ bejchränft, ven proteftantifchen Landes— 
herren aljo in diefer Beziehung die Hand frei gehalten, hinficht- 
lich der fatholifchen Kirche aber die Verheißung weggelafjen werden 
follte, ihr die zu Beſtreitung ihrer Bedürfniſſe nöthigen Mittel 
zu fichern. Dagegen follten einige jpeciellere Zuficherungen aus 
den weſſenberg-pleſſenſchen Vorarbeiten aufgenommen, und aus- 
drücdlich ausgefprochen werden, daß „die Grundſätze in Betreff 
der mit dem päpftlichen Stuhle vorzunehmenden Unterhandlungen 
von der Bundesverfammlung gemeinfam verabredet werden” 
würden. Die Hleineren Fürjten beantragten einen ihren Säculari- 
fationserwerb ficherjtellenden Zuſatz.  Holftein hielt, „wenn Die 
Beftimmung, welche das Intereffe der fatholiichen Religion unter 
der Garantie der der größeren Zahl nach proteftantiichen Bun— 
desitaaten betrifft, Widerſpruch finden ſollte, die Weglaffung 
derſelben“ wünſchenswerth. Bayern reſervirte jich nachträgliche 
Erklärung. In der fünften Sitzung „ward bei den wider dieſen 
Artikel gemachten Erinnerungen auf den Antrag des Herrn 
Fürſten von Metternich beſchloſſen, dieſen Artikel ganz aus der 
Bundesacte herauszulaſſen.“ — Sp das Protocoll.) Eine Er— 
läuterung zu dieſen Vorgängen vom 26. und 31. Mai geben 
Weſſenbergs Papiere.“) Er habe, erzählt er, nachdem er zu Wien 
bald eingejehen, daß er fich hierauf bejchränfen müſſe, nur einen 
„in ganz allgemeinen Ausdrüden gefaßten Artikel zum Beten 
einer deutſchen Nationalfirche” zu erlangen gejucht, und deſſen 
Aufnahme in den öſterreich-preußiſchen Plan in erwähnter Weiſe 
erreicht. Außer Metternich und dem älteren Wefjenberg, Harden— 
berg, Humboldt und Münfter habe er dafür auch den nafjauijchen 
Geſandten v. Gagern und den heifen-darmftädtifchen v. Türkheim 
gewonnen. „Nur Bayern und Württemberg zeigten ſich zurück— 
haltend, weil bei dieſen durch fremde Beeinfluſſung — von 
Seiten des Cardinals Conſalvi — wie mir ſchien, bereits die 
Abſicht aufkam, mittels Sonderconcordaten mit dem römiſchen 
Stuhle eigene Landeskirchen zu gründen.“ Die Vorausſetzung 
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eines derartigen Motives lag nicht fern, da beide Negierungen 
am Abjchluffe von Concordaten nur durch Napoleon wider ihren 
Willen gehindert, und von diefem, Hinderniß jett befreit waren. 
Weffenberg verfuchte zwar den bayriichen Gefandten Grafen 
Kechberg, von dem er fonjt bemerkt, er habe zu denen gehört, 
welche „vie ganze Wichtigkeit der Sache und ihre Tragweite für 
die fünftige nationale Geftaltung Deutſchlands“ erfannten, zu 
überzeugen, daß jelbjt wenn Bayern ein Concordat für fich wolle, 
dennoch in feinem Intereffe je, für den 15. Artikel zu ſtimmen: 
aber vergebens. „Wer hätte, meint er, „gegen den Sat‘ in 
der Durch Defterreich und Preußen ihm gegebenen Faſſung „noch 
ein begründetes Bedenken erwarten jollen? Zumal nachdem man 

. auf erhobenes Bedenken des däniſch-holſteiniſchen Gefandten 
ſich bereit erklärt hatte, die Stelle unter Garantie Des 
Bundes zu ftreihen?! Und dennoch erfolgte Oppofition.” Von 
Württemberg zwar ſchon deshalb nicht, weil es an den Plenar- 
eonferenzen, von denen hier die Rede tft, nicht Theil nahm. 
Aber Bayerns Großmachtsgedanfen ferien von Conſalvi benutt 
worden, es „Durch ein in Aussicht gejtelltes günjtiges Concordat, 
in dem neben anderen Conceſſionen auch die Einziehung von 
Kirchengütern in Gnaden nachgefehen werden ſolle,“ zu gewinnen, 
Der bayrifche Gefandte Habe im der zweiten Situng zum Er— 
jtaumen der Uebrigen erklärt über diefen Punkt „nicht inſtruirt 
zu jein — nad dem Protocolle behielt er ſich nachträgliches 
Votum dor —, und habe dann nad erhaltener Inftruction, 
wohl in der fünften Situng, jeine Erklärung dahin ‚abgegeben : 
„Obgleich Bayern das Kirchenweſen als rem domesticam an— 
jehe, welches jeder Souverän für fich allein zu jchlichten habe, 
jo wolle man doch gegen den im vorgelegten Entwurf enthaltenen 
Artikel Nichts einwenden. Aber man fünne dem Zufat in Be— 
treff der Evangelifchen nicht beitreten; Denn „er nehme für die 
Evangelifchen mehr Rechte in Anjpruch, als ihnen nach verän- 
derten Berhältniffen zuftehen könnten.” Die Proteftanten, er— 


zählt Wefjenberg, hätten das als Beleidigung empfunden, und 


„man war daher Willens, um weitere unangenehme Erörterungen 
zu vermeiden, lieber den ganzen Artikel fallen zu laſſen, und die 
SER". 
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Behandlung der Sache ſpäteren Berathungen am Site des 
Bundestages vorzubehalten,“ das heißt, man faßte in ber 
Situng vom 31. Mai auf Nletternichs Vorſchlag den aus dem 
Protocolle vorhin angeführten Beſchluß. 

Zwei Tage bevor er gefaßt ward, Hatten auch die Dratoren „Einige 
Bemerkungen über den Art. 15 in der neuejten Conſtitutionsacte“ 
eingeveicht,') in denen fie gegen diefen Artikel gleichfalls auftreten. 
Sie finden in den beiden in ihren gegenfeitigen Verhältniſſe zu 
faffenden Säten deſſelben, dem über die katholiſche und dem über die 
evangeliſche Kirche, „nach unparteiifcher Prüfung‘ den Inhalt: daß die 
„noch wor elf Sahren an Reichthum, Größe und Anfehen berühmte 
Kirche des katholischen Deutſchlands gegenwärtig feine Rechte, feine 
Mittel, feine Verfaſſung“ habe, während „vie Evangeliihen im 
Beſitz ihrer Rechte, und zwar identificirt mit der Landesverfaſſung,“ 
ſeien. Ihnen werde gegeben, was fie weder fordern, noch bevürfen, 
die „Verficherung, daß ihre auf Friedensſchlüſſen, Grundgeſetzen 
oder anderen gültigen Verträgen ruhenden Rechte ausprüdlich nod) 
aufrechterhalten werden follen, .... dagegen der mit jedem Tage 
wachjende Nothſtand der ſupplicirenden Katholtfen mit einer un— 
beftimmten umd entfernten Hoffnung fich begnügen‘ folle, „welche 
auch in ihrer beiten Auslegung der .... Kirche .... die Sentenz 
des Todes ohne Weiteres anfündigt.“ Sie wollen den Protejtan- 
ten jene Gunſt nicht mißgönnen, können aber Fatholifcherjeits ſich 
der ſchwerſten Bedenken nicht erwehren. Denn jcheine Der 
Artikel auch, nicht zu jagen, „daß die Rechte der Fatholtichen 
Kirche in Deutjchland nicht gleichfalls auch auf ihren Grundge- 
ſetzen, Friedensſchlüſſen und anderen gültigen Verträgen beruhend 
aufrechterhalten werden ſollen,“ ſo dränge er doch beſonders im 
Nachſatze die Frage auf, „wer denn über die Rechte der katho— 
liſchen Kirche zu entſcheiden, wer ihr ihre angemeſſene Verfaſſung 
rechtskräftig zu geben habe?“ Etwa der Bund? Das ſei weder 
geſagt, noch möglich. Die katholiſchen Bundesfürſten würden 
ihre Incompetenz nicht verkennen, die proteſtantiſchen „ſich vor 


der philoſophiſchen Welt doch nicht wohl in den Widerſpruch 


1) Am 29. Mat 1815. Klüber Aecten 2c. 4, 295 fg. 


Dratoren: 29. Mai 1815. 485 


mit ſich jelbit jegen wollen, Oppofition und Patron zugleich zu fein.” 
Auch eine Eigenthumsreftitution an die fatholifche Kirche, oder 
ihre „Entſchädigung durch geficherte Dotationen und Beſtimmung 
der NRegentenverhältnijie ihrer Geift- und Körperregierung,“ wenn 
Derartiges in Artikel 15 intendirt fein jollte, könne „nicht wohl 
einfeitig” geichehen. „Wird — kann wohl das Oberhaupt der 
Kirche die einftitige Meinung einer erklärten DOppofition als 
Geſetz für die katholiſche Kirche Deutfchlands anerkennen ?” Die 
Dratoren weifen auf die verderblichen Folgen eines jolchen Bor- 
gehens, gegen das fie Verwahrung einlegen, Hinz verfichernd, das 
fatholifche Deutſchland fuche feine Beruhigung einzig in der 
Garantie de8 Bundes für das der deutſchen katholiſchen Kirche 
zuftehende Hiftoriiche Recht. Wie fie dafjelbe namentlich in 
Bezug auf das Vermögen ihrer Kirche verjtanden, fagten fie 
nochmals in einer befonderen Denkichrift „Ueber den Werth ver 
Geſetze des Reichsdeputationshauptſchluſſes vom Jahre 1803 in 
Anſehung der Säculariſation der geiſtlichen Güter“'), von der 
Klüber bemerkt, daß fie gleichfalls im Meat von ihnen übergeben 
worden fei. Sie erklärt den Deputationsichluß in dem genannten 
Punkte aus drei Gründen für „Fundamentlos und null.” Erſtens 
weil die Entſchädigung für das am linken Rheinufer Verlorene 
nicht Denen habe auferlegt werden können, die an diefem Ver: 
luſte am wenigjten. jchuldig, ja vollig unfchuldig gewefen feien, 
zu Gunjten der Schuldigeren. Zweitens weil die beutfchen 
KReihsfürften die im Deputationsichluffe aufgeftellten Bedingungen 
und Grenzen der Säcularifation in einer Reihe fpeciell hervor— 
gehobener Punkte nicht gehalten haben; weshalb „Die Nichtigkeit 
der Säcularifation aus dem Grunde über allen Einwand erhaben 
ericheine, weil die Bedingungen nicht erfüllt und die ausdrücklichſten 
Geſetze nicht geachtet worden find.” Wäre das indeß auch ge- 
ichehen, und wäre der Säcularifationsgrund als jolcher zu recht- 
fertigen, jo würde nach Wiedererwerbung des linfen Rheinufers 
er doch drittens jest deshalb wegfallen, weil causa sublata 
tollitur effeetus. „Gerecht, billig und der deutſchen Fivelität 
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würdig‘ jet allein: die Säcularifation, gegen welche ohnehin der 
Bapjt wegen Unantaftbarkeit und Unveräußerlichkeit des Kirchen- 
eigenthumes feierlich protejtirt habe, „aus den Annalen zu ver- 
wiſchen.“ 

Weniger als das bayriſche Votum, ſoviel aus Weſſenbergs 
Mittheilungen zu ſchließen iſt, und weniger als es auf den 
erſten Blick ſcheinen könnte, wenden ſich die Oratoren gegen 
eine Garantie des proteſtantiſchen Kirchenbeſtandes durch den 
Bund. Aber ſie erkennen, daß der evangeliſchen Kirche ein 
concreter, hiſtoriſch gewordener Rechtsbeſtand garantirt werden 
ſoll; und gerade das iſt, was ſie — unter Nichtigerklärung aller— 
dings der Säculariſationen von 1803 — für ihre eigne Kirche 
vergebens fordern. Sie halten es für eine Unbill, daß jener 
gegeben werden ſoll, was der katholiſchen Kirche, wie ſie ſie ver— 
ſtehen, verſagt wird; das Gefühl dieſes Unrechts alſo ſpricht aus 
ihnen. Im Uebrigen iſt ihre Eingabe mehr gegen Weſſenberg 
gerichtet. — Inwieweit ſie von Conſalvi dictirt war, was dieſer 
ſonſt etwa in der Sache gethan, und inwiefern Das, was er 
und die Oratoren thaten, bei der Entſcheidung mitgewirkt habe, 
ſteht dahin. 

Im April hatte ähnlich auch Weſſenberg gegen die Garantie 
der evangeliihen Kirchenverfaffungen gejprochen; jest war er 
anderer Meinung darüber, und jagt, der Sat enthalte Nichts, 
was jich nicht won ſelbſt verſtehe.) Am 1. Junius ſchrieb er, 
um den Beſchluß vom 31. Mat rückgängig zu machen, an feinen 
Better Metternich, und bat „injtändigjt, für die verlafjene deutſche 
Kirche in dieſem wichtigen Augenblide ein kräftiges Wort zu 
iprechen, Damit die heilige Schuld, welche die deutſchen Regierungen 
nach Auflöfung des Reiches der deutichen Nation gegenüber in 
einer der wichtigſten ihrer Angelegenheiten contrahirt haben, in dem 
Grundbuche der deutſchen Berfaffung nicht unerwähnt bleibe. 
Es wäre doch wahre Schande vor den Augen der Welt, wenn 
die in Deutichland wohnenden Juden mehr Gehör und Berüd- 
fichtigung fünden, als das deutſche Volk ſelbſt Hinfichtlich einer 
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Garantie und Sicherftellung feiner kirchlichen Interefien! Durch 


eine gemeinfame Behandlung der firchlichen Angelegenheiten 
können die deutichen Staaten durchaus nur gewinnen, durch das 
Gegentheil nur verlieren. .... Wird aber jest Nichts darüber 
feitgejtellt, jo läßt fich auch feiner: Zeit von der Bundesver— 
fammlung Nichts erwarten. Jetzt vermögen die. Negterungen 
vereint Rom ımd jeinen Anmaßungen gegenüber Alles; ſpäter 
werden fie... . vereinzelt zu ihrem eignen Schaden unterliegen. 
. . Defterreihs Fürſprache wird hier gewiß am  fräftigiten 
wirken,” u. ſ. w. Aehnlich ſchrieb er much an andere hervor» 
ragende Mitglieder des Congreſſes, ſuchte namentlich die Preußen 
zu bearbeiten, und von Münſter unterſtützt erreichte er, daß 
ſchon am folgenden Tage (2. Junius, ſiebente Sitzung) der 
Beſchluß) gefaßt wurde, in die Bundesacte fer ein Artikel wie— 
dereinzufchteben, durch den „im Allgemeinen die Rechte der Fatho- 
liſchen und evangelifchen Kirche gewahrt würden, welcher ven 
Protocol .... beiliegt,“ und lautet: „Die katholiſche Kirche in 
den deutjchen Bundesjtaaten wird eine ihre Nechte und Dotation 
jihernde DVerfafjung erhalten. Ebenſo werden die Rechte Der 
Evangeliſchen in jedem Bundesjtaat in Gemäßheit der Friedeng- 
ihlüffe, Grundgeſetze, oder anderer gültiger Verträge aufrecht 
erhalten.” Im Wejentlichen ift das wieder der alte, am 31. Mai 
bejeitigt gewejene Artifel: nur daß in Annäherung an den 
früheren heſſendarmſtädtiſchen Antrag ftatt „zur Beſtreitung ihrer 
Bedürfniſſe nothiwendige Mittel” einfach „Dotation“ gejagt, und 
in Bezug auf die Berfaffung der evangelifchen Kirche der Sat 
weggelajjen wird, daß jie zur Landesverfaſſung gehöre. Für 
diefe Faſſung entichied jih 3. Junius die Mehrheit; venn als 
im der (achten) Situng dieſes Tages Sachen erklärte, daß es 
angemwiejen jei, dem heſſen-darmſtädtiſchen Antrage vom 26. Mai 


beizutreten, „blieben die mehriten Stimmen bei der vorgefchlagenen 


Redaction,*) und in der folgenden Conferenz (5. Junius) ſprach 
nur noch Gagern als luxemburgiſcher Bevollmächtigter „pen 
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Wunſch“ aus, „daß auf Erinnerung des Cardinals Conſalvi an 
Stelle des Wortes Verfaſſung das Wort Einrichtung 
oder ein anderes paſſendes gewählt werden möge, um den An— 
ſtand zu heben, der hin und wieder durch die Mißdeutung des 
Wortes Verfaſſung veranlaßt ſei.“ Conſalvi's in ſolcher Richtung 
erhobene Bedenken, von denen Genaueres nicht vorliegt, konnten 
nur gegen eine Prägnanz des Wortes Verfaſſung im weſſen— 
bergiſchen Sinne gehen. Wenn nun ein-Freund Weſſenbergs 
vorſchlägt, ihnen entgegenzukommen, ſo war das, um deſſen 
Sache zu ſalviren; Weſſenberg bemerkt,) daß Gagerns Antrag 
angenommen jet. Der Artikel ſchien alſo am 5. Junius geſichert. 

Nur Bayern hatte ſeinen Widerſpruch nicht fallen laſſen, 
und was Conſalvi und die Oratoren noch geltend machten, faßt 
der Schluß ihrer neueſten Denkſchrift über die Säculariſation 
folgendergejtalt?) zuſammen: „Wenn die Weisheit des deutſchen 
Congreſſes gegenwärtig, wo fein Grund mehr, noch irgend ein 
Tribunal der Gerechtigkeit denkbar tft, welches jenen Säculari- 
jationsact von 1803 „als rechtmäßig und rechtskräftig anerfen- 
nen, oder den jo gearteten Beſitz dieſes unveräußerlichen und un— 
bedingt notbwendigen Kircheneigenthums canonifiren möchte, nun 
dejjenungeachtet jenen Act durch einen neuen .... ganz bedächt- 
(ich freien Act... . bejtätigen, und bei den außerordentlich geän— 
derten Regierungen .... ohne möglich denkbare Garantie feſt⸗ 
gehalten wiſſen wollte: ijt es wohl möglich, daß das Oberhaupt 
ver fatholifchen Kirche je diefen Beraubungsact canoniſiren könne? 
Was werden daraus für Staat und Kirche für .... Folgen 
entjtehen? Leider jcheinen Durch einen ſolchen Aet Die bisherigen 
mühevollen, bejcheidenen petitoriichen Acten geſchloſſen, und aus— 


geſprochen zu ſein: die Kirche ſoll geſchlachtet ſein.“ Weſſenberg 


hielt für nöthig, der Gefahr, welche dem Artikel doch noch drohete, 
mit einer neuen Denkſchrift entgegenzutreten, die, am 8. Junius 
abgegeben, in dieſen Tagen entſtanden ſein muß.“ Er wendet 
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ſich damit nicht gegen die Oratoren, deren Oppofitton er auf ſich 


beruhen laſſen konnte, da ihren Gründen nachzugeben ohnehin 
politifch nicht möglich war, ſondern er bejchäftigt fich mit dem 
bayriichen Widerjpruche. „CS gehet Die Rede,“ jagt er, „daß 


neuerdings ein Antrag wird gemacht werden, den Artikel in Be— 


treff der katholischen Kirche in Deutjchland aus der Bundesacte 
ganz wegzulafien, und zwar aus dem Grunde, weil dev nämliche 
Artikel der protejtantiichen Kirche Rechte zufichern wolle, die zum 
Theil mit den veränderten Verhältniſſen und dem jetigen Zeit- 
geifte nicht in Einklang ftehen. Die fatholiiche Kirche aber, 
meint er, ftehe in Deutſchland jett anders, als die protejtanti- 
ſche. Dieje habe „Durch die politiſchen Veränderungen der neue 
jten Zeiten weder ihre Verfafjung und Rechte, noch ihr Eigen- 
thum verloren“, während jener alles Dies durch die Säculariſation 
und deren Folgen beinahe ganz genommen ſei. „Der protejtan- 
tiſchen Kirche wird Durch den Artifel des Bundesvertrages, welcher 
die völlige politiiche und bürgerliche Gleichjtellung der drei chrijt- 
lichen Confeffionen in Deutſchland ausjpricht, ihre verfaſſungs— 
mäßige Erijtenz Hinveichend gefichert, .... der katholiſchen Kirche 
fehlt es jetzt gänzlich an einer geficherten politiſchen Eriftenz . .. . 
Einleuchtend iſt demnach Die Gerechtigkeit des Verlangens, daß 
in der Acte, welche über die allgemeinen Angelegenheiten von 
Deutichland bleibende Bejtimmungen enthält, auch die bejtimmte 
Zuficherung einer neuen, zweckmäßigen Begründung der politifchen 
Eriftenz der katholiſchen Kirche aufgenommen werde,” über 
deren Hauptinhalt Weſſenberg feine früheren Vorſchläge kurz 
wiederholt. Er giebt alſo anheim, die Zuficherungen für die 
evangeliſche Kirche aus dem Artifel wegzulafien, die für Die 


katholiſche feitzuhalten. Seine anonyme und weniger rüdfichts- 


voll ausgedrücte Meinung war das bereits im April. Die naive 
Impudenz derjelben zeigt ſich aber ſchon in den erjten Worten 
feines jetzigen Schriftftückes, welche den Artikel, der die enangelifche 
Kirche genau jo viel, wie die fatholifche betraf, als den Artikel 
„in Betreff der Fatholiichen Kirche”. bezeichnen. Wäre er jelbft 
nicht zu Spät gefommen, geholfen hätte das Weſſenberg wohl nicht 
mehr; denn für die Protejtanten war es eine Ehrenfache ihres 
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Bekenntniſſes, den ihre Kirche der Fatholiichen gleichjegenden 
Theil des Artikels nicht fallen zu lafjen. 

Indeß das Schriftjtüd fam auch zu ſpät. Im der zehnten 
Situng der allgemeinen Conferenz, am 8. Junius, „ſchlug“ — 
wie das Protocol’) jagt — „Bayern die Auslajjung dieſes 
Artifels, welche ſchon früher einmal in Antrag gebracht ward, 
vor, und wurde in der Hinficht beliebt, daß dieſer Artifel, ſowie 
er daliege, ſchwer zu fallen fer, in nähere Beftimmungen hinein- 
zugehen aber manche Bevenklichkeiten habe. Und wie num jolcher- 


geftalt die Bezifferung des folgenden Artikels .... um eine Zahl - 


niedriger wird,’ u. ſ. w. Man ließ ihn ein zweites Mal weg, 
und dabei ift es geblieben. Weſſenberg erzählt,?) daß, ausge- 
nommen Bayern, jümmtliche Gefandtichaften für ven Artikel 
gejtimmt haben: da aber Bayern jtarr auf feinem Votum ge— 
blieben und da von Conſalvi und den Dratoren feierlich gegen den 
Artikel proteftirt worden fer, jo habe man wie oben bejchlofjen. 
Defterreich hatte Fein fpecielles Interefje an der Sache, denn es 
jollte außerhalb der angejtrebten deutſchen Kirche bleiben. Das 
Princip der Sonderconcordate entſprach außerdem feinem Gejammt- 
jtreben, das Band der Bundesgemeinichaft zu Iodern. Endlich 


fojtete e8 ihm Nichts, Bayern und dem Papfte hier einen Ger 


fallen zu thun. Sp ließ Metternich Die Sache fallen, und wenn 
beide fatholiiche Bundesitaaten und der Papſt dagegen waren, jo 
lag für Die protejtantiihen Kegierungen fein Grund, wie feine 
Ausficht, fie zu Halten, vor. Sie wurde aufgegeben. 


Am 14. Junius, ſechs Tage nachdem dies gejchehen war, 


folgte ver Schlußact in der Neihe der Hier betrachteten kirchlichen 
Songreßverhandlungen. 

Conſalvi hatte die Befriedigung gehabt, Wefjenbergs Unter: 
nehmungen am Congreſſe mißlingen zu jeden; aber auch ihm 
war nicht gelungen, Dasjenige dort zu erreichen, was in Betreff 
der deutſchen Kirche feine Aufgabe geweſen war: er fand ſich im 
der Nothwendigfeit, gegen den Gang der firchlichen Verhandlungen 





', Klüber Acte 20. 2, 535. 
2) Bed Wefjenberg ©. 240. 
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am Congreſſe zu proteftiren; und führte dies in einer lateinischen 
Urkunde‘) aus, die er den Gefandten der acht Unterzeichner 
des eriten parifer Friedens übergab, und deren Aufnahme in das 
Congreßprotocoll er begehrte. Er referirt darin den Inhalt 
feiner Eingabe an das deutjche Gomite vom 17. November 1814, 
von welcher oben die Rede gewejen ijt, berührt, daß er auch 
außerdem ſich alle Mühe gegeben habe, die Firchlichen Congreß— 
geichäfte im Intereſſe feiner Miffton zu influiren, und jpricht die 
Hoffnung aus, daß die Verfaſſungsſachen der Kirche (res eccle- 
siastieae) jich durch weitere Verhandlungen noch correct gejtalten 
würden. Dagegen in Betreff des Kirchengutes. (temporales 
Eeelesiarum Germaniae possessiones) ſei auf dem Congreſſe 
Mancherlei theils beſchloſſen, theils bei Beſtand gelafjen worden, 
was den Papſt nur Hoch betrüben fünne. Denn nicht nur feien 
die geijtlichen Fürſtenthümer nicht wieverhergeftellt, vielmehr deren 
Säculariſation aufrechterhalten, jondern es ſeien auch fonftige 
geistliche Güter und Einkünfte in unberechtigter Hand und zu 
jtiftungswidrigen Zweden verwendet gelaffen; nicht minder fei 
das heilige römiſche Reich nicht wiederaufgerichtet. Dergleichen 
der Kirche zugefügten Schaden könne der Papft nicht jtillichweigend 
anfehen, damit er ihn nicht zur billigen fcheine; müfje ihm viel- 
mehr widerſprechen. Daher er, Conſalvi, wie einft der Cardinal 
Chigt auf dem weſtphäliſchen Frievdenscongreffe gethan, gegen 
Alles, was auf dem Wiener Congrefje der Kirche zu Nachtheil 
gejchehen jet, *) in bejter Form Nechtens proteftire. ES zugleich, 
wie damals zu Münſter Chigi gethan hatte, ausprüclich fir nich— 
tig zu erklären, wagte ev doch nicht. Papft Pius VII. bejtätigte 
diejen Protejt am Schlufje einer Alloeution vom 4. Sept. 1815.°) 

Auch der Wiener Congreß hatte alſo nicht wiederaufgebaut, 
was die leiste Neichszeit nievergeriffen hatte, | 

') Gedruckt bei Klüber Acten ꝛc. 6, 441 fg. Die paraphrafirende 
Note, mit der Conſalvi diefe Protejtation begleitete, daſelbſt S. 437 fg. 

2) Contra omnia, quae in hoc Vindobonensi Congressu in prae- 
jJudicium jurium et rationum Ecclesiarum Germaniae atque etiam 
Sanctae Sedis, vel sancita, vel manere permissa sunt, et contra damna 


omnia, quae divino cultui animarumque saluti inde proveniant. 
9) Pistolesi Vita di Pio VII. 4, 153. Bullar. Rom. Contin. 13,394 fg. 
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